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Mietpreistreiber und Spekulanten
Die Regierungspolitik forciert die Ausplünderung auf dem privaten Wohnungsmarkt

Pie Regierungsparteien haben mit ihrer festgelegten Woh­
nungsbaupolitik in keinem Punkt auf die Forderungen der 
Mietetbewegung Rücksicht genommen. Mietpreistreiber, 
Spekulanten und Mietwucherer toben sich in der Bundesre­
publik aus und dehnen ihr gewissenloses Gewerbe auf die

DDR-Bundesländer und Ostberlin aus. Eine FDP-Ministe- 
rin sorgt für die gebührende Repräsentanz dieser Kreise. 
Besondere Bedeutung kommt in dieser Situation der kom­
munalen Wohnungswirtschaft und dem Kampf um mehr 
preis- und belegungsgebundene Wohnungen zu.

Die jetzt in der Koalitionsvereinbarung 
zur Wbhnungsbaupolitik getroffenen 
Festigungen stehen in einer gewissen 
Kontinuität der Regierungspolitik in den 
letzten Jahren. An den Punkten Miet- 
uivhnungsbau. sozialer Wohnungsbau 
und Mietrecht soll dies — für die alten 
Bundesländer — verdeutlicht werden.

Im Frühsommer 1989 wurde die de­
gressiv Abschreibung (§7 Abs. 5 
EStG) für den Neubau von Mietwohnun­
gen erhöht. Im Regierungslager wurde 
die Hoffnung propagiert, daß damit in 
den nächsten fünf Jahren rund 300000 
zusätzliche Wohnungen gebaut würden. 
Diese Maßnahme begünstigt allenfalls 
Mietwohnungen der obersten Mietkate­
gorie. die genau für diejenigen Woh­
nungssuchenden unerreichbar sind, die 
am dringendsten eine Wohnung benöti­
gen. Leute mit niedrigem Einkommen 

Irak: Große Aufstände in Süd-Kurdistan

Das irakische Regime hat offenbar die Kontrolle über große Teile der kurdischen Ge­
bote im Norden verloren. Sprecher der Kurdistan-Front-Irak erklärten, bis auf die 
Stadt Mossul kontrollierten sie praktisch alle kurdischen Gebiete. Sollten die Aufstän­
dischen einen eigenen kurdischen Staat proklamieren, droht ihnen auch von anderer 
Seite Gefahr: Der türkische Staatspräsident Özal hatte schon vor Wochen angekün­
digt, in einem solchen Fall werde die Türkei intervenieren. Bild: Kurdische Aufständi­
sche vor einem Wandbild Saddam Husseins. — (rül)

brauchen eine billige Mietwohnung. 
Dies wird aber durch das bestehende 
Mietrecht verhindert. Da bei Neuver­
mietungen Mietsteigerungen von 40% 
und mehr gerade in Ballungsgebieten 
keine Seltenheit sind, verringert sich 
ständig der Bestand an billigen Miet­
wohnungen.

In der neuen Koalitionsvereinbarung 
soll der Mietwohnungsbau jetzt durch 
die Förderung von Werksmietwohnun­
gen ergänzt werden. Der Haupt verband 
der Deutschen Bauindustrie sieht darin 
eine Möglichkeit, das ,.verhaltene Woh­
nungsbauwachstum“ zu stimulieren. 
Eine Lockerung des Kündigungsschut­
zes sei aber erforderlich. Begründet 
wird dies fadenscheinig mit der Zunah­
me von befristeten Arbeitsverhältnissen. 
Arbeitsplatzverlust und Obdachlosig­
keit?

Im sozialen Wohnungsbau werden die 
Haushaltsmittel — in den nächsten fünf 
Jahren jährlich zwei Milliarden DM, be­
zogen auf den Haushaltsansatz von 1990 
— fast ausschließlich für die Eigentums­
bildung im sozialen Wohnungsbau und 
für den dritten Förderungsweg, also für 
den Bau von Wohnungen vorgesehen, 
die allenfalls sieben Jahre preis- und be­
legungsgebunden sind. Nur 150 Mio. 
DM waren für den Bau von Mietsozial­
wohnungen im ersten Förderungsweg 
eingeplant. In der neuen Koalitionsver­
einbarung taucht der soziale Wohnungs­
bau in den alten Bundesländer nur als 
Fortschreibung dieser Politik auf. Jedes 
Bundesland wird darin verpflichtet 
„mindestens 2/3 der ihm zugeteilten 
Bundesfinanzhilfen für den sozialen 
Wohnungsbau im 3. Förderungsweg 
einzusetzen“. Die Regierung plant eine 
Ausweitung von Armutsverhältnissen. 
So werden z.B. in München von gegen­
wärtig 105000 Sozialwohnungen bis 
1995 nur noch ca. 50000 übrigbleiben, 
weil die Sozialbindung wegfällt.

Die Senkung der bisherigen 30 %-Re­
gelung auf jetzt 20 % in drei Jahren bei 
Mietsteigerungen in bestehenden Miet­
verträgen (Kappungsgrenze) gilt nur für 
einen Teil des Wohnungsmarktes. In 
Häusern, die nach 1980 gebaut wurden, 
soll sich überhaupt nichts zugunsten der 
Mieter verändern. Bei Wohnungen, die 
billiger sind als die hochstzulässige Be- 
wifligungsmiete im sozialen Wohnungs­
bau, soll die 20 %-Grenze ebenfalls kei­
ne Anwendung finden. Für diese beson­
ders preisgünstigen Wohnungen wurde 
stattdessen eine neue Obergrenzc ge­
schaffen, die 20 % über der Höchstbe­
willigungsgrenze liegt.

Mit der Koalitionsvereinbarung der 
Bundesregierung wird das unsoziale 
Bodenrecht nicht angetastet, das inzwi­
schen dafür verantwortlich ist, daß in 
Ballungsgebieten die Hälfte der Miete 
für den Bodenwucher bezahlt werden 
muß. Ein notwendiges Umwandlungs­
verbot von Miet- in Eigentumswohnun­
gen stand nie zur Diskussion, und der 
Mietwucher soll nach wie vor erst dann 
beginnen, wenn 20 % über der ortsübli­
chen Vergleichsmiete verlangt wird. 
Für die Wohnungsfrage in den DDR- 
Ländern sieht die Koalitionsvereinba­
rung eine Sonderbehandlung vor. Der 
volkseigene und genossenschaftliche 
Wohnungsbestand soll ausradiert wer­
den. — (dil)

„Der Frieden ist immer das Werk der Gerechtigkeit“. Mit dieser zynischen Überschrift 
schmückt die Vatikan-Zeitung „L’Osservatore Romano“ obenstehendes Bild vom 
Empfang Minister Stoltenbergs, des MilitärattacheöS Ziervogel (links) und des künfti­
gen Generalinspekteurs, Generalmajor Naumann (rechts) beim Papst. — (rül)

Tarifrunde im ö.D. beendet
Die Hälfte der Beschäftigten erhält 6%, die andere mehr

Zu dem Abschluß von 6 % erhalten be­
stimmte Beschäftigtengruppen eine Ein­
kommenserhöhung durch sogenannte 
Strukturverbesserungen. Mit dieser 
Verknüpfung ist dem Dienstherr nicht 
nur eine weitgehende Spaltung der Be­
schäftigten gelungen, sondern zugleich 
ein tiefer Einschnitt in das bisher als ein­
heitlich geltende Tarifgefüge.

Auf den ersten Blick scheint der Ab­
schluß nicht niedrig, und Schäuble als 
Verhandlungsführer muß sich allerlei 
Kritik gefallen lassen. Für die Wirt­
schaft sei „dieses Tarifdatum von 6 + x 
Prozent fatal“ und „die Tarifrundc 1991 
verdorben worden“, schreibt das Han­
delsblatt. Und; „Es wäre besser gewe­
sen, wenn Schäuble und die anderen. . . 
die Warnstreiks als das Scheitern der 
Verhandlungen interpretiert hätten.“

In der Tat sah es lange so aus, als wür­
de die ÖTV diesmal zu mehr als Warn­
streiks greifen müssen. Viele Beschäf­
tigte im ö.D. haben deshalb am 12./13. 
März ihre Bereitschaft zum Arbeits­
kampf demonstriert; die Beteiligung war 
besser als erwartet — trotz des Ver­
suchs, die Warnstreiks zu illegalisieren.

So dürfte die Einschätzung, daß die 
ÖTV streikfähig war, ein Grund für das 
höhere Angebot gewesen sein. Deshalb 
gibt es auch lobende Worte für Schäuble 
und Wulf-Mathies, die „ein hohes Maß 
an Verantwortungsbewußtsein“ bewie­
sen hätten. (Der Tagesspiegel).

Um tatsächliche Einkommensverbes­
serungen betrogen sind u.a. die Beschäf­
tigten in Arbeitsämtern, Sozialämtern, 
Finanzverwaltungen, die seit Jahren ex­

tremen Arbeitsbedingungen ausgesetzt 
sind und durch die Annexion der DDR 
zusätzlich belastet werden; das gleiche 
gilt für einfache Angestellte und Sachbe­
arbeiter in sonstigen Verwaltungen, 
Schreibkräfte, Sekretärinnen. Für sie 
muß die Behauptung der ÖTV, man ha­
be wieder Anschluß an die allgemeine 
Einkommensentwicklung erreicht, wie 
Hohn klingen.

Was die 750000 Arbeiter, 150000 
Meister/Techniker/ Ingenieure, 
300000 Beschäftigte im Pflege- und Er­
ziehungsdienst nun konkret an Struktur­
verbesserungen nach Hause bringen 
werden, wird sich erst in Monaten er­
weisen, mit Sicherheit jedoch jeder Ver­
schiedenes. Denn keine Erhöhung um­
faßt eine ganze Berufsgruppe, besten­
falls Teile daraus. Im Arbeiterbereich 
betragen die Einkommenserhöhungen je 
nach Dienstalter und Lohngruppe zwi­
schen 34,91 und 85,75 DM in Lg. 1 
bzw. 219,05 und 281,18 in der neuge­
schaffenen Lg. IX. Das wesentliche 
Kennzeichen der Strukturverbcsserun- 
gen ist Differenzierung nach Vorbil­
dung, stärkt somit die Hierarchie. Nicht 
unerwähnt soll bleiben, daß die Große 
Tarifkommission der ÖTV mit diesem 
Abschluß gleich gegen zwei Gewerk­
schaftstagsbeschlüsse verstoßen hat: 
Mit der Zustimmung zur Veränderung 
von § 15.7 BAT wird die Arbeitszeit­
verkürzung für viele Beschäftigte hinfäl­
lig; zum anderen hatte der a.o. Gewerk­
schaftstag im Februar die Verrechnung 
der laufenden Tarifrunde mit den Struk­
turverbesserungen abgelehnt. — (har)
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Rüstungsexporte: 
PDS/LL beantragt Verbot

Die PDS/LL im Bundestag hat ein Ver­
bot aller Waffenexporte verlangt. In 
dem Antrag fordert sie eine Änderung 
von Artikel 26 Grundgesetz mit dem 
Ziel, ..den Export von Kriegswaffen und 
rüstungsnahen Gütern“ zu verbieten 
und einen Verstoß unter Strafe zu stel­
len. Außerdem fordert sie die Bundesre­
gierung auf, eine Übersicht über alle seit 
1975 erteilten Exportgenehmigungen 
für rüstungsnahe Güter vorzulegen und 
gesetzliche Grundlagen für eine Veröf­
fentlichung und damit Kontrolle von 
Exportgenehmigungen zu schaffen. 
Quelle: Bundestagsdrucksache 12/116 — (rül)

Aufruf in Leipzig zum Stern­
marsch nach Bonn am 1. Mai

Auch am 25. März richtete sich die Leip­
ziger Montags-Demonstration massiv 
gegen die Politik der Bundesregierung 
und insbesondere ihrer Treuhandanstalt. 
Erneut wurde gefordert, daß der Bun­
deskanzler die Konsequenz aus seinem 
großen Irrtum zieht und den Hut nimmt. 
Der auf der vorhergehenden Demonstra­
tion geborene Gedanke eines Sternmar­
sches der Bürger der neuen Bundeslän­

der nach Bonn wurde erneut aufgegrif­
fen und vorgeschlagen, diesen Marsch 
am 1. Mai, dem Kampftag der Werktäti­
gen, durchzuführen. Die SPD-Spitze, 
die natürlich bei dieser Entwicklung 
nicht den Anschluß verpassen will, kam 
auch nach Leipzig. Da sie nicht reden 
durften, schickten sie ihren Leipziger 
Oberbürgermeister, Lehmann-Grube, 
ans Rednerpult. Was er den Leipzigern 
zu sagen hatte, ging aber in einem Pfeif­
konzert unter. — (sta)

Kurdenprozeß: Anklage 
steht vor Scherbenhaufen

Der Prozeß gegen 16 Kurdinnen und 
Kurden vor dem OLG Düsseldorf wird 
immer mehr zu einer schweren Nieder­
lage für die Bundesanwaltschaft. In der 
letzten Woche bot das Gericht 8 der 16 
Angeklagten die Einstellung des Verfah­
rens wegen „geringer Schuld“ an — und 
das, nachdem diese zum Teil über zwei 
Jahre in Isolationshaft gesperrt waren! 
Nur 3 der 16 Angeklagten sind noch in 
Haft, der zweite Kurdenprozeß in Celle 
ist mit dem „Angebot“ in Düsseldorf 
praktisch gescheitert, bevor er richtig 
begonnen hat. Die Gefangenen haben 
die angebotene Einstellung — der in 
sechs Fällen selbst die Bundesanwalt­

schaft zugestimmt hatte — abgelehnt. 
Sie fordern die Freilassung auch der 
letzten drei Gefangenen, ihren Frei­
spruch und die Einstellung des ganzen 
§ 129a-Verfahrens. Wir dokumentieren 
die Erklärung der Angeklagten auf Seite 
7. - (rül)

Spranger fordert Fall aller 
Südafrika-Sanktionen
In einem Interview mit der Kölner Zei­
tung „Express“ am 24.3. fordert der 
Minister für wirtschaftliche Zusammen­
arbeit, CSU-Spranger, alle Sanktionen 
gegen Südafrika sofort aufzuheben — 
mit alten, neu aufpolierten Argumenten: 
„Bei der Aufrechterhaltung wirtschaftli­
cher Sanktionen würde die darunter be­
sonders leidende schwarze Bevölkerung 
politischen Extremisten in die Hände 
treiben.“ Der südafrikanische Staats­
präsident ist derzeit auf einer Reise 
durch die skandinavischen Staaten, die 
seit Jahrzehnten den ersten Vertreter 
Südafrikas empfangen. Die Bundesre­
gierung hat die Reise gemeinsam mit an­
deren EG-Staaten genutzt. Spranger teilt 
mit: „Mit unsere EG-Partnern befinden 
wir uns in einem kontinuierlichen Pro­
zeß ... zu einer engeren Kooperation 
mit Südafrika zu kommen.“ — (uld)

Angehörigen-Info
Urteil wegen § 90 a StGB

Der Tod der vier RAF-Gefangenen in 
Stammheim 1977 sei durch den folgen­
den Untersuchungsausschuß des baden- 
württembergischen Landtag als „Selbst­

mord“ bewiesen, der Vorwurf staatli­
chen ,,Mordes“ an diesen Gefangenen 

sei damit zweifellos staatsverleumdc- 
risch und zu strafen. Mit dieser ,,Be­
gründung“ verurteilte das Landgericht 
Köln am 21. März die Adelheid Hinrich- 
sen als Verantwortliche der Angehöri­
gengruppe für das Angehörigen-Info 
und Christiane Schneider als presse­
rechtlich verantwortliche Redakteurin 
wegen Abdrucks einer Angehörigen-Er- 
klärung im Info Nr. 30, in der der Tod 
der Gefangenen als „Mord“ gewertet 
worden waren, zu je 60 Tagessätzen 
Geldstrafe, Adelheid Hinrichsen zu 60 
mal 20 DM, Christiane Schneider zu 60 
mal 30 DM. Das Gericht wischte sowohl 
das vorherige Urteil des Amtsgerichts, 
das von einem unvermeidlichen Ver­
botsirrtum der Angeklagten gesprochen 
hatte, weil selbst das Landeskriminal­
amt Hamburg in der Erklärung nichts 
Strafbares zu sehen vermochte, wie die 
Ausführungen der Angeklagten einfach 
beiseite. - (rül)
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Aktuell in Bonn

Pöhl kritisiert Kohl
Auf einem Treffen mit Vertretern des 
Kapitals, der Gewerkschaften und der 
neuen Bundesländer wies Bundeskanz­
ler Kohl (CDU) die Kritik des Bundes­
bankchefs Karl Otto Pöhl zurück, der die 
Währungsunion in Hinblick auf die EG- 
Vorhaben als überreilt bezeichnet hatte: 
Die Einführung der DM „von einem 
Tag auf den anderen, praktisch ohne je­
de Vorbereitung und ohne Korrektur­
möglichkeit und noch dazu mit der fal­
schen Umtauschrate.“ Die europäischen 
Börsen sind labil genug, um wegen die­
ses Spruchs zu erzittern. Kohl begegnete 
der wachsenden Verzweiflung in der ex- 
DDR lediglich mit dem Appell an die 
Unternehmer, mehr zu investieren.

Verfassungs-Ausschuß
Zur Inangriffnahme der im „Einigungs­
vertrag“ mit der DDR vorgesehenen 
und weiterer Verfassungsänderungen 
sollen Bundesrat und Bundestag einen 
gemeinsamen „Verfassungsausschuß“ 
bilden. Das schlug der Ältestenrat des 
Bundestags am 19. März vor. Dem Aus­
schuß sollen 16 Vertreter des Bundesrats 
und 32 Abgeordnete des Bundestags an­
gehören. Er soll ein Gesamtpaket mit 
zahlreichen Verfassungsänderungen 
ausarbeiten.

Gegen Kurden-Abschiebungen
Die PDS/LL im Bundestag hat bean­
tragt, die Bundesregierung solle einen 
sofortigen Abschiebestopp für abge­
lehnte kurdische Asylbewerber anord­
nen. Außerdem fordert sie die Bundesre­
gierung auf, „jeglichen Rüstungsexport 
in die Türkei zu unterbinden und deut­
sches militärisches Gerät zurückzuho­
len“ und „Maßnahmen zur humanitären 
Hilfeleistung für die aus den kurdischen 
Provinzen der Türkei geflohenen oder 
vertriebenen Menschen einzuleiten.“ 
Schließlich soll die Bundesregierung für 
eine Nahost-Friedenskonferenz eintre­
ten, bei der auch Vertreter des kurdi­
schen Volkes zugelassen sind. (Druck­
sache 12/151)

Ende für Kalkar
Am 21. März verkündete der Bundesfor­
schungsminister Riesenhuber (CDU) 
das „Aus“ für den „Schnellen Brüter“ 
in Kalkar. Die Schuld für das Ende des 
Projekts wies er dem Land NRW zu, 
weil dieses die erforderlichen Genehmi­
gungen nicht erteilt habe, obwohl nach 
drei Jahren Probebetrieb des Kemfu- 
sionsreaktors „keine technischen Män­
gel“ aufgetreten seien. Das Milliarden­
grab hat sieben Milliarden Mark ver­
schlungen, darunter 4 Milliarden an 
Steuergeldem. Als die SPD 1972 den 
Bau des „Brüters“ beschloß, waren die 
Kosten auf anderthalb Millarden veran­
schlagt worden.

Gen-Tests
„Der Mensch darf nicht Objekt geneti­
scher Ausforschung werden“, sagte 
Forschungsminister Riesenhuber am 
20.3. in Bonn — und kündigte an, daß 
die genetische Untersuchungen auf 
Grundlage der Genomanalyse (Genom: 
Gesamtheit der Erbanlagen) noch in der 
laufenden Legislaturperiode gesetzlich 
geregelt werden sollen. Die angestrebte 
Anwendung dieses Verfahrens zielt 
nicht nur auf Strafverfolgung („geneti­
scher Fingerabdruck“) ab, sondern auch 
auf vorgeburtliche diagnostische Unter­
suchungen und „Untersuchungen bei 
Arbeitnehmern“. Beispielsweise müsse 
doch festgestellt werden, ob ein Pilot 
oder Busfahrer erblich zu Ohnmachtsan­
fallen neige, wovon auch „andere be­
troffen“ wären.

Mietstopp
Einen Mietstop in den neuen Bundeslän­
dern fordert die PDS/LL von der Bun­
desregierung. Eine sozial verträgliche 
Anhebung der Mieten sei nicht gewähr­
leistet. Zuerst solle die Regierung einen 
nach Einkommensgruppen gestaffelten 
Nachweis vorlegen, daß die geplanten 
Mieterhöhungen die Einkommenszu- 
wächse bei Löhnen, Gehältern, Renten 
und Arbeitslosengeld nicht überstiegen 
bzw. durch Wohngeldzahlungen ausge­
glichen würden, zumindest bei geringen 
Einkommen. Sodann müßten bei der 
Verwaltung in den neuen Bundesländern 
erst die Bedingungen für eine ordnungs­
gemäße Auszahlung von Wohngeld ge­
schaffen werden. Auch solle die Bundes­
regierung den jetzt erforderlich werden­
den Einbau von Messgeräten für Heiz- 
und Energieverbrauch in den einzelnen 
Wohnungen aus Bundesmitteln fördern.

SPD zum Bundeswehreinsatz
Der Parteivorstand der SPD ist vorerst 
nur für eine solche Grundgesetzände­
rung, die sog. „BIauhelm“-Einsätze der 
Bundeswehr im Ausland erlaubt. 
Kampfeinsätze sollen ausgeschlossen 
bleiben. Begründung des künftigen Par­
teivorsitzenden Engholm: Solange meh­
rere hunderttausend sowjetische Solda­
ten in der BRD stünden, könne von einer 
vollen Souveränität der BRD nicht die 
Rede sein. Diese reaktionäre Begrün­
dung wird schon bald „erledigt“ sein. 
Dann wäre die jetzige Minderheit im 
Vorstand um Vogel, die schon jetzt auch 
für Kampfeinsätze der Bundeswehr ist, 
SPD-Vorstandsmehrheit.

Was kommt demnächst?
Die nächste Sitzungswoche des Bundes­
tags beginnt am 75. April. Die Tages­
ordnung dieser Sitzungswoche steht 
noch nicht fest. Am 21. April sind Land­
tagswahlen in Rheinland-Pfalz. Am 26. 
April findet danach die nächste Bundes­
ratssitzung statt. Am 2. Juni sind die 
Bürgerschaftswahlen in Hamburg.

In Nürnberg und Augsburg haben sich in 
den letzten Monaten Initiativen gebildet, 
die dafür eintreten, städtische Kliniken 
für Schwangerschaftsabbrüche zugäng­
lich zu machen — da ja in Bayern Abbrü­
che nur stationär vorgenommen werden 
dürfen, aber unter dem Chefarztsystem 
die meisten Häuser, obwohl gesetzlich 
zugestanden, solche Abbrüche nicht dul­
den. Unterdes sammeln Polizeidienst­
stellen weiter Personaldaten in ihren 
Computern, wenn sie eine „Straftat 
nach § 218“ vermuten, und der Grenz­
schutz veranlaßt, wie kürzlich bekannt 
wurde, rechtswidrig körperliche 
Zwangsuntersuchungen, wenn er den 
Verdacht hat, daß eine Frau in Holland 
eine Schwangerschaft habe beenden las­
sen. Und die Klage der Bayerischen 
Staatsregierung gegen die geltende Pra­
xis der Indikationenstellung läuft, mit 
der Absicht, legale Abbrüche noch selte­
ner zu machen, also den Staatsanwalt­
schaften ein breiteres Tätigkeitsfeld zu 
eröffnen.

Gleichzeitig sind die Zeitungen voll 
von Berichten über neue Modelle für ei­
ne Reformregelung. Seit Herbst liegen 
Gesetzentwürfe von SPD und FDP vor 
— darin zeigt sich, daß bis in das bürger­
liche Lager hinein viel Unzufriedenheit 
mit dem entwürdigenden Vorgang der 
Memminger Prozesse besteht, und daß 
für die FDP, aber auch für SPD und 
CDU die berufstätigen Frauen, beson­
ders die Akademikerinnen, die durch die 
jetzige gesetzliche Fassung mit dem 
Verlust ihrer beruflichen Existenz be­
droht sind, eine politische Größe dar­
stellen, die sie nicht vernachlässigen 
dürfen. Zudem hat der Einigungsvertrag 
das Jahr 1992 als Termin für ein neues 
einheitliches Gesetz für West- und Ost- 
BRD vorgegeben. Damit fließen derzeit 
zahlreiche Entwicklungslinien zusam­
men, die Wellen gehen hoch, und es ist 
nicht vorherzusagen, welche Strömung 
sich durchsetzen kann.

Der ursprüngliche Plan von Kanzler 
Kohl vor seiner Wiederwahl, bereits 
„im frühen Teil von 1991“ (SZ 10.9.90) 
ein neues Gesetz zu verabschieden — ge­
äußert vor der Bundesdelegiertenkonfe­
renz der CDU-Frauenunion, der Rita 
Süssmuth vorsitzt —, hat sich nicht ver­
wirklichen lassen; jetzt ist die Rede vom 
Jahresende.

Das Bundesverfassungsgericht hat 
angedeutet, daß es über die Bayern-Kla­
ge wegen Arbeitsüberlastung erst Mitte 
1992 entscheiden wird, und damit 
schwebt dieses Urteil auch über der 
Neuregelung (SZ 22.2.91).

Die bayerische FDP-Fraktion hat An­
fang Januar die Staatsregierung vergeb­
lich aufgefordert, die Klage vor dem 
Bundesverfassungsgericht zurückzu­
nehmen. Bereits im Kommunal Wahl ­
kampf hatten örtliche FDP-Kandidaten 
begonnen, die Forderung von Initiativen 
nach legalen Abbruchmöglichkeiten an
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nun auch Vorsitzende einer Kommisse» 
der CSU-Landesgruppe im Bundes^, 
die „Vorstellungen und Vorschläge zc 
einer verbesserten Neuregelung des 
Schutzes des ungeborenen Lebens erar­
beiten soll“. Hier soll also offenbar eine 
Neuregelung gefordert werden, die der 
bayerischen Verfassungsklage ent­
spricht.

Und schließlich hat die CDU/CSU 
Bundestagsfraktion eine Kommissx» 
zur Reform des § 218 eingesetzt, unter 
Leitung der stellvertretenden Fraktions­
vorsitzenden Maria Michalk; der Kom­
mission gehören u.a. an: Heiner Geiß­
ler, Rita Süssmuth, F^ul Hoffecker und 
Ursula Männle. Demnach strebt die 
CDU/CSU nun doch an, einen einheit­
lichen Gesetzentwurf vorzulegen. (SZ, 
13.3.)

Positionen in der 
katholischen Kirche

Auch in der katholischen Kirche gibt es. 
soweit aus den von uns herangezogenen 
Quellen ersichtlich, Differenzen. In 
letzter Zeit war zu lesen:
— daß der Vorsitzende der Deutschen 
Bischofskonferenz Lehmann Anfang 
Januar kritisierte, daß eine „so wichtige 
und entscheidende Frage“ aus den Koa­
litionsvereinbarungen ausgeklammert 
wurde. (Deutsche Tagespost, 5.1.91)
— daß die Arbeitsgemeinschaft katholi­
scher Frauenverbände und -gruppen, die 
nach eigenen Aussagen zwei Millionen 
Frauen in zwanzig Einzel verbänden re­
präsentiert, in einem Brief an die Abge 
ordneten ihre Vorstellungen formuliert 
hat: „Hilfe für schwangere Frauen und 
strafrechtlicher Schutz für das ungebo­
rene Kind ergänzen einander“ (Dt. Ta­
gespost. 14.2.);
— daß das Katholische Büro in Bonn, 
nach eigenen Aussagen Schaltstelle zwi­
schen katholischer Kirche und Bundes 
regierung, „für eine von Mißbrauchs­
möglichkeiten freie Indikationsregelung 
eintritt“ (Dt. Tagespost. 21.2.);
— daß aber die Katholische Frauenge­
meinschah Deutschlands in den neuen 
Bundesländern dem Zentralkomitee der 
deutschen Katholiken vorgeworfen hat, 
die Frage des Lebensschutzes zu sehr 
auf Ungeborene zu verkürzen.

Literaturhinweis
Anfang dieses Jahres ist im GNN-Verlag 
eine Broschüre erschienen, die die bis 
dahin vorliegenden Gesetze, Urteile und 
Gesetzentwürfe zum Schwangerschafts­
abbruch dokumentiert. Auf diese Texte 
beziehen sich die jetzt geäußerten R>si- 
tionen, und wer die Debatte verstehen 
und in sie eingreifen will, dem ist die 
Lektüre dieser Broschüre zu empfehlen: 
§ 218: Staatsziel bevormunden, beauf­
sichtigen, bestrafen
Bestellung an: GNN-Verlag, Postfach 
260226, 5000 Köln 1, Telefon 022V 
211658, Preis: 3,50 DM
— (elf, mif)

städtischen Kliniken zu unterstützen. 
Die Bundes-FDP hat erreicht, daß CDU/ 
CSU darauf verzichteten, die § 218- 
Marschrichtung bereits in der Koali­
tionsvereinbarung festzulegen, und ar­
beitet in Richtung von Fristenlösung mit 
Zwangsberatung. Die Bundestagsfrak­
tionen von CDU und CSU tun sich unge­
wöhnlich schwer, eine gemeinsame Li­
nie zu finden, was teilweise an dem Ein­
fluß von Mitgliedern der Ost-CDU zu 
liegen scheint — teilweise auch daran, 
daß in der jahrelangen Debatte nicht alle 
CDU/CSU-Frauen auf Straffechtskurs 
zu halten sind.

Hilfe und oder statt Strafe? 
CDU/CSU-Meinungsspektrum 

Nach verschiedenen Zeitungsartikeln 
(Deutsche Tagespost 16.2., Süddt. Ztg. 
22.2., Bayemkurier 2.3.) gibt es in der 
CDU und CSU derzeit mindestens fol­
gende Positionen:

Frauenministerin Angela Merkel 
(CDU) ist für „Helfen statt Strafen“ und 
arbeitet gemeinsam mit Rita Süssmuth 
(CDU) an einer Lösung, die Frauen 
„nicht kriminalisiere“. Sie hält aber 
eine einvernehmliche Gesetzesvorlage 
der Union für unwahrscheinlich.

Sabine Bergmann-Pohl, Parlamenta­
rische Staatssekretärin im Gesundheits­
ministerium und CDU-Präsidiumsmit- 
glied, will, daß Schwangerschaftsab­
bruch in den ersten drei Monaten straf­
frei bleibt.

Die Abgeordnete Claudia Nolte aus 
Thüringen, CDU-Fraktionssprecherin 
für den Bereich Frauen und Jugend, be­
steht dagegen auf einer Strafvorschrift 
gegen die Tötung ungeborenen Lebens.

Der Abgeordnete Paul Hoffacker, 
CDU-Experte für Gesundheitspolitik, 
will eine Verschärfung der geltenden 
Regelung. Öffentlich bestellte Gutach­
terausschüsse sollen soziale Indikatio­
nen prüfen, und die allgemeine Notla­
genindikation soll auf die finanzielle 
Notlage eingeschränkt werden. Auf eine 
Strafandrohung auch gegen die schwan­
gere Frau könne nicht verzichtet wer­
den, und die Beratung allein könne nicht 
zum Ausschlußgrund für eine Strafan­
drohung werden.

Bundesfamilienministerin Rönsch 
(CDU) teilte ihre An- und Absichten 
nicht mit, erklärte aber, daß die Feder­
führung für die gesetzliche Neufassung 
in ihrem Haus liegt, daß aber enge Mit­
beratung mit der Frauenministerin An­
gela Merkel stattfinde. (SZ, 27.2.)

Die CSU hat im Bayerischen Senat 
Anfang Dezember einen Mehrheitsbe­
schluß durchgesetzt, gegen die Stimmen 
der Gewerkschafter und bei drei Enthal­
tungen, in der behauptet wird, ein Ver­
zicht auf Strafendrohung käme „einer 
staatlichen Lizenz zum Töten gleich“ 
(SZ, 7.12.90).

Frau Prof. Ursula Männle, CSU, ist 
Vorsitzende der CSU-Frauenunion und

„Unser Marsch ist eine gute Sache ..
Der Ostermarsch bleibt aktuell

Druck auf Tarifbewegung wächst
BDA: „Verantwortung der Gewerkschaften64 für den Osten

„Unser Marsch ist eine gute Sache, weil er für eine gute Sa­
che ist..“ sang eine Gruppe von Demonstranten auf der 
Hofgartenwiese, als die Marschsäulen zur großen Anti-

Golfkriegs-Kundgebung am 26. Januar den Platz immer 
voller und matschiger machten. Das Lied hatte ich viele 
Jahre lang nicht mehr gehört.

Mit jeder Strophe wurden die Erinne­
rungen in mir lebendiger an die Zeit, als 
es im wahrsten Sinne des Wortes an je­
der Straßenecke erklang — zumindest 
Ostern im Ruhrgebiet, bei den Oster- 
märschen der Friedensbewegung in den 
sechziger Jahren. Diese Lied drückte 
genau das aus, was zwischen 1961 und 
1969 Hunderttausende an den Osterta- 
gen bei Sonnenschein, öfter allerdings 
auch bei Regen und Sturm durch Arbei­
tervorstädte, vorbei an Fabriken und oft 
auch über „plattes Land“ zum Oster­
marsch — in Nordrhein-Westfalen an 
drei Tagen von Duisburg bis Dortmund 
— vereinte.

„Wir erobern kein fremdes Gebiet. 
Unsere Hände sind leer, die Vernunft ist 
das Gewehr, und die Leute verstehn 
unsre Sprache ...

Wir marschieren für die Welt, die von 
Waffen nichts mehr hält, denn das ist für 
uns am besten!

Wir brauchen keine Generale, keine 
Bunker, kein Führerhauptquartier ...“

In Köln begannen wir 1962 mit einem 
kleinen Häufchen von etwa 100 Leuten 

(und ein guter Teil von den damals Jün­
geren war auch in diesem Januar in Bonn 
dabei, als es wieder einmal darum ging, 
gegen den Krieg zu protestieren), insge­
samt waren es in der Bundesrepublik 
30000 Demonstranten, zwei Jahre spä­
ter schon über 100000. Dieser Dreitage­
marsch mit seinen Auftakt- und Zwi­
schenkundgebungen und vielen, vielen 
Diskussionen bis zum Abschluß in der 
Westfalenhalle mit bekannten Künstlern 
wie Faisa Jansen, Dieter Süverkrüp, 
Perry Friedman, den Kölner „Floh de 
Cologne“ oder Joan Baez war allerdings 
nicht Selbstzweck, sondern der alljährli­
che Höhepunkt der Friedensaktivitäten.

Die Vorbereitungen liefen praktisch 
das ganze Jahr über in örtlichen Vorbe­
reitungskomitees, auf Veranstaltungen 
wurde für den Marsch geworben, Plaka­
te wurden gemalt und geklebt, Geld ge­
sammelt zur Finanzierung.

Natürlich lief nicht immer alles glatt, 
Massen auf den Straßen waren auch da­
mals der CDU-Regierung nicht recht, 
man versuchte, den Marsch „auf Neben­
gleise“ zu manövrieren, es gab Singver­

bote und strenge Auflagen für die Laut­
sprecherbenutzung in den Städten. Aber 
die gute Laune und die offensichtliche 
Friedfertigkeit der Menschen, die dort 
demonstrierten, gewannen nicht nur die 
Sympathien der meisten Zuschauer, 
sondern oft auch der begleitenden Poli­
zisten, für die es dann bald ein eigenes 
Lied gab: „Der Polizei ein Osterei, sie 
ist auch dieses Jahr dabei . ..“

An einem Grund zum Demonstrieren 
für den Frieden gegen immer wieder 
neue, konkrete Bedrohungen hat es lei­
der in all den Jahren bis heute nie geman­
gelt. Atomare Aufrüstung, Atombom­
benversuche, Notstandsgesetze, Viet­
namkrieg, Berufsverbote, Raketensta­
tionierung, Golfkrieg — das alles mach­
te und macht den Menschen Angst, aber 
es mobilisiert sie auch, für ihre „gute 
Sache“ zu kämpfen, mit der besten Waf­
fe, die ihnen gegeben ist: dem Verstand. 
Und wenn das Herz dazukommt, gibt es 
Stoff für neue Lieder und Sprechchöre, 
die wieder den Verstand von Leuten 
mobilisieren, die diesmal noch nicht da­
bei sind. — (ach)

Die bürgerlichen Kräfte verstärken den 
propagandistischen und politischen 
Druck gegen die Lohntarifbewegung 
ständig. Sie wenden die katastrophalen 
Folgen der marktwirtschaftlichen Poli­
tik in den östlichen Bundesländern, Fol­
gen planvollen wirtschaftlichen und po­
litischen Handelns, gegen die Gewerk­
schaften. So strickt zum Beispiel Mur­
mann, Präsident der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände, an 
einer Hetzkampagne Osten kontra Ge­
werkschaften: „Im Westen Lohnforde­
rungen von zehn Prozent und mehr und 
im Osten Wehklagen über Arbeitslosig­
keit — das paßt nicht zusammen. Nicht 
von ungefähr warnen auch die Sachver­
ständigen vor überzogenen Lohnerhö­
hungen im Westen — denn die treiben 
die Preise und Zinsen weiter in die Hö­
he. Den Schaden hätten vor allem die 
Menschen im Osten.“ (1) Am Abschluß 
im öffentlichen Dienst, den die IGM Ba­
den-Württemberg mit insgesamt ca. 8% 
beziffert, kritisieren die Bürgerlichen, 
da sei längst noch nicht genug für die 
„deutsche Zeche“ gezahlt worden. (2)

Die SPD rückt immer näher an die 
Regierung und nimmt ihre Kritik an der 
Regierungspolitik Zug um Zug zurück. 
In der Folge hören sich auch die Erklä­
rungen führender Leute im DGB immer 

mehr wie Stellungnahmen eines Flügels 
aus einer großen Koalition an.

Nach wie vor sind die Interessen für 
spürbare Lohnverbesserungen im We­
sten stark und können nicht einfach weg­
gewischt werden. Mit Spaitungsmano- 
vem muß deshalb gerechnet werd® 
Manches ist in der Debatte und könnte® 
den nächsten Wochen forciert weiden. 
Ein Beispiel: Aus den CDU-SoziaJnis- 
schüssen wird die Verwandlung eines 
Lohnbestandteils in Investivlohn gefor­
dert, der den Unternehmen für Geschäf­
te im Osten zur Verfügung stünde. An> 
der DAG kommt der Vorschlag, für eine 
bestimmte Zeit auf Lohnerhöhungen n> 
verzichten und aus diesem Geld .Anlei­
hen für den Aufbau im Osten zu machen 
Damit vermeide man obendrein die er­
höhte Besteuerung der Zuwächse. (3) 
Die Besserverdienenden werden ge­
lockt, ein allseits erträglicher Abschtaß 
aber wäre auf diese Weise unmöglich. 
Ein nützlicher Tarifabschluß muß für 
alle Beschäftigtengruppen eine Verbes 
serung bringen. Mit der Forderuags- 
struktur in der Metallindustrie, mit der 
Ergänzung der Prozentforderung se 
Mindestbeträge. ist auch eine Möglich­
keit dafür gegeben.
Quellen: (1) BamS 17.3.91; (2) HB1 ISA*. » 
ND Stahl- und Metallindustrie 29.3.9! — i rokj
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Die Anerkennung der Grenze Polens ist Vertragspflicht der BRD!
Ein Beitrag der Deutsch-Polnischen Gesellschaft zu den Verhandlungen der Bundesregierung mit Polen über einen endgültigen Grenzvertrag

aber dreimonatiger Pause begann 
die vierte Verhandlungrunde 

•iscben der Bundesrepublik Deutsch­
öd und der Republik Polen über einen 
.rfmdhgenvertrag. Schon im Februar 
sÄ dieser Vertrag den Parlamenten 
ar Ratifizierung vorgeiegt werden, 
jach die bundesdeutsche Seite verzöger- 
tedr Verhandlungen. Schon vorher hat- 
k man den Grenzvertrag nicht ratifi- 
TOt. sondern als Pakei mit dem Grund- 
jscmertrag verbunden, ganz offen- 
dtlich. um den dringenden Wunsch 

Rrtens nach Abschluß des Grenzvertra- 
als Druckmittel in den Verhandlun­

gen nutzen zu können.
In der Öffentlichkeit verstand es die 

Bundesregierung in letzter Zeit, (ganz 
im Stile der früheren DDR Regierung) 
\on freundschaftlichen Beziehungen zu 
sprechen, wo in Wirklichkeit tiefe Pro­
bleme nur verdeckt werden. Im Kern 
-leben dabei die nicht ausgesprochenen 
Rechispositionen. auf denen die offiziel­
le deutsche Politik immer noch beruht.

Einen Sonderstatus fiir die deutsche 
Minderheit will man in Polen durchset­
zen. und das Recht, in Polen zwei Staats­
angehörigkeiten zu besitzen. So lange 
der Art. 116 des Grundgesetzes aber 
noch immer hunderttausenden von Po­
linnen die deutsche Staatsangehörigkeit 
andient, müßte man für diesen Fall da­
mit rechnen, daß in einem geschlossenen 
Gebiet (Schlesien), möglicherweise bald 
mehrere Hunderttausend polnischer 
Bürger mit deutscher Staatsangehörig­
keit leben, mit zwei Wahlberechtigun-

Kohl bei seinem letzten Polenbesuch vor der „Schwarzen Madonna“.

gen (Sejm und Bundestag), mit der Für- 
'Orgepflicht der deutschen Regierung 
für ihre Staatsangehörige etc. Kohl griff 
Mjgar die Forderung „Keine neue sozia­
le Mauer an Oder und Neiße1 ‘ auf, um 
sie in seinem Sinn umzu wandeln. So sol­
len Wirtschaftshilfen bevorzugt in die 
Gebiete mit deutscher Bevölkerung flie­
ßen. Die soziale Mauer würde dann an 
der Warthe, der alten deutschen Reichs- 
rcnze entstehen
Wagt man in diesem Zusammenhang 

cdm Blick in die Sowjetunion nach Ka- 
'.'d«rad. wo durch die Loslösung Li- 

□ueßs von der UdSSR ein vom Stamm- 
iad getrenntes Gebiet entstünde, hört 
ran auch hier von deutscher Seile Ideen 
-an Sonderwirtschaftsgebiet. in das 
rdbche Firmen investieren wollten.

bald das dazwischenliegende Rest­
pfot wieder stören? Wird die wirt- 

'jfthche Heimholung Schlesiens der 
3adtakt einer neuen Teilung Polens? 
■•Sehe Befürchtungen werden in Polen 
3arr lauter, und es wächst die Er- 

daß die deutsch-polnischen 
'oöteme mehr waren, als die Differen 

zwischen einer kommunistischen 

und einer westlichen Regierung (wie es 
von Solidarnoscz lange dargestellt wur­
de). Es ist deshalb nötig, sich auch mit 
den scheinbar nebensächlichen, in 
Wirklichkeit jedoch bedeutsamen 
Rechtspositionen dieser Bundesrepublik 
zu befassen.

Am 3. Okt. 1990 ist durch die Einglie­
derung der bisherigen Deutschen Demo­
kratischen Republik und Berlins in den 
staatlichen Organismus der bisherigen 
Bundesrepublik Deutschland ein ..ver­
eintes Deutschland“ entstanden, das den 
Namen ..Bundesrepublik Deutschland“ 
(BRD) weiterführt. Als „vereintes 
Deutschland“ ist die BRD aufgrund des 
von den bisherigen beiden deutschen 
Staaten mit den vier vormaligen Besat­
zungsmächten abgeschlossen sog. Zwei­
plus-Vier-Vertrags ein „Staat mit end­
gültigen Grenzen“.

Da der „Zwei-plus-Vier-Vertrag“ 
eine „abschließende Regelung in bezug 
auf Deutschland“ darstellt, darf die 
BRD ihre künftige auswärtige Vertrags­
politik nicht mehr unter den Vorbehalt 
einer noch ausstehenden „friedensver­
traglichen Regelung“ mit „Deutsch­
land“ stellen. Sie ist verpflichtet, ihre 
Vertragspolitik gegenüber der Republik 
Polen auf das Niveau ihrer Beziehungen 
zu ihren westlichen Nachbarstaaten an­
zuheben und sich glaubwürdig und un­
mißverständlich von der „Ost-Pölitik“ 
der bisherigen BRD zu distanzieren, die 
für „Deutschland“ verbindliche Ver­
pflichtungen nicht eingehen zu können 
behauptete.

So wurde bislang der Vertrag vom 7.
Dez. 1970 zwischen der damaligen BRD 
und der damaligen Volksrepublik Polen 
über die Grundlagen der Normalisie­
rung ihrer gegenseitigen Beziehungen 
offiziös zu einem bloßen modus vivendi 
herabgestuft. Ohne eine rechtsförmliche 
Beseitigung der dadurch verursachten 
Beschädigung der ohnehin historisch be­
sonders schwer belasteten deutsch-pol­
nischen Beziehungen können diese nicht 
normalisiert werden. Nur aus erst ein­
mal normalen Beziehungen aber können 
sich ..freundschaftliche“ Beziehungen 
zwischen benachbarten Staaten und Völ­
kern entwickeln, wozu der nunmehr be­
vorstehende deutsch-polnische Vertrag 
endlich eine wirklich tragfähige Grund­
lage schaffen soll. Aus Inhalt und Form 
des bevorstehenden Vertrags muß er­
kennbar werden, daß die Bundesregie­
rung zu dem vom Bundesminister des 
Auswärtigen bei der Unterzeichnung 
des „Zwei-plus-Vier-Vertrags“ feier­
lich abgegebene Versprechen: „Wir 
werden uns unserer Verantwortung stel­
len. und wir werden ihr gerecht wer­
den“ stehl und sich nicht an die der Er­

füllung dieses Versprechens entgegen­
stehende Judikatur des Bundesverfas­
sungsgerichts gebunden fühlt.

Die Deutsch-Polnische Gesellchaft 
der Bundesrepublik Deutschland e.V, 
bereits im Jahr 1950 — mitten im Kalten 
Krieg — gegründet, hat sich jetzt mit 
einem Forderungskatalog zu dem bevor­
stehenden Vertrag an die Öffentlichkeit 
gewandt. Sie erwartet, daß die Bundes­
republik einvernehmliche Regelungen 
insbesondere in folgenden kritischen 
Fragen anstrebt.

1) betreffend die Annullierung der 
während des Zweiten Weltkriegs völ­
kerrechtswidrig vom deutschen Okku­
pationsregime in Polen praktizierten 
Verleihungen der deutschen Staatsan­
gehörigkeit an dem deutschen „Volks­
tum“ zugezählte polnische Staatsange­
hörige, soweit die davon betroffenen 
Personen bzw. ihre Nachkommen ihren 
ständigen Wohnsitz in Polen hatten bzw. 
haben;

2) betreffend die dubiose Kategorie 
der sog. Statusdeutschen nach Art. 116 
Abs. 1 GG. Diese „Übergangsbestim­
mung“ des Grundgesetzes wäre sowieso 
bei korrekter Auslegung bereits gegen­
standslos geworden und ist deshalb tun­
lichst abzuschaffen. Keinesfalls darf sie 
dazu dienen, Personen polnischer 
Staatsangehörigkeit und „deutscher 
Volkszugehörigkeit“, die in den vor­
mals zum Deutschen Reich gehörenden 
polnischen Westgebieten „Aufnahme“ 
und ihren ständigen Wohnsitz gefunden 
haben, bzw. deren Abkömmlinge, mit 
einem der deutschen Staatsangehörig­
keit praktisch gleichkommenden Status 
auszustatten;

3) betreffend die Rechtsstellung der 
„deutschen Minderheit“ in Polen. Hier 
ist Sorge dafür zu tragen, daß die recht­
liche Qualität und die praktische Siche­
rung der dieser Minderheit durch den 
polnischen Gesetzgeber nach allgemein 
anerkannten europäischen Standards zu 
gewährenden individuellen und kollekti­
ven Rechte nicht mit den aus der polni­
schen Staatsangehörigkeit dieses Per­
sonenkreises resultierenden Pflichten 
kollidieren.

Es muß daran erinnert werden, daß in 
der Zwischenkriegszeit vor allem das 
Deutsche Reich seine „Volksgruppen­
politik“ zunehmend zum Instrument der 
Unterminierung der von ihm schließlich 
mit Krieg und/oder Annexion überzo­
genen Staaten gemacht hat. Einver­
nehmlich verhindert werden muß, daß 
polnische Staatsangehörige, die die der 
deutschen Minderheit zustehenden 
Rechte in Anspruch nehmen, sich als 
eine Art „Irredenta“ begreifen. Zu för­
dern sind Einrichtungen, die eine vor­
urteilslose Aufarbeitung der Geschichte 
der deutsch-polnischen Nachbarschaft 
ermöglichen;

4) betreffend die deutsch-polnische 
Staatsgrenze als „Wohlstandsgrenze“.

Dokumente zum Grenzvertrag
Entschließung des Bundestags 

vom 21. Juni 1990
Der Bundestag wolle beschließen:
Der Deutsche Bundestag
— im Bewußtsein seiner Verantwor­

tung vor der deutschen und europä­
ischen Geschichte,

— fest entschlossen, dazu beizutragen, 
die Einheit und Freiheit Deutsch­
lands in freier Selbstbestimmung zu 
vollenden, damit Deutschland als 
gleichberechtigtes Glied in einem 
vereinten Europa des Rechts und 
der Menschenrechte dem Frieden 
und der Freiheit der Welt dienen 
wird,

— in dem Bestreben, durch die deut­
sche Einheit einen Beitrag zum Auf­
bau einer Europäischen Friedens­
ordnung zu leisten, in der die Gren­
zen nicht mehr trennen und die allen 
europäischen Völker ein vertrau­
ensvolles Zusammenleben und um­
fassende Zusammenarbeit zum 
Wohle aller sowie dauerhaften Frie­
den, Freiheit und Stabilität gewähr­
leistet,

— im Bewußtsein, daß dem polnischen 
Volk durch Verbrechen, die von 
Deutschen und im deutschen Na­
men begangen worden sind, 
schreckliches Leid zugefügt worden 
ist,

Das zur Zeit bestehende und sich nach 
dem tiefgreifenden Strukturwandel der 
polnischen Wirtschaftsordnung ver­
schärfende west-östliche Wohlstands­
gefälle muß abgebaut werden. Dies darf 
nicht so geschehen, daß durch Regiona­
lisierung gemeinschaftlicher wirtschaft­
licher Aufbauvorhaben die tatsächlich 
vorhandene „Wohlstandsgrenze“ unter 
Orientierung an den „Reichsgrenzen 
von 1937“ innerhalb des polnischen 
Staatsgebiets nach Osten verschoben 
wird;

5) betreffend die Rechtstitel an Ver­
mögenswerten, insbesondere Grund und 
Boden, die während des Krieges und im 
Zuge von Vertreibungsmaßnahmen 
nach dem Krieg von geflohenen oder 
vertriebenen Deutschen auf heute pol­
nischem Staatsgebiet zurückgelassen 
werden mußten. Hier muß Klarheit da­
rüber geschaffen werden, daß die BRD 
nicht an der einschlägigen Judikatur des 
Bundesverfassungsgerichts festhält oder 
gar darüber hinaus diese Vorgänge so 
behandelt wissen will, als ob sie sich im 
Frieden und unter Geltung heutigen 
deutschen Rechts abgespielt hätten;

6) betreffend die Entschädigung für 
polnische KZ-Opfer, sonstige politische 
Häftlinge, Zwangsarbeiter, Verschlepp­
te usw. Die Deutsch-Polnische Gesell­
schaft betrachtet die Wiedergutmachung 
dieses Unrechts als eine der Grundvor­
aussetzungen für eine dauerhafte Ver­
söhnung und setzt sich erneut dafür ein, 
daß Art und Verfahren dieser Wieder­
gutmachung vertraglich geregelt wer­
den, bevor sich das Problem durch eine 
„biologische Lösung“ — scheinbar! — 
erledigt. Die Problematik gehört nicht in 
den Bereich der sog. Reparationen. In 
den weitaus meisten Fällen geht es um

Mit Kirche und Schwert begann vor Jahrhunderten die deutsche Ostkolonisation. Daß 
ihre Schwertträger noch heute hoch geachtete Bourgeois sind, machte erst vor weni­
gen Tagen der polnische Papst erneut deutlich: In Rom empfing er Vertreter des 
Deutsch-Herren-Ordens in ihrem vollen Kolonistenornat zur Feier des 800-jährigen 
Bestehens des Ordens.

— im Bewußtsein, daß Millionen von 
Deutschen, die aus ihrer ange­
stammten Heimat vertrieben wur­
den, großes Unrecht geschehen ist,

— in dem Wunsche, daß im Gedenken 
an die tragischen und schmerzlichen 
Seiten der Geschichte auch ein ver­
eintes Deutschland und die Repu­
blik Polen die Politik der Verständi­
gung und Versöhnung zwischen 
Deutschen und Polen konsequent 
fortsetzen, ihre Beziehungen im 
Blick auf die Zukunft gestalten und 
damit ein Beispiel für gute Nachbar­
schaft geben,

— in der Überzeugung, daß dem Enga­
gement der jungen Generation bei 
der Aussöhnung beider Völker be­
sondere Bedeutung zukommt,

— in der Erwartung, daß die frei ge­
wählte Volkskammer der DDR 
gleichzeitig eine gleichlautende Er­
klärung abgibt,

gibt seinem Willen Ausdruck, daß der 
Verlauf der Grenze zwischen dem ver­
einten Deutschland und der Republik 
Polen durch einen völkerrechtlichen 
Vertrag endgültig wie folgt bekräftigt 
wird:

Der Verlauf der Grenze zwischen 
dem vereinten Deutschland und der 
Republik Polen bestimmt sich nach 
dem „Abkommen zwischen der 
Deutschen Demokratischen Repu­

die Wiedergutmachung von barbari­
schen Ausbeutungs-, Verfolgungs- und 
Unterdrückungsakten des nazistischen 
Okkupationsregimes, an denen sich 
letztlich Unternehmen der deutschen 
Wirtschaft bereichert haben. Inner­
deutsch legt sich daher für die Aufbrin­
gung der Mittel, mit denen die finanziel­
le Entschädigung erbracht werden soll, 
eine Modifizierung des Lastenaus­
gleichs nahe, mit dem versucht worden 
ist, die deutschen Flucht- und Vertrei­
bungsschäden gerecht zu verteilen. Vor­
liegend kommt die Begründung einer 
Stiftung in Betracht, zu deren Dotierung 
auch deutsche Wirtschaftsunternehmen 
unmittelbar herangezogen werden.

Nur bei Lösung dieser Fragen bietet 
sich eine reale Chance für gute Nachbar­
schaft mit Pölen. Doch scheinen die In­
teressen der Neueinteilung der Welt in 
den herrschenden und den beherrschten 
Teil nach Wegfall des sozialistischen 
Blocks hier für die bundesdeutsche Seite 
zu überwiegen.

Dabei sollte die Bundesregierung be­
achten, daß die von ihr vorgenommene 
Koppelung mit dem Grenzvertrag auch 
zum Bumerang werden kann. Polen 
wünscht die endgültige Regelung der 
Grenzfrage durch Ratifizierung des Ver­
trages (nach dem endgültigen Vertrag 
von 1970 und dem endgültigeren von 
1990 — wann kommt dann der end-end- 
gültige Grenzvertrag?), doch die Bun­
desrepublik braucht den Vertrag. Im 
4 + 2-Abkommen ist er eine vertragliche 
Verpflichtung als Bedingung für die vol­
le Souveränität Deutschlands. Aber 
wann hat sich Deutschland schon je nach 
völkerrechtlichen Verpflichtungen ge­
richtet.

— (Karl Forster, Deutsch-Polnische Gesell­
schaft)

blik und der Republik Polen über 
die Markierung der festgelegten 
und bestehenden deutsch-polni­
schen Staatsgrenze“ vom 6. Juli 
1950 und den zu seiner Durchfüh­
rung und Ergänzung geschlossenen 
Vereinbarungen (Vertrag zwischen 
der Deutschen Demokratischen Re­
publik und der Volksrepublik Polen 
über die Abgrenzung der Seegebietc 
in der Oderbucht vom 22. Mai 
1989; Akt über die Ausführung der 
Markierung der Staatsgrenze zwi­
schen Deutschland und Polen vom 
27. Januar 1951) sowie dem „Ver­
trag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Volksrepublik 
Polen über die Grundlagen der Nor­
malisierung ihrer gegenseitigen Be­
ziehungen“ vom 7. Dezember 
1970.
Beide Seiten bekräftigen die Unver- 
letztlichkeit der zwischen ihnen be­
stehenden Grenze jetzt und in der 
Zukunft und verpflichten sich ge­
genseitig zur uneingeschränkten 
Achtung ihrer Souveränität und ter­
ritorialen Integrität.
Beide Seiten erklären, daß sie ge­
geneinander keine Gebietsansprü­
che haben und solche auch in Zu­
kunft nicht erheben und werden.

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
diese Entschließung der Republik Polen 
förmlich als Ausdruck auch ihres Wil­
lens mitzuteilen.
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Die belgischen Eisenbahner kämpfen gegen eine von der Regierung und der Eisen­
bahndirektion betriebene Rentensenkung. Am 4. März legten sie in mehreren Bahn­
höfen erstmals für mehrere Stunden die Arbeit nieder. Am 22. März dehnten sie ihre 
Aktionen auf einen landesweiten 24-stündigen Streik aus. Die Regierung will ihre 
Rentenansprüche um über 30% verringern. Die Streikbewegung richtet sich auch 
gegen die anhaltende Rationalisierungswelle bei der Bahn. Seit 1982 wurde die Zahl 
der Bahn beschäftigten um 21000 verringert. — (rül)

Nordirland: 
Britische Truppen verstärkt

Nur wenige Wochen nach Inkrafttreten 
des Waffenstillstands am Golf will die 
britische Regierung die Gelegenheit of­
fenbar nutzen, um ihre Truppen im be­
setzten Nordirland zu verstärken. Am 
19. April teilte die britische Armeefüh­
rung mit, die Truppen in Nordirland 
würden um 500 Mann verstärkt. Derzeit 
stehen etwa 11000 Mann britischer 
Truppen in Nordirland, um die britische 
Kolonialherrschaft über das Gebiet zu 
verteidigen. Hinzukommen 13000 Poli­
zisten und 6000 Angehörige des „Ulster 
Defence Regiment“, einer Kolonial­
truppe. Macht zusammen etwa 30000 
Mann Kolonialarmee, bei einer Bevöl­
kerung in Nordirland von 1,6 Millionen
— ein Soldat auf je 52 Einwohner.
— (rül)

Südafrika: Regierung erläßt 
Teilamnestie für Flüchtlinge

Eine fast ausschließlich für Mitglieder 
des ANC geltende Amnestie hat die süd­
afrikanische Regierung bekanntgege­
ben. Danach sind alle Anklagen gegen 
insgesamt 1833 Befreiungskämpfer, die 
im Exil leben, nichtig, und sie können 
ungehindert zurückkehren. Von den 
amnestierten Befreiungskämpfem gehö­
ren 1819 dem ANC an, 24 einer heute 
nicht mehr bestehenden Organisation, 
die 1962 gebannt worden ist. Mitglie­
dern des PAC ist nach wie vor die Rück­
kehr verwehrt, mehrere tausend sind 
noch gebannt und einige Todesurteile 
für Flüchtlinge bestehen. — (uld)

UN-Bericht über Irak: 
„Nahezu apokalyptische Lage“

Mit diesen Worten faßte der Beauftragte 
von UN-GeneralSekretär Perez de Cuel- 
lar, Martti Ahitsaari, seinen Bericht 
über die Lage im Irak nach den alliierten 
Bombenangriffen zusammen. Ahitsaari 
war vom 10. bis 17. März mit einer De­
legation verschiedener UN-Sonderorga- 
nisationen im Irak gewesen. Der Irak sei 
durch die Bombenangriffe „ins vorindu­
strielle Zeitalter“ zurückgeworfen wor­
den, berichtet er die Eindrücke der Dele­
gation. Praktisch sämtliche Energiever­
sorgungsanlagen seien zerstört und da­
mit auch die Anlagen für Trinkwasser­
versorgung, die Abwasser- und Abfall­
entsorgung, die landwirtschaftlichen 
Bewässerungsanlagen, die Kranken­
hausbetriebe und die Lcbensmittelver- 
teilung lahmgelegt bzw. zerstört. Die 
Delegation fand im Raum Bagdad schät­
zungsweise 9000 zerstörte zivile Wohn­
häuser, 72000 Menschen seien dadurch 
obdachlos geworden. Dem Land droh­
ten zahlreiche Infektionskrankheiten, 
Seuchen und Hungersnöte. Die Delega­
tion verlangt die sofortige Aufhebung 
des Handelsembargos für Lebensmittel 
und landwirtschaftliche Ausrüstungen 
und Treibstoffe, um eine gravierende 
Hungersnot und schwere Epidemien zu 
verhindern. Die blockfreien Mitglieder 
im UNO-Sicherheitsrat — Indien, Kuba, 
Ecuador und Simbabwe — haben bereits 
eine Lockerung des Embargos verlangt.
— (rül)

El Salvador:
Regime bei Wahlen schwächer

Das herrschende Regime in El Salvador 
hat bei den von ihm durchgeführten 
Wahlen zum Parlament und zu den Ge­
meindevertretungen Rückschläge hin­
nehmen müssen. Die Befreiungsbewe­
gung FMLN hatte zu einem Boykott der 
Wahlen aufgerufen, nachdem das Re­
gime die Waffenstillstandsverhandlun­
gen absichtlich verzögert und schließ­
lich unterbrochen hatte. Obwohl sich 
dieses Mal einzelne Parteien an den 
Wahlen beteiligten, die seit 1982 die 
Wahlen boykottiert hatten, beteiligten 
sich von den offiziell 2,15 Millionen 
Wahlberechtigten nur 52 Prozent an den 
Wahlen. Die Regierungspartei Arena 
erhielt 40,4 Prozent der abgegebenen 
Stimmen. Im Parlament stellt sie künftig 
39 der 84 Abgeordnetensitze. Im bishe­
rigen Parlament hatte die ARENA 32 
von 60 Sitzen kontrolliert. Zusammen 
mit zwei kleineren Parteien kann die 
ARENA deshalb weiter mit parlamenta­
rischem „Mandat“ regieren, obwohl 
nur knapp ein Fünftel der Wahlberech­
tigten für sie stimmten. Zweitstärkste 
Partei wurden die reaktionären Christ­
demokraten, die von 1984 bis 1989 re­
giert hatten und 26 Sitze erhielten. Eine 
Allianz dreier sozialistischer Parteien 
und die „Nationalistische Demokrati­
sche Union“ erhielten zusammen neun 
Sitze. Bei den gleichzeitig durchgeführ­
ten Kommunalwahlen erhielt die 
ARENA in 175 der 262 Kommunalpar­
lamente die Mehrheit. Die mit der 
FMLN sympathisierenden Parteien hat­
ten eine Beteiligung an den Wahlen ab­
gelehnt, weil eine faire Abstimmung 
wegen des anhaltenden bewaffneten 
Konfliktes nicht möglich sei und das Er­
gebnis deshalb von vornherein nicht 
glaubwürdig wäre. Im Ergebnis der 
Wahlen ist nun die Regierungspartei ge­
schwächt: Selbst im Kreis derer, die sich 
an den Wahlen beteiligten, schwindet ihr 
Anhang. — (rül)

Mit Siegesmärschen demonstrierten die „Poll-tax Boykottkomitees“ ihre Freude über 
die Ankündigung der britischen Regierung, die vor und nach ihrer Einführung heftig 
bekämpfte kommunale Kopfsteuer wieder abzuschaffen. Viele Kommunen hatten 
sich im letzten Jahr geweigert, die Steuer überhaupt zu erheben, in vielen konservativ 
regierten Städten organisierten Komitees die Verweigerung der Steuer durch die Ein­
wohner. Die Regierung Major will die Kopfsteuer allerdings nicht ersatzlos abschaf­
fen. Sie will eine nach Einkommen gestaffelte Steuer durchsetzen — Antisteuer- 
Komitees befürchten, daß auch diese Steuern viel zu hoch sein werden. — (uld)

Kuwait: Folter an 
Palästinensern, Pressezensur

210 Palästinenser sind nach Angaben 
des Beraters von PLO-Chef Arafat, Bas- 
sam Abu Scharif, seit Ende des Golf­
krieges in Kuwait ermordet worden. 
Nach Berichten des PLO-Büros in Ku­
wait werden etwa 100 Palästinenser ver­
mißt, nach Berichten der PLO Tunis 
sind 5000 Palästinenser verhaftet. Die 
Menschenrechtsorganisation ,, M iddle 
East Watch“ spricht von 40 ermordeten 
und etwa 2000 Verhafteten seit Kriegs­
ende in Kuwait. Auch nach ihren Anga­
ben sind die meisten der Verhafteten und 
Ermordeten Palästinenser. Offenbar 
machen die Truppen des zurückgekehr­
ten Regimes regelrecht Jagd auf die Pa­
lästinenser und foltern systematisch. Bei 
den Folterungen sollen auch US-Solda- 
ten und -Offiziere zugegen sein. Ganze 
Stadtviertel mit Palästinensern wurden 
von Polizisten und Soldaten des Re­
gimes unter Anleitung von US-Offizie- 
ren tagelang abgeriegelt und durch­
kämmt. Ein Vertreter des Roten Halb­
mondes in Kuwait berichtete, er habe in 
den ersten zwei Märzwochen ein Dut­
zend Leichen gesehen, welche zum Teil 
Folterspuren aufwiesen, erschossen 
oder totgeschlagen worden seien. 
Gleichzeitig macht das Regime offenbar 
auch Jagd auf alte Oppositionspolitiker 
in Kuwait. Einer von ihnen, Hahmed 
Juwan, wurde gleich nach der Rückkehr 
des Emirs vor seinem Haus angeschos­
sen. „Beobachter sind überzeugt, daß 
gewisse politische Strömungen inner­
halb Kuwaits dezimiert werden sollen, 
um die Wiedererrichtung des Emir­
regimes zu erleichtern“, urteilt die 
„Neue Zürcher Zeitung“ (24.3.91). 
Zugleich werden Pläne des Regimes be­
kannt, künftig die Zahl der ausländi­
schen Arbeiter in Kuwait zu verringern. 
So soll die Zahl der Palästinenser mit 
Aufenthaltsberechtigung in Kuwait (vor 
dem Krieg etwa 400000, bei einer Ge­
samtbevölkerung von 1,7 Millionen) auf 
die Hälfte verringert werden. Am 19. 
März verbot das Regime das Erscheinen 
der bisher einzigen nach der Rückkehr 
des Emirs zugelassenen Zeitung. Die 
nach dem 26. Februar, dem Tag des 
Abzugs der irakischen Truppen aus 
Kuwait, benannte Tageszeitung hatte 
der Regierung Unfähigkeit vorgewor­
fen.
Quellen: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 21. 
und 23.3.91, Neue Zürcher Zeitung, 24./ 
25.3.91 - (rül)

Japan: Kampagne 
gegen die Todesstrafe

Etwa 40000 Unterschriften für die Ab­
schaffung der Todesstrafe haben Rechts­
anwälte und Mitglieder von Menschen­
rechtsorganisationen in Japan in den 
letzten Wochen gesammelt. Die Unter­
schriften unterstützen eine Petition an 
das Parlament, die Todesstrafe aufzu­
heben. In Japan wurden zwischen 1980 
und 1989 fünfzehn zum Tode Verurteilte 
hingerichtet. In etwa 90 Fällen warten 
die zum Tode verurteilten auf ihre Hin­
richtung. Eine der Organisationen, die 
die Kampagne gegen die Todesstrafe 
durchführen, nennt sich „Forum 90 ge­
gen die Todesstrafe“.
Quelle: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 21. 
März 1991 - (rül)

Peru — Volkskrieg breitet sich aus
Erfolge der von der PCP geführten Partisanenarmee

Im Volkskrieg, der von der Kommuni­
stischen Partei Perus (PCP) angeführt 
wird, konnte die Partisanenarmee in den 
letzten Wochen eine Verstärkung der 
bewaffneten Aktionen vermelden. So 
wurden z. B. vermehrt Städte und Dör­
fer eingenommen. Sogar in der Haupt­
stadt Lima wurden in Arbeitervierteln 
massive und zum Teil bewaffnete Propa­
ganda-Aktionen durchgeführt, bei de­
nen Einheiten der Partisanenarmee die 
zur Repression eingesetzten Militärein­
heiten zurückgeschlagen haben.

Eine der erfolgreichsten Aktionen der 
Partisanenarmee in den letzten Monaten 
ist der Angriff auf das US-amerikani­
sche Ölfördercamp der Firma Soreal, 
einer Tochtergesellschaft der Mobil Oil, 
in Barranca gewesen, im Gebiet des Alto 
Huallaga, nur 110 km von Tarapoto ent­
fernt, wo die reaktionären Streitkräfte 
eine wichtige Militärbasis haben. Am 
Angriff waren motorisierte Einheiten 
von über 200 mit Raketenwerfern und 
Maschinengewehren bewaffnete Guer- 
rilleros beteiligt. Sie hielten sich 9 Stun­
den im Fördercamp der Mobil Oil auf 
und benutzten danach die zwei erbeute­
ten Bölkow-Hubschrauber, um ihre Ein­
heiten in andere Urwaldgebiete zu tran­
sportieren.

Was eine richtige Panikwelle unter 
Vertretern der Regierung und ihren poli­
tischen Anhängern ausgelöst hat, ist 
nicht nur die Tatsache, daß die Partisa-

Neues Investitionsgesetz in Polen
Bessere Bedingungen für die Imperialisten

Ende Februar kündigte der polnische 
Ministerpräsident Jan Krzysztof Bielec- 
ki im Gespräch mit dem „Handelsblatt“ 
ein gelockertes Investitionsgesetz an. 
Danach darf erstmals der Gewinn in vol­
ler Höhe ins Ausland transferiert wer­
den. Die Gewinne in Zloty können in 
Devisen umgetauscht und genehmi­
gungsfrei überwiesen werden. Bislang 
bestand Transferfreiheit nur für Gewin­
ne aus dem Exportgeschäft. Weiter ist 
bei Gründung oder Beteiligung an Ge­
sellschaften in Pölen keine Genehmi­
gung mehr erforderlich, ausgenommen 
sind Bereiche wie Transport, Energie, 
Bergbau und Immobilienhandel. Aus­
länder können jetzt auch an bereits be­
stehenden Firmen Anteile erwerben. Im 
Gegensatz zur derzeit gültigen dreijähri­
gen Steuerfreiheit ist keine automatische 
Steuerbefreiung mehr vorgesehen. Von 
Ausnahmen abgesehen sollen die Unter­
nehmen sowie Löhne und Gehälter aus­
ländischer Mitarbeiter mit 30% besteu­
ert werden.

Mit der Verbesserung der Rahmenbe­
dingungen für ausländische Investoren 
in Pölen erhofft die Regierung im Ge­
genzug einen großzügigen Schuldener­
laß für das derzeit mit 46 Mrd. Dollar

Auslandsschulden belastete Land. Da­
von sind 29 Mrd. Dollar Schulden bei 
westlichen Regierungen (4,7 Mrd. bei 
der BRD) und 8 Mrd. bei westlichen 
Banken. Die US-Regierung hat sich in­
zwischen erkenntlich gezeigt und Polens 
Präsident Wafesa bei seinem Staatsbe 
such in den USA am 20.3. einen Schul­
denerlaß von 70% der insgesamt 2,9 
Mrd. öffentlichen Schulden angekün­
digt.

Der Reformkurs der polnischen Re­
gierung ist heftig umstritten. Angesichts 
einer Verdoppelung des Preisniveaus 
1990 gegenüber 1989, einer Erhöhung 
bei Grundnahrungsmitteln sogar um 200 
Prozent, entzündete sich der Protest von 
Arbeitern, Eisenbahnern, Bergleuten 
und Busfahrern an der sog. Strafsteuer 
(Popiwek). Danach dürfen Unterneh­
men die Teuerung im Land nur zu 60 % 
durch Lohnerhöhungen ausgleichen. In­
teressant in diesem Zusammenhang, daß 
die Gewerkschaft „Solidamocz“ auf ih­
rem Kongreß am 23. Februar mit 
Marian Krzaklewski einen neuen Vor­
sitzenden gewählt hat, der die ge­
werkschaftliche Seite der „Solidar 
nocz“ in Zukunft stärker betonen will.
— (brb)

Polizeiterror in den USA
Empörung über Polizeibrutalitäten in Los Angeles

Der 3. März war ein schlechter Tag für 
die Polizei von Los Angeles. Nicht daß 
Schlagstock und Fußtritte gegen „Ver­
dächtige“ dunkler Hautfarbe etwas Au­
ßergewöhnliches gewesen wäre. Das 
kommt, wie die Angehörigen der Min­
derheiten sehr gut wissen, jeden Tag 
mehrfach vor. Diesmal jedoch war ihre 
Schlägerorgie von einer Wohnung aus 
mit einer Videokamera aufgenommen 
worden.

Dieses Video wurde im Fernsehen ge­
zeigt und hat einen Sturm der Entrüstung 
ausgelöst. Millionen haben es inzwi­
schen gesehen. Es zeigt drei Polizisten, 
wie sie einen mit Handschellen gefessel­
ten, am Boden liegenden Mann mit Stök- 
ken und Fußtritten malträtieren. Minde­
stens 50 Stockhiebe sind zu sehen. Es 
zeigt weitere 20 Polizisten drum herum 
stehen. Nur ein einziger versucht einzu­
schreiten. Das Opfer erlitt einen Schä­
delbruch, ein gebrochenes Fußgelenk, 
innere Blutungen und Gehirnschaden. 
Die ACLU (Amerikanische Union für 
bürgerliche Freiheiten) hat den Rücktritt 
des Pölizeichef Gates gefordert und ein 
Referendum mit dem Ziel der Abberu­
fung in Gang gesetzt. 5000 haben inner­
halb von zwei Tagen den Aufruf unter­
stützt. Bürgerrechtsorganisationen ha­
ben erklärt, daß sie jeden Samstag vor 

nenarmee (Ejercito Guerrillero Rjptdar 
über die Möglichkeit verfügt, aus der 
Luft anzugreifen, sondern vor alten? 
daß Polizei und Streitkräfte der Repe 
rung nichts gegen die Aktion uniemon^ 
men haben, obwohl sie von der gepiar. 
ten Aktion schon einen Tag vorher ub- 
terrichtet waren. Der Grund dafür ist of­
fenbar in der schlechten Verfassung der 
Militärs zu suchen und in den ständiges 
Niederlagen, die den peruanische': 
Streitkräften in immer größerem Aus­
maß zugefügt werden.

Bemerkenswert an der Besetzung und 
Zerstörung des Fördercamps der Mobil 
Oil ist die Teilnahme der Volksmassen 
von Barranca an der Aktion: es war eine 
regelrechte Massenaktion, wie die reak- 
tionäre Presse selbst halb anerkennend, 
halb erschrocken und perplex zugeben 
mußte; sie schildert in ihren Artikeln, 
wie die Bevölkerung von Barranca die 
Guerrilleros empfangen hat. ein Fest, 
eine Hochzeit organisierte und sogar die 
Eheschließung vom politischen Kom­
missar der Partisanenarmee durchfuhren 
ließ. Der Sieg der Rartisanenarmee hat 
die Regierung bewogen, den Komman­
danten des Gebiets, General Oswaldo 
Haneke, in frühzeitigen Ruhestand zu 
versetzen. Gleichzeitig hat das Parla­
ment eine Untersuchungskommission 
eingesetzt, um die „antisubversiven Ak­
tivitäten“ zu untersuchen.
Quelle. „El Diario Iniernacional“ — (Ak M.)

dem Polizeipräsidium demonstrieren 
werden, bis Gates geht. 200 Delegierte 
von Gewerkschaften, die 700000 Be 
schäftigte im öffentlichen Dienst reprä­
sentieren, haben einstimmig Gates 
Rücktritt gefordert

Pblizeichef Gates behauptet, es han­
dele sich um eine einmalige Entgleisu&! 
Einzelner. Tatsache ist aber, daß dk 
Brutalität von oben gefönten wind 
Gates erklärte letztes Jahr, daß gelegen 
liehe Drogenbenutzer ..ausgesonder 
und erschossen werden sollten.“ Er er­
klärte 1982 die Tatsache, daß 12 von 15 
Todesopfern des von ihm genehmigten 
Würgegriffs Schwarze sind, damit, tkß 
Schwarze eine rassisch bedingte höben 
Wahrscheinlichkeit haben, am Würge 
griff zu sterben, als ..normale Mtfr 
sehen“. 350 Beschwerden pro Wodr 
wegen Polizeibrutalität gibt es in Lrs 
Angeles. Die Stadt zahlt jährlich 3-5 
Mio. S an Schadensersatz für Psbae 
brutal itäten.

Das Justizministerium hat eine ab' 
nale Untersuchung über Pohzeihraui» 
angeordnet. Präsident Bush bezerto* 
am 21. 3. die auf dem Video aufgeaadk- 
neten Prügeleien als „Übelkeit enr 
gend“. Am 5.3. noch hatte er Gar' 
einen ..amerikanischen Helden“ r 
nannt. — (ger. her)



<i?scne Berichte 7/1991 Ausiandsberichterstattung Seite 5

„Ich habe überhaupt nichts mehr zu verlieren“
interview mit Frau Evin Aydar Vorsitzende der Sektion Siirt des Menschenrechtsvereins IHD in Nordwest-Kurdistan

Dus folgende Interview wurde aus der e 
x* der Redaktion von Radio Duis- B 
mit Frau Aydar geführt und vom 

gg/ddtan-Komitee übersetzt. Aus Platz- s 
mußten wir geringfügig kürzen. f 

- <rül 1
W-’ Würden Sie sich bitte zunächst I 
xjrrtelteri? 2
Enn Aydar: Ich wurde 1961 in Sivas- 
ihvrigi geboren. Ein Teil meiner Fami­
lie stamm! aus Tunceli (Dersim), der an­
dere aus Hosgörü. Weil meine Familie 
vw dem Dersim-Aufstand Repression 
.röhren hatte, ließ sie sich in Sivas- 
Dnngi nieder. Die Familie meines Va­
ns stammt aus Imranli und Divrigi in 
der Provinz Sivas. Ich wurde im Dorf 
geboren und lebte dort bis zu meinem 
haften oder sechsten Lebensjahr, da­
nach habe ich dann in Istanbul gelebt.

Einige Zeit lang arbeitete ich auf dem 
Flughafen in Istanbul; 86 zog ich dann 
nach Siirt. Nachdem mein Mann mit der 
Schule fertig war, beschlossen wir, uns 
in Siirt niederzulassen. Vom ersten Tag 
an hatten wir enge und gute Beziehungen 
zum Volk, und die Sicherheitskräfte 
achteten ihre Aufmerksamkeit auf uns. 
Der Grund dafür war, daß wir Stellung 
bezogen gegen die Personen, die das 
Volk unterdrückten; daß wir nicht auf 
der Seite der Agas (Großgrundbesitzer) 
und Scheichs standen; daß wir die Ver­
teidigung der Menschen übernahmen, 
die von der Gewalt der Agas, Scheichs 
und des Staates betroffen waren.
Frage: Sie sind Vorsitzende der Sektion 
Siirt des Menschenrechtsvereins. Kön­
nen Sie uns etwas über die Arbeit des 
Vereins sagen ?
Evin Aydar: Am 24. Oktober hat unser 
Kongreß statt gefunden, und ich bin zur 
Vorsitzenden gewählt worden. Auf der 
einen Seite bin ich darüber sehr glück­
lich, denn auf dem Boden meines eige­
nen Landes, in Kurdistan, wurde zum 
ersten Mai eine Frau in den Vorstand des 
Menschenrechtsvereins gewählt. Auf 
der anderen Seite war ich traurig, denn 
ich wollte, daß das eine Frau aus Siirt 
machen würde. Allerdings gibt es hier 
unter den Kurdinnen noch keine Frau, 
sie so weit entwickelt ist, diese Aufgabe 
erfüllen zu können. Denn in unserem 
Volk gibt es noch viele Analphabeten, 
und die Frauen sind noch sehr an das 
Haus gebunden. Das Volk betrachtete 
mich dieser Aufgabe würdig und wählte 
mich. Seit dem Tag, an dem ich gewählt 
worden bin, hat mir die Sicherheitsbe­
hörde nicht die Möglichkeit gelassen, in 
Ruhe zu arbeiten. Die nach den Vereins­
statuten erforderlichen Unterlagen des 
Vereins, um Spendengelder sammeln zu 
können, sind immer noch bei der Sicher­
heilsbehörde. Wegen meiner Arbeit im 
Verein wurde ich drei Mal verhört. Zum 
Beispiel können wir keine Presseerklä­
rungen machen, wenn wir weiche ma­
chen, ist gleich der Staatsanwalt hinter 
uns her. Es kommen zu uns Gäste aus 
Europa, die Informationen über die Ar­
beit unseres Vereins und über die Lage 
des Volkes wollen. Selbst sie werden 
behindert. Zuletzt war hier eine Gruppe 
wn Medico International aus Deutsch­
land, darunter auch eine Abgeordnete 
der PDS. Sofort als sie bei uns angekom­
men waren, tauchte ein Team der Si- 
cberheit auf und kontrollierte ihre Perso­
nalien. Nach einer halben Stunde kamen 
sie noch einmal und sagten: „Ver­
schwinden Sie sofort von hier, wir erlau­
ben ihre Anwesenheit hier nicht.“ . . . 
Meine Gäste sind mit einer Genehmi- 
guiig gekommen. Sie hatten vom Staats­
präsidentenamt eine Visitenkarte dabei. 
Trotzdem wurden sie mit so etwas kon­
frontiert. Außerdem haben sie auch das 
Haus des IHD-Vorsitzenden von Diyar- 
oekir überfallen, auch er wird bei seiner 
ganzen Arbeit behindert.

Fntge: Es gibt ein als Deportations- und 
Zensurgesetz bekanntes Gesetz. Damit 

beabsichtigt die Menschenrechtsver 
ietzungen in der Region nicht in die Öf- 
sathchkeit gelangen zu lassen. Auf die- 
« Weise gelangen Nachrichten von 
fcrtüfen wie die. von denen Sie gespro­
chen haben, nicht in die Öffentlichkeit, 
ttenen Sie uns einige konkrete Fälle 

Menschenrechtsverletzungen in der 
fepon nennen ?

Aydar: Ja, weil wir uns hier zu 
feneidigem der Menschenrechte ge- 
öcfe haben, wurde mein Mann im Sep- 
JeBber 1989 für drei Monate vom kurdi­
schen Boden verbannt. Die Grenze war < 
Mtotya, diese durfte er nicht übertre- < 
to. Der einzige Grund, warum mein 1 
Mmb verbannt worden war, ist der, daß <

er mit dem Volk verbunden ist und kein 
Kollaborateur sein wollte.

Hier gab es ein Lehrerehepaar. Weil 
sie sich im Unterricht der kurdischen 
Kinder angenommen hatten, wurden sie 
1989 nach Tokat verbannt und aus dem 
Dienst entlassen. Außerdem wurde ein 
Arzt, weil er Kurde ist, in ein Dorf in 
Yozgat verbannt. Das waren Beispiele 
für Verbannung. Dann wurde Ahmet 
Tekin, obwohl er überhaupt nichts getan 
hatte, sechs Tage lang mit der Folterme­
thode Palästinahaken gefoltert und dann 
vier Tage und Nächte lang bei einer Ein­
heit, die sie Operationstisch nennen, mit 
Strom gefoltert. Die ganzen zehn Tage 
lang bekam er nichts zu essen und zu 
trinken. In diesen zehn Tagen verlor er 
30 Kilogramm. Nachdem er so viel ge­
foltert worden war, wurde er vom Ge­
richt freigesprochen.
Frage: Was wird als Vorwand für solche 
Verhaftungen und Unterdrückung ange­
geben ?
Evin Aydar: Als Vorwand sagen sie: 
„Ihr helft der PKK, gebt ihr Unter­
schlupf, ihr seid Mitglieder der Arbei­
terpartei Kurdistans, ihr gebt an sie In­
formationen weiter, schickt ihr Kräfte“.

Wir sagen, daß viele Menschen in der 
Polizeihaft getötet worden sind, sie 
streiten das ab. Zuletzt wurde im Januar 
in Simak Tefik Timurtas aus Cizre um- 

, gebracht. Es gibt dafür sogar Zeugen, 
j die mit ihm zusammen in Polizeihaft ge­

nommen worden waren. Im Bezirk Ara- 
i lik von Kars wurde Kasim Aras durch 

Folter umgebracht.
> Zur Zeit gibt es Demonstrationen ge­

gen den Krieg. Bei einer Kundgebung in 
Tatvan wurde auf das Volk geschossen, 
dabei wurde Mahir Kaplan durch Schüs­
se umgebracht. Diese Menschen wollen 
keinen Krieg, sie wollen Frieden. An 
den Freitagen werden die Moscheen von

1 Militäreinheiten, Panzern, zivilen und 
s uniformierten Polizisten umzingelt und 
f die Menschen daran gehindert, normal 
n nach Hause zu gehen.
t Frage: Mit der Golfkrise und dem Krieg 
r wurden zwei Drittel der türkischen Ar- 
1, mee nach Kurdistan verlegt. Zusätzlich 
e dazu wurden auch noch die mobilen Ein- 
n greiftruppen der Nato stationiert. Wie 

hat sich das auf das kurdische Volk aus- 
j gewirkt?
‘ Evin Aydar Am kurdischen Volk hat fol­

gende Bewußtseinsentwicklung begon­
nen: Es sagt, wir wissen über die Türkei 
und den Irak Bescheid. Die türkischen 
Soldaten töten unsere Kinder und geben 
ihre Leichen nicht heraus, sie unterdrük- 
ken uns ständig. Und was Saddam getan 
hat, wissen wir auch sehr genau. Wäh­
rend wir von den europäische Staaten 
und von der europäischen Öffentlichkeit 
Hilfe erwarteten, haben diese an die uns 
feindlich gesinnten Menschen Waffen 
geliefert, und diese Waffen werden ge­
gen uns gerichtet. Wir vertrauen jetzt 
nicht mehr auf die europäische Öffent­
lichkeit, glauben nicht mehr an sie. Was 
wir von ihnen wollten, war, daß sie den 
Waffenverkauf an diese Länder verhin­
dern sollten.
Frage: Mit dem Golfkrieg begann das 
Volk der Gegend aus Angst vor dem 
Einsatz von Chemiewaffen des Iraks, 
aus der Region zu fliehen. Können Sie 
etwas zu dieser Migration sagen?
Evin Aydar: Ich möchte Ihnen ein von 
uns zu diesem Thema vorbereitetes 
Flugblatt an die Öffentlichkeit, das die 
allgemeine Lage wiedergibt, vorlesen: 
Mit dem Verbot des Grenzübertrittes in 
den Irak infolge der seit dem 2. August 
sich entwickelnden Ereignisse kamen 
die Haupteinnahmequellen der an der 
Grenze gelegenen Siedlungen, Trans­
port und die davon abhängigen Bran­
chen, zum Erliegen. Als Folge dessen 
begann auch die Arbeitslosigkeit. Hun­
derte von Werkstätten, Restaurants und 
Läden, die für das Leben erforderliche, 
dringend benötigte Waren verkauften, 
wurden geschlossen. Die Menschen be­
gannen, auf Kredit zu leben, und das 
Volk war gezwungen, die Region zu 
verlassen. Die Arbeitslosigkeit hatte 
ohnehin einen Höhepunkt erreicht. Die­
se Lage interessiert die Verantwortli­
chen nicht. Ein Verantwotlicher brachte 
einem BBC-Reporter gegenüber seine 
Zufriedenheit mit den Worten: .Wenn 
das Volk arm ist, kann es der PKK kein 
Geld geben“ zum Ausdruck. Mit dem 
Lenken der Aufmerksamkeit auf den 
Golf begann die Entvölkerung und Nie­
derbrennung hunderter von Dörfern. Sie 
wollen einen Zustand herbeiführen, in 
dem Menschen und Tiere nicht leben 

können. Es sind auch tausende Obstbäu­
me der Bauern niedergebrannt worden. 
Es sind hunderte Milch- und Lasttiere 
der Bauern erschossen worden. Das 
deutlichste Beispiel dafür war das Ge­
metzel bei den Kohlegruben von Simak. 
Auch infolge der Verminungen durch 
den Staat wurden Tiere getötet. Dies er­
innert uns an die Grausamkeit der Euro­
päer gegenüber den Indianern, als sie im 
Jahre 1800 begannen, in Amerika zu sie­
deln. Denn auch dort haben sie in einem 
Tal 6000 Pfirsichbäume zerstört, über 
30 Tonnen Schinken verbrannt, die Tie­
re getötet und das, was noch übrig war, 
beschlagnahmt. Und die offizielle Ein­
stellung war: Nur ein toter Indianer ist 
ein guter Indianer. Die in Amerika ab 
1800 zu beobachtende Geisteshaltung 
erleben wir heute auf unserem Boden 
sehr offen. Die Dörfer sind in Gefäng­
nisse verwandelt worden. Die Menschen 
sind verpflichtet, beim Verlassen und 
Betreten ihrer Dörfer ihren Ausweis zu 
zeigen und den Militäreinheiten mitzu­
teilen, wohin sie für wieviele Tage und 
warum gehen. Kein einziges der in der 
Verfassung der türkischen Republik zu­
erkannten Rechte wird in dieser Region 
angewendet; das simpelste ist die Un­
verletzlichkeit der Wohnung und die 
Reisefreiheit. Die Soldaten tun das be­
wußt. Ein Beispiel: Im Dorf Harabec in 
der Provinz Büssükonak herrscht nächt­
liches Ausgangsverbot. Wenn jemand 
dabei erwischt wird, dann wird er ver­
prügelt und muß fünf Tage lang an die 
Wache Holz liefern. Der Offizier im 
Dorf Diravit sagte zu einer in dieses 
Dorf gekommenen belgischen Delega-

Kurdische Flüchtlinge im eigenen Land 

tion „Frankreich hat in Algerien eine 
Million Menschen getötet, wo waren Sie 
denn da? Mit welchem Recht kommen 
Sie hierher?“
Frage: Es heißt, daß die von Incirlik ab­
fliegenden türkischen und Nato-Flug- 
zeuge die Region bombardiert haben, 
das stand auch in den Zeitungen. Steckt 
dahinter eine bewußte Politik? Wurden 
tatsächlich Bomben geworfen?
Evin Aydar: In Silopi und Cizre wurde 
das Volk aus dem Zentrum und aus den 
Dörfern zur Migration gezwungen. Die 
offiziellen Stellen haben den Krieg aus­
gerufen, und die Presse hat das unter­
stützt. In manchen Ansiedlungen ist das 
Volk von alleine gegangen, in manchen 
wurde das Volk auch mit Gewalt heraus­
geholt. Ein Teil von Simak, Eruh, Siirt 
und die Ansiedlungen der Umgebung 
wurden aufgelöst. Ein Teil der Bewoh­
ner ist in die westlichen Provinzen mi­
griert. Als sie ihre Dörfer verließen, ha­
ben sie ihre Tiere draußen gelassen, so­
viel sie verkaufen konnten, haben sie 
verkauft. Genausowenig wie ihnen die 
ökonomischen Mittel fehlen, ihr zurück­
gelassenes Vieh abzuholen, werden sie 
auch ihre Häuser nicht mehr vorfinden. 
Denn bis dahin werden ihre Häuser nie­
dergebrannt und zerstört werden. Unser 
Volk ist gezwungen, mit Menschen, de­
ren Kultur und Religion sie nicht ken­
nen, zusammenzuleben. In den westli­
chen Provinzen haben sie sich in Vieh­
ställe und Kirchen geflüchtet. Davon 
sind nicht nur Kurden, sondern auch an­
dere Minderheitenvölker betroffen. Bei 
uns leben syrische Christen, leben Ara­
ber. Sie wurden zu Flüchtlingen in ih­
rem eigenen Land. Dadurch, daß das 
Volk seine Häuser ohne seine Sachen 

verlassen mußte, gab es auch viele Dieb­
stähle. Seit Monaten wird unser Land in 
ein Waffendepot verwandelt, es wurden 
Militärstützpunkte errichtet. Die Kur­
den aus den Metropolen, die ihren Mili­
tärdienst machen, werden hierher zu den 
Orten, auf die sie Bomben werfen sol­
len, gebracht, die Ziele sind schon aus­
gewählt. Das Volk wird nicht über Zivil­
schutz informiert. Das Volk weiß nicht, 
wie es sich schützen soll. Es glaubt, daß 
es sich mit primitiven Methoden wie 
dem Abdichten der Fenster durch Plas­
tikfolien schützen könne. Der Preis für 
einen Meter Plastikfolie sprang von 700 
auf 10000 Lira. Durch das Abdichten 
des Hauses mit Plastikfolie im Winter 
(Kohleofen) starb in der Gegend von 
Kurt eine schwangere Mutter mit ihren 
vier Kindern, weitere sechs Familien­
mitglieder konnten im Krankenhaus von 
Diyarbakir gerettet werden. Fünf der 
wegen Vergiftungen eingelieferten 
zwanzig Patienten im Staatskrankenhaus 
Siirt starben. Drei Kinder einer Mutter 
auf der Flucht starben, weil diese sie in 
Plastikfolie gewickelt hatte. Bei einer 
anderen Familie traten bei 16 Familien­
mitgliedern Vergiftungserscheinungen 
auf. Und das sind nur die von uns festge­
stellten Fälle.

Die Bombardierungen werden sehr 
bewußt durchgeführt. Es wurden auf 
von uns festgestellte Orte Bomben abge­
worfen. Zum Beispiel wurden in der 
Nacht vom 20. auf den 21. Januar auf 
das Gebiet Ciyares zwischen Eruh und 
Idil Bomben abgeworfen. Die Zeitung 
„Yeni Ülke“ hat Fotos der auf Cukurca 
abgeworfenen Bomben veröffentlicht.

Frage: Wenn wir richtig verstanden ha­
ben, steckt dahinter eine bewußte Politik 
des türkischen Staates. Er will ohnehin 
die Kurden aus der Region rausbringen 
und auf diese Weise die Region entvöl­
kern. Der Staat fordert solche Vorfälle. 
Evin Aydar: Natürlich. Das Ziel ist, Pa­
nik auszulösen und so die Region zu ent­
völkern. Seit Jahren versuchen sie das 
und schaffen es nicht. Der Golfkrieg ist 
für sie eine willkommene Gelegenheit 
dafür. Die Menschen verlassen jedoch 
trotzdem nicht die Region.
Frage: In der letzten Zeit heißt es, die 
kurdische Sprache soll erlaubt werden. 
In welcher Form soll das geschehen!? 
Welches Ziel vefolgt der türkische Staat 
damit ?
Evin Aydar: Ich glaube nicht, daß das 
realisiert werden wird. Özal wird eine 
solche Initiative nicht unternehmen. 
Aber den Entwurf hat er seinen Gleich­
gesinnten gegeben. Das ist alles in den 
Händen der nationalistisch gesinnten 
Abgeordneten. Die werden am Ende 
nichts anständiges rausbringen.

Andererseits sprechen wir sowieso 
kurdisch. Ich bin Kurdin und spreche 
kurdisch. Das können sie nicht verhin­
dern, je mehr sie unterdrücken, um so 
mehr versuche ich, meine Hartnäckig­
keit zu steigern. Egal in welches Haus 
Sie in Kurdistan gehen, finden Sie un­
zählige kurdische Kasetten. Die Kaset- 
ten werden gespielt, und das ist nicht zu 
verhindern. Die Menschen hören sie, 
obwohl sie deshalb verhaftet werden. 
Dieser Entwurf ist eine Formalität, sehr 
simpel und soll die Leute hereinlegen, 
sonst nichts . . .

Ich glaube, im April findet die KSZE- 
Konferenz (Sicherheit und Zusammen­

arbeit in Europa) statt. Sie bereiten sich 
auf diese Konferenz vor und streuen ihr 
Sand in die Augen. Denn die KSZE läßt 
nicht nach und fordert ständig einige 
Dinge. Das sind eben Anstrengungen, 
um bei den Treffen in Europa nicht bla­
miert zu werden, um in die EG einzutre­
ten. Einerseits hat Özal Ambitionen, 
nach Mossul und Kirkuk einzumarschie­
ren, diese Gebiete dem türkischen Terri­
torium anzuschließen. Andererseits gibt 
es dann die Autonomie, werden den kur­
dischen Menschen dann manche Rechte 
zuerkannt. Er wird den Kurden sagen: 
„Brüder, wir sagen euch, da habt ihr 
eure Sprache, sprecht sie, tanzt eure 
Volkstänze, hört eure Musik. Was wollt 
ihr denn noch? Wir geben euch das, was 
es da gibt, auch noch. Wir sind Mos­
lems, kommt, leben wir zusammen.“ 
Aber das wird garantiert nichts bewir­
ken. Denn in der Türkei haben sich viele 
Dinge zu ändern begonnen. Vor allem 
unter den Kurden findet eine große Be­
wußtseinsbildung statt. Das Volk fallt 
jetzt nicht mehr auf solche Spiele des 
Staates herein. Auf der einen Seite sagt 
er: „Ich habe es erlaubt“, und auf der 
anderen Seite hat er Verbote erlassen. 
Wenn ich zum Beispiel vor Gericht in 
meiner Muttersprache einen Antrag stel­
le, bekomme ich eine Geldstrafe zwi­
schen drei und fünf Millionen Lira. Die 
Person, die meinen Antrag entgegen­
nimmt, bekommt auch die gleiche Stra­
fe. Die Sanktionen sind verschärft und 
nicht gelockert worden.
Frage: Seit Jahren gibt es einen Krieg 
zwischen der kurdischen Guerilla und 
der Regierung und der Armee. Können 
Sie uns Informationen über die Gefechte 
geben, zu denen es in den letzten Tagen 
gekommen ist?
Evin Aydar: Natürlich, es gibt Gefech­
te. Das hat Kontinuität. In Botan und in 
den anderen Gebieten sind hunderte 
Guerilleros in den Bergen, wir bekom­
men diese Nachrichten. Es ist Winter, 
meterhoch liegt Schnee. Trotzdem sind 
sie nicht weggegangen. Zuletzt kam es 
vor einer Woche im Stadtzentrum von 
Siirt zu einem Gefecht. Viele Soldaten 
und Polizisten griffen eine einzelne 17, 
18-jährige Guerillera an, und sie kämpf­
te gegen sie. Es gab Verletzte und Tote 
unter den Soldaten. Sie hat sich nicht er­
geben, sondern mit einer Handgranate 
sich selbst umgebracht. Diese Sache hat 
das Volk sehr stark beeindruckt, es zeig­
te großen Respekt vor ihr.

Bei den Kurden sind die Frauen immer 
zuhause, gehen nicht raus, beschäftigen 
sich mit nichts. Also hat es beim Volk 
große Sympathie ausgelöst, daß die 
Guerillera so sehr mit den Soldaten und 
Polizisten gekämpft hat. Und der Staat 
hat dabei nicht gewonnen, sondern ver­
loren. Der Kampf geht weiter, jeden Tag 
wird die Stärke der Guerilla größer. Die 
Bauern kaufen eine Menge Dinge in den 
Städten, um den Bedarf der Guerilla zu 
decken. Sie wissen ganz genau, daß sie 
verhaftet und gefoltert werden, wenn 
man sie erwischt. Trotzdem unterstüt­
zen und helfen sie ihr. Und der Staat 
weiß das auch ganz genau und sagt: 
„Wir bringen euch um, foltern euch, 
und trotzdem werdet ihr immer mehr“. 
Es ist jetzt eine solche Stufe erreicht, daß 
das Volk nichts mehr zu verlieren hat. 
Es wird mit Gewalt aus seinen Dörfern 
vertrieben, die Häuser, die Dörfer wer­
den niedergebrannt, die Menschen hun­
gern, siedeln sich in den Groß- und 
Kreisstädten an. Natürlich klammert 
sich das Volk demgegenüber mit seiner 
ganzen Kraft an die PKK und gibt ihr sei­
ne ganze Unterstützung.
Frage: Haben Sie als Vorsitzende der 
Sektion Siirt des Menschenrechtsvereins 
eine Botschaft an die deutsche oder euro­
päische Öffentlichkeit und an die in Eu­
ropa lebenden Kurden?
Evin Aydar: Wir sagen ihnen folgendes: 
Sie sollen in ihr Land zurückkehren, sol­
len mit ihrem Volk Zusammensein, das 
Volk braucht sie hier. Das, was sie tun 
müßten, ist, wie wir in unserem eigenen 
Land, in unserer Region zu leben und zu 
kämpfen. Es ist ohnehin die Absicht des 
Staates, dieses Land zu entvölkern. Man 
kann sagen, daß sie also in gewisser 
Weise dem Staat dienen.
Frage: Evin, wir bedanken uns ganz 
herzlich, daß Sie den Mut aufgebracht 
haben, uns solch ein Interview zu geben. 
Evin Aydar: Ich bedanke mich. Es ist 
meine Aufgabe, die ich erfüllen muß. 
Ich bin mit dem Volk verbunden, stehe 
auf dem Boden der Realität, ich habe 
überhaupt nichts mehr zu verlieren.
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Regierungserklärung Erwin Teufels: 
Neuer Kurs mit viel Bewährtem

Neuer Ministerpräsident stellt Programm vor/Schwerpunkte: Wirtschaft, Familie, Soziales

Stuttgart. Die Regierungspolitik Lothar Späths galt in der 
bürgerlichen Öffentlichkeit lange Jahre als modern, als an­
gemessene Verbindung von High-Tech-Industrie und einer 
Verwaltungstätigkeit, die technokratisch effizient, also 
ohne Reibungsverluste und lästige Bürgereinmischung ab­
läuft. Inzwischen steht der ehemalige Ministerpräsident 
Baden-Württembergs ebenso wie einige seiner Minister vor 
einem parlamentarischen Untersuchungsausschuß wegen 
des Verdachts auf Vorteilsnahme im Amt; auch Partner auf 
der Wirtschaftsseite stehen vor Gericht oder Staatsanwalt­
schaften ermitteln gegen sie, so der SEL-Manager Lohr und 
der Vize-Chef der Daimler-Benz AG, Niefer. Die Gründe

Durchaus in Abgrenzung zu Lothar 
Späth sagt Erwin Teufel: „Die neue 
Landesregierung wird dem Unterneh­
mer lassen, was des Unternehmers ist. 
Der Markt steuert vieles besser als der 
Staat. Die klare Beachtung der Auf­
gabenteilung zwischen Wirtschaft und 
Staat ist eine wesentliche Basis für den 
wirtschaftspolitischen Erfolg.“

Woher rührt dieser Sinneswandel? 
Gewiß ist bei manchen Kapitalisten, die 
nicht so den engen Draht zum Staats­
ministerium hatten, die nicht in dem 
Umfang „Kontaktpflege“ zur Politik fi­
nanzieren können, der Unmut gewach­
sen über eine Landesregierung, die sich 
als politischer Arm der Zentralen weni­
ger Monopolfirmen verstand. Aber viel­
leicht liegen auch tiefere Ursachen zu­
grunde.

Die High-Tech-Industrie, wie sie für 
das im Vergleich zu vielen anderen Bun­
desländern überdurchschnittliche Wirt­
schaftswachstum sorgte, beruhte auf 
dem Innovationsschwung durch die 
Computerisierung bei der Produktion 
und vielen Konsumgütern. In einem 
Land wie Baden-Württemberg, in dem 
der Bau von Produktionsmitteln (Ma­
schinenbau und insbesondere Spezial­
maschinen) traditionell in kleineren und 
mittleren Betrieben stattfindet, kam da­
her eine Politik der Konzernförderung

Entwicklung „zu einer Kultur des Helfens“
Unter diese Prämisse stellt Ministerprä­
sident Teufel die Sozial- und Gesund­
heitspolitik in Baden-Württemberg. Ei­
nen Schwerpunkt hierbei bildet die 
,,Altenpolitik“.

,,Wir wollen eine Gesellschaft mit 
menschlichem Gesicht. Deshalb müssen 
wir für eine mitmenschliche Grundein­
stellung werben, am besten durch das 
eigene Beispiel. Pflegende Berufe, so­
ziale Arbeit, freiwillige und ehrenamt­
liche Tätigkeit, Nachbarschaftshilfe, 
kirchliche soziale Dienste sind unver­
zichtbare Elemente für ein Zusammenle­
ben in Würde und Humanität.“ Dieses 
subsidiäre Prinzip will Teufel mit den 
Mitteln der Marktwirtschaft durchset­
zen. „Sie (die Landesregierung, Anm. 
d.R.) begrüßt und unterstützt alle Initia­
tiven zur Stärkung der produktions- und 
untemehmensorientierten Dienstlei­
stungen und prüft, inwieweit sie in die­
sem Prozeß bisher hoheitlich geführte 
Unternehmen einbeziehen kann. Sie läßt 
sich dabei von dem Grundsatz leiten, 
daß private Beteiligungen die beste 
Gewähr für unternehmerisch gute Lö­
sungen darstellt. Soweit auf öffentlich- 
rechtliche Konstruktionen nicht verzich- 
tet werden kann, wollen wir diese zu­
gunsten der unternehmerischen Freiheit 
soweit wie möglich öffnen.“ Die Priva­
tisierung öffentlicher Versorgungsein­
richtungen steht also an, verknüpft mit 
der Liquidierung nicht wirtschaftlich 
arbeitender Einrichtungen. Konkret 
geht es um die Änderung des Kommu­
nalrechtes bezüglich der Rechtsformen 
von kommunalen Krankenhäusern. Der 
Weg für privatrechtliche, kommunale 
Krankenhäuser soll eröffnet werden. 
Hier kassiert Teufel gleich noch die 
SPD-Landtagsfraktion ein. „Ich halte es 
für eine bemerkenswerte und erfreuliche 
Entwicklung, daß Regierung und Oppo­
sition hier in die gleiche Richtung den­
ken. Wir werden ihre Vorschläge (In­
itiative der SPD-Landtagsfraktion zu 
neuen Rechtsformen für kommunale 
Krankenhäuser, Anm.d.R.) in unsere 
Reformüberlegungen mit einbeziehen.“ 
Die Versorgungssituation der Patienten 
an den Landeskrankenhäusern kann 
nach Teufel nur durch „... mehr privat­
wirtschaftliches Engagement und Mana­
gement“ verbessert werden. Allein bis

vermittelt auch der breiten Basis bürger­
licher Herrschaft, dem kleineren Eigen­
tum, zugute. Die CDU hatte damit sozial 
befriedet.

Inzwischen scheint aber dieser Inno­
vationsschwung sich seinem Ende zu 
nähern, richtig neue Entwicklungen 
bringt die Computertechnik nicht mehr 
hervor; Ausdehnung und breitere An­
wendung führen dazu, daß mehr von 
dem nötigen Dienstleistungsbereich ge­
sprochen wird, den die Politik jetzt zu 
fördern hätte. Die Zuwendungen an die 
Konzerne und die enge Zusammenarbeit 
mit der Politik erhalten unter solchen 
Umständen tatsächlich mehr den Cha­
rakter von Schmiergeldgeschäften, und 
die Unzufriedenheit bei den Bürgerli­
chen über die Regierung nimmt zu.

Nun hat die neue Landesregierung für 
diese aus der Entwicklung der Produk­
tivkräfte herrührenden Widersprüche 
auch kein Lösungskonzept. Zwar ge­
braucht der neue Ministerpräsident häu­
fig das Schlagwort vom sozial und öko­
logisch verträglichen Fortschritt, was 
damit aber gemeint ist, bleibt bisher eher 
verschwommen.

Tatsächlich könnte aus der Entwick­
lung einer ökologisch verträglichen 
Wirtschaft ein neuer Innovationsschub 
bei den Produktivkräften kommen. Öko­
logisch verträglich hieße vor allem bei

1995 sollen tausende von Krankenhaus­
betten abgebaut werden. Teufel knüpft 
hier nahtlos an die Späthschc Betten­
streichungspolitik an.

Passend dazu will die Landesregie­
rung ihre Schrittmacherrolle in der Al­
tenpolitik mit besonderem Augenmerk 
auf die „Stärkung der Familienpflege 
und der ehrenamtlichen Dienste legen.“ 
Ein alter Mensch wird kaum noch ein 
Krankenhausbett finden.

Die jetzt installierten Seniorengenos­
senschaften machen dann die Arbeit, 
und sie entlasten den Staat weiter von 
Versorgungsleistungen, denn wer dort 
jetzt unentgeltlich arbeitet, gewinnt 
einen Bonus für spätere Pflege. Wer das 
eben nicht macht, ist selber schuld.

Bis zur Sommerpause soll ein Konzept 
zur Verbesserung der Situation der Pfle­
geberufe vorliegen. Hier muß noch hin­
zugefügt werden, daß die Landesregie­
rung nach wie vor einen Pflegemangel 
abstreitet. Das Sozialministerium warn­
te auch eindringlich davor, den Pflege­
notstand herbeizureden. Für bestimmte 
Gruppen in der Pflege soll es ein Höher­

Eins von sechs Werbeplakaten, die das 
Innenministerium in Ämtern und öffent­
lichen Gebäuden einsetzt.

für diesen plötzlichen Ansehensverlust einer Politik ä la 
Späth sind wahrscheinlich vielfältig, gewiß nicht der ein­
zige Grund ist die plötzliche „Randlage“, in der sich 
Baden-Württemberg nach dem Anschluß der DDR befin­
det. Der Nachfolger Späths als Ministerpräsident, der 
frühere Fraktionsvorsitzende der CDU im baden-württem­
bergischen Landtag, Erwin Teufel, hat in einer umfäng­
lichen Regierungserklärung Ziele seiner Politik vorgestellt, 
die einen gewissen Kurswechsel erkennen lassen, der nicht 
nur davon bestimmt ist, daß im nächsten Frühjahr Land­
tagswahlen gewonnen werden sollen. Wir stellen im folgen­
den einige Punkte vor. — (alk. evc, irs, unb)

den Grundstoffindustrien ein Übergang 
von einer extraktiven Industrieweise zu 
einer mehr reproduktiven; also z.B. statt 
Energiegewinnung aus Öl, Kohle u.ä. 
wäre eine Energiegewinnung aus Kreis­
laufprozessen zu entwickeln, z.B. aus 
nachwachsenden Rohstoffen, aus Son­
nenlicht etc. Eine solche technische Re­
volution würde soziale Umwälzungen 
nach sich ziehen: Die Landwirtschaft 
etwa erhielte eine ganz neue Bedeutung. 
Ob und mit welch brutalen sozialen Fol­
gen die kapitalistisch entwickelten Indu­
striegesellschaften zu einer solchen In­
novation in der Lage sind, ist derzeit 
wahrscheinlich kaum festzustellen.

Unter solchen Umständen gewinnt die 
Politik der CDU in Baden-Württemberg 
stark konservative Züge im engsten Sin­
ne des Wortes. Die Ordnungspolitik, mit 
starkem Staat, Bewahrung der Familie 
u.ä. steht im Vordergrund. Von den 
Vorhaben, die Späth begonnen hatte, 
werden die fortgeführt, die Staatsmacht 
gegenüber Bürgerwillen stärken: Das 
Innenministerium stellte jetzt Empfeh­
lungen zur Vereinfachung von Verwal­
tungsabläufen vor, die Einsprüche von 
Betroffenen erschweren und der Ver­
waltung unabhängig von beschlossenen 
und vorgelegten Plänen gerichtlich nicht 
nachprüfbaren Planungsspielraum ge­
ben sollen.

und Weiterbildungskonzept geben. Das 
festigt dann die hierarchische Ordnung 
gegenüber angelernten Hilfskräften. 
Über Zwangsumschulungen zum Pfle­
geberuf hatte die Landesregierung ja 
schon offen nachgedacht. Aber erstmal 
hat sie jetzt die Frauen im Blick. Beson­
ders für Frauen nach der Phase der Kin­
dererziehung, die „gerne in der Pflege 
tätig wären“, soll ein abgestimmtes 
bzw. abgestuftes Ausbildungspro­
gramm den Einstieg in den Pflegeberuf 
ermöglichen.

Warum Menschen überhaupt krank 
werden und zunehmend der Pflege be­
dürfen, ist Teufel klar. Es liegt am Ge­
sundheitsbewußtsein. Und so kann sich 
die Gesundheitspolitik dem Bewußtsein 
zuwenden und nicht den krankmachen­
den Lebens- und Arbeitsumständen. 
„Wir fördern eine gesunde Ernährung, 
Bewegung, Erholung und Sport. Unsere 
Aufklärung gilt den Gefahren des Rau­
chens und einer gesunden Lebensfüh­
rung.“ Eine Reform des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes mit Zentralisierung 
kündigte Teufel schon an.

Jagd auf Drogen und organisierte Kriminalität
Teufel hat noch für dieses Frühjahr den 
Entwurf eines neuen Pölizeigesetzes an­
gekündigt. Schwerpunkte sollen die 
„Bekämpfung der Rauschgiftkriminali­
tät und der organisierten Kriminalität“ 
sein. Die Landesregierung arbeitet seit 
langem mit einer Fülle von Berichten 
und Statistiken über die Zunahme der 
sog. „organisierten Kriminalität“, die 
„sicherheitspolitische Herausforderung 
der 90er Jahre“, um weitreichende straf­
rechtliche und polizeiliche Verfolgungs­
und Unterdrückungsinstrumente zu le­
galisieren. Anfang des Jahres hat die ba­
den-württembergische Landesregierung 
ihre Bundesratsinitiative zur Bekämp­
fung der organisierten Kriminalität er­
neut eingebracht, nachdem ein entspre­
chender Gesetzentwurf auf Initiative Ba­
den-Württembergs und Bayerns vom 
Bundesrat zwar beschlossen, aber vom 
Bundestag vor der Wahl nicht mehr be­
raten wurde. Schwerpunkte sind der Zu­
griff auf Einkommen von Leuten, die

Am 19. März sind 92 Roma, die fast alle an der Besetzung der Tübinger Stiftskirche 
beteiligt waren, nach Zagreb abgeschoben worden. Am selben Tag wurde bekannt, 
daß der 31-jährige Anid Rushi von der serbischen Polizei totgeprügelt wurde, nach­
dem er Anfang Februar abgeschoben worden war. Das Innenministerium sieht keine 
Gründe, die Abschiebungen zumindest auszusetzen. Rund 40 von der Abschiebung 
bedrohte Roma protestierten während der Abschiebung im Flughafen und forderten 
Bleiberecht und sofortigen Abschiebestopp. Die SPD-Landtagsfraktion und das Dia­
konische Werk Württemberg forderten die Aussetzung weiterer Abschiebungen in 
Krisengebiete und die zugesicherte neuerliche Prüfung jedes Einzelfalles.

„Kinder sind das Beste, was wir haben“
„Wichtigste Aufgabe“ und „Kernstück 
der Gesellschaftspolitik der neuen Lan­
desregierung ist deshalb die Familien­
politik.“ Aus diesem Grund läßt Teufel 
auch nochmals ausdrücklich feststellen, 
daß „Kinder einen Anspruch auf ihre 
Eltern haben“ und erklärt den Eltern 
dazu: ,,Kinder brauchen nicht nur Nah­
rung und Kleidung und Wohnung, sie 
brauchen Zeit, Zuwendung, Nestwär­
me, Geborgenheit, Zutrauen, emotio­
nale Stabilität.“ Selbstverständlich, daß 
dies „in erster Linie“ durch die Familie 
gebracht werden muß, selbstverständ­
lich auch, daß dies Opfer für die Eltern 
bedeutet.

Die neue Landesregierung ist bereit, 
Eltern in ihrer Aufgabe zu unterstützen. 
So will sie das Recht auf einen Kinder­
gartenplatz gesetzlich festgeschrieben 
haben, kurz nachdem im Jugendwohl­
fahrtsgesetz dieser Passus ausdrücklich 
nicht aufgenommen wurde. In diesem 
Zusammenhang will die Landesregie­
rung die „örtlichen Versorgungslük- 
ken“ von Kindergartenplätzen schlie­
ßen. Ob das Zugeben dieser „Lücken“ 
nun die Diskussion, ob ein Kind 
„schon“ mit drei Jahren oder erst mit 
dreieinhalb, vier Jahren einen Kinder­
gartenplatz bekommen soll, beendet, ist 
unklar; für die zu schaffenden Plätze 
wäre eine Festlegung aber entscheidend.

Für Kindergärten mit veränderten 
Öffnungszeiten (ca. 7.30 bis 13.30 
Uhr), derzeit die billigste Versorgungs­
art, da kein Mittagessen geboten, sollen 
in den nächsten fünf Jahren 25000 Plät­
ze geschaffen werden. Diese Versor­
gungsart entspricht am stärksten dem 
Familienbild, kann doch die Frau einer 
Arbeit wenigstens in Teilzeit nachgehen 
und trotzdem die vielfältigen Aufgaben 
in der Familie meistem. Weniger als die 
Hälfte, nur noch 10000 Ganztags-Kin­

der „organisierten Kriminalität“ ver­
dächtigt werden, schärfere Ermittlungs­
methoden — gesetzliche Regelungen 
über den Einsatz „verdeckter Ermitt­
ler“, den Einsatz von Überwachungs­
systemen und Rasterfahndung — und 
neue prozessuale Regelungen des Zeu­
genschutzes. Die Landesregierung be­
müht sich mit scheinbarer Sorge über 
das „Geschäft mit menschlichem Leid“ 
um Akzeptanz und Unterstützung der 
Verfolgung und Bespitzelung von Leu­
ten, die „verdächtig“ sind — das trifft 
vor allem Ausländer — und in großem 
Umfang auch von Leuten, die krank 
sind. Im Rauschgiftbereich müßten vor 
allem die „Kleindealer“, also in aller 
Regel suchtkranke Menschen, Ziel der 
„mit einem hohen Personal- und Zeit­
aufwand verbundenen Sonderaktionen“ 
sein. Mit Stolz verweist das Innenmini­
sterium auf Zustimmung seitens verun­
sicherter Eltern und einen von der Poli­
zei zusammen mit Schülern erstellten 

dergartenplätze sollen im selben Zeit­
raum geschaffen werden. Als Novum 
stellt sich Teufel „Kinderhorte an der 
Schule“ vor, wobei er nicht erklärt, was 
nun der Unterschied zu den bestehenden 
Horten im Land ausmacht, er nimmt kei­
nerlei Bezug zu ihnen. „Wir wollen 
möglichst wenig Richtlinien und wir 
wollen Einzelheiten in Bälde mit den 
kommunalen Landesverbänden erörtern 
und abstimmen.“ Dieses ist nun wieder­
um nicht neu, dieses „Konzept“ stand 
schon bei der Einrichtung von Halbtags- 
grundschufen, in denen die Kinder 
außerhalb der Unterrichtszeit beaufsich­
tigt werden. Hier ist alles möglich, un­
gelernte Kräfte oder auch Erzieher, vor 
allem aber Lehrer, die in unterrichtsfrei­
en Zeiten die Kinder bis 13 Uhr in ir­
gendwelchen Klassenzimmern ..betreu­
en“. Mittagessen wird nicht angeboten, 
in Ferienzeiten gibt es keine Betreuung.

Diskussionen werden gerade wegen 
der Ferienzeit geführt, hier soll es even­
tuell Angebote geben. Jugendhauser 
sind z.B. im Gespräch. Qualitätsfragen 
werden nicht gestellt. Wahrscheinlich 
schwebt Teufel dieses als ausbaufähiges 
Konzept vor. Ganz klar ist allerdings 
schon die Finanzierung, „kostennahe 
Elterngebühren, wo das durch zweite 
Einkommen in der Familie möglich ist 
Nichts soll der öffentlichen Hand aufge 
lastet werden, was auch privat verkraftet 
werden kann.“ Auch für die junge 
Generation gibt cs em Programm, das 
den „existentiellen Sinnverlust, dem 
immer mehr junge Menschen heule aus 
gesetzt sind“ entgegentreten soll. Eine 
Expertenkommission „Bildungspolitik 
Schule 2000“ soll sich genauer damit 
befassen. Die Richtung ist festgelegt: 
„Notwendig ist die Verkürzung der 
Erstausbildung und eine Intensivierung 
der Fort- und Weiterbildung.“

Rocksong („Bleib clean — na klar"). 
Am 15.2. trat eine gemeinsame Ver­
waltungsvorschrift des Justiz- und In­
nenministeriums in Kraft zur engen 
Kooperation zwischen Staatsanwdt 
schäft, Kriminalpolizei. Zoll- und Fi­
nanzbehörden, Gefängnissen und Ord- 
nungsbehörden. Bei jeder Staatsanwalt 
schäft ist jetzt ein „OK-Beauftragter* 
tätig, zum Teil sind Spezialdezemtte 
eingerichtet worden; beim LandeskrinH- 
nalamt wurde ein Dezernat für Zeugen­
schutz aufgebaut und der Bereich ver­
deckter Ermittler verstärkt In offinei- 
len Verlautbarungen steht immer dr 
Drogenkriminalicät an erster Stelle, or­
ganisierte Kriminalität wird aber viei 
weiter gefaßt. Neben Falschgeld. Men­
schenhandel. KunstdiebstahJ und Wm- 
schaftskriminalität rückt zunehmend der 
Bereich der sog. „Massenkriminabw * 
ins Zentrum, speziell angeführt wird der 
Ladendiebstahl.
Quelle: Wochendienst Bj -Wu., div. Ausfabce
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Kurdenprozeß als Farce
Acht Angeklagten Einstellung wegen „geringer Schuld“ angeboten

Düsseldorf. Der Prozeß gegen sechzehn 
Kurdinnen und Kurden vor dem Ober­
landesgericht Düsseldorf wird immer 
deutlicher zu einer Farce. In der letzten 
Woche bot das Gericht acht der noch 
sechzehn Angeklagten eine Verfahrens­
einstellung wegen ,,geringer Schuld“ 
ein. In sechs Fällen hatte auch die Bun­
desanwaltschaft einer Einstellung zu­
gestimmt.

Anlaß für diesen Rückzug der Ankla­
ge waren unhaltbare Widersprüche des 
zweiten Kronzeugen — der erste hatte 
gleich gar nicht ausgesagt — sowie ein 
absehbar ähnliches Fiasko der Anklage 
bei dem dritten Kronzeugen, Ali Ceti- 
ner, der ab 8. April aussagen soll und der 
nun auch anfangt, sich Schritt für Schritt 
von seinen beim BKA protokollierten 
Beschuldigungen abzusetzen. Dieser Ali 
Cetiner hatte vorher schon in Schweden 
geglänzt, wo er u.a. „bezeugte“, daß 
die PKK Olaf Palme mit einer von der 
syrischen Botschaft in Stockholm gelie­
ferten Waffe ermordet habe — bis ein 
Untersuchungsausschuß des schwedi­
schen Parlaments herausfand, daß Sy­
rien nirgends in Schweden eine Bot­
schaft unterhält.

Zu Beginn der Vernehmung dieses 
„Kronzeugen“ haben die Angeklagten 
und ihre Verteidigung zu einer Presse­
konferenz eingeladen, zu der auch zahl­
reiche internationale Presse erwartet 
wird.

Von den 16 Angeklagten sitzen nur 
noch 3 in Untersuchungshaft:
— Selahattin Erdem, dem im wesentli­
chen Urkundenfälschung vorgeworfen 
wird,
— Ali Haydar Kaytan, dem vor allem 
die Beteiligung an einem Todesurteil in 
einem PKK-Lager im Libanon vorge­
worfen wird — ein Vorwurf, mit dem 
sich die Bundesanwaltschaft wider jedes 
Völkerrecht zum Richter über angebli­
che Straftaten im Libanon aufzuschwin­
gen versucht, und
— Hasan Hayri Güler, den die türkische 
Presse schon zu Beginn der „Kurden­
verfolgung“ in der BRD durch BKA und 
Bundesanwaltschaft unbedingt verhaftet 
haben wollte — damals noch als angeb­
lichen Mörder von Olaf Palme.

Im folgenden dokumentieren wir die 
Erklärung der Angeklagten zum Einstel­
lungsangebot des Düsseldorfer Ge­
richts. — (rül)

19. März: Presseerklärung der 
Angeklagten im Kurdenprozeß 
„Am Mittwoch, den 13.3. 1991, hat der 
5. Strafsenat des OLG Düsseldorf die 
Einstellung des Verfahrens gegen acht 
Angeklagte angeboten und uns heute die 
„Möglichkeit der Stellungnahme“ mit 
der Empfehlung zur Zustimmung gege­
ben. Wir lehnen dieses Angebot ab. 
Nicht, weil wir gegen die Einstellung 
des Verfahrens sind, im Gegenteil. Aber 

diese Form der halben Einstellung, näm­
lich für 8 von 16 Angeklagten, ist fiir uns 
nicht akzeptabel.

Diese halbe Einstellung ändert nichts 
am Wesen des Verfahrens und an der 
Möglichkeit der Anwendbarkeit des 
§ 129a gegen unsere Organisation. Im 
Gegenteil soll das Verfahren mit diesem 
Schritt handhabbar gemacht werden.

Diese halbe Einstellung ist der Ver­
such des Senats, eine offensichtliche 
Niederlage in einen Sieg zu verwandeln, 
indem unter der Drohung, daß alles noch 
Jahre dauern könnte, die schon jetzt klar 
absehbaren Freisprüche für viele Ange­
klagte einfach mit einer Einstellung um­
gangen werden. Mit dieser halben Ein­
stellung bleibt das Verfahren so oder so 
als Mittel der Erpressung gegen uns fort­
bestehen. Das ist für uns nicht akzepta­
bel.

Dieses Verfahren ist von uns von An­
fang an abgelehnt worden. Wir haben 
dieses Verfahren aufgrund unserer 
Kenntnis der Beweislage und der Zeu­
gen als undurchführbar bezeichnet. Wir 
haben von Anfang an erklärt, daß dies 
ein politisches Verfahren ist. So fallt 
auf, in welche Zeit dieses Angebot zu 
einer halben Einstellung fallt. Es ist eine 
Zeit, in der auf der Tagesordnung die 
Lösung der kurdischen Frage steht. Es 
fallt in eine Zeit, in der klar wird, ohne 
die Lösung der kurdischen Frage gibt es 
keinen Frieden im Nahen Osten, und 
ohne die PKK gibt es keine Lösung der 
kurdischen Frage. Es fallt in eine Zeit, 
in der das kurdische Volk auf der Basis 
der Unabhängigkeit und des Widerstan­
des zum ersten Mal seine Einheit in 
einem Nationalkongreß zu konstituieren 
versucht. Es fallt in eine Zeit, in der un­
ser Volk sich in Süd- und Nordkurdistan 
im Aufstand gegen die irakischen und 
türkischen Besatzer befinden. Es fallt in 
eine Zeit, in der selbst Özal begriffen 
hat, daß eine militärische Lösung der 
Kurdenfrage und damit der PKK nicht 
mehr möglich ist und sich hinter der 
Hand zum Dialog mit der PKK bereit er­
klärt. Es fallt in eine Zeit, in der alle eu­
ropäischen Staaten ihre Kurdenpolitik 
verändern.

Die BRD hat von Anfang an eine fal­
sche Politik beziehungsweise keine Poli­
tik in der Kurdenfrage verfolgt. Sie ist an 
die ganze Sache mit einer Polizeilogik 
herangetreten und tut dies auch heute 
noch. Die halbe Einstellung dieses Ver­
fahrens ist nichts weiter als die Fortset­
zung dieser Pölizeilogik. Deutlich wird 
dies daran, daß nicht unschuldig ist, wer 
nicht seiner Schuld überführt wird, son­
dern nach dem Prinzip, jedes Mitglied 
der PKK ist schuldig, bis das Gegenteil 
bewiesen wird, und dann wird eben ein­
gestellt. Das ist nicht akzeptabel.

Die BRD muß zu dem stehen, was sie 
angerichtet hat. Sie muß dieses Verfah­
ren insgesamt einstellen.“

Kundgebung vor dem 
türkischen Generalkosulat

Karlsruhe. Am 23.3. führte die ERNK 
Karlsruhe zusammen mit dem Kurdistan 
Komitee Karlsruhe zum kurdischen 
Neujahrs- und Widerstandsfest Newroz 
eine Stunde lang eine Kundgebung vor 
dem türkischen Generalkonsulat in 
Karlsruhe durch. Es beteiligten sich ca. 
80 Leute. In Reden auf kurdisch, tür­
kisch und deutsch wurde die Kolonial­
politik und der Terror des türkischen 
Staates verurteilt, zur Solidarität mit 
dem Aufstand in §imak, Idil, Cizre, 
Kerboran und Kulp und dem Befreiungs­
kampf aufgerufen. Gefordert wurde der 
sofortige Stopp der BRD-Militärhilfe an 
die Türkei und der Rückzug der BRD- 
Truppen aus Kurdistan. Während der 
Kundgebung wurde die türkische Fahne 
verbrannt. Zahlreiche türkische und 
kurdische Leute, die zum Konsulat muß­
ten, blieben für die Dauer der Kundge­
bung. — (rub)

Ausländerbeiräte: 
Trotz Urteil kandidieren

Hannover. Die Arbeitsgemeinschaft 
Kommunale Ausländervertretungen 
Niedersachsen verabschiedete auf ihrer 
Tagung am 11.3. eine Resolution, in der 
die Ausländerbeiräte aufgerufen wer­
den, trotz Urteil des Bundesverfassungs­
gerichts Wahlvorschläge für die Kom­
munalwahl einzureichen, um deutlich zu 
machen, daß die Forderung nach akti­
vem und passivem Wahlrecht für alle 
Ausländer, die ihren ständigen Wohn­
sitz in der Bundesrepublik haben, auf­
rechterhalten wird. Die Bundesrepublik 
sei ein Einwanderungsland geworden, 
und diese Entwicklung mache eine Ver­
fassungsänderung unumgänglich. Die 
Arbeitsgemeinschaft beschloß außer­
dem, die Ausländerbeiratswahlen in den 
Kommunen landesweit zum gleichen 
Zeitpunkt statt finden zu lassen. Weiter­
hin wurde eine Kommission eingerich­
tet, die mit der Landesregierung über 
eine Verbesserung der Situation unter­
halb des Wahlrechts verhandeln soll.
— (ree)

Staatsanwalt setzt 
weiter auf die Psychiatrie 

Nürnberg. Nach drei Wochen im Haus 
IH in Straubing ist Sven L. am 20.3. 
1991 wieder in die JVA Nürnberg zu­
rückverlegt worden. Sven wird der Ver­
such eines Brandanschlags aufs Nürn­
berger Einwohnermeldeamt vorgewor­
fen, er verweigert aber jede Aussage. 
Mit der Rückverlegung ist der erste Ver­
such gescheitert, Sven mit den Mitteln 
der Psychiatrie zu einer Aussage zu nöti­
gen. Trotz eines gegenteiligen Gut­
achtens des Straubinger Knast-Arztes 
hält der Staatsanwalt an der Psychiatri- 
sierung Svens fest: er hat bei Gericht den 
Antrag gestellt, Sven zur Begutachtung 
ins das Bezirkskrankenhaus Erlangen 
(Psychiatrie) verbringen zu lassen.
— (mas)

Städtepartnerschaft 
Diyarbakir — Karlsruhe

Karlsruhe. Das Kurdistan Komitee 
Karlsruhe unternimmt Bemühungen zur 
Gründung einer Städtepartnerschaft 
zwischen der kurdischen Stadt Diyarba­
kir (kurdisch: Amed) und Karlsruhe. Im 
Aufruf heißt es: „In Karlsruhe leben 
schätzungsweise mehr als 1000 Kurdin­
nen und Kurden aus Türkisch-Kurdistan 
... In der Türkei ist es ihnen bis heute 
verwehrt, ihre kulturellen, sprachlichen 
und politischen Rechte in vollem Um­
fang wahrzunehmen ... Die Kurden ha­
ben als eines der größten Völker der Er­
de ohne eigenen Staat und über mehrere 
Länder verteilt niemals aufgehört, für 
ihre Selbstbestimmung und Unabhän­
gigkeit zu kämpfen ... Im Windschat­
ten des Krieges hat sich die Situation der 
Kurden in Türkisch-Kurdistan jedoch 
weiter verschlechtert. Die Menschen­
rechte sind immer noch suspendiert, 
hunderte von Dörfern wurden zerstört, 
tausende von Menschen deportiert, Fol­
ter ist an der Tagesordnung ... Trotz­
dem werden von den bundesdeutschen 
Behörden ständig kurdische Flüchtlinge 
und Asylbewerber in die Türkei zwangs­
weise abgeschoben und somit wissent­
lich der Verfolgung und Mißhandlung 
durch Polizei und Militär ausgeliefert 
... Statt zur militärischen Aufrüstung 
der Türkei weiter beizutragen, sollte die 
Bundesregierung die deutschen Einhei­
ten aus Kurdistan abziehen und sich für 
eine friedliche Lösung der Kurdenfrage 
auf der Grundlage des Selbstbestim­
mungsrechts der Völker einsetzen ...“ 
Den Aufruf unterstützen bisher u.a. 
ERNK Karlsruhe, Flüchtlingsrat, Ge­
meinderatsfraktion der Grünen Liste, 
Infobüro, KV der Grünen, Karlsruher 
Liste, Pax Christi, UStA der Universi­
tät, Volksfront. — (rub)

Bonn. Mit einer Demonstration in Bonn, an der mehr als 1 500 Menschen teilnahmen, 
erinnerten kurdische Organisationen am Samstag an das Massaker von Halabja. Vor 
drei Jahren hatte dort die irakische Armee gegen kurdische Flüchtlinge Giftgas ein­
gesetzt, mehrere tausend Menschen starben qualvoll. — (mz; Bild: af/mz)

Ostermarsch: Nie wieder Krieg! 
Frieden! Gerechtigkeit! Zukunft! 
Stuttgart. Das Friedensnetz Baden- 
Württemberg ruft für Ostermontag zu 
einem landesweiten Ostermarschab­
schluß auf. Im Aufruf wird u.a. gefor­
dert: Kein Einsatz der Bundeswehr in 
Kriegs- oder Krisengebieten, auch nicht 
im Rahmen von UNO-Truppen. Keine 
Grundgesetzänderung, die dies ermög­
licht! Keinerlei Waffenlieferungen oder 
Kriegsunterstützung für militärische 
Konflikte. Kündigung des WHNS-Ab- 
kommens über die Unterstützung der 
USA im Kriegs- oder Krisenfall. Wir 
fordern humanitäre Hilfe für die Opfer 
des Krieges. Eine Kriegs steuer lehnen 
wir entschieden ab. Verbot aller Exporte 
für militärische Zwecke! Umstellung 
der Rüstungsproduktion auf sozial nütz­
liche und umweltverträgliche Produkte. 
Sprechen wird auch eine Vertreterin der 
Kurden. — (evc)

HMI-Forschungsreaktor 
darf betrieben werden

Berlin. Am 15.3. erteilte Umweltsena­
tor Hassemer die letzte Teilgenehmi­
gung für den umgebauten Forschungsre­
aktor BER II im Hahn-Meitner-Institut. 
Haben etwaige Klagen von Anwohnern 
keinen Erfolg, so kann der 10-Mega- 
watt-Reaktor in ca. fünf Monaten voll in 
Betrieb sein. Die ehemalige grüne Um­
weltsenatorin Schreyer, die eine Geneh­
migung in ihrer Amtszeit verhindert hat­
te, kritisierte, daß die Entsorgung nicht 
nachgewiesen und eine militärische Ver­
wendung der Abfälle möglich ist. Der 
radioaktive Müll, der in die Wiederauf­
bereitungsanlage Dounreay in Schott­
land verschoben wird, muß eventuell in 
einigen Jahren von der BRD zurückge­
nommen werden. — (chk)

Schlägt die Enttäuschung in aktives Handeln um?
Demonstrationen in einigen Städten zum Jahrestag der letzten Volkskammerwahl in der DDR

Plutonium nach Gundremmingen
Atomrechtliches Einwendungsverfahren läuft bis 25. April

Leipzig. In Berlin, Leipzig, Cottbus und einigen kleineren 
Städten fanden sich am 18. März über 100000 Bürger der 
neuen Bundesländer zu Demonstrationen gegen die Politik 
der Treuhandanstalt, aber vor allem gegen den Wahlbetrug

durch den Bundeskanzler Helmut Kohl zusammen. Weite­
re Aktionen folgten im Verlauf der letzten Woche, so in 
Dresden, Erfurt, Magdeburg und Merseburg. Auch dort 
soll zukünftig jeden Montag demonstriert werden.

Am 18. März, genau ein Jahr nach den 
letzten Volkskammerwahlen in der 
DDR, kamen auf dem Augustusplatz 
(früher Karl-Marx-Platz) in Leipzig et­
wa 70000 Bürger zusammen, um gegen 
die Kahlschlagpolitik der Treuhandan­
stalt und vor allem gegen die Politik der 
Kohl-Regierung zu demonstrieren.

Tradition der Montags- 
Demonstration in Leipzig

.Am 25. September 1989 zogen nach 
dem jeden Montag stattfindenden Frie­
densgebet in der Nikolaikirche 6000 
Menschen durch die Straßen der Messe­
stadt. Der Anfang vom Ende der „SED- 
Herrschaft“. Bereits am 2. Oktober de­
monstrierten 20000 Leipziger und viele 
Zugereiste für Freiheit, Demokratie und 
Menschenrechte. Am 9. Oktober waren 
cs 100000 . .. Nur das beherzte Auftre­
ten von sechs prominenten Leipzigern, 
die sich mit einem Aufruf zur Gewaltlo­
sigkeit an die Demonstranten wandten, 
verhinderte am 9. Oktober eine Eskala­
tion zur Gewalt. Die 300000, die am fol­
genden Montag durch Leipzig zogen, 
hatten nicht die Gesellschaft vor Augen, 
in der sie heute leben. Sie waren mit dem 

täglichen Leben unzufrieden, kamen mit 
der großen Differenz zwischen dem Ziel 
und der täglichen Realität nicht mehr 
klar und drängten auf Veränderung.

Heute sagen viele, mancher offen, 
viele etwas verschämt und zurückhal­
tend „das haben wir nicht gewollt, dafür 
sind wir nicht auf die Straße gegangen.“ 
Diese „friedliche Revolution“, wie die 
Entwicklung im Herbst 1989 von vielen 
bezeichnet wird, wurde schnell von an­
deren Kräften genutzt, (die natürlich 
auch schon bei der Unterstützung der er­
sten Demos sehr aktiv waren).

Ist Leipzig erneut Anfangspunkt 
einer „friedlichen Revolution?

Erklärtes Ziel der Organisatoren der 
Demonstration am 18.3.1991 war es, 
die Montags-Demonstration in Leipzig 
wieder in Gang zu bringen, um „gegen 
die Wählertäuschung vom 18.3.1990 
und gegen den sozialen Abstieg des 
Ostens“ (Flugblatt des „Neuen Forum, 
Organisator der 89er Demos, aber Ver­
lierer bei allen Wahlen 1990) anzuge­
hen. Wesentlich zum Gelingen der De­
monstration beigetragen haben die Ge­
werkschaften. Bereits am vorangegan­

genen Montag folgten ca. 20000 dem 
Aufruf der IG Metall zur Demonstration 
gegen die Treuhandanstalt.

Hauptperson der Demonstration war 
zweifellos Bundeskanzler Helmut Kohl, 
der auf mehrere Einladungen zu dieser 
Demonstration nicht reagiert hatte. Fol­
gerichtig war der Aufruf von Werner 
Schulz, MdB-Bündnis 90/Grüne, 
„Wenn der Bundeskanzler nicht zu uns 
kommt, gehen wir eben zu ihm, um auf 
die herrschenden Mißstände aufmerk­
sam zu machen“. Er schlug vor, im 
Frühjahr einen Stemmarsch der Bürger 
der ostdeutschen Länder zum idylli­
schen Bonn zu organisieren.

Pfiffe erntete das Mitglied des Bun­
destages Gunter Weißgerber (SPD) für 
seine Bemerkung, der Kanzler müsse 
nicht weg, sondern in die politische 
Pflicht genommen werden.

„Kohl muß weg“ war die Antwort 
mehrerer Sprechchöre.

Die Bonner Politiker, die 1989 ihr 
Herz für die Leipziger Demos entdeck­
ten, hätten vielleicht schon damals in 
Goethes „Zauberlehrling“ nachlesen 
sollen. „Die Geister, die ich rief ...“ 
— (sta)

München. Die Betreiber des Atomkraft­
werks Gundremmingen, RWE und 
Bayemwerk, haben beim bayerischen 
Umweltministerium beantragt, in Zu­
kunft plutoniumhaltige Mischoxid- 
Brennelemente (MOX) eihsetzen zu dür­
fen. MOX-Brennelemente enthalten 
nicht nur (wie normale Brennelemente) 
Urandioxid, sondern auch Plutonium­
dioxid. Das Plutonium stammt aus der 
Wiederaufarbeitung und wird in Hanau 
von den SIEMEMS-Brennelementwer- 
ken, die früher unter dem Namen 
ALKEM in negative Schlagzeilen gera­
ten ist, zu MOX-Brennelementen ver­
arbeitet.

Das Plutonium aus der Wiederaufar­
beitung war ursprünglich für den 
Schnellen Brüter gedacht. Doch nach 
dem technologischen und finanziellen 
Aus für diesen Reaktortyp weiß die 
Atomindustrie nicht mehr, wohin damit. 
Die MOX-Brennelemente stellen nun­
mehr eine Notlösung dar, um die Wie­
deraufarbeitung und die gesamte Pluto­
niumtechnologie künstlich am Leben zu 
erhalten. Darum laufen in nächster Zeit 
eine Serie von Genehmigungsverfahren 
für den Einsatz in Siedewasserreakto­
ren.

Der Einsatz der MOX-Brennelemente 
bringt sonst keine weiteren Vorteile. Die 
Herstellung ist um ein Vielfaches teurer. 
Dazu kommt, daß der Betrieb von Atom­

kraftwerken durch MOX-Brennelemen­
te um einiges schwieriger wird, weil der 
Reaktor näher an den kritischen Ausle­
gungsgrenzen „gefahren“ werden muß. 
Kommt es bei einem Störfall im Reaktor 
zur Freisetzung von Radioaktivität, wird 
die Umgebung folgenschwerer ver­
seucht.

Die Atomindustrie versucht, den Ein­
satz von MOX-Brennelementen unter 
dem Deckmantel „Recycling von Pluto­
nium“ und „sparsamer Umgang mit den 
Uranvorräten“ zu verkaufen. Richtig ist 
jedoch, daß zwar wiederaufgearbeitetes 
Plutonium im Reaktor eingesetzt wird. 
Die abgebrannten Brennelemente ent­
halten aber anschließend noch mehr Plu­
tonium, allerdings Plutonium von ande­
rer Sorte, das noch schwieriger zu hand­
haben ist. Außerdem entstehen noch je­
de Menge anderer sogenannter „Trans­
urane“, deren Entsorgung noch mehr 
Sorgen bereitet. Der Einsatz von MOX- 
Brennelementen verschleiert also nur 
das Problem, daß niemand weiß, wohin 
mit dem Plutonium. Im Rahmen des 
atomrechtlichen Genehmigungsverfah­
ren kann jeder Mensch Einwendungen 
gegen dieses Projekt beim Bayerischen 
Umweltministerium erheben.
Sammeleinwendungen können bei der örtlichen 
Bürgerinitiative angefordert werden: Carola 
und Thomas Wolf, Hauptstr. 204, 8876 Jettin- 
gen-Scheppach, Tel. 08225/1282. — (ruso)
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Produktion kaputt, Markt erobert?
Kolonialmethoden von Krupp Widia in der ehemaligen DDR

Schwerpunkt: Strukturforderungen
Die Tarifverhandlungen im Einzelhandel haben begonnen

Essen/Schmalkalden. Noch im August 
letzten Jahres schwärmte die Geschäfts­
leitung von Krupp Widia davon, in zwei 
bis drei Jahren gehöre das Hartmetall­
werk Immelborn (HWI) in Schmalkal­
den (Thüringen) zu den „Perlen“ der 
Widia-Gruppe. Inzwischen sieht sie die 
Verhandlungen um die Übernahme des 
größten Hartmetall-Herstellers der ehe­
maligen DDR, der 1944 als ausgelagerte 
Betriebsabteilung von Krupp Widia Es­
sen gegründet wurde, praktisch als ge­
scheitert an. HWI steht vor einer „Kata­
strophe“, wie es auf einer Betriebsver­
sammlung hieß, Hoffnungen auf den 
Krupp-Konzern sind Wut gewichen.

Bereits im Februar 1990 unterzeich­
neten Krupp Widia und HWI einen Ko­
operationsvertrag. Im Sommer wurde 
die gemeinsame Vertriebsgesellschaft 
Widia-Harthü GmbH gegründet, die den 
Verkauf von HWI-Werkzeugen über­
nahm und nach Marketing-Gesichts­
punkten neu organisierte. Die Beteili­
gung von Krupp Widia betrug 55 %, an 
den entscheidenden Stellen wurden lei­
tende Angestellte von Krupp plaziert.

Gleichzeitig begann Krupp Widia mit 
der Erarbeitung eines „Sanierungs“- 
konzeptes, das zum Erwerb des gesam­
ten Betriebes im Herbst bei der Treu­
hand eingereicht wurde. Es sah umfas­
sende Rationalisierungsmaßnahmen, 
Produktionseinschränkungen und einen 

Abbau der Belegschaft von 1200 auf 
1993 noch 550 Beschäftigte vor. Krupp 
Widia wollte das HWI jedoch nicht nur 
so gut wie umsonst haben. Die Treuhand 
sollte auch Alt-Schulden, Gebäudesa­
nierungen und Sozialplankosten tragen.

Diese Bedingungen zielten offensicht­
lich bewußt auf das Scheitern der Ver­
handlungen. Krupp Widia ging es in er­
ster Linie um neue Märkte, und die sind 
gesichert: Nachdem die Geschäftsfüh­
rung von Krupp Widia ihre Aufsichts­
ratsmandate bei HWI bereits Anfang 
März niederlegte, will sich Krupp Widia 
zum 1.4. auch aus der gemeinsamen 
Vertriebsgesellschaft zurückziehen. 
Gleichzeitig gründet Krupp Widia eine 
eigene Vertriebsgesellschaft für die ehe­
malige DDR und Osteuropa — natürlich 
mit den Kunden-Beziehungen von HWI.

Für HWI bedeutet diese Entwicklung 
wahrscheinlich das Aus. Eine vage 
Hoffnung setzt die IG Metall auf ein von 
HWI selbst zu entwerfendes Sanierungs­
konzept. Die Krupp Widia-Geschäftslei- 
tung schwadroniert derweil schon da­
rüber, daß ein neues Werk auf der „grü­
nen Wiese“ allemal günstiger wäre als 
die Übernahme von HWI, falls der 
Markt nicht ohnehin von den bisherigen 
Krupp Widia-Standorten aus beliefert 
werden kann. Entfallen würden in jedem 
Fall die lästigen Verpflichtungen gegen­
über der Belegschaft. — (kw)

Im Einzelhandel sind hohe Lohn- und Gehaltsforderungen 
aufgestellt worden: 10 Prozent, Mindestforderungen zwi­
schen 274 und 300 DM oder 2000 DM Mindesteinkommen. 
Der Schwerpunkt der Forderungen liegt in der Strukturver-

änderung der Eingruppierung für den größten Teü der Be­
schäftigten im Verkauf, an der Kasse, in der Sachbearbe 
tung und Datenerfassung, für Lager- und Versandartat 
Zur Durchsetzung wäre ein Streik nötig.

Im Einzelhandel sind in diesem Jahr Ta­
rifforderungen mit 10% Einkommens­
erhöhung, teilweise Mindestforderun­
gen sowie stark wirkenden Strukturfbr- 
derungen aufgestellt worden.

Nach intensiver Beratung und Umfra­
geaktionen unter den Beschäftigten, be­
schloß die Große Tarifkommission der 
HBV für den Einzel- und Versandhandel 
Baden-Württemberg folgende Forde­
rungen: 10% Lohn- und Einkommens­
steigerungen, 2000 DM Mindestein­
kommen.

Für die Arbeit im Verkauf, an der 
Kasse, für Sachbearbeitung und Daten­
erfassung, die zumeist in der Gehalts­
gruppe II eingestuft werden, wird eine 
„Extra-Reform der Gehaltsgruppe II“ 
gefordert:
1. Berufsjahr: 2010 DM (bisher 1730)
2. Berufsjahr: 2103 DM (bisher 1791)
3. Berufsjahr: 2 421 DM (bisher 1827)
4. Berufsjahr: 2713 DM (bisher 1912)
5. Berufsjahr: 2889 DM (bisher 2201) 
Das 6. Berufsjahr ist zu streichen (bisher 
2466 DM).

Für die Arbeit im Versandhandel und 
Lager: vor der 10 %-Erhöhung eine Hö­
hergruppierung: Arbeiten der Lohnstufe

DM) sollen nachdrei (derzeit 2126
Lohnstufe fünf (derzeit 2302 DM). Ar­
beiten der Lohnstufe vier (derzeit 2269 
DM) sollen nach Lohnstufe sechs (der­
zeit 2466 DM) bewertet und bezahlt 
werden. Für die Filialleitungen wird 
eine Sonderanhebung u.a. durch An­
rechnung jedes „Unterstellten“ als volle 
Kraft gefordert, für Auszubildende:
1. Jahr: 900 DM (bisher 700)
2. Jahr: 1000 DM (bisher 785)
3. Jahr: 1100 DM (bisher 925).

Die HBV begründet die Forderungen: 
„Obwohl wir durch Personalabbau im­
mer weniger wurden und immer mehr 
arbeiten, obwohl wir eine ungünstige 
Arbeitszeit haben, obwohl wir wegen 
Streß und Hetze oft heulen müßten, lä­
cheln wir meistens. Die Händler 
schwimmen im Geld: Der Umsatz stieg 
im Einzelhandel 1990 um 70 Milliarden 
DM = 11 % auf ca. 700 Milliarden! Der 
Versandhandel wuchs sogar um 25 %. 
Bei Kaufhof stieg der Umsatz um 12 %, 
bei Hertie um 13,4 %, bei Kaisers Kaf­
fee um 12,1 %, beim Tengelmann-Kon- 
zem um 13,4%, bei Rewe um 11 %. 
Und die Gewinne explodieren. Bei 
Kaufhof um 30 % höher!“

In Bayern und Nordrhein-Mfestfiüei 
wurden außer den 10 % und Strukturfor 
derungen Mindestforderungen von 274 
DM bzw. 300 DM aufgestelit. In Nord 
rhein-Westfalen erklärten die Arbeitge­
berverbände auf der ersten Verbind 
lung, daß sie von der Streikfahigkeit der 
HBV ausgehen. Sie zeigten Bereit 
schäft, bei der Vergütung für Auszubil­
dende. der Ersteingruppierung nach der 
Ausbildung und der Durchlässigkeit von 
der Beschäftigungsgruppe II nach ID et­
was „zu machen“.

Die erste Verhandlung in Baden 
Württemberg findet am 9. April, in 
Bayern am 11. April statt. Die Forde­
rungspakete sind anspruchsvoll. Durch­
gesetzt werden könnten sie nur mit 
Streik.

Da die Forderungen verschiedenste 
Beschäftigungsgruppen ansprechen, be­
ginnen sog. „Zieigruppenaktionen“, 
d.h. es finden extra Diskussionen mit 
Kassiererinnen, Verkäuferinnen usw. 
statt. Auf der Betriebsversammlung von 
Wertkauf München wurde schon jetzt 
eine Protestaktion für den zweiten Ver­
handlungstag am 23. April beschlossen. 
— (mb)

IG Medien 
gegen Steuererhöhungen

Mannheim. Der Bezirk Rhein-Neckar 
der IG Medien wendet sich an die neun 
Bundestagsabgeordneten im Rhein- 
Neckar-Raum: „Für die mehr als 3000 
in unserem Bezirk organisierten Kol­
leginnen und Kollegen stellen wir fest:
1. Wir lehnen Steuererhöhungen zur 
Finanzierung eines Krieges kategorisch 
ab. ... 3. Wir protestieren in aller 
Schärfe dagegen, daß es einmal mehr die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
sein sollen, denen die Last der neuen 
Steuergesetzgebung (und Sozialgesetz­
gebung!) im wesentlichen aufgebürdet 
wird ... 5. Wir weisen deshalb schon 
heute daraufhin, daß die ,Politik4 für die 
Härte der diesjährigen Tarifauseinan­
dersetzungen verantwortlich zeichnen 
wird . ..“ Inzwischen ist bekannt, daß 
der Hauptvorstand der IG Medien dieses 
Schreiben unterstützt. — (AGMe, tis)

Sennheiser: Fragen 
über Gesundheitszustand

Hannover. Die Sennheiser electronic 
KG in Wedemark/Bissendorf bei Han­
nover, Hersteller von Mikrophonen und 
Kopfhörern, verlangt von 20 Beschäftig­
ten Auskunft über ihren zukünftigen Ge­
sundheitszustand. Im Zweifel sollten 
sich diese Beschäftigten an ihren Haus­
arzt wenden. Dieses Vorgehen rechtfer­
tigt die Geschäftsleitung mit angeblich 
häufigen „Fehlzeiten“. Der Betriebsrat 
kritisierte das Vorgehen der Geschäfts­
leitung. Auch die Ärztekammer Hanno­
ver hält Anfragen über die gesundheitli­
che Zukunft von Patienten für unzuläs­
sig. Es sei „ein erheblicher Eingriff in 
die ärztliche Diagnose- und Therapie­
freiheit“, meint die Ärztekammer. 
— (anr)

Speyer. In der 5. Verhandlung am 19.3. in der Papierverarbeitung äußerten sich 
die Kapitalistenvertreter erstmals zum Lohn. Gekoppelt mit der Forderung, daß 
die bisherigen Maschinenlaufzeiten erhalten bleiben müssen (also incl. Sam­
stags), boten sie 5,5% an. — (urb)

Ende der Spaltung des 
Betriebsrats bei BMW München
München. Bei BMW in München hatte 
neben der offiziellen IG Metall-Liste 
eine aus IG Metall-Mitgliedern zusam­
mengesetzte Liste „ALTERNATIVE“ 
zu den Betriebsratswahlen im Frühjahr 
1990 kandidiert. Sie erhielt vor allem 
aus dem Bereich der Bandarbeiter Stim­
men — insgesamt 9,2 % und damit 4 Be­
triebsratssitze. Hintergrund der Kandi­
datur war eine Politik des alten Betriebs­
rates, bei der es wirkliche Verbesserun­
gen nur für Angestellte gab, während für 
Arbeiter lediglich Verschlechterungen 
abgemildert wurden. Diese Politik wird 
aber inzwischen auch von den offiziellen 
IG Metall-Betriebsräten nicht fortge­
führt, wie der Einsatz für eine Tariffor­
derung gezeigt hat, die eine Vorwegan­
hebung von Arbeiterlöhnen vorsieht. 
Mittlerweile ist auch die Spaltung des 
Betriebsrates in zwei Listen überwun­
den, wie auf der Vertrauensleutesitzung 
am 29. Januar bekanntgegeben wurde. 
Die Unterzeichner der Liste „ALTER­
NATIVE“ zogen ihre Unterschriften 
vom Wahl vorschlag zurück. Bei der 
nächsten Betriebsratswahl sollen Ver­
handlungen über die Plazierung auf der 
Kandidatenliste stattfinden, wobei beide 
Seiten mit dem Ergebnis zufrieden sein 
müssen. Statt bisher einer Freistellung 
im Angestelltenbereich verfügen die 
über die Liste „ALTERNATIVE“ ge­
wählten Betriebsräte jetzt über eine 
halbe Freistellung im Arbeiterbereich. 
Die Klage der Liste auf Freistellung 
eines Arbeitervertreters wurde zurück­
gezogen. Die Münchner Ortsverwaltung 
der IG Metall stellte daraufhin auf 
Empfehlung der Leitung des BMW-Ver- 
trauensleutekörpers die laufenden Un­
tersuchungsverfahren wegen Verstoß 
gegen die IG Metall-Satzung ein. — (mu)

Belastungszulagen für 
schwere Arbeit vereinbart

Hannover. Betriebsräte und Geschäfts­
leitung des Unternehmens Schörling ha­
ben eine Betriebsvereinbarung über Be­
lastungszulagen geschlossen. Der nie­
dersächsische Manteltarifvertrag sieht 
diese Möglichkeit im gewerblichen Be­
reich vor. Die Gesamtbelastungszulage 
darf 14 % nicht überschreiten. Jeder Ar­
beitnehmer erhält eine allgemeine Bela­
stungszulage in Höhe von 2 %, dazu in 
Lärmbereichen ab 85 dB(A): 4% für 
Lärm, ab 95 dB(A): 8 %. Dazu kommen 
3,5 % für „übrige Umgebungsbelastun­
gen“ in den Werkstattbereichen, in eini­
gen, z.B. in der Lackierung, ist die Höhe 
hier 7 %, jeweils auf den Tariflohn. Die 
Vorgesetzten können in besonderen Fäl­
len eine Schmutzzulage in Höhe von 3 % 
gewähren. Angestellte, die in Bela­
stungsbereichen arbeiten, betroffen sind 
im wesentlichen die Meister, erhalten 
ebenfalls eine Zulage. — (gka)

PDS-Kundgebung gegen 
Plattmachen der EX-DDR

Berlin. Ungefahr 40000 Menschen nah­
men an der Kundgebung der PDS gegen 
sozialen Kahlschlag, Massenarbeitslo­
sigkeit und Abwicklung, gegen Steuer­
betrug am 23.3. auf dem Alexanderplatz 
teil. Ulrich Unger von Zeiss in Jena 
stellte fest, daß ein Sanierungskonzept 
für den Betrieb mit 20000 Menschen 
fehlt und fragte, ob 50jährige hochquali­
fizierte Spezialisten vielleicht zu Brat­
wurstbratern umgeschult werden soll­
ten. „Die Treuhand darf nicht länger ein 
Kolonialministerium sein!“ Sonja Kem­
nitz von der IG Betrieb und Gewerk­
schaft der PDS forderte planwirtschaft­
liche Methoden, um die Planwirtschaft 
mit der Marktwirtschaft zusammenzu­
führen, und gerade die beherrscht der 
Treuhandvorstand nicht. G. Gysi warf 
der Treuhand vor, betriebswirtschaft­
lich statt volkswirtschaftlich zu handeln. 
Er erinnerte an die zahlreichen Irrtümer 
(oder Irreführungen) Kohls und forderte 
die Regierung wegen Wählertäuschung 
zum Rücktritt auf. — (chk)

Ablehnung von Rüstungsarbeit 
wurde gerichtlich anerkannt

Stuttgart. IG Metall-Vorstandsmitglied 
Horst Schmitthenner begrüßte das Urteil 
eines Arbeitsgerichts in Köln, das das 
Recht einer Arbeitnehmerin bekräftigte, 
die Arbeit in der Herstellung von Mate 
rial, das für die irakische Kriegsführung 
bestimmt ist, aus persönlichen Gewis­
sensgründen abzulehnen. Das Gerichts­
urteil verstärkt Schmitthenner zufolge 
die Bereitschaft der Arbeitnehmer, sich 
dem Waffenexport zu widersetzen. Der 
Vorfall hatte sich vor dem Golfkrieg 
ereignet und betraf eine Arbeitnehme­
rin, die ihrem Arbeitgeber mitteilte, sie 
könne nicht an Material arbeiten, das für 
den Einsatz durch die irakischen Streik­
kräfte bestimmt sei. Die Frau war Jüdin. 
Quelle: IMB Nachrichten 2/91 — (ros)

Herzchirurgie für die Sana
Stadt entzieht sich gesundheitspolitischer Verantwortung

Stuttgart. Vor drei Wochen entschied 
der Stuttgarter Gemeinderat, die Lei­
tung des städtischen Katharinenhospitals 
in die Hände der Sana GmbH, einer 
Krankenhaus-Management-Gesell­
schaft der privaten Krankenversicherer, 
zu legen. Am 21. März 91 beschloß er 
mit derselben Mehrheit (CDU/FWV, 
FDP, Rep), die neue Herzchirurgie an 
die Sana zu verpachten.

Nach den städtischen Plänen soll die 
neue Herzklinik bis Ende 1994 auf dem 
Gelände des Katharinenhospitals gebaut 
werden. Die Kosten für die Errichtung 
der Klinik sollen von der Stadt (höch­
stens 10 Millionen Mark) und dem Land 
(ca. 57 Millionen Mark) aufgebracht 
werden. Die Stadt muß für den 10 Milli- 
onen-Mark-Kredit jährlich rund 900000 
DM Zinsen bezahlen. Sie will der Sana 
GmbH die Herzchirurgie 15 Jahre lang 
verpachten, mit einer Option für weitere 
10 Jahre. Während dieser Zeit soll Sana 
— nach dem ersten Jahr — 600000 DM 
Pacht jährlich an die Stadt bezahlen (also 
gerade zwei Drittel des Schuldendiens­
tes) und 30 % eventueller Gewinne aus 
dem Betrieb der Herzklinik an die Stadt 
abführen.

Als Konkurrent für die Stadt bewirbt 
sich das Robert-Bosch-Krankenhaus 
beim Land um Zuschüsse in Höhe von 
ca. 50 Millionen Mark für die Erwei­
terung seiner Herzchirurgie.

Um das städtische Konzept gab es eine 
heftige öffentliche Auseinandersetzung 
in der Lokalpresse. Die SPD, Grünen, 
ÖTV und Personal Vertretung forderten, 
die Herzklinik unter städtischer Träger­
schaft beim Land zu beantragen, weil 
mit der Sana als Betreiber schwerwie­
gende Probleme auf das Katharinenhos­
pital, die dortigen Beschäftigten und auf 
künftige Patienten zukommen:

Die Krankenkassen zahlen für Ein­
griffe mit der Herz-Lungen-Maschine 
einen Sonderpflegesatz, der die Kosten 
für den Eingriff abdeckt. Wenn Kompli­
kationen oder Infektionen bei den Pa­
tienten auftreten, werden diese aus der 
Herzklinik verlegt auf die normale 
chirurgische und internistische Inten­
sivstation des Katharinenhospitals oder 
anderer Krankenhäuser. Die Sana hat ih­
ren Sonderpflegesatz für die Operation 
erhalten und muß sich nicht um die Fi­
nanzierung der teuren Inlensivnachbe- 
handlung über den pauschalen Pflege­
satz mit den Krankenkassen auseinan­
dersetzen.

Die Sana (Gesellschaft von Privatver­
sicherern!) kann Privatpatienten bevor­
zugt behandeln gegenüber Kassenpa­
tienten, bei denen die Herzklinik weni­
ger einnimmt. Die Vorschriften für die 
städtischen Häusern verbieten eine Aus­
wahl der Patienten aufgrund finanzieller 
Erwägungen.

Die Sana ist nicht an die Tarife im öf­
fentlichen Dienst gebunden. Es ist zu 

erwarten, daß sie z.B. die Tätigkeiten 
einer Pflegekraft weiter aufsplittet, um 
auch die Bezahlung differenzieren zu 
können. Dies führt zur Entsolidarisie- 
rung unter den Beschäftigten, mögli­
cherweise auch zur Abwerbung von Per­
sonal aus dem Katharinenhospital. Auch 
ist es die erklärte Absicht der Sana, Auf­
träge (z.B. Putzarbeiten, Wäschereini­
gung) an Privatfirmen zu vergeben, 
wenn diese sie günstiger erledigen als 
die Stadt Stuttgart.

Die Dienstvereinbarungen der Stadt. 
z.B. über Arbeitszeitregelungen, gelten 
für die Sana-Beschäftigten nicht; zur Be­
reitstellung sozialer Einrichtungen, wie 
sie die Stadt für ihre Beschäftigten zur 
Verfügung stellt (Kindertagheim, Woh­
nungen u.a.), ist sie nicht verpflichtet, 
die Personalvertretung des Katharinen­
hospitals ist nicht für die Sana-Klinik 
zuständig.

Die Stadtverwaltung, Oberbürger­
meister Rommel und Gesundheitsbur­
germeister Thieringer (CDU) begrün 
deten die Privatisierung der Herzklinik 
damit, daß die Stadt nicht in der Lage 
sei, sie „betriebswirtschaftlich“ zu füh 
ren und daher das Defizit für den Betrieb 
des Katharinenhospitals (ca. 19 Millio­
nen DM im vergangenen Jahr) weiter 
ansteigen werde. Zum großen Teil wird 
dieses Defizit jedoch dadurch verur 
sacht, daß die Pflegesätze die dem Kran 
kenhaus entstehenden Kosten für die ft 
tientenbehandlung nicht decken. Die 
Kassen selbst sind durch Beschlüsse der 
Bundesregierung verpflichtet, ihre Aus 
gaben einzuschränken, um die Lohnne 
benkosten zu senken.

Wenn nun die Auseinandersetzung 
z.B. um die jährlichen Pflegesatzver 
handlungen Zug um Zug aus der Öfter r 
lichkeit verschwinden, wird es für die 
verantwortlichen Politiker noch eine 
eher, gravierende Sparmaßnahmen gc 
genüber den Krankenhäusern und damr. 
gegenüber den Beschäftigten und ft 
tienten durchzusetzen. Dies ist auch der 
ausdrückliche Wille der Bundesregr 
rung: die bisher allen Wrskherten »- 
gänglichen Leistungen des» GesunAerts 
wesens sollen aufgesplittet werden mei­
ne Grundversorgung für alle und ehe 
spezielle Versorgung mit sehr tevier. 
Behandlungen (z.B. Herzope rahnes 
nur für diejenigen, die sich dafür priv. 
versichert haben Ehe HerausnahraenL 
cher Behandlungen aus dem pnnrhhr 
Pflegesatz und die Bezahlung wo Scr. 
derpflegesälzen bereiten diese Egtwkx 
lung vor.

Die künftigen Auseinandeneons 
mit dem ab Mitte des Jahres am fahar. 
nenhospitai eingesetzten Sana-Nfangr 
müssen weiter klären, daß bei emer» 
eben Gesundheitspolitik die sazhtea Be 
lange der Beschäftigten und germAr' 
liehen Interessen der Patienten nter » 
Räder kommen. — (ew)
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’A.nchen. Angeblich über 1 000 Faschisten wollen am 23.3.91 in München am Kon- 
grtft..Wahrheit, Freiheit, Recht“ teilnehmen. Ziel des Kongresses sollte die Rehabili- 
wwtg des Faschismus ein, u.a. durch die Verbreitung der Auschwitz-Lüge. Wäh­
rend das Deutsche Museum wegen ,.arglistiger Täuschung“ den Kongreßsaai kün- 

war der Kongreß selbst versammlungsrechtlich lediglich umstritten, nach Ge- 
<msentecheidungen konnte stattdessen eine Kundgebung stattfinden. Bild: Der 
Führer »st immer dabei. — (chl)

Aus l_änder*ra und Gemeinden

Berliner-Senat 
will aufrüsten

Berlin. Die bürgerliche Meinung ver­
spürt ein Sicherheitsproblem: Krimina- 
üÄsanstieg 1990 um 20 %, vor allem 
Eigentumsdelikte (Taschendiebstahl 
+02 %). Massenweise arme Menschen 
nicht nur in Ostberlin oder aus Polen 
treffen auf solvente Anschlußprofiteure. 
Mehr Personal soll zielgerichteter das 
Geschäftsleben sichern. Die Einspar- 
wrgabe (2,45%) soll vom Tisch. Die 
CDU will ehemalige Volkspolizisten für 
..Sicherheitsteams“ (in privater oder 
kommunaler Trägerschaft) rekrutieren, 
um öffentliche und private Einrichtun­
gen vor Gewalt zu schützen. Auch die 
Strafen müßten härter werden. So soll­
ten jugendliche Straftäter in geschlosse­
ne Anstalten, um ,,Identifikationsfigu­
ren“ zu demontieren. Richter sollen da­
rauf eingeschworen werden, während 
mehr Zellen gebaut werden. Nötig sei 
auch eine Strafverschärfung bei Körper­
verletzung. Eine Polizei-Arbeitsgruppe 
befaßt sich mit der visumsfreien Ein­
reise von Polen. Gegen „Hütchenspie­
ler“ (Glücksspiel) werde verstärkt vor­
gegangen. Die Möglichkeiten des Aus­
länderrechts sollen voll genutzt werden 
— (ard)

Bürgerbegehren gegen KTS 
erfolgreich abgeschlossen

Freiburg. Gegen den Bau eines Kon­
greßzentrums („KTS“) wurden jetzt 
18422 Unterschriften fiir ein Bürgerbe­
gehren bei der Stadt eingereicht, mit 
dem die Durchführung eines Bürgerent- 
*:heids über das Projekt verlangt wird. 
Obwohl nur 12000 Unterschriften nötig 
waren, steht trotzdem fest, daß der Ge­
meinderat den Bürgerentscheid für un­
zulässig erklären wird (vgl. Nr. 6, S. 9). 
Nachdem aber ein entsprechender An­
trag noch vor einem Monat glatt durch- 
gefallen war, scheinen die Chancen für 
einen vom Gemeinderat eingeleiteten 
Bürgerentscheid jetzt wieder zu steigen: 
Der Kreisvorstand der SPD, die mehr­
heitlich den Bau der KTS unterstützt, 
fordert neuerlich einen entsprechenden 
Gemeinderatsbeschluß. — (kuh)

Bundesregierung will 
Atommülfager erzwingen

Göttingen. Bundesumweltminister Töp­
fer hat gegen die niedersächsische Lan- 
äesregierung Klage vor dem Bundesver­
fassungsgericht eingereicht, um sie zu 
zwingen, das Genehmigungsverfahren 
ftr die geplante Atommülldeponie in der 
Sdachtanlage Konrad bei Salzgitter 
fortzusetzen. Die Landesregierung be­
note sich in dieser Lage, durch politi­
sche Überzeugung (Ministerpräsident 
Schroder will ein Konzept für den Aus­
stieg vorfegen) wie auch durch juri- 
<i*che Schritte die Kompetenzen der 
Landesregierung zu stärken und auf eine 
Änderung der rechtlichen Normen im 
tafljgesetz hinzu wirken. So soll ein 
niedersächsisches Landesbergrecht die 
Haodhmgsmöglichkeiten der Regierung 
•«bessern. die Berufung einer kompe- 
'«teo Sicherheitskommission soll ein 
»falsches Gegengewicht gegenüber 

Bund schaffen. Zudem sucht die 
-•desregierung die Unterstützung der 
^’ajttrinitiativen sowie juristischer 

Die Reaktion hetzt dagegen und 
*te diese iegitimen Anliegen durch 
tathüilungen“ gegen Umweltministe- 

r* Gridahn ins Zwielicht zu rücken.

Neue Landesmediengesetze für 
DDR-Länder nach Sommerferien
In den DDR-Ländern soll es künftig 
zwei Mehrländeranstalten als neue 
ARD-Mitglieder geben: eine für Bran­
denburg, Mecklenburg-Vorpommern 
und Berlin sowie den Mitteldeutschen 
Rundfunk für Thüringen, Sachsen-An­
halt und Sachsen. Die Staatsverträge und 
Landesmediengesetze sollen vor den 
Parlamentsferien verabschiedet werden. 
Stichtag für die Auflösung der „alten“ 
zentralen Rundfunkeinrichtungen der 
DDR ist der 31.12. Radio Aktuell (frü­
her DDR 1) soll verschwinden; DS Kul­
tur soll dem Deutschlandfunk zuge­
schlagen, das Jugendradio DT64 priva­
tisiert, der Berliner Rundfunk Partner 
des SFB werden. Mitarbeiter werden 
nur im Einzelfall übernommen. Bei der 
Fusion Radio Berlin Intemational/Deut- 
sche Welle waren es 14 von 130. — (ulk)

EG ermittelt wegen 
Verkauf des Potsdamer Platz

Berlin. Der Verkauf des 60000 qm 
großen Grundstücks auf dem Potsdamer 
Platz an Daimler-Benz durch den Berli­
ner Senat wird von der EG-Kommission 
überprüft. Wegen des Verkaufspreises 
von 92 Mio. DM (ca 1 500 DM pro qm) 
besteht der Verdacht einer unrechtmäßi­
gen Subventionierung. Die Bauverwal­
tung hatte den Preis von Gelände am 
Rande der City für die Bewertung ver­
wendet, obwohl der Potsdamer Platz im 
Zentrum Berlins liegt. Der AL-Abge- 
ordnete Köppl verwies auf Nachbar­
grundstücke, für die private Eigentümer 
13620 DM pro qm Verkaufserlös erzielt 
haben. — (chk)

Essen: Sozialabbau 
nur teilweise aufgeschoben

Essen. Mit den Stimmen der SPD hat 
der Essener Stadtrat am 20.3. den Haus­
halt für 1991 verabschiedet. Zwar wur­
de ein Teil der in einer Anfang des Jah­
res vom Stadtkämmerer vorgelegten 
„Streichliste“ enthaltenen Kürzungen 
im sozialen und kulturellen Bereich zu­
rückgenommen. Kommunale Einrich­
tungen wie das Projekt „Arbeit und So­
zialhilfe“ und eher alternative soziale 
und kulturelle Einrichtungen müssen je­
doch nach wie vor mit erheblichen Kür­
zungen der städtischen Zuschüsse zu­
recht kommen. Kritik daran äußerten in 
der Ratssitzung nur noch die Grünen. 
Viele „Spar“-Maßnahmen sind nur auf­
geschoben: Die SPD kündigte für näch­
stes Jahr eine generelle Überprüfung so­
zialer Leistungen an, von der auch die in 
diesem Jahr weitgehend wieder einge­
setzten Zuschüsse an die großen Wohl­
fahrtsverbände wie Arbeiterwohlfahrt, 
Caritas, DPWV usw. betroffen sein 
werden. Die Verwaltungsspitze will 
Gebührenerhöhungen und weitere Pri­
vatisierung. CDU und FDP betätigten 
sich in der Haushaltsdebatte für solche 
Pläne als Anheizer und traten für die Pri­
vatisierung der Kantine für die städti­
schen Beschäftigten, der Wäscherei und 
der Abfallentsorgung ein. Die Ausein­
andersetzung wird also weitergehen. 
Das Essener Projekteplenum, ein Zu­
sammenschluß von Initiativen und 
Jugend-Organisationen, aber auch der 
ÖTV. bleibt bestehen. 8000 Beschäftig­
te. die sich an einer Personal Versamm­
lung am 14.3. beteiligten, kündigten 
Widerstand gegen Privatisierungen an. 
Es würe schlimm, wenn es gelingt, die 
Beschäftigten zu isolieren. — (wof)

Neuauflage im Duisburger § 129a-Verfahren
Bundesanwälte wollen Verteidigungsreden der Angeklagten als § 129a-Verbrechen strafen

Düsseldorf. Am 18. März begann vor dem 6. Strafsenat des 
OLG Düsseldorf die 2. Hauptverhandlung gegen Barbara 
Pbrau-Hofmeier, Norbert Hofmeier und Thomas Thoene, 
die im Januar 1989 wegen angeblicher Mitgliedschaft in der

RAF und Beteiligung an einem Anschlag auf eine Bundes­
grenzschutzkaserne zu 9 bzw. 10 Jahren Haft verurteilt 
worden sind. Wir dokumentieren Auszüge aus der Presse­
erklärung der Verteidigung. — (rül)

Am 18.3.1991 beginnt — nach Teüauf- 
hebung des Urteils durch den Bundesge­
richtshof — die 2. Hauptverhandlung 
gegen Barbara Perau-Hofmeier, Nor­
bert Hofmeier und Thomas Thoene, alle 
aus Duisburg, seit nunmehr viereinhalb 
Jahren in Untersuchungshaft.

Im Januar 1989 wurden die Angeklag­
ten ... wegen eines Anschlags auf eine 
Bundesgrenzschutzkaserne und wegen 
Mitgliedschaft in der RAF zu 10 bzw. 9 
Jahren Haft verurteilt.

Die Verurteilung wegen des An­
schlags und Mitgliedschaft in einer ter­
roristischen Vereinigung im Jahre 1986 
hat der Bundesgerichtshof bestätigt.

Wir Verteidigerinnen möchten aller­
dings an folgendes erinnern:

Die Angeklagten wurden wegen des 
Anschlags auf die Bundesgrenzschutz­
kaserne verurteilt, weil
— die Kopie eines Bekennerschreibens 
in ihrer Wohnung gefunden worden sein 
soll. Im Prozeß haben die Angeklagten 
erklärt, dieses Schreiben habe sich nie in 
ihrer Wohnung befunden. Einziger Zeu­
ge für den Fund des Bekennerschreibens 
in ihrer Wohnung — und damit auch 
Hauptbelastungszeuge ... — war W. 
Schabronat vom 14. Kommissariat 
Duisburg. Heute sitzt dieser Zeuge in 
U-Haft unter dem Verdacht, 20 Jahre 
lang für die Stasi gearbeitet zu haben.
— Bärbel Perau-Hoffneier soll sich we­
nige Monate vor dem Anschlag am Zaun 
des Geländes des Bundesgrenzschutzes 
in Swisttal-Heimerzheim aufgehalten 
haben. Die Zeugin S., die dort eine blon­
de Frau gesehen hat, hat Bärbel Perau 
erst in einer Wahigegenüberstellung er­
kannt, nachdem der Zeugin vorher eine 
Lichtbildmappe vorgelegt worden war, 
in der sich nur Fotos von Bärbel Perau 
und einer rothaarigen Frau befanden . ..

Die Verurteilung wegen Mitglied­
schaft in der RAF basierte darauf, daß
— zwei von ihnen eine Gefangene aus 
der RAF besucht hatten,
— allgemein zugängliches Schriftmate­
rial zu RAF, antiimperialistischem Wi­
derstand, NATO etc. in ihren Wohnun­
gen gefunden worden war,
— sie sich mit dem Bau von Zündanla­
gen beschäftigt hätten.

Wir Verteidigerinnen sind auch wei­
terhin der Auffassung, daß diese Verur­
teilung zu Unrecht erfolgte und Aus­
druck der Tatsache ist, daß es den Er­
mittlungsbehörden im Jahr 1986 nicht 
gelungen ist, die Täter der damals zahl­
reichen Anschläge ausfindig zu machen.

Nach der Festnahme der Angeklagten 
. . . wurde der § 129a StGB am 1.4. 
1987 verschärft und der Strafrahmen auf 
1 bis 10 Jahre erweitert. Damit wurde 
der § 129 a StGB zur Verbrechensnorm. 
Die Angeklagten wurden nach dieser 
neuen Vorschrift verurteilt.

Die Angeklagten hatten sich im Pro­
zeß verteidigt, indem sie ihre politische 
Geschichte darstellten . . . Der 5. Straf-

Niedersächsicher Landtag erarbeitet neue Verfassung
SPD und Grüne legen Entwürfe vor — Diskussion nicht unbeachtet lassen

Hannover. Die niedersächsischen 
Landtagsparteien haben sich darauf ver­
ständigt, einen Sonderausschuß einzu­
setzen, der eine neue Landesverfassung 
erarbeiten soll.

Die Vorläufige Niedersächsische Ver­
fassung verliert mit einer Neuverab­
schiedung des Grundgesetzes ihre Gül­
tigkeit. Nach der Annexion der DDR ist 
auf Bundesebene die Verfassungsdis­
kussion im Gange, der Landtag bereitet 
sich auf eine entsprechende Änderung 
des Grundgesetzes vor. SPD und Grüne 
haben bereits eigene Entwürfe vorge­
legt. Die CDU hat in Landtagsdebatten 
ihren Standpunkt angedeutet.

Die Vorläufige Niedersächsische Ver­
fassung ist praktisch eine Geschäftsord­
nung. die das Funktionieren der Landes­
politik regelt. Grundrechtspositionen 
sind nicht aufgenommen worden. Die 
CDU plädiert dafür, im Grunde ledig­
lich das „vorläufig“ im Titel der Lan­
desverfassung zu streichen und anson­
sten den Charakter eines „Organisa­
tionsstatuts“ beizubehalten.

Die SPD tritt für die Aufnahme eines 
eigenständigen niedersächsischen 

sertat unter Vorsitz von Richter Arend 
hat die Verteidigungserklärungen der 
Angeklagten als fortgesetzte mitglied- 
schaftliche Betätigung in Form des Wer­
bens für die RAF gewertet.

In Übereinstimmung mit der Zielset­
zung und den Anträge der Bundesan­
waltschaft hat der 5. Senat unter Arend 
damit den Anwendungsbereich des 
§ 129 a StGB erweitert. So soll möglich 
werden, daß Prozeßerklärungen als Ver­
brechen geahndet werden.

Diese Verurteilung wegen der Prozeß­
erklärungen hat der Bundesgerichtshof 
aufgehoben ... Im Beschluß des Bun­
desgerichtshofes wird darauf hingewie­
sen, daß dieser Komplex auch eingestellt 
werden könne.

Die Bundesanwaltschaft besteht auf

Duisburger Broschüre: Urteile gegen 
die Anwältin und den Verlag bestätigt 
Zur Erinnerung: Im Oktober 1988 
wurden das Büro der Rechtsanwältin 
Frings, ihre Privaträume, der GNN- 
Verlag und die Privaträume des Ge­
schäftsführers mit einem Großaufge­
bot von Beamten des 14. Kommissa­
riats, LKA und BKA durchsucht.

Im GNN-Verlag wurden praktisch 
die gesamten Produktionsmittel, Hard- 
und Software, sichergestellt und ab­
transportiert. Die Durchsuchung rich­
tete sich gegen eine Broschüre zum 
Verfahren gegen die vier Duisburger, 
die wegen RAF-Mitgliedschaft und 
einem Antrag auf die BGS-Kaseme 
angeklagt waren. Die Broschüre be­
schäftigte sich mit den Haftbedingun­
gen. Vorwurf war nicht etwa — wie 
man nach dem polizeilichen Großauf­
gebot annehmen konnte — ein Verstoß 
gegen § 129a StGB, sondern die rela­
tiv unbekannte Vorschrift des § 353 d 
StGB (unzulässige Veröffentlichung 
von Schriftstücken aus Strafverfahren, 
bevor sie in mündlicher Verhandlung 
erörtert worden sind). In der Broschü­
re war einleitend aus einem Beschluß 
des Bundesgerichtshofs zur Haftfort­
dauer zitiert worden. Der GNN-Verlag 
hatte diese Broschüre publiziert und 
Rechtsanwältin Frings hatte die presse­
rechtliche Verantwortung übernom­
men.

Was ist nun aus diesem „Großver­
fahren“ geworden?

In der 1. Instanz vor dem Amtsge­
richt wurde der Geschäftsführer des 
GNN-Verlages freigesprochen.
Rechtsanwältin Frings wurde zu 20 
Tagessätzen Geldstrafe verurteilt. 
Dies, obwohl auch der Richter ein­
räumte, daß diese Strafvorschrift miß­
lungen sei, da sie sich nur gegen wört­
liche Mitteilungen richtete, wäre in der 
Broschüre allerdings der gleiche Inhalt 
im Konjunktiv mitgeteilt worden, wäre

Grundrechtskatalogs und aktueller 
Staatszielbestimmungen ein. Der Abge­
ordnete Rabe (SPD) nennt als Punkte: 
Schutz der natürlichen Lebensgrund­
lagen, eine Gleichstellungsverpflich­
tung, eine Stärkung des Landtages ge­
genüber der Regierung und „plebiszi­
täre Elemente“. (10. 10.90)

Die Vorschläge der Grünen enthalten
— mit dem Verweis der Unvollständig- 
keit — die Kapitel:
— Schutz der Umwelt, Frauengleich­
stellung, Diskriminierungsverbot, 
Recht auf Bildung und freie Wahl der 
Schule, Rechtsstellung des Kindes, Ak­
teneinsichtsrecht / Informationelle 
Selbstbestimmung, Volksinitiative / 
Volksbegehren / Volksentscheid, der
Landtag (Verwaltung .. .).

Die Grünen wollen eine Volksabstim­
mung über die neue Landesverfassung 
und eine möglichst große öffentliche 
Einwirkung auf die Debatte.

Die von der SPD und den Grünen an­
gedeuteten Zielpunkte sind zum Teil 
problematisch und decken in gar keiner 
Weise wichtige Auseinandersetzungen 
ab. Da ist das Bestreben beider Parteien 

der Durchführung des Verfahrens. Zur 
Wiederherstellung der aufgehobenen 
Verurteilung bittet sie niemand anderen 
als die Verfasser des aufgehobenen Ur­
teils — Arend und seine Beisitzer — in 
den Zeugenstand. Sie hat offensichtlich 
das Ziel, einen Präzedenzfall zu schaf­
fen ...

Wir Verteidigerinnen wenden uns da­
gegen, einen solchen Prozeß überhaupt 
durchzuführen. Das Recht jedes Ange­
klagten, sich entsprechend seiner Auf­
fassung und Identität zu verteidigen und 
seine Positionen auch für die Öffentlich­
keit darzulegen, darf nicht angetastet 
werden.
Die Verteidigerinnen
Dorothee Frings, Thomas Klein, 
Heike Krause, Wolfgang Schwab 

dagegen nichts einzuwenden gewesen.
Auch der Einwand, daß der zitierte 

Beschluß gar nicht in mündlicher Ver­
handlung zu erörtern war und daß zu­
dem nur aus ihm zitiert wurde, konnte 
das Gericht nicht überzeugen.

Den Freispruch für den GNN-Ver­
lag wollte der Staatsanwalt nicht auf 
sich sitzen lassen. Auch Rechtsanwäl­
tin Frings ging in die Berufung. So kam 
es am 6. und 12. März zu einer Beru­
fungsverhandlung.

Das Landgericht machte deutlich, 
daß es das Urteil des Amtsgerichts in 
beiden Fällen bestätigen würde. Aller­
dings regte es an, hinsichtlich der 
Rechtsanwältin Frings das Verfahren 
einzustellen.

Der Vertreter der Staatsanwaltschaft 
war nicht grundsätzlich abgeneigt, 
konnte jedoch nicht zustimmen. Ob­
wohl diese Angelegenheit nun wirklich 
nicht in der Zuständigkeit der Bundes­
anwaltschaft war, hatte diese — weil 
sie das Verfahren eingeleitet hatte — 
die Anweisung an die Staatsanwalt­
schaft erteilt, einer Einstellung nicht 
zuzustimmen. Das Verfolgungsinter­
esse der Bundesanwaltschaft kennt kei­
ne Geringfügigkeitsgrenzen. Was auf 
dem Niveau der „Terroristenhatz“ be­
gonnen hat, muß auch zur Bestrafung 
führen. Um die Angelegenheit nicht 
von Seiten der Betroffenen zu einer 
Staatsaffäre zu machen, endete die 2. 
Instanz mit einer Berufungsrücknahme 
sowohl von Rechtsanwältin Frings als 
auch des Staatsanwalts in dem Verfah­
ren gegen den GNN-Verlag.

Rechtskräftig ist jetzt also die Verur­
teilung von Rechtsanwältin Frings zu 
20 Tagessätzen und der Freispruch des 
Geschäftsführers des GNN-Verlags. 
- (df)
Spendenkonto für die Prozeßkosten 
der Anwältin: Rote Hilfe (Kontoinha­
ber), Postgiroamt Dortmund, BLZ 
44010046, Kto. Nr. 191100-462. 
Stichwort: Duisburger Broschüre.

nach plebiszitären Elementen. Als die 
Grünen-Abgeordnete Herrmann dies im 
Landtag erwähnt, ruft die CDU dazwi­
schen: „Die Todesstrafe“.

Und tatsächlich wird ohne Klärung 
des Verhältnisses von Selbstbestim­
mung und Demokratie die Sache gefähr­
lich. Eine 51 zu 49% gewonnene Ab­
stimmung gegen das Frauenstimmrecht 
wird auch durch Volksentscheid nicht 
richtig.

Soziale und politische Rechte, in die 
nicht eingeriffen werden darf, müssen 
festliegen. Ein zweiter Punkt ist, daß 
bislang anscheinend niemanden stört, 
daß Verfassungsbürger nur Deutsche 
sein können. Gerade nach dem Urteils­
spruch des Bundesverfassungsgerichts 
müßte ein großes Anliegen sein, Ein­
wohnerrechte gegen völkische Begriff- 
lichkeiten zu konstituieren.

Und zum dritten fehlt bislang wohl 
nicht von ungefähr in den Entwürfen und 
Redebeiträgen das Schwergewicht ein­
klagbare soziale Rechte.
Quellen: Nds. Landtag, Stenographischer Be­
richt, 7. Plenarsitzung am 13.9.90 und am 
10. 10.90 - (gka)



Verstärkt werden Asylberwerber abgeschoben. Bild: Fotogruppe Rhein-Main Protestaktionen vor der Verabschiedung der Ausländergesetze Bild: af/mz

Die Ausländerpolitik nach dem neuen Ausländergesetz
Organisierte Saisonarbeit, Zwangsarbeit für Flüchtlinge, Verbot politischer Betätigung und Einmischung in Angelegenheiten anderer Staaten.

Seit 1. Januar ist das neue Ausländerge­
setz in Kraft, von dem Innenminister 
Schäuble behauptet, die BRD dokumen­
tiere damit, daß sie ein ausländerfreund­
liches Land sei. Dagegen hatten auslän­
dische Organisationen, Gewerkschaf­
ten, Kirchen und Wohlfahrtsverbände, 
etc. in ihren Stellungnahmen das Gesetz 
scharf kritisiert, weil es auf Ausgren­
zung der ausländischen Bevölkerung ab­
zielt und ihre Rechtlosigkeit zementiert. 
Es zeichnet sich jetzt schon ab, daß die 
Reaktion das Ausländergesetz als Instru­
ment nutzen wird, um die sozialen Fol­
gen der heraufziehenden Krise der kapi­
talistischen Wirtschaft auf die am 
schlechtesten bezahlten und am härte­
sten arbeitenden Menschen zumeist aus­
ländischer Nationalität abzuwälzen. Bei 
ihnen kann eine politische Gegenwehr 
mit dem Verbot jeglicher politischen Be­
tätigung und der vom Bundesverfas­
sungsgericht festgestellten Verweige­
rung des Wahlrechts zunichte gemacht 
werden.

Das neue Ausländergesetz hat durch 
eine Differenzierung der Aufenthaltsti- 
tcl die gesetzliche Möglichkeit zur An­

werbung von Saisonarbeitskräften ge­
schaffen. Seit 1. Januar 1991 können 
nach einer Rechtsverordnung des Bun­
desministeriums für Arbeit und Soziales 
ausländische Arbeitskräfte aus Nicht- 
EG-Staaten drei Monate im Jahr als Sai­
sonarbeitskräfte in der BRD beschäftigt 
werden. Sie dürfen darüber hinaus stän­
dig im Grenzbereich arbeiten, wenn sie 
täglich an ihren Wohnort im Heimatland 
zurückkehren. Waren solche Saisonar­
beitsverträge bisher nur in der Landwirt­
schaft möglich, so ist dies jetzt auch für 
weitere Branchen, wie z.B. im Hotel- 
und Gaststättengewerbe, erlaubt. Für 
eine Beschäftigung von Nicht-EG-Bür- 
gern hatte es bisher einer Sondergeneh­
migung vom Regierungspräsidium und 
vom Arbeitsamt bedurft.

Die entsprechenden Kapitalistenver­
bände haben die Verordnung geradezu 
euphorisch begrüßt. Der Hotel- und 
Gaststättenverband von Baden-Würt­
temberg z. B. sprach von einem ^Durch­
bruch“ und hat bereits einen Bedarf von 
15000 bis 25000 Arbeitskräften haupt­
sächlich als Küchenhilfen und Zimmer­
mädchen angcmcldet. Mit der Regelung 

von Saisonarbeitsverträgen werden ta- 
rifvertagliche Vereinbarungen per 
Rechtsverordnung ausgehebelt. Die Ta­
rifverträge sind für Hotels und Gaststät­
ten allgemeinverbindlich. Für den im 
Hotel- Gaststättengewerbe hohen Ar­
beitsanfall bis spät in die Nacht und an 
Wochenenden müssen bestimmte Zu­
schläge gezahlt und Ausgleichszeiten für 
Erholung gewährt werden. Es gelten ta­
rifliche Kündigungsfristen, Löhne und 
Gehälter, usw. Dies alles ist durch einen 
Saisonarbeiterstatus hinfällig. Die z. B. 
im vergangenen Jahr in Baden-Würt­
temberg zur Spargel-, Erdbeer- und 
Obsternte sowie zur Weinlese eingesetz­
ten Saisonarbeiter erhielten 40 bis 50 
DM am Tag und ein warmes Essen. Da­
für mußte 12 — 14 Stunden täglich ge­
arbeitet werden.

In den Koalitionsvereinbarungen vom 
16.1.91 haben die Regierungsparteien 
vereinbart, daß die Saisonarbeitserlaub­
nisse großzügiger erteilt werden sollen. 
Von Seiten der Bundesregierung finden 
z. Zt. Verhandlungen mit der polnischen 
Regierung über den Einsatz von 70000 
polnischen Saisonarbeitern statt. Seit 

Anfang November letzten Jahres ist in 
der Sowjetunion eine Agentur für inter­
nationale Arbeitsvermittlung tätig, bei 
der bereits rund 300000 Sowjetbürger 
für eine Auslandsbeschäftigung regi­
striert wurden. Die Agentur vermittelt 
nur zeitlich befristete Verträge und kas­
siert für eine gelungene Vermittlung in 
den ersten 6 Monaten der Tätigkeit 5 % 
des Arbeitsentgeltes, (aus „Vertrauliche 
Mitteilungen“ Nr. 2882; internes Mit­
teilungsblatt von Kapitalisten)

Es wird ein regelrechter Wanderarbei­
termarkt organisiert, der nicht nur ge­
werkschaftlich erkämpfte Standards bei 
Löhnen und Arbeitsbedingungen ein- 
reißt, sondern auch in Konkurrenz zu 
den schon länger hier lebenden ausländi­
schen Familien wirkt. Der zweite Hebel 
hierzu ist die Zwangsarbeit von Asylbe­
werbern. Ebenfalls seit 1. Januar dürfen 
Flüchtlinge nach einem Erlaß des Innen­
ministeriums nach einem Jahr Wartezeit 
statt bisher fünf Jahren arbeiten. Die 
Koalitionsvereinbarungen sehen vor, 
das Arbeitsaufnahmeverbot für Asylbe­
werber abzuschaffen. Die Arbeitsämter 
vermitteln aber an Asylbewerber ledig­

lich Stellen in sogenannten „Problem­
branchen“ wie Landwirtschaft, Garten­
bau, Reinigungs- und Hotel- und Gast­
stättengewerbe. Mit freier tarifvertragli­
cher Arbeit hat die Lockerung des Ar­
beitsverbots nichts zu tun. Die gezahlten 
Netto-Einkommen liegen kaum höher 
als die geltenden Sozialhilfesätze. Zu­
dem dürfen Asylbewerber ihren Wohn­
ort nicht verlassen (Residenzpflicht) und 
sind in der Regel in Lagern und Sammel­
unterkünften untergebracht, wo sie un­
ter ständiger staatlicher Kontrolle und 
Aufsicht stehen. Unter diesen Bedingun­
gen muß von Zwangsarbeitsverhältnis­
sen ähnlich wie bei der Heranziehung 
von Sozia/hi/feempfangern zu „gemein­
nützigen Arbeiten“ gesprochen werden, 
nur mit dem Unterschied, daß erstmals 
wieder seit der Nazi-Herrschaft privaten 
Unternehmen staatlicherseits Menschen 
zur Ausbeutung außerhalb der Arbeits­
und Tarifgesetzgebung überlassen wer­
den.
Quellen. Koalitionsvereinbarungen vorn 
16.1.91. ..Kommunale Berichte Stuttgart'' 
4/91, ..Stuttgarter Zeitung“ v. 23.3.9], ..Ver­
trauliche Mitteilungen aus Politik. Wirtschaft 
und Geldanlage“ Nr. 2882 vom 5.3.91 — (rac»

Rechtswidrige Praktiken in der ZAST Karlsruhe
Wer kümmert sich schon um die Gesetze oder etwa um die bestehende Verfassung?

Grüner Antrag für den Bundesrat
Erleichterung des Erwerbs der Staatsbürgerschaft

Landläufig wird davon ausgegangen, 
daß über die Änderung des Asylgrund­
rechts im Moment noch diskutiert würde 
— nicht so in der Zentralen Anlaufstelle 
für Asylbewerber (ZAST) in Karlsruhe: 
Für die Beamten der Ausländerpolizei­
behörde und der ZAST-Verwaltung ist 
die Abschaffung des Asylrechts schon 
Realität und sie praktizieren diese, von 
ihnen selbst geschaffene „Sachlage“ 
höchst erfinderisch.

Der von Lafontaine in die Diskussion 
gebrachte Vorschlag, Flüchtlingen aus 
bestimmten Ländern schon die Antrag­
stellung zu verweigern, hat den Beamten 
der ZAST offenbar gefallen. Der Karls­
ruher Flüchtlingsrat mußte in jüngster 
Zeit immer wieder feststellen, daß 
Flüchtlinge, die in der alten ZAST einen 
Asylantrag stellen wollten, bereits an 
der Pforte abgewiesen wurden. Erst 
nach längeren Auseinandersetzungen 
mit ZAST-Verwaltung und Ausländer­
polizei konnte das Recht der Flücht­
linge, überhaupt erst mal einen Asylan­
trag zu stellen, durchgesetzt werden.

Am 15.3.91 besuchten deshalb Leute 
vom Flüchtlingsrat die alte ZAST, um 
Genaueres über die Erstantragsstellung 
zu erfahren. Dabei wurden sie bei Ge­
sprächen mit Flüchtlingen darauf auf­
merksam, daß sich die Ausländerpolizei 
auch für diejenigen, die ins Lager hin­
einkommen, etwas hat einfallen lassen. 
Sie hat zwei verschiedene Sorten von 
Erstantragsstellung geschaffen. Wer die 
lange, dichtgedrängte Schlange im her­
untergekommenen Treppenhaus der 
Ausländerpolizei in der alten ZAST 
nach Stunden hinter sich gebracht hat 
und zu den Beamten, die sich hinter 
einer Tür eingeschlossen haben, vorge­

drungen ist, kann danach keineswegs si­
cher sein, wirklich einen Asylantrag ge­
stellt zu haben, obwohl auf dem Schild in 
mehreren Sprachen „Erstasylantragstel­
lung“ steht. Normalerweise bekommen 
die Flüchtlinge als Beleg ihrer Antrag­
stellung eine „Vorläufige Bescheini­
gung über die Meldung als Asylbewer­
ber gemäß §§ 19,20 AsylVfG“. Die 
Ausländerpolizei hat jetzt für verschie­
dene Nationen das Instrument einer 
„Antragstellung auf eine Erstantragstel­
lung“ geschaffen. Das Formular, das 
z.B. Albaner aus dem Kosovo und 
Roma erhalten und das nur in deutscher 
Sprache ausgegeben wird, ist zwar mit 
dem Titel „Antrag auf Anerkennung als 
Asyl berechtigter“ überschrieben, im 
weiteren Text heißt es aber, aus diesem 
Antrag könne „insbesondere nicht auf 
das tatsächliche Vorliegen eines Asylan­
trags geschlossen werden“.

Die Flüchtlinge, im Glauben, einen 
Asylantrag gestellt zu haben, werden 
mit dem Papier zu einer Anhörung in die 
neue ZAST vorgeladen, wo geprüft 
wird, ob tatsächlich ein Asylantrag vor­
liegt: „Hier wird Ihr Begehren insbe­
sondere auch im Hinblick auf das Vor­
liegen eines Asylantrages im Sinne des 
§ 7 AsylVfG geprüft“. Erst nach dieser 
Anhörung entscheidet die Ausländerbe­
hörde also, ob sie den Asylantrag als sol­
chen entgegennimmt oder als nicht exi­
stent einstuft. Dieses Vorgehen der Aus­
länderpolizei ist vollkommen gesetzes­
widrig. Das Asylverfahrensgesetz 
schreibt in dem genannten § 7 vor: „Ein 
Antrag auf Anerkennung als Asylbe­
rechtigter (Asylantrag) liegt vor, wenn 
sich dem schriftlich, mündlich oder auf 
andere Weise geäußerten Willen des 

Ausländers entnehmen läßt, daß er im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes Schutz 
vor politischer Verfolgung sucht.“ Je­
der, der also Asyl begehrt, hat einen An­
trag gestellt. Erst nach dieser Antrag­
stellung kann die Ausländerbehörde den 
Antrag als unbeachtlich (wenn der 
Flüchtling in einem anderen Staat vor 
Verfolgung sicher war) oder offensicht­
lich unbegründet (wenn er wegen Bür­
gerkrieg etc. geflohen ist) einstufen. 
Dann aber steht dem Flüchtling der 
Rechtsweg offen. Eine Abschiebung 
muß angedroht werden, die Ausländer­
behörde muß prüfen, ob menschen­
rechtswidrige Behandlung im Heimat­
land zu erwarten ist.

All diese Schranken existieren bei 
dem ungesetzlichen Verfahren der Aus­
länderbehörde nicht. Bevor die Flücht­
linge überhaupt als Asylantragsteller im 
Computer der ZAST registriert werden, 
sortiert die Ausländerbehörde eine un­
bekannt große Anzahl von Flüchtlingen 
als nicht existent aus und schiebt sie 
dann ganz unkontrolliert ab. Die Flücht­
linge werden zwar bis zu dieser unge- 
setzlichen ,.Antragsprüfungsanhörung** 
provisorisch in der alten ZAST unterge­
bracht, aber Taschengeld wird ihnen 
nicht ausgezahit, da sie ja keine Asylbe­
werber sind. Klar, warum die alte ZAST 
weiterbetrieben wird, obwohl die neu 
gebaute nicht voll belegt ist. Klar, wa­
rum hier alle Erstanträge gestellt werden 
müssen. Die Sozialbetreuung ist seit 
Dezember in die neue ZAST umgezo­
gen. Eine Införmations- oder Anlauf­
stelle gibt es hier nicht. Hier gibt es nur 
den Pförtner der Wach- und Schließge­
sellschaft und die Beamten der Auslän­
derpolizei. — (hab. rac)

Nach dem Urteil des Bundesverfas­
sungsgerichts zum kommunalen Wahl­
recht erklärte die SPD. daß eine Verfas­
sungsänderung sein müsse. Die NRW- 
Grünen wiesen auf den langwierigen 
Prozeß hin und legten einen Gesetzent­
wurf vor, der gewisse soziale und politi­
sche Unterdrückung beseitigen würde 
und gegen die „deutsche Volkszugehö­
rigkeit“ aufritt. — (jöd)
1. Erwerb der Staatsbürgerschaft.
Die deutsche Staatsbürgerschaft wird 
erworben durch
a) Abstammung, b) Geburt auf dem 
Staatsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland bzw. Transportmitteln, auf 
die sich deutsche Hoheitsgewalt nach in­
ternationalem Recht erstreckt, c) durch 
Willenserklärung gegenüber dem Stan­
desbeamten, wenn folgende Vorausset­
zungen vorliegen:
I. Bei Bestehen eines ununterbrochenen 
Hauptwohnsitzes in der Bundesrepublik 
seit mindestens 3 Monaten: die Staats­
bürgerschaft eines anderen Mitglieds­
staates der Europäischen Gemeinschaft
II. Bei Bestehen eines ununterbrochenen 
Hauptwohnsitzes in der Bundesrepublik 
Deutschland seit mindestens 3 Jahren: 
die Anerkennung als Asylberechtigte/r 
nach Art. 16 Abs. 2 Grundgesetz: oder 
die Anerkennung als de-facto-Flüchtling 
gemäß der Genfer Flüchtlingskonven­
tion; oder die unbeschränkte Aufent­
haltsberechtigung: oder die Aufenthalts­
erlaubnis, sofern keine strafrechtlichen 
Gründe der Einbürgerung entgegenste­
hen, oder Staatenlosigkeit sowie der 
rechtmäßige Aufenthalt im Geltungsbe­
reich des Grundgesetzes; oder Einwan­
derinnen und Einwanderer nach den Be 
Stimmungen des Einwanderungsgeset­
zes.

2. Doppelte Staatsbürgerschaft 
Das Staatsbürgerschaftsgesetz der Bun 
desrepublik Deutschland wird dahinge 
hend geändert. daß mit dem Erwerb der 
Deutschen Staatsbürgerschaft eine be­
stehende Staatsbürgerschaft beibehalten 
werden kann.

3. Bundesvertriebenengesetz/ 
Einwanderung

Das Bundesvertriebenengesetz mit sei­
nen weitgehend unbestimmten Bedin­
gungen deutscher Volkszugehörigkeit 
wird ersetzt durch ein Einwanderungs­
gesetz, das die bisherigen Kriterien der 
Einwanderung in die Bundesrepublik 
Deutschland ändert. Ziel dieser Ände­
rung ist die Ablösung von Kriterien w 
„Bekenntnis zum Deutschtum oder die 
Pflege der deutschen Kultur“ durch Kri­
terien, die in einem demokratischen Ehs- 
kussionsprozeß vom Deutschen Bundes 
tag regelmäßig zu überprüfen sind

Die Einwanderungskriterien sollen » 
fbrtentwickelt werden, daß Einwande 
rung einen Beitrag leistet:
— Forderungen der UN-Menschen 
rechtskonvention. der Flüchtiingskon- 
vention der Organisation Afrikanischer 
Staaten OAU zu unterstützen und dem­
entsprechend Flüchtlinge aufzunehn».
— Verfolgten und Opfern der Terror 
herrschaft des Nationalsozialismus so­
wie deren Nachkommen, die außerh*#* 
der Bundesrepublik Deutschland «tf- 
grund der Folgen des II. ^Itknegt' 
Flüchtlinge sind oder in besonderer 
wirtschaftlicher Not oder besonderer 
ethnischer Diskriminierung leben, ear 
Verbesserung ihrer Lebensverhaltnisse 
zu ermöglichen, — den Burgerlnnes- 
rechten, insbesondere auf Freizügigkeit, 
wie sie die KSZE-Schlußakte foc 
muliert. Geltung zu verschaffen.
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Die Sieger des „Kalten Krieges“ 
diktieren ihre Bedingungen

Der erste Staat des realsozialistischen 
Lagers, den die Imperialisten in völlige 
Abhängigkeit bringen und infolgedessen 
politisch wie ökonomisch weitgehend 
aus dem RGW herauslösen konnten, war 
die Volksrepublik Polen. Ohne auf die 
Abwägung der Ursachen dafür hier im 
einzelnen einzugehen, einige aktuelle 
Daten zur wirtschaftlichen und sozialen 
Lage in Polen und der Rolle der Imperia­
listen dabei:

Auf 46 Mrd. US-Dollar belief sich die 
Gesamtschuld Polens gegenüber dem 
Westen Ende 1990 (FAZ, 4.2.91). Das 
sind 530% des derzeitigen Jahresex­
ports. (Börsen-Zeitung, 6.6.90) 40% 
der Einnahmen aus dem Außenhandel 
werden allein von den Zinsen verschlun­
gen. (Presseschau Ostwirtschaft, Wien, 
Nr. 8/9-90)

Nach Auffassung des Warschauer 
Wirtschaftsministeriums können in der 
gegenwärtigen Wirtschaftssituation 
nicht mehr als 800 Mio. US-Dollar jähr­
lich an Zins und Tilgung aufgebracht 
werden, das sind nicht einmal zwei Pro­
zent der Schulden. (Welt, 1.10.90)

Dies wiederum wird von den Gläubi­
gem nicht akzeptiert. Als Gläubiger 
steht an erster Stelle die BRD mit mehr 
als 7 Mrd. US-Dollar Forderungen, be­
stehend vor allem aus offiziellen Kredi­
ten, aus Bankdarlehen und Lieferanten­
krediten. (Bors. Ztg. a. a.O.) Weitere 
Gläubiger sind die Weltbank, die ihre 
erste ständige Vertretung in Osteuropa 
bezeichnenderweise in Polen aufge­
macht hat (Polen ist seit 1986 Mitglied 
der Weltbank), die Europäische Investi­
tionsbank im Rahmen des sog. „Hilfs­
programms der Europäischen Gemein­
schaft“ sowie weitere im „Pariser 
Club“ zusammengeschiossene westli­
che Länder. Gegenüber diesen Gläubi­
gem beharrt die polnische Regierung 
seit geraumer Zeit auf weitestgehendem 
Schuldenerlaß, nämlich zu 80%. Die 
polnische Regierung zieht die Berechti­
gung für diese Forderung aus dem fast 
uneingeschränkten Entgegenkommen 
bei der Einführung „marktwirtschaftli­
cher“ Prinzipien.

Der Preis der Marktwirtschaft: 
Emmer mehr Armut und Elend

Um mehr als 35 % sind die Realeinkom­
men in Polen seit Oktober 89 gesunken. 
Bei einer Inflationsrate von 2000 % En­
de 1989 kann man sich ausrechnen, wie 
hart die Gegenwehr gegen weiteres Ab­
sinken gewesen sein muß. 1991 ist das 
dritte Jahr in der Durchsetzung des 
„Programms zur ökonomischen Stabili­
sierung und Umstellung von Plan- zur 
Marktwirtschaft“. Die eigentliche 
„Schocktherapie“ hatte allerdings erst 
Anfang 1990 begonnen. Um 27 % ist die 
Produktion zurückgegangen durch Stil­
legung „unproduktiver Bereiche“. Da­
bei scheut sich die Regierung noch vor 
den größten ihr diktierten Aufgaben, der 
Umgestaltung von Bergbau und Land­
wirtschaft, für die sie nach wie vor Un­
terstützungsmaßnahmen aufrechterhal­
ten will. (Neue Züricher, 9.2.91)

Sozialpolitischen Spielraum hat die 
Regierung unter ständiger Kontrolle des 
IWF allerdings nicht im mindesten. Als 
Finanzminister Balcerowicz und Natio­
nalbankpräsident Baka dem IWF im 
September verg. Jahres mitgeteilt hat­
ten, daß sie die Erhöhung der Löhne im 
dritten Quartal auf 12 % bis 14 %, für 
das letzte hingegen auf 15 % bis 17 % 
schätzten (bei Preiserhöhungen von offi­
ziell 3-5 % monatlich), wurden diese 
Angaben bei den Verantwortlichen des 
IWF offenbar als obere Grenzwerte an­
gesehen, nach deren Überschreitung 
man zusammen mit den polnischen Stel­
len die ganze Lohnpolitik neu festlegen
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Auswirkungen der BRD-Ostexpansion auf die 
Ausländer- und Asylpolitik am Beispiel Polens
müsse. Zudem erfolgten sofort Warnun­
gen bezüglich Wiederaufnahme des 
Schuldendienstes und der Verhandlun­
gen um Schuldenreduktion. Eine der er­
sten Reaktionen auf diese unverhohlene 
Einmischungspolitik war die vollmundi­
ge Antrittsrede Walesas nach seiner Prä­
sidentschaftswahl: „Die schlechte Zeit 
sei vorbei, in der die Spitzen unseres 
Staates unter dem Druck von außen oder 
als Ergebnis erzwungener Kompromisse 
eingesetzt wurden“. Walesa schwamm 
damit auf der Woge harter Kämpfe ge­
gen das IWF-Diktat, in deren Folge die 
Löhne von Juni bis November 90 um 
57 % gestiegen waren, während die 
Preise um 22-23 % zugenommen hatten. 
Den Hauptexekutor des IWF-Diktats, 
Finanzminister Balcerowicz, ließ er je­
doch wohlbedacht im Amt, als Garant 
für eine weiter kreditwürdige Wirt­
schaftspolitik ohne derart mißliebige 
Lohnerhöhungen. (Neue Züricher, 
17.9.90; FAZ, 4.2.91)

Welches Ausmaß Armut und Elend 
derzeit angenommen haben, dazu einige 
Zitate aus der FAZ vom 1.12.90 unter 
dem Titel „Polen im wirtschaftlichen 
Umbruch — Überlebenskampf in der In­

dustriestadt Lodz“: „... Poltex 
kämpft, wie viele Betriebe der Stadt, um 
das wirtschaftliche Überleben. Noch vor 
wenigen Jahren arbeiteten hier 12000 
Menschen, vor Jahresfrist waren es noch 
3586, und diesen Dezember werden es 
gerade noch 2200 sein. Die Produktion 
sank von 46 Mio. Ifd. Meter Stoff in 
1987 auf 16 Mio. 1990 ... Für das erste 
Quartal 1991 rechnet (der Chef des Ar­
beitsamtes) Pomorski mit einer Arbeits­
losenzahl von hunterttausend, was ... 
die Arbeitslosenquote von 20% aus­
macht. Schwierig ist vor allem die Lage 
der Frauen: in manchen Betrieben stel­
len sie über 80 % der Belegschaft. Drei 
Monate lang bezahlt das Arbeitsamt 
siebzig Prozent des letzten Lohnes. Wer 
aber im vergangenen Jahr nicht minde­
stens sechs Monate gearbeitet hat, be­
kommt den Mindestsatz von 120000 
Zloty, das entspricht etwa einem Zehn­
tel des Durchschnittslohns oder zwanzig 
Mark (dem Gegenwert von drei Kilo 
Schinken). Nach einem neuen Gesetz 
fallt vom Dezember an auch diese Zah­
lung fort ... Plötzlich wird den Polen 
bewußt, daß die Zeiten der sozialisti­
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schen Arbeitsplatzvorsorge mit zugleich 
niedrigem Lebenshaltungsniveau radi­
kal vorbei sind, daß Armut als neue Grö­
ße im polnischen Sozialgefüge unmittel­
bar am eigenen Leibe spürbar ist.“

Differenziertes gesetzliches 
Instrumentarium zur Abwehr von 
Aussiedlern und Asylbewerbern 
Die Flucht vor der Armut schafft neue 
Migrationsströme von bisher ungekann­
tem Ausmaß, insbesondere auch aus 
Osteuropa. Ca. 600000 Menschen sind 
in den letzten Jahren allein aus Polen in 
die BRD gekommen. Allein 140226 im 
Jahre 1988, die weitaus höchste Zahl seit 
1950. Zwar läßt sich das nicht nur aus 
der wirtschaftlichen Entwicklung erklä­
ren; deutlich ist aber der Zusammen­
hang zwischen Verschuldungskrise, 
Verarmung und Auswanderung. Grund­
lage für die Entscheidung vieler Aus­
siedler war das Bundes-Vertriebenen- 
und Flüchtlingsgesetz als Teil des Arti­
kel 116 GG, wonach alle die als Deut­
sche anerkannt werden, die die deutsche 
Volkszugehörigkeit nachweisen kön­
nen, aus einem Vertreibungsgebiet 
stammen und unter Vertreibungsdruck 

gestanden haben. Sobald die BRD ihr 
Ziel, Auflösung des realsozialistischen 
Lagers und weitgehende Einmischungs­
rechte in die inneren Angelegenheiten 
der osteuropäischen Staaten, erreicht 
hatte, ließ sie durch das Verwaltungsge­
richt Braunschweig (Az.8 491/90) die 
Anspruchsgrundlage für eine Umsied­
lung in die BRD einschränken. Begrün­
dung: mit der Verfassungsnovelle, vom 
7.4.89 bestehe kein Vertreibungsdruck 
in Polen mehr. Vorausgegangen waren 
eine Reihe weniger umfassender Maß­
nahmen zur Abwehr weiterer Aussied­
ler: so die „radikal restriktive Sichtver­
merkspraxis“ (Zimmermann, 2.3.89) 
sowie die Nachweispflicht über einen 
ausreichenden Devisenbetrag. Auf kei­
nen Fall wollte und will die Bundesre­
gierung am BVFG selbst oder am Art. 
116 GG rütteln, wie es bis weit hinein 
ins bürgerliche Lager gefordert wird. 
Das wäre ein historisch schwerlich um­
kehrbarer Verzicht auf Einmischungs­
möglichkeiten, die sich die BRD als Gei­
ßel ihrer Außenpolitik unbedingt erhal­
ten will. So heißt es in der Begründung 
des Aussiedleraufhahmegesetzes vom 
30.5.90: „Die gemeinsame Erklärung 
des Bundeskanzlers und des polnischen 
Ministerpräsidenten vom 14. November 
1989 zielt auf Fortschritte bei der Ge­
währung von Minderheitenrechten für 
die Angehörigen der deutschen Volks­
gruppe (und): Auf der Grundlage der 
deutsch-ungarischen gemeinsamen Er­
klärung vom 7. Oktober 1987 wird in 
Ungarn ein »Programm zur Förderung 
der deutschen Nationalität in der Unga­
rischen Republik und zur Förderung der 
deutschen Sprache4 durchgeführt“ Das 
Gesetz selbst legt fest, daß künftig be­
reits vor Verlassen des Herkunftsgebie­
tes der Betreffende beim Bundesverwal­
tungsamt einen Aufnahmebescheid ein­
holen muß, will er Anspruch auf Ein­
gliederungsleistungen als Aus Siedler er­
heben. BVFG und AAG dienen der BRD 
also als unterschiedliche Instrumente für 
das gleiche Ziel. In der Stellungnahme 
des Innenausschuß des Deutschen Bun­

destages zum AAG klingt das folgender­
maßen: „Das politische Ziel, möglichst 
vielen Deutschen eine freie Entfaltung in 
der angestammten Heimat nach ihrer ei­
genen Entscheidung (gemäß Artikel 27 
des Internationalen Paktes über bürgerli­
che und politische Rechte) zu gewährlei­
sten, soll weiterhin verfolgt werden, oh­
ne daß damit deren Recht auf Freizügig­
keit und freie Ausreise (Artikel 12 des 
Internationalen Paktes über bürgerliche 
und politische Rechte) eingeschränkt 
wird. Dazu bedarf es aber auch für die in 
der Heimat lebenden Deutschen der 
Verwirklichung der Grund-, Menschen- 
und Gruppenrechte. Ohne wirkliche 
Fortschritte in dieser Beziehung wird 
das Bestreben nach Aussiedlung unver­
mindert anhalten.“ Die Sorge um „freie 
Entfaltung für alles Deutsche“ geht so­
weit, daß nach wie vor Wirtschaftsson­
derzonen in Verhandlung sind, die als 
Keimzellen des Neokolonialismus Mo­
dell stehen sollen: „Über die Ansied­
lung von Joint Ventures hinaus ist die 
Einrichtung von Wirtschaftssonderzo­
nen eine Möglichkeit, Brückenköpfe für 
die Marktwirtschaft ion Osteuropa zu 
schaffen. Unter den osteuropäischen 
Ländern weisen Bulgarien, Jugosla­
wien, Polen und Ungarn Wirtschafts­
sonderzonen aus. Jetzt forciert auch die 
Sowjetunion derartige Pläne. Es sind 
eine Reihe von Standorten im Gespräch: 
im Osten der Sowjetunion, nordwestlich 
von Leningrad, bei Odessa am Schwar­
zen Meer und in und um Kaliningrad ... 
die Rahmenbedingungen sind noch nicht 
festgelegt. Sie dürften aber im Vergleich 
... hinsichtlich Zolltarifen, Besteue­
rung, Kapital- und Gewinntransfer so­
wie Arbeitsrecht deutlich attraktiver 
ausfallen.“ (Deutsche Bank Special Ost­
europa 2/90). Innenminister Schäuble 
hat zudem angekündigt, im Ministerium 
eine Abteilung Hilfe für Menschen in 
Aussiedlungsgebieten einzurichten. 
Während für deutsche Minderheiten in 
Osteuropa so eigene soziale und politi­
sche Rechtsmaßstäbe entwickelt wer­
den, gelten völlig andere für die Behand­
lung Nichtdeutscher. Welches rück­
sichtslose Elend die Auflagen des IWF 
und der übrigen westlichen Gläubiger 
schaffen und für Recht erklären, ist oben 
dargestellt. Zunehmend differenzierte 
Rechtsgrundsätze entwickelt die BRD 
aber auch beim Zugriff auf die Arbeits­
kräfte Osteuropas.

Saisonarbeit, Rotation — 
Arbeitszwang für Asylbewerber 

Eine wichtige gesetzliche Grundlage für 
den Zugriff auf polnische Arbeitskräfte 
hat sich die BRD im Dezember 1990 
durch das Sozialabkommen mit Polen 
geschaffen. Es löste das Rentenabkom­
men aus dem Jahre 1975 ab. Hatte bisher 
der Anspruch auf hiesiges Sozialrecht 
grundsätzlich auch für alle Deutschen in 
Polen gegolten, so ging es der Bundesre­
gierung jetzt darum, parallel zum AAG 
die Anspruchsgrundlagen im Renten­
recht zu beschneiden und zwischenstaat­
liche Vereinbarungen für die Möglich­
keiten legaler Arbeitsaufnahme von pol­
nischer Staatsbürger in der Bundesrepu­
blik zu schaffen. Laut Arbeitsminister 
Blüm geht es dabei um „erhebliche Er­
weiterung“ der Arbeitsmöglichkeiten 
für Pölen in der BRD: „Dazu gehört die 
Erhöhung der Werksarbeitnehmerkon­
tingente — also der Zahl derjenigen pol­
nischen Arbeitnehmer, die von einer 
polnischen Mutterfirma entsandt wer­
den und vor allem im Baubereich legal 
arbeiten können. Auch Grenzgängern 
soll im Bereich einer 50 km Zone die 
Möglichkeit legaler Arbeitsaufnahme 
eröffnet werden. Schließlich kann jeder 
Pole drei Monate im Jahr als Saisonar­
beiter in der Bundesrepublik bleiben — 
allerdings nur über die Vermittlung der 
Arbeitsämter.“ (FR, 12.12.90) Damit 
kein Arbeiter auf die Idee kommt hierzu­
bleiben, grenzt das Sozialabkommen die 
Rentenanpsrüche, soweit sie nicht hier 
erworben wurden, auf Heimatniveau 
ein. So würde ein Rentner, der aus Polen 
nach Deutschland kommt — egal, ob 
polnischer oder deutscher Nationalität 
— eine Rente von umgerechnet gerade 
80 Mark aus Polen nachgeschickt be­
kommen. Dies Sozialabkommen ist zu­
gleich laut Blüm Vorbild für ähnliche 
Regelungen mit der Sowjetunion, Ru­
mänien, und weiteren. 100000 Polen 
werden denn auch laut Berliner Zeitung 
vom 4.2.91 für dieses Jahr in Deutsch­
land, Belgien und Frankreich ein auf 
drei Monate befristetes Arbeitsverhält­
nis übernehmen, wieviele im Rahmen 

von Werkverträgen etc., ist noch unbe­
kannt. Neben diesen Regelungen, die 
auf Grundlage der im Ausländergesetz 
vogesehenen Rotation das Lohngefüge 
in der BRD — sowieso schon maßlos 
auseinanderdividiert durch die Annek­
tion der DDR — noch weiter auseinan­
derspreizen werden, läuft unter Führung 
des Bayrischen Umweltministeriums 
derzeit auch der erste Anlauf, Asylbe­
werber in Zwangsarbeitsverhältnisse zu 
pressen. Für Arbeiten in der Forstwirt­
schaft (hier Naturschutz genannt), für 
die der Bund Naturschutz z. B. 12 Mark 
die Stunde bezahlt, erhalten Asylbewer­
ber 2,50 DM. Beteiligt an dem Präze­
denzfall waren laut Frankfurter Rund­
schau nur Asylbewerber aus dem Ost­
block. Andere Bundesländer scheinen 
abzuwarten, bis sich erste Kritikwellen 
gelegt haben, um dann ebenfalls in die­
sem Sinne von Asylbewerbern Ge­
brauch zu machen. (FR, 23.2.91)
Weitere Quellen: Bundestagsdrucksache
11/6937, 11/7280, Plenarprotokoll 12/791) 
— (ruo, Bild: af/mz)
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Die erste Barrikade am Kiefernwald der Mohawk bei Oka. Über sechseinhalb Monate dauerte im vergange­
nen Jahr die Auseinandersetzung der Mohawk mit dem kanadischen Staatsapparat um die Anerkennung 
ihrer Souveränität und ihrer eigenen Hoheitsrechte.

Links: Minister John Ciaccia, 
mitte: Ellen Gabriel, eine Ver­
handlungsführerin der Mohawk.
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Nach dem Feuergefecht am 11. Juli. Die Polizei ist zunächst abge­
zogen. Gegen die anschließende Einkesselung verteidigten sich die 
Mohawk bis zum 28. September.

Neues Interesse an alter 
Langhaus-Weltanschauung 
Louis Hall, 72, ist Maler und 
Dichter und ein Mohawk von 
Kahnawake. Vor etwa dreißig 
Jahren ist er vom Katholizismus 
zu der traditionellen Langhaus- 
Weltanschauung zurückgekehrt. 
Er hat viel dazu beigetragen, das 
historische Große Gesetz des 
Friedens zu interpretieren, damit 
seine Leute mehr über ihre ererb­
te Kultur wissen. Er sagt über die 
Rückkehr zum Langhaus:

„Es gab 300 Jahre lang ein 
dunkles Zeitalter für das Große 
Gesetz des Friedens. Zwar wur­
de es freizügig verwendet beim 
Formulieren der Verfassung der 
Vereinigten Staaten, aber unter 
Nicht-Eingeborenen ist es wenig 
bekannt. Selbst bei den Irokesen- 
Nationen ging das Große Gesetz 
des Friedens beinahe verloren 
infolge der Unterdrückung durch 
die Kirche und Regierung der 
Weißen. Die Häuptlinge, die das 
Gesetz lehrten, mußten das 
heimlich tun. Die Weißen haben 
stets versucht, das Gesetz des 
Langhauses zu beseitigen und zu 
ersetzen durch ihr Indianer- 
Gesetz.“

Hall sagt, daß ein jüdischer 
Rechtsanwalt ihm die identitäts­
stiftende Kraft der Religion klar­
gemacht hat. Der sagte: ,Nicht 
alle Juden sind religiös, aber sie 
bekennen sich zu einer gemein­
samen Religion. Sic ist eine ver­
einheitlichende Kraft, und ohne 
sic hätten wir die Verfolgungen 
über die Jahrhunderte hinweg 
nicht überleben können.* Hall 
leuchtete das ein, und er nahm 
mit einem Freund an einigen Ze­
remonien teil: ,Ich war als Ka­
tholik aufgezogen worden, aber 
mir wurde allmählich klar, daß 
das nicht die Art war, wie meine 
Vorfahren den Schöpfer verehr­
ten, also konvertierte ich. Heute, 
1990, wächst die Mitgliedschaft 
im Langhaus kontinuierlich, und 
ich rechne damit, daß nach die­
sem verrückten Sommer noch 
mehr dazukommen.4 44

Stationen der Entwicklung 
11. März bis 26. Sept. 1990
Die erste Barrikade wurde in 
Oka am 11. März errichtet. Die 
Mohawk der Kanesatake-Sied- 
lung hatten keine rechtlichen 
Mittel mehr, um die geschäftli­
che Nutzung des Kiefernwaldes 
zu verhindern. Die Gerichte hat­
ten ihre Anträge abgelehnt und 
Eigentumsrechte der Mohawk 
bestritten. Der Kiefernwald wird 
von den Mohawk von Kanesata- 
ke für Familien- und Freund­
schaftstreffen benutzt; dort liegt 
zugleich ihr Friedhof. Der Ge­
meinderat des Städtchens Oka 
dagegen will das Gelände für die 
Erweiterung des bisher neun 
Löcher umfassenden Golfplatzes 
nutzen, um mehr Publikum aus 
Montreal anzuziehen. Die Mo­
hawk errichten daraufhin eine 
Barrikade über einen Waldweg, 
die Tag und Nacht von bewaffne­
ten Mohawk bewacht wird. Es 
werden keine Bautrupps ge­
schickt, solange die Barrikade 
steht.

Am 30. Juni erwirkt der Ge­
meinderat ein Urteil eines Qu£-

„Dieses Land ist unser Land“ 
Die Mohawk-Revolte in Oka

Darstellung und Besprechung eines kürzlich erschienenen Buches

Der kanadische „Indianersommer“ letztes Jahr hat 
viel Aufmerksamkeit auf sich gezogen: Eine Re­
bellion der Mohawk in der Kleinstadt Oka in 
Quöbec, ausgelöst durch den Plan der Gemeinde, 
Indianerland zwecks Ausbaus eines Golfplatzes zu 
annektieren. Vor kurzem ist in Kanada ein Buch 
über den Konflikt erschienen, und da wenig Aus­
sichten bestehen, daß es ins Deutsche übersetzt 
wird, stellen wir es hier vor: This Land is Our 
Land. The Mohawk Revolt at Oka, von Craig 
MacLaine und Michael S. Baxendale, Fotos von 
Robert Galbraith, erschienen im Verlag Optimum 
Publishing International, Montröal + Toronto, 
1990, ISBN 0-88890-229-8. Das großformatige 
Buch mit 121 Seiten besteht aus einer Chronik der 
Ereignisse, etwa 180 Fotos und anderen Abbildun­
gen sowie zahlreichen Hintergrundinformationen.

becer Oberen Gerichts, die Mo- 
hawk-Aktion sei illegal und zu 
beenden. Die Mohawk akzeptie­
ren das Urteil nicht.

Anfang Juli setzt sich der Que­
becer Minister für Indianerange- 
legcnheiten, John Ciaccia, ge­
genüber dem Bürgermeister von 
Oka dafür ein, die Auseinander­
setzung nicht zu eskalieren. Der 
Bürgermeister ignoriert den Ap­
pell und ersucht die Provinzpoli- 
zci (Sürete du Quebec) um 
Durchsetzung seines Rechts. Die 
Mohawk verstärken unterdes ih­
re Barrikade mit Stacheldraht 
und Sandsäcken. Einige Mo­
hawk sind Mitglieder der para­
militärischen Krieger-Gesell­
schaft (Warrior Society), deren 
Aufgabe es seit jeher ist, die Mo­
hawk zu verteidigen. Die Krie­
ger sind mit Gewehren bewaff­
net; einige haben in der US-Ar- 
mee gedient, manche auch in 
Vietnam. Jedoch sind nicht nur 
Männer präsent, viele Frauen 
und Kinder verbringen den Tag 
und die Nacht dort in der Vertei­
digung ihres Landes.

Kurz vor Sonnenaufgang des 
11. Juli rückt die Polizei an, mit 
Gewehren, Tränengas, kugelsi­
cheren Westen und Gasmasken. 

Der Maler und Dichter Louis Hall von Kahnawake, 72, vor 30 Jahren 
zur Langhaus-Tradition übergetreten. Er gilt heute als wichtiger Inter­
pret der Irokesen-Tradition.

Der obige Fotoband ist im Montage-Verlag Osnabrück erschienen. Die 71-seitige Broschüre mit ganzse< 
gen Fotos und einem kurzen Einführungstext wurde mit Unterstützung des Kurdistan-Komitees euB* 
Preis: 30 DM. Bestellungen an: Montage-Verlag, Wachsbleiche 62, 4500 Osnabrück. ISBN 3-9602667-0*

Die Frauen weigern sich, inner­
halb der von der Polizei diktier­
ten Frist das Gelände zu verlas­
sen. Es rückt noch mehr Polizei 
an, im Kampfanzug, und als ge­
gen neun Uhr morgens die Poli­
zei in das Gebiet vorrückt, wo 
die Frauen und Kinder sich auf­
halten, kommt es zu einem hefti­
gen Schußwechsel, in dessen 
Verlauf ein Polizist durch eine 
Kugel schwer verletzt wird; er 
stirbt wenig später im Kranken­
haus. Als dann auch noch der 
Wind dreht und die Tränengas­
schwaden zurückkommen, zieht 
sich die Polizei fluchtartig zu­
rück.

In Solidarität mit den Mohawk 
der Kanesatake-Siedlung blok- 
kieren die Mohawk des Kahna- 
wake-Reservats die Südspitze 
der Mercier-Brücke, die einer 
der Hauptverkehrswege von den 
Vororten über den St. Lorenz- 
Strom nach Montreal darstellt.

Der Premierminister von Que­
bec, Robert Bourassa, beschließt 
mit dem Innenminister, daß den 
Mohawk nicht nachgegeben 
wird, sondern sie zunächst durch 
Polizeiblockaden isoliert wer­
den. Der weitere Ablauf ist 
dadurch gekennzeichnet, daß

Als Anhang ist die historische Irokesen-Verfas- 
sung „Großes Gesetz des Friedens“ dokumentiert. 
Der Chroniktext wurde fortlaufend während der 
Ereignisse verfaßt; die Autoren sind Journalisten, 
die den Bestrebungen der Mohawk aufgeschlossen 
gegenüberstehen. Es wird der unmittelbare Ablauf 
vor Ort dargestellt, soweit den Verfassern bekannt, 
und in gewissem Maß auch die Schritte der kanadi­
schen Regierungsebenen, die in den Konflikt ver­
wickelt waren. Der Schwerpunkt liegt aber auf 
dem Augenzeugenbericht; man lernt einige der 
Teilnehmer kennen. Die Fotos, aus 4000 Schnapp­
schüssen ausgewählt, meist in Schwarzweiß ge­
druckt, einige in Farbe, haben ihr Schwergewicht 
in der Dokumentation der Aktionen sowie in Por­
träts; das tägliche Leben der Mohawk in Oka 
kommt kaum in den Blick. — (mif)

lange um Verhandlungsbcdin- 
gungen gerungen wird, daß die 
Verhandlungen schließlich statt­
finden, daß die kanadische Seite 
aber außer in puncto Übergabe 
des Kiefernwaldes an die 
Mohawk nicht mit sich reden 
läßt. Die Polizeikräfte werden ab 
14. August durch Armee-Einhei­
ten ersetzt — zusammen 3300 
Mann —, die mit schweren Waf­
fen — u.a. Leopard-Panzern — 
die Mohawk bedrohen und um­
zingeln. Die Bundesregierung 
beauftragt einen Quebecer Rich­
ter, Alan Gold, mit Vermitt­
lungsgesprächen. Die Gespräche 
werden Ende August mehrfach 
von Quebecer Seite untergebro­
chen; in Erwartung des Armee­
angriffs flüchten viele Mohawk 
von Oka.

Am 1. September räumt die 
Armee die Barrikaden, geduldet 
von den Mohawk. Eine Gruppe 
von Kriegern verbarrikadiert 
sich in einem Behandlungszen­
trum, zusammen mit ihren Fami­
lien und einigen Journalisten. Es 
wird weiter verhandelt. Erst am 
26. September verlassen sie das 
Gebäude; sie werden von den 
Soldaten festgenommen. Sie ha­
ben keine Zusicherungen hin­

sichtlich der anlaufenden Ge­
richtsverfahren durchsetzen 
können.
Forderungen der Mohawk
Für die Beurteilung sind die For­
derungen wichtig, die von den 
Mohawk erhoben wurden, auch 
unabhängig davon, ob sie durch­
setzbar waren.
— Der Ausgangspunkt war der 
Anspruch auf das traditionell 
von den Mohawk genutzte Land.
— Nach dem Rolizeiüberfall 
vom 12.7. wurde die Forderung 
nach Abzug der Sürete du Que­
bec aus der Region Oka erhoben.
— Hinsichtlich des Schußwech­
sels und der Frage, wer die Ku­
gel auf den Polizisten abfeuerte, 
forderten die Mohawk Amnestie 
mit der Begründung, daß es sich 
um einen bewaffneten Konflikt 
zwischen zwei Nationen handel­
te, der von den Weißen begon­
nen wurde. An den Ermittlungen 
über den Todesfall beteiligten 
sich die Mohawk.
— Es wurde die Forderung nach 
Teilnahme der Bundesregierung 
an den Verhandlungen erhoben.
— Bei Verhandlungen über den 
Abbau der Barrikade forderten 
die Mohawk u.a. die Anerken­
nung als freie, souveräne und 
gleichberechtigte Nation, den 
Besitztitel für das umstrittene 
Land und die Anrufung des In­
ternationalen Gerichtshofs von 
Den Haag für die Regelung wei­
terer Streitigkeiten.
— Eine Versammlung von 
Häuptlingen forderte die Unter­
suchung der Vorwürfe der Mo­
hawk gegen die Quebecer Polizei 
durch die Vereinten Nationen.
— Die Mohawk forderten die 
Teilnahme von internationalen 
Beobachtern.
— Am 26. Juli verklagten die 
Mohawk von Kanesatake die Sü- 
rete du Quebec wegen Einkom­
mensverlusten durch die Polizei­
blockade und beantragten Ent­
schädigung und die Entfernung 
der Blockade.
— Am 28. Juli forderten die in 
Kanesatakc Eingeschlossenen 
die unbehinderte Lieferung von 
Nahrung, Wasser, Kleidung, 
Bettzeug und Medikamenten und 
den freien Zugang für Geistli­

che, Clan-Mütter, Berater und 
Anwälte ihrer Wahl.
— Im August wurde die Forde­
rung erhoben und dann fallenge 
lassen, auch Beschwerden der 
Mohawk auf dem Reservat Ak- 
wesasne, das teilweise in den 
Vereinigten Staaten liegt, zu er­
örtern.
— Es wurde erneut gefordert, 
daß der Premierminister an den 
Verhandlungen teilnimmt.
— Entsprechend der Mohawk- 
Tradition wurde darauf bestan­
den, daß Verhandlungen nur bei 
Tageslicht möglich sind.
— Bei den Verhandlungen am 
21. August wurde gefordert, daß 
die Behörden der Schaffung ei­
ner vereinten Mohawk-Nation 
mit dem Namen Kanienkahaka 
zustimmen, die aus den sechs 
Mohawk-Siedlungen in Quebec. 
Ontario und New York bestehen 
soll. Mit diesem Staat wären alle 
Streitigkeiten um Land und Sou­
veränität zu erörtern.
— Ferner sollten die Behörden 
von Quebec Verfolgungen in 
Verbindung mit der Bingo-Halle 
in Kahnawake einstellen. (Dort 
sind die Gewinnaussichten fünf­
mal so hoch wie nach dem Gesetz 
von Quebec erlaubt ist, weshalb 
viele Weiße dorthin kommen.)
— Als Bedingung für eine Kapi­
tulation forderten die Mohawk 
Garantien, daß sie nicht der Ra­
che der Sürete du Quebec ausge 
liefert werden.
— Mitte September erklärte der 
Sprecher der Sechs-Nationen­
irokesen-Konföderation, daß ein 
Friedensabkommen eine Festle­
gung für künftige Verhandlun 
gen über eine irgendwie geartete 
Form der Souveränität der Mo­
hawk enthalten müsse.
— Die letzte Forderung der ein­
geschlossenen Mohawk war die 
Benennung eines Sonderbeauf­
tragten für die Strafverfolgung 
durch Quöbec. der für beide Sei 
ten akzeptabel wäre.

Zusammenfässend ist dem 
nach festzustellen, daß der Kern­
punkt der Auseinandersetzung 
der Anspruch der Mohawk auf 
Souveränität, auf Anerkennung 
eigener Hoheitsrechte war. die 
der kanadische Staat verweigert
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Gesammelte Beitrage aus der Diskussion der Linken

Pär die Beilage werden Beiträge aus dem Widerstand gegen den Imperialismus und die Herrschaft des 
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Kritik an der bürgerlichen Gesellschaft über die Grenzen der einzelnen Organisationen und Arbeitszu- 
v^Ttjnenhänge hinaus zugänglich zu machen und zur wissenschaftlichen Klärung beizutragen. Die Bei- 
lage will damit auch die Zusammenarbeit erleichtern.
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Gesichtspunkte zur antifaschistischen Diskussion

Die BRD darf keine kriegsführende Macht werden!
Vorbemerkung: Der nachstehende Diskussionsbeitrag wurde für eine Sitzung des 
Zentralen Roten Tisches am 12./13.1.91 verfaßt. Er war auch Diskussions­
gegenstand des Kongresses der Volksfront am 2./3.3.91 in Köln. Der Beitrag 
wurde von der Autorin im ersten Teil (Der Grundkonsens „Nie wieder Krieg“ ist in 
Gefahr) aus Aktuaiitätsgründen neu formuliert.

Der Grundkonsens „Nie wieder 
Krieg“ ist in Gefahr

Der Golfkrieg hat Hunderttausenden das 
Leben gekostet, der Zivilbevölkerung 
wurde durch die Bombardements und 
die Zerstörung lebenswichtiger Exi­
stenzgrundlagen wie der Energie- und 
Wasserversorgung die Hauptlast des 
Krieges aufgebürdet, der Irak zerstört. 
Die ökologischen Folgen sind noch nicht 
einmal annähernd abschätzbar. Mit der 
angeblichen Verteidigung des Völker­
rechts legitimiert, ist der Krieg gegen 
den Irak als Vernichtungskrieg in bisher 
nicht gekanntem Ausmaß geführt wor­
den. Das Völkerrecht wurde durch die 
kriegführenden Parteien dutzendfach 
gebrochen, und was die USA anbelangt, 
ohne jegliche internationale Kritik. 
Nicht etwa die UNO hat den Krieg ge­
rührt. sondern die USA haben die UNO 
instrumentalisieren können, ihren Krieg 
unter ihrem Kommando für ihre Interes­
sen als UNO-, als Menschheitsmission 
ausgeben können. Was von fortschritt­
lichen Bestimmungen im Völkerrecht 
gehalten werden kann, inwieweit die 
Interessen der Länder der Dritten Welt 
in der UNO überhaupt noch vertretbar 
sein werden bzw. ob die UNO zu einem 
Legitimierungshaufen für die Politik der 
imperialistischen Großmächte verkom­
men wird, wird sich noch herausstellen 
müssen.

Eine „neue Weitordnung“ droht, die 
darauf basiert, daß die kriegerische 
Durchsetzung der Interessen der impe­
rialistischen Großmächte als Mittel der 
Fblitik und als akute Drohung zur Er­
zwingung des Wohlverhaitens des Re­
stes der Welt legitimiert sein soll. Kein 
einziges Problem im Nahen Osten ist ge­
löst, sondern eher noch verschärft: Die 
völkerrechtswidrige Lage des palästi­
nensischen Volkes in den durch Israel 
besetzten Gebieten, die Lage der Kur­
den, die in der Türkei durch das Özal- 
Regime unterdrückt und ermordet und 
denen ein eigener Staat ebenfalls vorent­
halten wird.

Die Bundesrepublik ist — lange vor­
bereitet, nach dem Golfkrieg jetzt die 
Gunst der Stunde nutzend — nach der 
Einverleibung der DDR dabei, die zwei­
te Etappe hin zur führenden Weltmacht 
zu nehmen: Sie will — auch unabhängig 
von der NATO — kriegsfähig werden. 
Die Bundesregierung hat die BRD be­
reits durch die Zahlung der Kriegsmil- 
tiarden und den NATO-Einsatz von 
öundeswehrtnippen zur Kriegspartei 
gemacht. Sie greift jetzt der geplanten 
Grundgesetzänderung bereits vor, in­
dem ein deutscher Minenabwehrver- 
oand am Golf, der immer noch Kriegs­
gebiet ist. weil noch kein Frieden abge- 
chlossen wurde, eingesetzt wird. Sie 
beteiligt sich an der geplanten „schnel- 
iea Eingreiftruppe“ der NATO. Die ent- 
orechende Grundgesetzänderung, die 

die BRD wieder zur eigenständig An­
griffskriege führen könnenden militäri­
schen Bedrohung für andere Völker ma­
chensoll. soll noch im Sommer durchge- 
ceitscfat werden. Laut wird über die

Schaffung einer Berufsarmee nachge­
dacht, die, wie in den USA, abgesondert 
von der Gesellschaft gehalten werden 
und aus Soldaten bestehen soll, für die 
Kriegführen den Lebensunterhalt und 
erfolgreich Töten die Karriere sichern 
soll.

Zur Schaffung der inneren Kriegsfa- 
higkeit der BRD, zur Mobilisierung ei­
ner zur Kriegsführung bereiten und blut­
rünstigen öffentlichen Meinung haben 
die Bundesregierung und das konserva­
tive Lager in den letzten Monaten eine 
beispiellose Kampagne losgetreten. Die 
Friedensdemonstrationen wurden des 
Antisemitismus und Antiamerikanismus 
bezichtigt, pazifistische und defaitisti- 
sche Auffassungen moralisch niederge­
macht und diskreditiert, der Widerstand 
gegen den Krieg kriminalisiert. Kriegs­
dienstverweigerer wurden öffentlich als 
Drückeberger und Feiglinge herunterge­
macht. Durch die Gleichsetzerei Hus­
sein — Hitler wird nicht nur der Faschis­
mus bagatellisiert, sondern auch antifa­
schistische und pazifistische Kräfte des 
mangelnden Widerstandes gegen den 
„Husseinfoschismus“ bezichtigt und ih­
nen damit praktisch die Schuld am Golf­
krieg zugeschoben.

Trotz der starken Friedensdemonstra­
tionen und der sehr breiten Beteiligung 
daran (viele Christen, Gewerkschaften, 
Sozialdemokraten waren an den Ak­
tionsbündnissen beteiligt) steht der Wi­
derstand gegen den Kriegskurs der BRD 
und eine neue imperialistische Welt­
ordnung vor großen Problemen. Zum 
einen haben sich erhebliche Teile der zu 
„linken Meinungsmachern“ zählenden 
Intellektuellen unter dem massiven 
Druck der reaktionären militaristischen 
Kampagne zu Kriegspropagandisten 
entwickelt (siehe Äußerungen von En­
zensberger, Biermann, Wallraff, Legge- 
wie. Brumlik u.a. oder die Diskussion in 
der „taz“ und „Konkret“). Sie sind sich 
nicht zu schade, antiimperialistische, 
antifaschistische, pazifistische Kräfte 
öffentlich zu attackieren, mundtot und 
auch politisch tot schießen zu wollen. Es 
ist durchaus ein größeres Problem für 
die Entwicklung des Widerstandes ge­
gen den Kriegskurs der BRD, wenn sich 
große Teile der „linken Intelligenz“ zu 
Kriegstreibern entwickeln können.

Innerhalb der Sozialdemokratie ist es 
absolut nicht ausgemacht, ob sie einer 
Grundgesetzänderung die Zustimmung 
verweigern werden. Immerhin war die 
SPD einmal eine ausgemachte Anti­
kriegspartei im Nachkriegs-Deutsch- 
land. Eine Zustimmung der SPD zu ei­
ner Grundgesetzänderung, die das Ver­
bot von Angriffskriegen unter welchem 
Vorwand auch aufheben würde, wäre 
für die Reaktion ein erheblicher Fort­
schritt in puncto Führbarkeit neuer deut­
scher Eroberungskriege, die vor dem 
Hintergrund der Ostexpansion ja eine 
recht greifbare Option darstellen.

Innerhalb der Friedensbündnisse fällt 
nach Einstellung der Kampfhandlungen 
am Golf teilweise ein regelrechter Wi­
derstand auf, sich mit der drohenden

Grundgesetzänderung und der Entwick­
lung in der BRD auseinanderzusetzen. 
Es war auch schon vorher eher nicht po­
pulär, sich mit der Rolle der BRD im 
Golfkrieg auseinandersetzen zu wollen. 
Teilweise hängt dies vermutlich mit der 
Tradition der alten Friedensbewegung 
zusammen, hauptsächlich mit Ängsten 
vor Waffen und Kriegen zu operieren 
und insbesondere die kritische Befas­
sung mit dem imperialistischen Charak­
ter der BRD und ihrer agressiven politi­
schen Ziele zu vermeiden. Es spielen 
aber auch autonome Positionen eine Rol­
le, wie auch schon bei der Forderung 
nach einem Verbot faschistischer Orga­
nisationen, daß Auseinandersetzungen

um demokratische Rechte als systembe­
schönigende Forderungen an den bür­
gerlichen Staatsapparat politisch für 
falsch erklärt wurden.

Ebenfalls gab und gibt es in den Ak­
tionsbündnissen teilweise Probleme, an­
tiimperialistische, internationalistische 
Ansätze zugunsten eines nur mehr pazi­
fistischen Ansatzes opfern zu wollen. 
Das Problem der imperialistischen 
Kriegsziele und die Organisation der So­
lidarität mit den Betroffenen — das palä­
stinensische, arabische und kurdische 
Volk im Falle des Golfkrieges — fällt 
dabei heraus.

Es ist ureigenste Aufgabe antifaschi­
stischer Politik, für den Grundsatz, daß

von deutschem Boden nie wieder Krieg 
ausgehen soll, einzutreten. Die antifa­
schistischen Organisationen müssen 
nach ihren Kräften zur Entwicklung des 
Widerstandes beitragen. Gerade aus an­
tifaschistischem Selbstverständnis ha­
ben wir einige Gesichtspunkte in die 
Diskussion einzubringen und gleichzei­
tig Grund, die Entwicklung antifaschi­
stischer Kritik hierbei zu verbessern. 
Eine Schwäche bei uns, aber auch bei 
anderen antifaschistischen Organisatio­
nen, ist eine offensichtlich ungenügende 
Verbindung des Zusammenhanges zwi­
schen dem Kampf gegen Reaktion und 
Faschisierung im Inneren mit antifaschi- 
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DFG/VK: Die SPD kennt die BRD-Kriegspläne. 
Warum mobilisiert sie nicht die Öffentlichkeit?

Gespräch zwischen Anne Frohnweiler, 
Sprecherin der DKP, und Tilmann Kis- 
senkoetter, Landes Sprecher der DFG- 
VK Hessen und tätig in der Aus- und 
Weiterbildung für Pflegeberufe.*
Anne: Die DKP fordert in ihrem Pro­
gramm von 1978 „die Überführung ent­
scheidender Schlüsselzweige der Wirt­
schaft aus dem Eigentum des Monopol­
kapitals in demokratisch kontrolliertes 
öffentliches Eigentum auf der Grundla­
ge der Artikel 14 und 15 des Grundge­
setzes sowie der entsprechenden Bestim­
mungen der Landesverfassungen. Für 
vorrangig erachtet die DKP die Ver­
staatlichung und demokratische Kon­
trolle der Großbanken und Versiche­
rungskonzerne, der Energie-/Stahl kon- 
zerne, der Atom- und Rüstungsindu­
strie“. Wie hat sich im Rahmen Eurer 
Aktionen die Diskussion um die Eigen­
tumsfrage entwickelt, d.h. genügt es, 
Rüstungsprofite abzuschöpfen, Rü­
stungsexporte zu kontrollieren, ohne 
von Rüstungs- auf Friedensproduktion 
umzustellen ?

Tilmann: Die Forderung nach Ver­
staatlichung von Schlüsselindustrien, 
konkret auch von Rüstungsindustrie 
steht in vielen Parteiprogrammen und 
auch bei den Gewerkschaften. Auch die 
DFG-VK vertritt derartige Forderungen 
programmatisch.

In der jüngsten Vergangenheit hat es 
ein Wiederbesinnen gegeben, diese Be­
schlüsse auch mit Inhalten zu füllen, 
Diskussionen darüber zu führen — aber 
wir stehen noch sehr am Anfang.

Aktionen vor Rüstungsbetrieben hat 
es schon in den vergangenen Jahren ge­
geben. Wir als Kriegsgegner sollten uns 
heute nur klar darüber sein, daß die For­
derung nach Abschöpfung von Rü­
stungsgewinnen bzw. die Umstellung 
von Rüstungs- auf zivile Produktion si­
cherlich immer auch verbunden ist mit 
dem Ziel der momentanen Eigentümer, 
Gewinne zu erzielen und-über die Pro­
duktionsmittel zu bestimmen. Unabhän­
gig von der Eigentumsfrage muß es auf 
jeden Fall ein bedingungsloses Verbot 
von Rüstungsexport und -produktion 
geben.

Ich persönlich möchte davor warnen, 
das Grundgesetz als die Grundlage für

derartige Diskussionen in diesen Zu­
sammenhängen zu nutzen — wenn es 
wirklich gewollt gewesen wäre, dann 
wäre ja solche Industrie schon längst auf 
der Grundlage des seit 1949 gültigen 
Grundgesetzes in gesellschaftliches Ei­
gentum überführt worden.

Anne: Die SPD hat, wie bekannt, an­
gekündigt, im Fall der Fälle — im Bünd­
nisfall — das Verfassungsgericht in 
Karlsruhe anzurufen. Zugleich existie­
ren seit langem Gesetze wie das Kata­
strophenschutzergänzungsgesetz , das 
Arbeitssicherstellungsgesetz und das 
Wartime-Host Nation Support Abkom­
men zwischen dem US- und dem BRD- 
Staat als Grundlage für innere Militari­
sierung und zivile Kriegsdienstvorberei­
tungen.

Kannst Du uns was dazu sagen, wie 
diese Vorbereitungen laufen? Und wie 
steht es um die Verfassungsmäßigkeit 
von derlei Gesetzen?

Tilmann: Die BRD ist doch schon 
längst im Krieg beteiligt. Artikel 80 a 
Abs. 3 des Grundgesetzes gilt. Eine Kla­
ge vor dem Bundesverfassungsgericht 
würde doch, wie schon in vergangenen 
Urteilen zu erkennen, lediglich zu einer 
politischen Rechtsprechung führen, die 
gegebenenfalls auch die Legitimation 
für die Kohl-Regierung darstellt. So eine 
Klage hätte doch nur einen Sinn, wenn 
sie mit einem entsprechenden öffentli­
chen Druck verbunden wäre oder wür­
de. Ich habe auch überhaupt kein Ver­
ständnis dafür, worauf die SPD bzw. ih­
re Funktionärinnen noch warten wollen, 
um aktiv zu werden und beispielsweise 
auch Bündnispartner für eine Klage zu 
bekommen. Denn derartige Maßnahmen 
hätten ja spätestens mit der Verlegung 
der Alpha-Jets in die Türkei begonnen 
werden müssen. Die SPD weiß von der 
militärischen Planung ja schon sehr viel 
länger und hat ja teilweise — auch in Re­
gierungsverantwortung — selbst daran 
mitgewirkt, wenn man sich nur mal die 
Notstandsgesetze und anderes anschaut. 
Die konkreten Auswirkungen von inne­
rer Militarisierung sind vielfältig. Weil 
das Arbeitssicherstellungsgesetz ange­
sprochen worden ist: Darin ist geregelt, 
daß alle Menschen, Frauen wie Männer, 
zwischen dem 18. und 55. Lebensjahr

bzw. sogar 65. Lebensjahr zu Arbeits­
dienstpflichten herangezogen werden 
können. Möglicherweise trifft es die Re­
servisten des Wehr- und Zivildienstes 
noch besonders, da sie zu unbegrenzten 
Diensten verpflichtet werden können 
(Wehr- und Zivildienstgesetz). Zustän­
dig für die Arbeitssicherstellung ist übri­
gens das örtliche Arbeitsamt, insofern 
besteht für jeden Bürger und jede Bürge­
rin dem Arbeitsamt gegenüber diese 
mögliche Verpflichtung zu verweigern, 
konkret dem Arbeitsamt mitzuteilen, 
daß „ich persönlich eben nicht zur Ver­
fügung stehe“, wenn ein Verpflich­
tungsbescheid per Post zugestellt wird.

Und alle Männer können die Wehr­
und Zivildienstüberwachung verwei­
gern und dies dem Einwohnermeldeamt 
einfach mitteilen.

Anne: Inwieweit spielt diese Verfas­
sungsfrage bei der Ärgumentation von 
Kriegsdienstverweigerung eine Rolle?

Tilmann: Sicherlich wäre es ein ge­
wagtes Unterfangen, die Verfassungs­
mäßigkeit der Notstandsgesetze und der 
oben genannten Gesetze überprüfen zu 
lassen. Insofern spielen derartige Über­
legungen gar keine Rolle bei Kriegs- 
dienstverweigerlnnen.

Männer, Jugendliche wie Alte, haben 
die Möglichkeit, nach Artikel 4 Abs. 3 
des Grundgesetzes den Kriegsdienst mit 
der Waffe zu verweigern. Dies ge­
schieht gegenüber dem zuständigen 
Kreiswehrersatzamt und ist von jedem 
Mann jederzeit möglich. Wer hierüber 
nähere Informationen haben möchte, 
soll sich an die Beratungsstellen der 
Deutschen Friedensgesellschaft-Ver­
einigte Kriegsdienstgegnerinnen (DFG- 
VK) wenden. Die Verweigerung aller 
Kriegsdienste ist nirgendwo, in keiner 
Verfassung, in keinem Gesetz geregelt. 
Dennoch gibt es Menschen, die immer 
wieder, immer noch eben diese Verwei­
gerung von Kriegsdiensten — gleich 
welcher Art ausdrücken, sich dafür ein­
setzen — sich „erklären“ — und sich mit 
anderen zusammentun, um ihre grund­
sätzliche Haltung gegen den Krieg, ihre 
Verweigerung von Kriegsdiensten ge­
meinsam öffentlich zu machen.
Anne: Tilmann, ich danke Dir für dieses 
Gespräch.
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stischcr Politik gegen Imperialismus und 
Kolonialismus besser zu begründen, 
auch programmatisch. Um Politik gegen 
eine neue imperialistische, kriegsfahige 
Weltmacht BRD entwickeln zu können, 
müssen wir mit antiimperialistischer 
Kritik aus antifaschistischer Sicht aber 
Fortschritte machen.

Gegen Ost-Kolonisierung 
gegen weitere Ostexpansion 

Offensichtlicher Schwerpunkt faschisti­
scher Politik ist die Fortsetzung der Ost­
expansion vor allem gegenüber Polen, 
aber auch der UdSSR und CSFR. Die 
Fortsetzung der Ostexpansion ist aber 
auch gleichzeitig Bestandteil der Regie­
rungspolitik, ebenso wie Nationalismus 
und ,,Deutschtum“, die längst nicht 
mehr nur Thema der Faschisten sind. 
Gekoppelt ist dies mit der Propagierung 
einer Volksgemeinschaft aller Deut­
schen, für die besondere Rechte gelten 
und denen ein gewisser Wohlstand auf 
Kosten anderer vorbehalten bleibt.

Es scheint kein Widerspruch zu sein, 
„fallende und nicht mehr trennende 
Grenzen“ in einem „gemeinsamen Haus 
Europa“ zu beschwören und in einem 
Atemzug damit „deutsche Volksgrup­
penrechte“ und „autonome deutsche 
Regionen“ zu propagieren. Hier droht 
eine völkische Neudefinition von Grenz­
gültigkeiten, wonach staatliche Grenzen 
keine Gültigkeit mehr haben, wenn sie 
„das deutsche Volk“ daran hindern, 
„zusammenwachsen“ zu lassen, „was 
zusammengehört“. Insbesondere die fa­
schistischen Organisationen zusammen 
mit den „Vertriebenenverbänden“ sind 
es, die gegenwärtig in bisher noch nicht 
völlig zu überschauendem Maß Wühlar­
beit zur Aufputschung von „deutschen 
Vereinigungen“ in Polen, der UdSSR 
und CSFR betreiben und in ihren Publi­
kationen propagieren. Sie stehen damit 
keineswegs im Widerspruch zur offiziel­
len Politik, können sich sogar darauf be­
rufen, siehe die deutsch-polnischen Ver­
tragsverhandlungen, Zugeständnisse 
der UdSSR im deutsch-sowjetischen 
Vertrag, Aktivitäten der Deutschen 
Bank in Kaliningrad.

Wir halten es für erforderlich, hier ei­
nen Überblick über die entstandene Lage 
und die sich daraus ergebenden Proble­
me und Möglichkeiten zu schaffen. Die 
Verträge (2+4-Vertrag, deutsch-sowje­
tischer Vertrag, deutsch-polnischer 
Vertrag) müssen untersucht werden. 
Was konnte die BRD an deutschen An­
sprüchen durchsetzen? Inwiefern bieten 
die Verträge Schranken, auf die sich an­
tifaschistische Politik gegen Revanchis­
mus stützen könnte? Liefern die Verträ­
ge Anhaltspunkte für einen Widerspruch 
zum Deutschtumsartikel 116 Grundge­
setz? Ist eine Weiterführung einer An­
schlußpolitik, wie sie gegenüber der 
DDR durch Art. 23 GG praktiziert wur­
de, durch die Verträge eindeutig ver­
baut?

Gegen die faschistische und regie- 
rungsoffizielle Politik sollten wir uns 
bemühen, öffentliche Kritik an den For­
derungen und Aktivitäten der Revanchi­
sten und Faschisten zu entwickeln, die 
Streichung des Art. 116 GG, die Strei­
chung finanzieller Unterstützung der 
Revanchistenverbände zu fördern und 
Kampagnen zur Aufkündigung von Pa­
tenschaften für revanchistische Verbän­
de und gegen die Unterstützung von 
Veranstaltungen und Treffen von Re­
vanchistenverbänden zu entwickeln.

Befassen müssen wir uns auch mit 
dem Kolonisierungsvorgang in den bis­
herigen DDR-Ländern. Der vollzogene 
Anschluß bedeutet schließlich erst den 
völligen Auftakt zur Zerschlagung aller 
Ergebnisse der DDR-Wirtschaft und 
-Gesellschaft. Eine kritische Befassung 
ist dringend vonnöten. Hier nur einige 
Punkte: Welcher ökonomischen, sozial­
politischen und arbeitsrechtlichen Me­
thoden bedienen sich die westdeutschen 
Konzerne, um die DDR-Wirtschaft und 
bisherige soziale Standards endgültig zu 
eliminieren? Auswirkungen auf die 
Kommunal- und Sozialpolitik? Zer­
schlagung antifaschistischer Errungen­
schaften. Sind die Bodenreform und die 
Enteignung der Kriegsverbrecher wirk­
lich gesichert oder gibt es hier Aushebe- 
lungsversuche? Säuberungswelle im öf­

fentlichen Dienst, „Stasi“-Diskussion, 
Verbotsdrohungen und Verfolgungs­
maßnahmen gegenüber PDS und DKP.

Wir sehen in der Kritik an Revanchis­
mus, Nationalismus und deutscher 
Volksgemeinschaft einen Aufgaben­
schwerpunkt für antifaschistische Poli­
tik. Widerstand gegen den Pärtcibil- 
dungsprozeß der faschistischen Kräfte, 
der nach wie vor — auch nach den Bun­
destagswahlergebnissen — nicht aus der 
Welt ist und noch nicht mal eine vernich­
tende Niederlage erhalten hat, kann nur 
entwickelt werden, wenn man ihre Pro­
pagandaschwerpunkte bekämpft.
Gleichzeitig hat sich die Aufgabenstel­
lung für antifaschistische Politik durch 
die Übernahme dieser Themen durch die 
etablierten Parteien verändert: Wir müs­
sen ebenso die revanchistische, nationa­
listische, deutschtümelnde Politik der 
Regierung und Parteien bekämpfen.

Bisher war die deutliche Befassung 
mit antirevanchistischen Themen und 
Entwicklung entsprechender Politik in 
antifaschistischen Zusammenhängen 
nicht unbedingt unumstritten oder gar 
beliebt. Das hängt sicherlich damit zu­
sammen, daß gerade der westdeutsche 
Imperialismus und damit eben nicht nur 
offen faschistische Kräfte, sondern auch 
wesentliche Teile der Konservativen 
und der Konzerne eine Ausdehnung der 
Machtsphäre der BRD in der Wiederher­
stellung großdeutscher Ansprüche, also 
Revanchismus und Ostexpansion, be­
trieben haben und weiter betreiben wer­
den. Die Entwicklung antifaschistischer 
Kritik an Revanchismus greift deshalb 
immer schon nicht nur die Faschisten, 
sondern auch den ganz „normalen“ 
westdeutschen Imperialismus an. Wir 
meinen, im Rahmen einer antifaschisti­
schen Programmdebatte müßte deshalb 
auch eine Rolle spielen, ob nicht bisher 
eine programmatische Schwäche in ei­
ner mangelnden programmatischen Ver­
bindung und damit ein Mangel an antifa­
schistisch begründeter Kritik an Impe­
rialismus und Kolonialismus vorlag und 
verbessert werden müßte.

Widerstand gegen rassistische 
Ausländer- und Flüchtlingspolitik 
Die Kehrseite der Etablierung einer 
Blutsgemeinschaft, in der den Deut­
schen politische Rechte und Privilegien 
vorbehalten werden, ist die Ausgren­
zung aller Nicht-Deutschen, Entrech­
tung, Entmündigung, Deklassierung 
und Verelendung. Ein Problem der Er­
gebnisse der Bundestagswahl ist, daß die 
Wähler der Regierungsparteien offen­
sichtlich zu großen Teilen akzeptieren, 
daß Wohlstand für Deutsche auf Kosten 
anderer gehen und daß dies auch mit 
steigender staatlicher Brutalität durch­
gesetzt werden soll.

Wir sind mit der Gültigkeit des neuen 
rassistischen Ausländergesetzes kon­
frontiert, das die Entwicklung von poli­
tischem Widerstand gegen die Abschie­
bung von Flüchtlingen auf kommunaler 
und auch auf Landesebene enorm er­
schwert. Wir sind mit dem Urteil zum 
Ausländerwahlrecht konfrontiert, das 
selbst Minimal-Ansätze zum Ausländer­
wahlrecht negiert. Regierung und Be­
hörden auf allen Ebenen schüren die 
Widersprüche, indem sie Flüchtlinge in 
Ghettos einpferchen, die zum einen die 
Kommunen überfordern und zum ande­
ren solches soziale Elend in den Ghettos 
zur Folge haben und durch Schikanen 
wie die Auszahlung von Sozialhilfe nur 
in Form von Sachleistungen in den La­
gern bewußt weiter provozieren, daß 
sich tausenderlei Vorwände zu Pogrom­
hetzen gegenüber „den deutschen Nach­
barn“ finden lassen. Faschistische Mili­
tanz, Bandenbildung und offener rassi­
stischer Terror werden geradezu geför­
dert und nehmen auch in erschrecken­
dem Ausmaß zu.

Innerhalb der SPD nehmen die Kräfte 
zu, die das Asylrecht zur Disposition 
stellen und arbeitsteilig mit den Konser­
vativen und Liberalen die weitere Ent­
rechtung, soziale Deklassierung und 
Ausweisung von Flüchtlingen betrei­
ben, wie der Beschluß der NRW-Lan­
desregierung zur Ausweisung der Roma 
und Sinti zeigt. Gleichzeitig nimmt die 
Propaganda einer „Asylantenflut“, die

über Deutschland hinwegschwemmen 
wird, zu. Dabei wird unterschlagen, daß 
Flüchtlingsbewegungen direkt durch die 
Politik der BRD mobilisiert werden: 
Durch die imperialistische Ausbeutung 
und Unterdrückung in den Ländernder 
Dritten Weit, durch die massive Einmi­
schung in den östlichen Ländern mit 
dem Ziel der politischen Destabilisie­
rung. Gerade in diesen Ländern wird 
bewußt Politik damit gemacht, nut der 
Mobilisierung von Fluchtbewegungen 
menschliches Manövriermaterial für po­
litische Erpressungen von Regierungen 
zu haben, wie es mit der DDR bereits 
einmal erfolgreich praktiziert wurde.

Elementarer Grundsatz antifaschisti­
scher Politik ist die Forderung nach 
Gleichheit aller Menschen, unabhängig 
von Nation. Rasse. Religion. Ge­
schlecht. Wir kommen wahrscheinlich 
im Kampf gegen Rassismus und Auslän­
derfeindlichkeit nur weiter, wenn wir 
der bürgerlichen Propaganda, die jeden 
Flüchtling als Parasiten am deutschen 
Volk auffaßt, mehr als bisher entgegen­
setzen, daß es gerade die konkrete impe­
rialistische Politik der BRD ist. die Zu­
stände zu verantworten hat. die den 
Menschen ein Leben in ihren Heimatlän­
dern unmöglich macht und sie zur Flucht 
zwingt. Insbesondere örtlich, aber auch 
auf Landesebene sehen wir eine wesent­
liche Aufgabe im Kampf gegen die men­
schenunwürdige Ghettoisierung von 
Flüchtlingen, gegen die unmenschliche 
Methode, die Flüchtlinge einem derarti­
gen Ausmaß von Elend und Entwürdi­
gung auszusetzen, daß dies „ab­
schreckend“ auf weitere Flüchtlinge 
wirken soll. Wir sollten uns insbesonde­
re für dezentrale Lösungen bei der Un­
terbringung von Flüchtlingen einsetzen 
und von Land und Kommunen eine an­
gemessene soziale Behandlung von 
Flüchtlingen entsprechend der Regelun­
gen der Sozialhilfe für Deutsche for­
dern. Eine wesentliche Aufgabe wird 
weiter sein, die Forderung nach Wahl­
recht für Ausländer in der statt findenden 
Verfassungsdiskussion zu stellen.

ads, Volksfront

Wird Ratlosigkeit zum Prinzip? 
Antifa-Bewegung braucht neue Anstöße gegen Rechts

Freude über den Niedergang von Schön­
hubers Truppe wollte in unseren Kreisen 
im Lauf des letzten Jahres nicht so rich­
tig aufkommen, und das hat durchaus 
seine Berechtigung. Aber es war nicht, 
wie manche hämisch mutmaßten, das 
Abhandenkommen eines lohnenden 
Feindbildes, das antifaschistische Hoch­
stimmung vermieste. Es war die Er­
kenntnis, daß die Verhinderung einer 
parlamentarischen Etablierung faschi­
stischer Kräfte auf breiter Ebene nicht 
einherging mit einer spürbaren Auswei­
tung antifaschistischen Bewußtseins und 
emanzipativer Stimmungen in der Ge­
sellschaft. Im Gegenteil, rassistische 
und nationalistische Aspekte in der herr­
schenden Politik sind stärker hervorge­
treten und bestimmen das politische 
Tagesgeschehen. Großdeutschland ist 
Realität und Krieg wurde zur Norm.

In der ehemaligen DDR wählten laut 
„Spiegel“ 7,4 Prozent der 18- bis 25jäh- 
rigen Männer die Reps. Nazibanden er­
halten weiterhin Zuwachs. Rassistische 
Gewalttaten empfindet niemand mehr 
als Ausnahme. Anders wie 1969, als die 
NPD knapp den Einzug in den Bundes­
tag verfehlte, gibt es heute keine Anzei­
chen dafür, daß der organisierte Neofa­
schismus nach einer Wahlniederlage als 
nennenswerte Kraft für längere Zeit von 
der Bildfläche verschwindet.

Rechte will
„soziale Frage“ besetzen

Oberflächlich bietet die extreme Rechte 
heute das Bild von Stagnation und Auf­
lösung. Die Reps um Schönhuber leiden 
an Auszehrung. Neofaschistische wie 
rechtskonservative Gruppierungen ha­
ben die Partei verlassen. Die DSU in der 
Ex-DDR erfüllte ihre Rolle als Auffang­
becken für Kräfte rechts von der CDU 
nicht. Die immer noch mitgliederstärk­
ste DVU um Frey stützt sich im Westen 
hauptsächlich auf traditionelle Zusam­
menhänge, zieht weiterhin Großveran­
staltungen ab und organisiert den Zulauf 
im Osten.

Die NPD befindet sich in einer Orga- 
nisations- und Finanzkrise. Eine Strö­
mung will das Bündnis mit der finanz­
starken DVU fortsetzen. Der andere

Teil will einen neuen Formierungver­
such der Rechten wagen und befürwortet 
ein Aufgehen in der „Deutschen Al­
lianz“. Der zurückgetretene Bundesvor­
sitzende Martin Mußgnug möchte die 
eigene Partei zur Disposition stellen, der 
amtierende Übergangsvorsitzende Wal­
ter Bachmann sucht Schutz und Hilfe bei 
Frey.

„Nation Europa“, eine auf Interes­
sensausgleich der rechten Parteien 
orientierte Vordenkerzeitschrift, führt 
die momentane Zerstrittenheit weniger 
auf inhaltliche Differenzen zurück, son­
dern bemängelt vor allem die einer Neu­
formierung entgegenstehenden „Trotz­
reaktionen der Platzhirsche“. Dies wird 
untermauert durch die Feststellung, ge­
rade an der Haltung zum Golf-Krieg ha­
be sich eine weitgehende inhaltliche 
Übereinstimmung in der Rechten bewie­
sen.

Von Kühnen bis Schönhuber feierten 
sie deutsche Waffenlieferung an den 
Irak, nutzten den Golf-Krieg für anti­
semitische Hetze und versuchten sich im 
Interesse speziell „deutschen Soldaten­
blutes“ gegen die Konkurrenzmacht 
USA zu profilieren. In rechten Blättern 
wird gleichzeitig gegen „jüdisch-ameri­
kanische Verschwörung“ und gegen die 
„islamische Bedrohung in Europa“ ge­
hetzt. „Abschied vom amerikanischen 
Jahrhundert“, „Los von Amerika“, 
„Gegen die amerikanische Weltord­
nung“ — so und ähnlich lauten die Über­
schriften zum Kriegsgeschehen im Na­
hen Osten. Solidarität mit den arabi­
schen Völkern wird nur vorgetäuscht, 
wo es dem angestrebten Nachweis dient, 
daß verschiedene Bevölkerungsgruppen 
nicht auf einem Raum Zusammenleben 
könnten. Propaganda für Apartheid war 
das Kriegsziel der Rechten. Die Kritik 
an der USA dient dazu, eine eigenstän­
dige Weltmachtrolle für Deutschland 
und Europa einzuklagen. Antiimperiali­
stisches und antikapitalistisches Voka­
bular wird eingesetzt, um eine nationali­
stische Umdeutung sozial geprägter 
Konflikte zu ermöglichen.

Auch hinsichtlich der sozialen Misere 
in der BRD greifen die Rechten zuneh­
mend zurück auf national „sozialisti­

sche“ Denkmuster. Winfried Krauß, 
Vorsitzender der NPD-Fraktion in 
Frankfurt und aussichtsreicher Kandidat 
für den Bundesvorsitz der NPD, kriti­
siert beispielsweise die programmati­
sche Beschränkung auf den National­
konservatismus und fordert, die soziale 
Frage müsse in der rechten Programma­
tik zur zentralen Frage werden: „Sozial 
Abgestiegene und Unterschichtenange­
hörige müssen angesprochen und politi­
siert werden . . . auch wenn dies bei 
Konservativen Naserümpfen hervor­
ruft“ (NE, Dez 90). Krauß befürwortet 
ausdrücklich ein Zusammengehen natio­
nalkonservativer, nationalrevolutionä­
rer und neofaschistischer Kräfte in einer 
Partei. Rassismus, Nationalismus und 
völkisches Menschenbild erklärt er zum 
Grundkonsens. Ansonsten spricht er 
sich für eine große Spannweite in der zu 
bildenden Partei aus, in der Platz genug 
ist für eine wirksame soziale Demago­
gie. Es ist damit zu rechnen, daß sich fa­
schistische Kräfte in Zukunft direkt ein­
schalten in soziale Bewegungen. Rechts­
radikale Sprengsel auf Friedensdemos in 
manchen Städten gaben darauf bereits 
einen Vorgeschmack. In Anspielung auf 
gewerkschaftliche Forderungen propa­
gieren Rechte „Gleichen Lohn für deut­
sche Arbeiter in ganz Deutschland“.

Die neugegründete „Deutsche Al­
lianz“, die sich in ihren Grundsätzen nur 
wenig unterscheidet von NPD und Reps, 
soll eine Vorstufe sein für eine Partei 
wie sie Krauß und anderen vorschwebt. 
In dieser Gruppierung arbeiten schon 
jetzt NPD-Funktionäre wie Schützinger 
und Mußgnug mit ehemaligen Reps wie 
Neubauer und Glasauer zusammen. Ei­
ne Parteigründung soll diesmal erst statt­
finden, wenn in einem Reifeprozess alle 
relevanten Kräfte der Rechten gewon­
nen sind.

Antifaschistische Gegenwehr wird 
auch in Zukunft nicht darauf verzichten 
können, gegen diesen neuen Schub fa­
schistischer Parteibildung zu agieren. 
Ein wirksamer Erfolg in dieser Richtung 
wird jedoch davon abhängen, ob die 
Linke insgesamt in der gesellschaftli­
chen Auseinandersetzung wieder demo­

kratische, antirassistische und sozialisti­
sche Akzente setzen kann.

Antifaschismus braucht 
radikale Inhalte und 

bündnispolitische Ansätze 
Die antifaschistische Diskussion der bei­
den letzten Jahre in der BRD war we­
sentlich geprägt durch die zeitweisen 
Wahlerfolge der Reps und durch die im­
perialistische Anschlußpolitik der BRD 
gegenüber der DDR. In beiden Fragen 
stand der Antifaschismus letztendlich 
auf der Verliererseite.

Trotz Zersplitterung und Differenzen 
gab es in der Linken jedoch viele ge­
meinsame inhaltliche Bezugspunkte und 
Aktivitäten in diesen Bereichen. Einen 
Bruch, ja eine wirklich inhaltlich ausge­
wiesene neue Spaltung im linken und 
antifaschistischen Spektrum gab es erst 
jetzt im Zusammenhang mit dem Golf- 
Krieg und der Rolle Israels. Namhafte 
Publizisten wie Enzensberger, Bier­
mann und Pöhrt und mit ihnen eine be­
achtliche Strömung schwenkten auf 
Kriegskurs und leisteten ganze Arbeit 
gegen die antimilitaristisch geprägte 
Kriegsopposition. Die als Rechtferti­
gung vorgeschobene Bedrohung Israels 
stellte sich inzwischen zwar als fiktiv 
heraus, während die Bedrohung durch 
viele neue „kleine“ Kriege im Sinne im­
perialer Weltordnungspläne blutige 
Realität geworden ist. Entsprechende 
Verfassungsänderungen werden uns in 
den kommenden Monaten beschäftigen.

Selbstkritisch muß gesagt werden, daß 
eine ernsthafte Diskussion in vielen anti­
faschistischen Zusammenhängen über 
Israel und die subjektiven Empfindun­
gen der jüdischen Bevölkerung in Israel 
erst richtig in Gang gekommen ist, als 
von Kohl bis Gremliza die ,,besondere 
Verantwortung“ der Deutschen via 
Kriegsunterstützung eingefordert wur­
de. Auch die Aufwärmung neuer 
Gleichsetzungen von rechts und links 
anläßlich des Krieges wurden in öffentli­
chen Debatte nur sehr zögerlich zurück­
gewiesen. Während sich anspruchsvolle 
Intellektuelle der 68er Bewegung inzwi­
schen primitive historische Vergleiche

leisten können und sich dafür bürgerli­
che Protektion einhandeln, ist die Rest­
linke auf eine differenzierende Debatte 
angewiesen, und das wird so bleiben.

Daß die Friedensbewegung innerhalb 
weniger Kriegswochen stark zusam­
menschmolz, hat zu Resignation und 
Ratlosigkeit nicht nur bei organisierten 
linken Kräften geführt, gab es doch in 
vielen Köpfen die Vorstellung, übereine 
rasche Antikriegsmobilisierung könnten 
linke Inhalte wieder gesellschaftliche 
Akzeptanz erlangen. Jetzt wächst der 
gleichfalls vorschnelle Eindruck, die 
Forderung nach „Nie wieder Krieg“ 
habe sich in der BRD schon erledigt.

Neue Impulse kann es für die antifa­
schistische Bewegung nur geben, wenn 
die linke Debatte um programmatische 
Inhalte einen Bezug findet zu verschie­
denen emanzipatorischen Interessen in 
der Gesellschaft. Eine radikale Negation 
der herrschenden Verhältnisse mit anti­
kapitalistischen, feministischen und 
antirassistischen Inhalten wird erst dann 
produktiv ausstrahlen, wenn sie einer­
seits die Autonomie entsprechender ge­
sellschaftlicher Bewegungen respektiert 
und andererseits die realen bündnispoli- 
tischen Angebote nicht sektiererisch 
ausschlägt.

Eine unfreiwillige „Aufgabentes- 
lung“ in hier grundsätzliche Kritik — da 
Reformansätze, wie sie etwa zur Bun 
destagswahl durch die Radikale Link 
einerseits und die PDS andererseits be 
trieben wurde, wird auf Dauer für beide 
Seiten scheitern In der anstehenden 
Diskussion um Verfassungsänderungen 
und §218, in Bezug auf die Rechte der 
Flüchtlinge und Immigranten und nicht 
zuletzt bei der aktuellen Auseinanderset­
zung zwischen Kapital und Arbeit wird 
sich zeigen, ob die Linke sowohl radika­
le Grundorientierungen festigen wk 
auch ein Stück parlamentarische und ä- 
ßerparlamentansche HandlungsÄK 
keit wiedererlangen kann. Gerade fer 
die Isolierung der reaktionärsten Strö­
mungen und die Verhinderung feschisn 
scher Bedrohung wird dies mit »- 
schlaggebend sein.

Bernhard Stnisdeu
VSP und WksfnK
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Politische Bildungsarbeit 
unter antifaschistischen Gesichtspunkten

Die selbstverständliche 
Bevormundung

An einem Gymnasium in Leverkusen 
machten Schüler die Erfahrung, daß 
ihnen der Referent für eine antifaschisti­
sche Veranstaltung vorgeschrieben wer­
den sollte. Als sie sich mit Unterstüt­
zung des Vertrauenslehrers dennoch 
durchsetzen konnten, wurden sie auf ei­
ne Folgeveranstaltung verpflichtet, in 
der ein Vertreter des Innenministeriums 
über den „Linksextremismus“ berich­
ten sollte. Der institutionelle politische 
Alltag der jungen Antifaschisten kennt 
einen heimlichen Lehrplan: „Alles Gute 
kommt von Oben“.

Also nehmen Jugendliche und junge 
Erwachsene die politische Bildungsar­
beit auf in selbstorganisierten Lernpro­
zessen. Unter antifaschistischen Ge­
sichtspunkten eignen sie sich Wissen an 
in engem Zusammenhang mit der politi­
schen Aktion. Dort aber, wo sie An­
sprechpartner erwarten, ernten sie häu­
fig Ablehnung und Anfeindungen. Ju­
gendliche informieren sich im Detail 
und werden als „roter Verfassungs­
schutz“ (1) denunziert. Sie beteiligen 
sich an Gegendemonstrationen und müs­
sen sich mit dem Vorwurf auseinander­
setzen, in einem „Sauberkeitswahn“ (2) 
zu handeln. Bestreiten sie die Legitimi­
tät des Faschismus mit dem Ruf „Nazis 
raus!“, wird ihnen gesagt, diese Parole 
„lehnt sich in bedenklicher Weise an 
Denkstrukturen des Gegners an. Sie 
grenzt aus und will politisch ausgren­
zen.“ (3) Wenn sie Unverständnis 
äußern über die staatliche Duldung des 
organisierten Neofaschismus, müssen 
sie sich anhören: „In der Verbotsforde­
rung kommt der hilflose Antifaschismus 
zum Vorschein, der politische Überzeu­
gungsarbeit durch die staatliche Repres­
sion ersetzt und damit ein Instrumenta­
rium bevorzugt, das gegen die selbstge­
setzten Ziele wie Demokratisierung etc. 
steht.“ (4) In ihrem antifaschistischen 
Engagement machen Jugendliche und 
junge Erwachsene eine weitere politi­
sche Alltagserfahrung. Sie gehören 
nicht zu den Adressaten, sondern zu den 
Mündeln antifaschistischer Bildungsund 
Jugendarbeit. Der informelle politische 
Alltag dieser Jugendlichen kennt einen 
heimlichen Lehrplan: Der „richtige“ 
Antifaschismus ist immer der be­
lehrende Antifaschismus. (5)

Jugendliche und junge Erwachsene 
gehen über symbolisches Handeln hin­
aus undnehmendie politische Bildungs­
arbeit auf als selbstgestaltete politische 
Praxis. In ihrer Strategie des politischen 
Lernens gehört die Verbindung von 
Wort und lät zum unwiderruflichen An­
spruch. An den damit gewonnenen Er­
fahrungen messen sie auch die Angebote 
der Pädagogik. An diesen Erfahrungen 
wird der politische Alltag geprüft, der 
dadurch auch ohne formelle politische 
Bildungsarbeit Erziehungswirkungen 
zeigt. Junge Antifaschisten hören Reden 
gegen den Neofaschismus und nehmen 
die Ausnahmen von Ratsbeschlüssen zur 
Kenntnis. Wenn aber die REP-Faschi- 
sten in öffentlichen Räumen tagen, sie 
als Demonstranten und städtische Ein­
richtungen als Vermieter auf treten, dann 
finden sie einen heimlichen Lehrplan 
bestätigt. Der politische Alltag zeigt für 
sie, daß von den offiziellen antifaschisti­
schen Worten die konsequenten Täten 
abgeschnitten sind. (6)

Infolgedessen nehmen Jugendliche 
und junge Erwachsene die politische Bil­
dungsarbeit auf als autonome politische 
Praxis. Wenn ausländerfeindliche Paro­
len an Wände geschmiert sind, warten 
sie nicht auf städtische Einrichtungen 
und Entscheidungen. Sie wollen es nicht 
mehr. Nach öffentlicher Ankündigung 
oder Einbruch der Dunkelheit greifen 
sie selbst zu Sprühdosen, zu Pinsel und 
Farbe. Doch eine neofaschistische 
Schmiererei gilt den Behörden ebenso 
wie die darübergemalten antifaschisti­
schen Graffiti als Sachbeschädigung. 
Übertretung der Gesetze rechts, Ge­
setzesverletzung links. „Extremismus“ 
hier wie dort, diese Sicht beherrscht den 
politischen Alltag junger Antifaschisten. 
Wenn der militante Arm des organisier­
ten Neofaschismus Krieg mit ihnen führt 
auf den öffentlichen Straßen und Plät­
zen, warten sie nicht auf Streetworker 
und Polizei. Sie können es nicht mehr. In 
den Alltag der körperlichen Selbstver­
teidigung gezwungen, machen junge 
Antifaschisten nun eine neue politische

Ein Vertreter der WN/BdA beteiligte sich im Januar an 
der Beratung des Roten Tisches über das Thema „Auf­
gaben im antifaschistischen Widerstand“.

In der Diskussion wurde seitens der WN/BdA unter 
anderem auf die große Bedeutung antifaschistischer

Bildungsarbeit hingewiesen. Freundlicherweise überließ 
uns die WN /BdA einen Beitrag von Hartmut Meyer über 
politische Bildungsarbeit. Der Artikel ist auch als Sonder­
druck über die WN-NRW, Volmerswertherstraße 76, 
4000 Düsseldorf 1, zu beziehen.

Erfahrung: Übeltäter sind nicht mehr die 
Faschisten, sondern die, die sich ihrer zu 
erwehren suchen. Der politische Alltag 
dieser Jugendlichen kennt einen heimli­
chen Lehrplan: Anstatt das politische, 
rechtliche und polizeiliche Instrumenta­
rium zur Verhinderung faschistischer 
Umtriebe zu nutzen, wird selbst einer 
„neuen SA“ Entfaltungsraum gegeben. 
Junge Antifaschisten sehen sich in die 
Zange genommen. Urnen droht Prügel 
entweder von Kühnen oder von der Poli­
zei.

Es gibt natürlich auch andere, positive 
Beispiele. Die aber verweisen auf einen 
weiteren MangeL Jugendliche sind Ob­
jekte der Politik, nicht aber ihre Ent­
scheidungsträger. Sie können sich enga­
gieren, sie werden aber nicht gefragt. In 
den Gremien können sie nicht mitent­
scheiden. Die Institutionen und ihre 
Vertreter verlieren so zunächst an 
Glaubwürdigkeit, bevor sie dann als 
Gegner gesehen werden. In der Konse­
quenz wird auf besondere Weise die 
Haltung gefestigt: „Die da oben machen 
sowieso, was sie wollen“. Und das fin­
det alltägliche Bestätigung, sei es auch 
nur durch die gedankenlosen Plakate 
„Wir in Nordrhein-Westfalen“. Von 
den eineinhalb Millionen ausländischen 
Mitbürgern in diesem Land ist dort nicht 
ein einziger zu sehen. Als plakativer Na­
tionalismus wird das von Jugendlichen 
angesehen: Die sind genauso ausge­
grenzt wie wir und WIR in Nordrhein- 
Westfalen“, so sagen sie, „sollen wie­
der gute Deutsche sein“. Der heimliche 
Lehrplan des politischen Alltags hat 
ganz andere Bildungsergebnisse und Er­
ziehungswirkungen, als die ausgeschrie­
benen Programme: „Wir zählen nicht“, 
so heißt das Resümee von aktiven 
Jugendlichen.

Die normale 
Linksfürchtigkeit

Für viele setzen antifaschistische Ein­
sichten erst mit den alltäglichen politi­
schen Erfahrungen ein. Erst wenn die 
Herausforderungen sieh unabweislieh, 
hautnah und ganz konkret zeigen, geht 
aus einer allgemeinen Einstellung eine 
Initiative hervor. Erst wenn der Sohn 
der FAP beitritt, sucht die Mutter wei­
tergehende Informationen, gibt eine 
Annonce auf, um Hilfe zu erhalten. Erst 
wenn der ältere Bruder Skinhead wird, 
ist für den jüngeren die antifaschistische 
Gruppe ein Treffpunkt. Erst wenn Neo­
faschisten die Tochter zusammenschla­
gen, nimmt der Gewerkschafter die 
praktische antifaschistische Arbeit auf.

Oft brechen gewohnte Orientierungen 
erst dann auf, wenn der Neofaschismus 
in den eigenen Alltag eindringt. Doch 
die Alltage sind verschieden. Der Alltag 
von Jugendriegen deutscher Sportver­
eine ist ein anderer, als der Alltag von 
türkischen Fußballclubs, denen die Aus­
länderfeindlichkeit zum tagtäglichen 
Angriff geworden ist. Der Alltag von 
Beamten ist ein anderer, als der Alltag 
von Punks, die den Neofaschismus tag­
täglich als persönliche Bedrohung erfah­
ren. Der Alltag von Amtsleitungen ist 
ein anderer als der Alltag von Jügend- 
und Sozialarbeitern, die sich in den Ein­
richtungen tagtäglich mit neofaschisti­
schen Parolen und Provokationen aus­
einanderzusetzen haben. (7) Nach Mei­
nung der einen werden Probleme aufge­
bauscht, nach Meinung der anderen 
werden sie vernachlässigt. Denn die Be­
troffenheit ist selektiv. Die Innensichten 
der „Alltagswelten“ und ihre Außen­
sichten feilen nicht zusammen. So ent­
steht mit Regelmäßigkeit der Konflikt, 
daß die einen abzubremsen versuchen, 
was die anderen vorantreiben wollen. 
Solange die politische Bildungsarbeit ih­
ren Stellenwert nicht der Prävention, 
sondern der Reaktion auf Wahlergebnis­
se der Neofeschisten verdankt, folgt den 
antifaschistischen Absichten ein un­
heimlicher Lehrplan: Je distanzierter die 
Herausforderung betrachtet wird, desto 
aufdringlicher wirkt der Antifaschis­
mus. Er gilt als maßlos übertreibend, 
ungeduldig und unverschämt, frech und 
fordernd. Antifaschismus macht sich 
verdächtig. Mit Skepsis betrachtet wird 
nicht die Bedrohung, sondern der Bote, 
der sie überbringt.

ziert, und wer sich für Gleichheit und 
Gleichberechtigung einsetzt, wird zum 
Feind erhoben. „Da heißt es standzuhal­
ten“, sagen die einen. Von außen aber 
betrachtend sagen die anderen, „die Ex­
treme schaukeln sich hoch“. So entsteht 
mit Regelmäßigkeit der Konflikt, daß 
die einen mangelnde Solidarität bekla­
gen, während die anderen vor den Lin­
ken warnend den Zeigefinger heben. So­
lange im politischen, Alltag die Angst 
vor dem eigenen Engagement und die 
Linksfürchtigkeit regieren, folgt den 
antifaschistischen Absichten ein un­
heimlicher Lehrplan: Je Weniger die 
Verletzung eigener Grundsätze in den 
Angriffen auf andere erkannt wird, 

kehrt“, heißt es, weil es plausibel ist in . desto gefährlicher wirkt der Antifaschis- 
diesem Alltag, die demokratischen 
Rechte zu verteidigen. Die Betroffenheit 
ist so selektiv, wie die Fähigkeit und Be­
reitschaft die zugleich eigenen und allge­
meinen Interessen wahrzunehmen. Vom 
Neofaschismus angegriffen werden zu­
erst die, die sich besonders engagieren: 
Eine Lehrerin, weil sie einen Projekttag 
zum Rassismus durchführt, ein Schullei­
ter, weil er sich für die Integration ein­
setzt. Reifen werden zerstochen, weil 
eine Friedenstaube am Auto klebt. Ein 
Brand wird gelegt, weil in dem Haus die 
Stadtzeitung sitzt. Ausländer werden zur 
Zielscheibe gemacht, um Angst vor der 
eigenen Courage zu erzeugen. Denn wer 
sich aufklärerisch betätigt, wird denun-

Gehegte Auffassungen werden oft erst 
dann in Zweifel gezogen, wenn sie im 
eigenen Alltag nicht mehr zu vertreten 
sind. Doch was plausibel ist im Alltag, 
das ist sehr verschieden. Da erhält ein 
Schülerredakteur Drohanrufe, weil er 
Verfasser war eines Artikels über die 
FAP. „Unser Kind“, sagen die Eltern, 
„muß nicht in der ersten Reihe stehen“. 
Sie leiten den Rückzug ein , weil es plau­
sibel ist in ihrem Alltag, dem Druck im­
mer nachzugeben. Da erhält ein Jugend­
redakteur Drohanrufe, weil er einen 
Fragebogen zum Neofaschismus an 
Schulen verteilte. Anzeige wird erstattet 
und ein zusätzliches Flugblatt geschrie­
ben. „Wer sich nicht wehrt, lebt ver-

Widerstand gegen den Golfkrieg!

Stoppt Massaker und Völkermord in der Region!

Der Krieg am Golf ist von beiden Seiten ein ungerechter, 
rechtswidriger Krieg. Das irakische Regime unter Saddam 
Hussein hat Kuwait rechtswidrig okkupiert. Jahrelang vom 
Westen zu einer Plage für die Völker der Region hochgerüstet, 
führt es jetzt Krieg gegen seine früheren Herren.

Auch der Westen verfolgt rechtswidrige, räuberische Ziele, 
er will mit diesem Krieg eine Neuordnung der Region gegen die 
Interessen der Völker der Region durchsetzen. Das Öl des 
Nahen und Mittleren Ostens soll wieder unter die Kontrolle 
westlicher Konzerne und Regierungen. Inzwischen weitet sich 
der Krieg immer mehr aus zu einem Krieg des reichen, indu­
strialisierten Nordens, der NATO unter Führung der USA ein­
schließlich Japans, unterstützt von reaktionären arabischen 
Regimes, gegen die unterentwickelt gehaltenen Völker und 
Staaten des Nahen und Mittleren Ostens. Der Irak soll wirt­
schaftlich vernichtet und zerstückelt werden, der Nahe und 
Mittlere Osten mit allen Bodenschätzen unter militärische Kon­
trolle des Westens gebracht werden.

Die BRD ist dabei keineswegs „zurückhaltend“, wie die Bun­
desregierung behauptet. Die BRD ist einer der größten Waffen- 
und Nachschublieferanten für den Krieg am Golf. Inzwischen 
sind bereits über 2200 Soldaten der Bundeswehr, der Luft­
waffe und der Bundesmarine im östlichen Mittelmeer und der 
Türkei bzw. in Kurdistan stationiert — ein Einsatz, vergleichbar 
dem der „Legion Condor“ in den 30er Jahren in Spanien. Bun­
desdeutsche Transall-Flugzeuge sind im ständigen Nach­
schubeinsatz an den Golf. Ohne den Krieg erklärt zu haben, ist 
die BRD längst Kriegspartei geworden.

Auch für die Verbündeten des Westens in diesem Krieg, die 
Kolonialregime Türkei und Israel, soll Beute abfallen. „Die 
Landkarte wird sich ... dramatisch verändern“, (Zitat aus: 
FAZ, 18.9.90) hat der türkische Staatspräsident schon vor Mo­
naten angekündigt. Die Türkei will die ölreichen kurdischen 
Gebiete um Mossul und Kirkuk im Norden des jetzigen Irak an­
nektieren. Schon jetzt steigert sie im Schatten des Golfkriegs

ihren Vernichtungskrieg gegen die Kurden. Türkische Gene­
räle propagieren offen die „Endlösung der Kurdenfrage“.

Israel nutzt den Krieg: In den besetzten Gebieten und in Süd­
libanon eskaliert der Krieg gegen die Palästinenser.

Wir erklären:
— Der Krieg am Golf ist ein rechtswidriger, räuberischer, völ­
kermörderischer Krieg.
— Die Beteiligung der Bundesrepublik durch Waffen- und Fi­
nanzhilfe, durch sogenannte „humanitäre“ Hilfe“ für die 
Kriegsmaschinerie des Westens, durch Nachschubleistungen 
aller Art und durch die Entsendung der Bundeswehr verstößt 
gegen das völkerrechtliche Aggressionsverbot und gegen das 
Verbot von Angriffskriegen nach Artikel 26 Grundgesetz.
— Weil das so ist, ist jeder Widerstand gegen diesen Krieg ge­
recht und wird von uns nach Kräften unterstützt.
— Wir unterstützen jede Verweigerung des Kriegsdienstes 
und jeden Widerstand gegen Dienstverpflichtungen (z.B. von 
Zivildienstlejstenden) und gegen alle anderen Notstandsmaß­
nahmen für diesen Krieg.

Wir fordern:
— Alle westlichen Truppen müssen sofort aus der Golfregion 
zurückgezogen werden I
— Alle Bundeswehreinheiten müssen sofort aus der Region, 
d.h. aus Kurdistan und aus dem östlichen Mittelmeer zurück­
gezogen werden, sämtliche Waffen- und Finanzhilfen einge­
stellt, jeder Nachschub für den Krieg unterbunden werden I
— Der Nahe und Mittlere Osten gehört nur den Völkern der 
Region. Wir sind gegen jede Okkupation und Annexion in der 
Region.
— Wir unterstützen den Befreiungskampf des kurdischen und 
des palästinensischen Volkes, wir unterstützen ihr Recht auf 
Selbstbestimmung, auf Unabhängigkeit, Freiheit und einen 
eigenen Staat Palästina und Kurdistan!

Liste der Unterstützerinnen und Unterstüt­
zer (alphabetisch):
»Antifaschistische Plattform«. Der Plattform 
gehören folgende türkische und kurdische 
Organisationen an: PKK, TKP-Kivilcim, TKP- 
B, DKP, THKP-C Acil, 16 Haziran, Devrimci 
Partizan, ATIK, TDKP-YDÖ, Kurtulu§ Hareke- 
ti, EKIM-YDK, Devrimci Dayamsma, TIKB- 
Sympathisanten, Dlreni§ Hareketi-Sympathi- 
santen BRD, Devrimci l§gi, KAWA-BRD.

AK Kurdistan München, AK Kurdistan-Soli­
darität Siegen, Aktionskoordination gegen 
den Golfkrieg Köln, Aktionskreis für die Frei­
lassung der kurdischen Gefangenen Biele­
feld, AK zur Freilassung der kurdischen Ge­
fangenen Bonn, AK Internationalismus im In­
foladen Bonn, Aktion Erwerbsloser Frankfurt, 
Anarchistische Gruppe/Rätekommunistinnen 
(AG/R, ex GJA/R) Hamburg, Antifa Jugend- 
Front Bielefeld, Antifa Oberhausen, Antifa Of­
fenbach, Antifa-Gruppe Freiburg, Antifaschi­
stisches Forum Essen, Arbeiterbund für den 
Wiederaufbau der KPD, Arbeitskreis Dritte 
Weit in der DFG-VK (bundesweit), Arbeitskreis 
Internationalismus Bielefeld, Arbeitskreis 
Lokalberichte Essen, Archivgruppe Oberhau­
sen, AStA Gesamthochschule Duisburg, Auto­
nome Antifa Essen, Antikriegsplenum des 

mus. Er gilt als destabilisierend und 
staatsgefährdend, als links und extrem. 
Antifaschismus macht sich verdächtig. 
Es werden nicht länger die Argumente 
überprüft, sondern die Personen, die sie 
vertreten.

Der natürliche Kampf
Antifaschismus wird allzuoft nur als 
Demonstration wahrgenommen. Es sind 
nicht die vielen aufklärenden Projekte 
und Veranstaltungen der Bildungsar­
beit, es sind die politischen Auseinan­
dersetzungen, die in der Alltagserfah­
rung das Bild vom Antifaschismus be­
stimmen, es sind Demonstrationen. Und 
diese Gegenöffentlichkeit erscheint zu-

autonomen Frauenund Lesben-Zentrums Göt­
tingen, Autonomes Antikriegsplenum Köln, 
Autonomes Antikriegsplenum Bielefeld, Auto­
nome Essen West, Autonomes Plenum Ober­
hausen, Bund Westdeutscher Kommunisten 
(BWK), Besetzerlnnen-Gruppe Oberhausen, 
Bündnis gegen den Krieg am Golf Rendsburg, 
DFG-VK Offenbach, Sprecherlnnen-Rat der 
Deutschen Kommunistischen Partei (DKP), 
DKP-Düsseldorf, EDV Arbeitskreis HBV Köln, 
El Salvador Komitee Bonn, El Salvador Komi­
tees in der BRD (Delegiertentreffen), Fantifa 
Oberhausen, Fachschaftsrat Ethnologie an 
der Uni Hamburg (Veranstaltung am 7.2.91), 
Frauen-Infocafe Oberhausen, Freundinnen 
des kurdischen Volkes Gießen, Freunde des 
kurdischen Volkes Hamburg, Prof. G. Fülberth 
(DKP-Stadtrat Marburg), Golfkomitee Ober­
hausen, Golfkomitee NRW, Göcmen I. Der- 
nepi Duisburg, Gruppe Gegengift Oberhau­
sen, Gruppe solidarisches Arbeiten Köln, Hof­
meier, Norbert (politischer Gefangener), Initia­
tive gegen den Golfkrieg an der Uni Köln, Info­
laden Offenbach, Infoladen Duisburg, infola- 
den Köln, Infoladen Themroc Münster, Infola­
den im Juzi Göttingen, Kurdistan-Solidarität 
Osnabrück, Kurdistan-Zentrum Bielefeld, Ko­
ordinationsbüro gegen den Golfkrieg Köln, 

meist in schlechtem Licht, denn in den 
Medien ist nicht von den Inhalten und 
Zielen, sondern bevorzugt von Demon­
strationen die Rede, die gewaltsam ver­
laufen. Die Berichterstattung ist davon 
auch dann noch beherrscht, wenn es um 
eine andere Manifestationen geht, da be­
ständig auf das hingewiesen wird, was 
sich von selbst versteht — auf den fried­
lichen Verlauf. So erscheint dem Leser 
die Regel als Ausnahme, denn Demon­
strationen, das weiß man ja, sind mit 
Gewalt verbunden.

„Nichts wie weg“, das war dann auch 
die Reaktion von Alexandra Kliche, als 
sie auf dem Weg zum Ball der „Republi­
kaner“ in eine antifaschistische Gegen­
kundgebung geraten war. „Was ich 
fürchtete, war nicht die Polizei, die mit 
Wasserwerfern und Tränengas die De­
monstranten auseinandertreiben könnte. 
Ich fürchtete mich vor den Demonstran­
ten, unter denen ich mich befand. 
Schließlich gehörte ich zur anderen Sei­
te, eben zu denen, gegen die hier demon­
striert wurde. “ (8)

Alexandra Kliche, die dem Berliner 
Landesvorstand der Schönhuber-Partei 
angehörte, hatte Angst vor den Demon­
stranten. Ist das die alltägliche Botschaft 
des Antifaschismus? Nein, der politi­
sche Einschnitt reicht tiefer. „Nichts 
wie weg“, sagte sich dieses Mitglied der 
„Republikaner“, ohne die Meinung ge­
ändert zu haben. Bei anderen hieß es 
vielleicht aus demselben Grund: „Jetzt 
erst recht“. Die unterschiedlichen Reak­
tionen haben eine gemeinsame Voraus­
setzung, die Vorentscheidung nämlich, 
sich zu denen zu zählen, gegen die hier 
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Kommunistischer Bund Köln (KB), Krause, 
Heike (Rechtsanwältin Köln), Lübecker Bünd­
nis gegen den Golfkrieg, Mittelamerika-Komi­
tee Oberhausen, Münchner Schülerkoordina­
tion, Moosdruck Leverkusen, Ortsfrauenaus­
schuß HBV Köln, Perau-Hofmeier, Bärbel (po­
litische Gefangene), Partei des Demokrati­
schen Sozialismus (PDS) Pärteivorstand, 
PDS-Fraktion im Bundestag, PDS Frankfurt, 
Plenum gegen den Golfkrieg Bonn, Politische 
Mittwochsgruppe im Drucklufthaus Oberhau­
sen, Prozessgruppe Bielefeld, Radikale Linke 
Köln, Radio Venceremos Köln (Unterstützer- 
Innengruppe), Rückert, Gisela (BRV HBV), 
Rückert, Reinhold E. (Mitglied im Sprecher- 
Innengremium der Erwerbsloseninitiativen 
Hessen), Sozialistische Deutsche Arbeiterju­
gend (SDAJ) Bundesvorstand, Sozialistisches 
Bündnis München, Stadtschülerinnenrat Of­
fenbach, Schul-ZJugendinfo Schleswig, 
Schwarzer Faden (Redaktion), Stadtrevue 
Köln, TKKKÖ (BRD-Sympathisanten)i Vieh­
mann, Klaus (politischer Gefangener), Volks­
front gegen Reaktion, Faschismus und Krieg, 
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demonstriert wurde. Vor der Frage also, 
ob Demonstrationen Einstiegsschwellen 
anheben oder trotzige Festigungen hin­
terlassen, (9) muß beantwortet werden, 
warum Jugendliche und junge Erwach­
sene überhaupt eine Bereitschaft ent­
wickeln, sich neofaschistischen Organi­
sationen anzuschließen. Dem nämlich 
will der Antifaschismus entgegenwir­
ken.

Wie kam Alexandra Küche zu den an­
deren, zu den „Republikanern“? Nicht 
durch Stigmatisierung und Etiketten. 
Nicht aus Angst vor dem Antifaschis­
mus. Nicht verneinend, sondern beja­
hend, sich identifizierend. Über die 
„Liebe zu Deutschland“. Über ihre 
Ideale, von denen sie schreibt: „Es mag 
für manche merkwürdig klingen, aber 
ich liebe Deutschland. Liebe hat, im Ge­
gensatz zum Verliebtsein etwa, viel mit 
Kennen zu tun, mit Vertrautheit, oder 
etwas altmodisch ausgedrückt mit Hei­
mat. Deutschland ist meine Heimat und 
so eben das Land, wo ich mich am wohl- 
sten fühle, weil mir alles vertraut ist — 
die deutsche Sprache, in der ich mich am 
präzisesten ausdrücken kann, die Men­
talität, mit der ich mich verbunden fühle 
— Zuverlässigkeit, Pflichtbewußtsein 
zum Beispiel ... Ja, Liebe ist schwer zu 
erklären. Und Liebe hat sicherlich nicht 
zuletzt etwas mit Verantwortungsgefühl 
zu tun. Und so fühle ich mich auch ver­
antwortlich für das, was in Deutschland 
passiert.“ (10)

Alexandra Küche kam zu den „Repu­
blikanern“ aus ihrem Verantwortungs­
gefühl heraus. Ein Gerechtigkeitsemp- 
finden nationalistischer Prägung führte 
sie zu dieser neofaschistischen Partei. In 
„Liebe zu Deutschland“ hat sie die Aus- 
länderpolitik der REP als vernünftig an­
gesehen: „Der Ausländeranteil liegt 
heute in West-Berlin bei ungefähr 14 %. 
Das ist meiner Meinung nach entschie­
den zu hoch, wenn man bedenkt, wie 
viele Aussiedler auch noch jährlich zu 
uns kommen. Berlin kann einen so ho­
hen Fremdenanteil nicht fassen. Woh­
nungsnot und Arbeitsplatzprobleme ver­
schärfen sich erheblich. Viele Deutsche 
fühlen sich inzwischen durch die Aus­
länder benachteiligt.“ (11)

Alexandra Küche steht mit dieser 
Meinung nicht allein. Eine solche Auf­
fassung ist alltäglich, ist beherrschendes 
Thema für Wähler neofaschistischer 
Parteien. (12) Weit verbreitet ist der 
Eindruck, daß „die Deutschen“ gegen­
über „den Ausländem“ benachteiligt 
sind, daß sie von ihnen ausgenutzt und 
bedroht werden. Es ist derselbe Alltag 
von Arbeitslosigkeit und Wohnungsnot, 
von Ohnmacht und Konkurrenz, und 
doch ist es eine andere politische Erfah­
rung, denn gemessen wird am „Prinzip 
Nation“. „Zuerst sollte man an die 
Deutschen denken“, (13) so heißt es je­
den Tag und selbstverständlich. „Ich 
will halt in meinem Land mehr Rechte 
haben als andere. Mehr Rechte als Aus­
siedler, als Asylanten oder Amerika­
ner“, (14) so heißt es jeden Tag und 
ganz natürlich. Damit geht unter der na­
tionalistischen Perspektive aus dem 
„Wir-Zählen-Nicht“ der kleinen Leute 

die Einschätzung hervor: „Wenn du 
Deutscher bist, bist du immer der Ge­
leckte.“ (15) Mit dieser Problemver­
schiebung verschwindet nicht nur der 
Anspruch auf gleiche soziale und politi­
sche Rechte für alle Menschen, ein sol­
cher Anspruch wird als Bedrohung regi­
striert, denn ganz natürlich ist der 
Kampf um den eigenen Status.

Antifaschismus ist Verteidigung der 
Gleichheit der Rechte, ist Engagement, 
Demokratie unumkehrbar zu machen. 
Antifaschismus kommt hier um das 
„Pro“ nicht herum, auch wenn er darauf 
nicht zu reduzieren ist. Das ist die erste 
ebenso grundsätzliche wie alltägliche 
Botschaft. In einem Klima jedoch der 
offiziellen Deutschtümelei, der frem- 
denfeindüchen Ausländer- und Asylpo­
litik, der Einschränkungen sozial- und 
integrationspolitischer Maßnahmen, 
folgt auf die antifaschistische Bildungs­
absicht ein unheimlicher Lehrplan: Die 
Forderung nach gleichen Rechten für 
alle Menschen — unabhängig von 
Rasse, Nation und Geschlecht — wird 
von den Jugendlichen und jungen Er­
wachsenen, die für neofaschistische Or­
ganisationen ansprechbar sind, als „in- 
länderfeindüch“, „deutschfeindlich“, 
„volksfeindlich“ — als „Verrat an ihren 
Interessen, als Verrat am eigenen Volk“ 
verstanden.

Für die letzte Zuspitzung solcher Ein­
drücke und ihre aggressive Mobilisie­
rung treten neofaschistische Organisa­
tionen auf. Zu ihren Funktionen gehört 
„die Umwandlung latent vorhandener 
Stimmungen und Meinungen in konkre­
te und gefährliche Politik.“ (16) Wird 
aber darauf nur hingewiesen im pädago­
gischen Gespräch, wird die Affinität zur 
neofaschistischen Ideologie und Propa­
ganda benannt in der Bildungsarbeit un­
ter antifaschistischen Gesichtspunkten, 
ist von „politischen Kampfbegriffen“ 
die Rede, von „Schubladendenken“, 
von „Abquaüfizierung“. Und die Be­
troffenen pflichten bei. Wer sich zu sei­
ner „Liebe zu Deutschland“ bekennt, 
klagt Alexandra Küche, „wird als Neo­
nazi oder Revanchist eingestuft. Das 
nervte mich schon seit langem.“ (17) 
Ein anderer wehrt sich dagegen, „wenn 
man als Deutscher stolz ist auf sein Va­
terland, daß man dafür verurteilt wird 
und als Nazi abgestempelt wird.“ (18) 
Nicht eine Demonstration, sondern die 
Ablehnung, die hier in krassen Worten 
zum Ausdruck kommt, ist alltäglich. Ist 
sie zurückzuführen darauf, daß eine neo­
faschistische Politik vertreten oder daß 
eine „Hexenjagd“ veranstaltet wurde?

Man mag streiten darüber, wann De­
monstrationen und wann Gespräche ihre 
Zeit haben, man mag streiten darüber, 
ob der Begriff „Antifaschismus“ viel­
leicht durch einen moralischen Überle­
genheitsanspruch und der Begriff „Neo­
nazi“ durch Abstempelung Gesprächs­
möglichkeiten verschließt. (19) Wie 
auch immer die Entscheidung ausfällt, 
bei den Jugendlichen bleibt gleicher­
maßen die Erfahrung, daß ihre Position 
nicht akzeptiert, daß ihre Auffassung 
nicht geduldet, daß ihre Meinung nicht 
toleriert wird. Wann und in welcher

fahrung von Arbeitslosigkeit mit dem 
beruflichen Scheitern bedroht, und da­
mit die Voraussetzung für Freizeit und 
Konsum. (21) Der Teilnahmslosigkeit 
zugrunde liegt die Ausschließlichkeit ei­
ner Konsumorientierung. Die Zahlungs­
fähigkeit differenziert die Lebenswel­
ten. Wer Beruf und Geld zum Ausdruck 
bringt, trifft sich in Diskotheken und 
Boutiken, orientiert sich im Hier und 
Jetzt der Moden. Wer Schwierigkeiten 
hat, Beruf und Arbeit zu finden, sucht 
Bier und Action, will ganz direkt nur sei­
nen „Spaß“. Im Streben nach Wohl­
stand ist die politische Bildung ein nicht 
gerade attraktives Angebot neben der 
Freizeitindustrie. Ein anheimelnder 
Lehrplan regiert den Alltag. Jugendliche 
sind als Verbraucher der Erziehung 
längst entwachsen. Sie sind nicht länger 
Objekte der Pädagogik, in der Freizeit 
sind sie Subjekte des Konsums. Sie ha­
ben im Kommerz längst ein eigenes zu 
Hause gefunden — auch wenn es oft nur 
als Fassade erhalten werden kann —, 
während die politische Bildungsarbeit 
sie noch behütet.

Für eine Alltäglichkeit 
antifaschistischer Bildung

Ausgangspunkt und Zielpunkt der politi­
schen Bildungsarbeit ist der Alltag. Un­
ter antifaschistischen Gesichtspunkten 
muß daher der Form und den Inhalten 
nach an die alltäglichen politischen Er­
fahrungen so angeschlossen werden, 
daß „die politische Bildung als durch­
gängiges Handlungsprinzip von Jugend­
arbeit“ verstanden wird. (22) Politische 
Bildung unter antifaschistischen Ge­
sichtspunkten wird Alltäglichkeit nur 
soweit gewinnen, wie sie in Stadtteilen 
und Soziokulturen zugänglich ist. Politi­
sche Bildung unter antifaschistischen 
Gesichtspunkten wird Alltäglichkeit nur 
soweit gewinnen, wie sie getragen wird 
von den Jugendmedien und Jugendkul­
turen. Ohne Politik und Pädagogik 
gleichsetzen zu wollen: Der entschei­
dende Schritt liegt jedoch darin, den All­
tag selbst so zu gestalten, daß antifaschi­
stische Bildungsergebnisse ganz ge­
wöhnlich aus ihm hervorgehen. Es ge­
nügt nicht, erst der Perversion des All­
tags zu wehren, wenn die alltägliche 
Perversion zu heimlichen, unheimlichen 
und heimeligen Lehrplänen fuhrt. Damit 
der Antifaschismus alltäglich werden 
kann müssen an jeder Ecke, in jeder Ein­
richtung, in jedem Betrieb, in jedem 
Stadtteil, in jeder Region Mitwirkungs­
möglichkeiten geschaffen werden, müs­
sen für jeden Menschen unabhängig von 
Rasse, Nation und Geschlecht — gleiche 
Voraussetzungen für die politische, ge­
sellschaftlich e und kulturelle Teilhabe 
vorhanden sein.

Hartmut Meyer, WN/BdA

Form auch immer die politische oder die 
pädagogische Auseinandersetzung mit 
dem Neofaschismus aufgenommen 
wird, Antifaschismus kommt um das 
„Contra“ nicht herum, auch wenn er 
darauf nicht zu reduzieren ist. Das ist die 
zweite ebenso grundsätzliche wie alltäg­
liche Botschaft. In einem Klima jedoch 
der formalen Anerkennung, der fahrläs­
sigen Billigung und Gleichgültigkeit ge­
genüber neofaschistischer Politik, folgt 
auf die antifaschistische Bildungsabsicht 
ein unheimlicher Lehrplan: Die inhalt­
lich geprägte Toleranz der Antifaschi­
sten wird als Heuchelei gesehen. „Die 
KPD ist legal,“ so die Schlagzeile eines 
Aufklebers, „wieso ist die NSDAP ver­
boten?“ Auf einem Flugblatt der „Na­
tionalen Initiative“ wurde die grenzen­
lose, leere Toleranz eingeklagt: „Was 
für Demokraten und Kommunisten, für 
Anarchisten und religiöse Sektierer gilt, 
muß auch für einen Mann wie Michael 
Kühnen gelten. Er muß das Recht haben, 
seine Meinung frei zu äußern, ohne da­
für den Märtyrergang durch westdeut­
sche Haftanstalten fortsetzen zu müs­
sen.“

„Freiheit ist die Freiheit Andersden­
kender“, kommentierte Alexandra 
Küche zynisch noch aus der Sicht des 
Mitglieds eine antifaschistische Demon­
stration. Erst als ihr klar wurde, daß die 
Neofaschisten die „Republikaner“ nur 
nutzen als eine „Partei, die nicht im Ver­
fassungsschutzbericht aufgeführt ist, als 
Tamorganisation zur Verwirklichung 
ihrer Ziele“, stieg sie aus und gewann 
einen anderen Begriff von Toleranz: 
„Immer wieder rief ich mir die Situation 
der Partei vor Augen, die Ehrlichkeit 
und Recht und Ordnung predigt. Gut, 
mit sehr viel Humor und Sinn für Satire 
ließ sich vielleicht darüber lachen. Aber 
spätestens bei den Faschisten hört der 
Spaß auf.“ (20)

Die unmittelbaren 
Vorteile

Wer Bildungschancen besser nutzen 
konnte, beteiligt sich am politischen 
Streit um Inhalte und Grenzen der Tole­
ranz. Indifferent verbleiben viele andere 
in ihrem Alltag. Wer sich Selbstver- 
wirküchung als Ziel setzen konnte, hat 
gesellschaftlichen Institutionen das Ver­
trauen mehr und mehr entzogen. Mit 
Gleichgültigkeit betrachten sie viele an­
dere aus ihrem Alltag. Wer sich Betrof­
fenheit leisten konnte, ist bei Defiziten 
schnell auch zum Helfen bereit. Teil­
nahmslos eingezwängt sind viele andere 
in ihren Alltag. Wer sich seiner Lage si­
cher weiß, hat bei Mißständen schnell 
Protest erhoben. Unschlüssig verharren 
viele andere in ihrem Alltag.

Der Teilnahmslosigkeit zugrunde 
liegt der Ausschluß von der Teilnahme. 
Das ist die Fessel im Alltag auch von Ju­
gendlichen. An die Reihenfolge der Le­
bensziele haben sich die meisten schon 
gewöhnt. Erfolg im Beruf ist wichtiger 
als Selbstverwirklichung. Den Sinn be­
kommt das Leben erst außerhalb des Be­
triebes, im Kreis der Freunde, Partner 
und Familien. Die Teilhabe an der Inter­
essenvertretung ist unter der Alltagser­
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Militärische Pressezensur und die Be­
richterstattung in den Medien haben es 
schwer gemacht, zu vielen Fragen des 
Golf-Krieges eine klare Position zu be­
ziehen. Mit dem Schlagwort des „Anti- 
Amerikanismus“ und dem Vorwurf 
„anti-israelischer“ Einseitigkeit lenkten 
Politiker von einer Diskussion über Ur­
sachen und den politischen Hintergrund 
für das Eingreifen alliierter Truppen ab. 
Noch bevor die Bombardierung Iraks 
eingestellt wurde, gab es daher mehrere 
Aufrufe zu einem internationalen Rus­
sell-Tribunal zum Golf-Konflikt.

Wurden mit dem Angriff auf den Irak 
am 17. Januar maßgebliche Bestimmun­
gen der UN-Charta gebrochen, wie ein 
ehemaliger Richter des Oberlandesge­
richts Saarbrücken behauptet? Hätte es 
eines Sonderabkommens (nach Art. 42) 
bedurft, um den Einsatz von Luftstreit­
kräften oder auch nur eine militärische 
Unterstützung Kuwaits durch die UN zu 
legitimieren? Wurde von den Kriegs­
parteien das VI. Genfer Abkommen zum 
Schutz von Zivilpersonen in Kriegszei­
ten verletzt? Waren Bombenangriffe al­
liierter Truppen auf irakische Städte völ­
kerrechtswidrig, wie selbst einige SPD- 
Abgeordnete meinten? Begünstigte die 
Bundesregierung durch Waffenlieferun­
gen an den Irak die Vorbereitung eines 
Angriffskrieges, oder leistete sie

Russell-Tribunal zum Golf-Krieg!
Beihilfe zum Völkermord? Muß von der 
parlamentarischen Opposition und vom 
Bundespräsidenten der Rücktritt Kohls 
gefordert werden, wie Schriftsteller 
Günter Grass und der Politologe Prof. 
Ekkehart Krippendorff folgerten? Sind 
Beteiligung und nachträgliche Finanzie­
rung des Goifkrieges als „Beteiligung an 
einem Kriegsverbrechen zu werten“, 
wie der Jurist Dr. Rudolf Seebald mit 
vielen anderen behauptet?

Diese und andere Fragen wollen Un­
terstützer eines Russell-Tribunals dem­
nächst durch eine unabhängige, interna­
tionale Jury untersuchen und klären las­
sen. Der politische Hintergrund des 
Krieges, seine militärische und diploma­
tische Vorbereitung, seine ökonomi­
schen und seine globalen ökologischen 
Folgen sollen in mehreren Sitzungen öf­
fentlich festgestellt werden. Militärische 
Zensur und eine geschlossen einseitige 
Berichterstattung der Medien verhinder­
ten über Wochen, daß sich die Öffent­
lichkeit ein klares Bild vom Ausmaß der 
Verwüstungen machen konnte. Inzwi­
schen scheint man zur „Normalität“ des 
Alltags zurückgekehrt zu sein.

„Möge dieses Tribunal verhindern, 
daß das Verbrechen des Schweigens sich 
vollende.“ Mit diesen Worten hatte 
Russell 1967 ein Internationales Tribu­
nal gegen die Kriegsverbrechen in Viet­
nam eröffnet, das damals erheblich dazu 
beitrug, die Verbrechen des Vietnam­
krieges in Europa bekannt zu machen 
und zu ächten.

Daß dieses Tribunal in Frankreich 
verboten wurde, konnte seine Durchfüh­
rung nicht verhindern. Die Jury aus be­
kannten Schriftstellern, Philosophen, 
Juristen und Menschenrechtsaktivisten 
traf sich in Schweden und Dänemark. 
Dieses erste Tribunal, für das sich bald 
die Bezeichnung „Russell-Tribunal“ 
durchsetzte, ging auf die Initiative der 
beiden Philosophen Bertrand Russell 
(1872-1970) und Jean-Paul Sartre 
(1905-1980) zurück.

Bertrand Russell — 
Mathematiker und Pazifist

Russell war einer der bedeutendsten Ma­
thematiker dieses Jahrhunderts. 1872 in 
Großbritannien geboren, studierte er in 
Cambridge Mathematik und Sozialwis­

senschaften. Später lehrte er an berühm­
ten Universitäten, in Oxford, Harvard, 
London, Peking, Chicago und Los An­
geles. Was ihn vor vielen Wissenschaft­
lern auszeichnete, war sein mutiges Auf­
treten für soziale Minderheiten, für Frie­
den und Menschenrechte. Bereits 1916 
wurde der überzeugte Atheist als 
Kriegsdienstverweigerer interniert, trat 
nach dem zweiten Weltkrieg gegen die 
Atombewaffnung und gegen den Viet­
namkrieg auf. Seine zahlreichen Schrif­
ten beschäftigten sich mit Mathematik, 
Philosophie und Erziehung, mit politi­
schen Fragen und mit Reügionskritik.

1950 wurde ihm der Nobelpreis für 
Literatur verliehen. Von seinem Ar­
beitszimmer aus koordinierte Russell In­
itiativen für politische Gefangene und 
verfolgte Minoritäten, für Palästina- 
Flüchtlinge genauso wie für sowjetische 
Juden. Die Zahl der Anfragen stieg stän­
dig. Da Russell weder über genügend fi­
nanzielle Mittel verfügte noch die anfal­
lende Arbeit allein erledigen konnte, 
kam es 1963 zunächst zur Gründung von 
zwei Stiftungen, der Atlantic Peace 
Foundation und der Bertrand Russell 

Peace Foundation mit Sitz in Notting­
ham. Sie fanden die Unterstützung inter­
nationaler Prominenz, darunter Nobel­
preisträger, Schauspieler, berühmte 
Wissenschaftler, selbst mehrere Staats­
oberhäupter.

Das Vietnam-Tribunal
Seit 1963 hatte Russell die Entwicklung 
in Vietnam verfolgt und bemühte sich 
darum, die Öffentlichkeit auf die Ver­
brechen des Krieges aufmerksam zu ma­
chen. Ein Jahr später reisten Mitarbeiter 
Russells nach Indochina, führten Ge­
spräche mit Opfern von Napalmbomben 
und mit Vertretern Nordvietnams. Ein 
Verdacht bestätigte sich bei weiteren 
Reisen nach Vietnam und in die Nach­
barstaaten: Die USA hatten sich einer 
Reihe schwerwiegender Verstöße gegen 
Menschenrechte und Kriegsrecht schul­
dig gemacht.

Im Sommer 1966 wandte sich die Rus­
sell-Foundation nach langen Vorarbei­
ten und Nachforschungen an prominente 
Wissenschaftler. Künstler und Politiker 
die von keiner Regierung oder Partei ab­
hängig waren. Sie sollten die Vorwürfe 
auf einem internationalen Tribunal un­
tersuchen Während der ersten Sitzung 
erklärte Russell: „Unser Tribunal ist 
ohne genaues historisches Vorbild. Der 
Nürnberger Gerichtshof entstand, aucs
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wenn er Kriegsverbrechen aufspüren 
sollte, nur aus der einzigen Tatsache, 
daß die siegreichen Alliierten den Be­
siegten die Pflicht auferlegten, ihre Füh­
rer der Justiz auszuliefem. Es war un­
vermeidlich, daß der Nürnberger Pro­
zeß, der ja von der Staatsmacht unter­
nommen wurde, ein gutes Maß Realpoli­
tik enthalten mußte.“ Das Russell-Tri­
bunal repräsentierte keine Staatsmacht 
und fällte keine Urteile im juristischen 
Sinn. Die Menschenrechtsverletzungen 
und Kriegsverbrechen wurden von einer 
Juiy festgestellt. Sie befragte Zeugen 
und Beschuldigte, nahm Beweismaterial 
in Augenschein, holte Gutachten ein. 
Das Tribunal verstand sich als nicht­
institutionalisiertes Organ der öffentli­
chen Meinung. Legitimiert war es allein 
durch seine moralische Autorität, durch 
die Integrität seiner Jury, durch die un­
voreingenommene und universalistische 
Art, mit der es Kriegsverbrechen und 
Menschenrechtsverletzungen unter­
suchte. Die Untersuchungen waren öf­
fentlich. Den Entscheidungen der Jury 
lagen keine willkürlich moralischen 
oder politischen Kriterien zugrunde, 
sondern fest umrissene juristische Kate­
gorien. Maßstab waren Völkerrecht und 
Menschenrechte. Der französische Phi­
losoph Jean-Paul Sartre, Mitglied der 
ersten Jury, unterstrich diesen Gedan­
ken. „Wir sind ohne Macht: das ist die 
Garantie unserer Unabhängigkeit. Nie­
mand hilft uns, ausgenommen die Grup­
pen der Unterstützungskomitees, die, 
wie wir selbst, Zusammenschlüsse von 
Privatpersonen sind. Indem wir weder 
eine Regierung noch eine Partei reprä­
sentieren, können wir auch keine Befeh­
le empfangen: wir untersuchen die Tat­
sachen, wie man sagt, ,mit Herz und 
Gewissen4 oder, falls man diese Formu­
lierung vorzieht, mit aller Freiheit des 
Geistes. Niemand unter uns kann heute 
sagen, welche Wendung unsere Debat­
ten nehmen und ob wir auf Anklagen mit 

Ja oder Nein antworten werden, oder ob 
wir sie vielleicht für begründet, aber zu 
unzureichend bewiesen halten und daher 
keinen Entschluß fassen werden. Sicher 
ist auf jeden Fall, daß wir keine Macht 
haben, selbst wenn wir von den vorge­
legten Beweisen überzeugt sein sollten, 
ein Urteil zu sprechen.“

Weitere Tribunale
Während mehrerer Sitzungen in Rom 
und Brüssel wurden von 1974 bis 1976 
Menschenrechtsverletzungen in Latein­
amerika untersucht.

Als bei der Russell-Foundation in 
Nottingham später immer häufiger Be­
schwerden über die Situation in der Bun­
desrepublik Deutschland eingingen, wo 
seit 1972 ein sogenannter Radikalener­
laß in Kraft getreten war, entschloß man 
sich, den Klagen nachzugehen. „Wir 
haben diese Beschwerden über viele 
Monate geprüft und sind Anfang 1977 
zu dem Schluß gekommen, daß in West­
deutschland ein — Juristen würden sa­
gen — ,prima facie‘-Fall von Unter­
drückung besteht, eine Verweigerung 
der Menschenrechte für diejenigen, de­
nen man eine berufliche Anstellung ver­
sagt, weil ihre Einstellung zur Verfas­
sung nicht mit der anderer Bürger über- 
einstimmt.“ Das dritte Russell-Tribunal 
fand schließlich 1978 in Frankfurt statt. 
Es untersuchte allgemein die „Situation 
der Menschenrechte in der Bundesrepu­
blik Deutschland“ und insbesondere po­
litische Zensur und Berufsverbote. Wei­
tere kleinere Untersuchungen des Rus­
sell-Tribunals folgten. Sie beschäftigten 
sich mit der Praxis der Geheimdiploma­
tie, mit dem Irland-Konflikt, mit der Un­
tersuchung von Übergriffen durch Poli­
zei, Gerichte und Armee in Frankreich 
— und erst kürzlich in Berlin mit der 
Rolle des IWF.

Tribunale und Veranstaltungen der 
Russell-Foundation waren gelegentlich 
von Hetzkampagnen begleitet. So wurde 
Ende der 70er Jahre in der Bundesrepu­

blik versucht, das Russell-Tribunal als 
kommunistisches Unternehmen, als 
Verhöhnung der Demokratie darzustel­
len, dessen Urteile schon von vornhe­
rein festständen. Bei SPD und Gewerk­
schaften kam es quasi zu Unvereinbar­
keitserklärungen. Ihren Funktionären 
wurde untersagt, an dem Tribunal teil­
zunehmen.

Russell-Tribunal 
zum Golf-Krieg

Unabhängig voneinander wurde in den 
vergangenen Wochen von mehreren 
Gruppen die Einberufung eines Interna­
tionalen Russell-Tribunals zum Golf- 
Krieg gefordert. In entsprechenden Auf­
rufen schlugen die LAG Frieden der 
Grünen Baden-Württemberg und das 
Palästina-Büro Berlin ein Änti-Kriegs- 
Tribunal vor.

Von der Friedensgruppe Atlantis in 
Kassel wurde die Idee veröffentlicht, 
man könne ein Russell-Tribunal auf 
einem größeren Schiff durchführen. Die 
Jury solle in internationalen Gewässern 
vor New York tagen. „Mitwirken soll­
ten als Ausschuß und Zeugen/Sachver­
ständige im Geiste des Tribunals von 
Russell aus allen Kulturen, allen Natio­
nen, allen Religionen, in der Öffentlich­
keit Bekannte und Unbekannte, Frauen 
und Männer in völliger Gleichwertig­
keit, damit die Welt über diesen Krieg 
befinden kann, nicht aber die Etiketten­
täuscher einer neuen Weltordnung, von 
welcher partiellen Seite auch immer.“

Von dieser Gruppe wurde inzwischen 
ein weiterer Aufruf übernommen, der 
(auf deutsch und englisch) vom Interna­
tionalen Bund der Konfessionslosen und 
Atheisten (IBKA) in Berlin international 
in Umlauf gebracht worden war. Gleich­
zeitig hatte der IBKA die Bertrand Rus­
sell Peace Foundation in Nottingham 
und das deutsche Sekretariat in Frank­
furt aufgefordert, ein solches Tribunal 
einzuberufen und die Koordination da­
für zu übernehmen. Inzwischen gibt es 

erste Zustimmung von Gruppen aus der 
Schweiz und aus Großbritannien.

Öffentliche Untersuchung von 
Rüstungsexporten der BRD

Eine weitere Initiative ging vom Stadt­
büro der Grünen in Mainz aus und fand 
die Zustimmung des Bundesvorstandes. 
Geplant ist eine öffentliche Untersu­
chung deutscher Waffen- und Rüstungs­
exporte in den Nahen Osten am 6./7. 
April in Mainz. Eigentlich war ein öf­
fentlicher Untersuchungsausschuß zu 
dem Thema geplant worden, nachdem 
von der SPD die Einrichtung eines parla­
mentarischen Untersuchungsausschus­
ses abgelehnt worden war. Inzwischen 
soll hier aber von der SPD Zustimmung 
signalisiert worden sein. Ursprünglich 
hatte der Aufruf auch den Zusatz „in der 
Tradition der Russell-Tribunale“ ent­
halten. Mit dem Hinweis, daß man sich 
nicht mit fremden Federn schmücken 
und einem parlamentarischen Untersu­
chungsausschuß nicht vorgreifen wolle, 
wurde diese Idee fallengelassen. In dem 
Aufruf heißt es: „In fast allen Kriegen 
dieses Jahrhunderts, den von Deutsch­
land selbst angezettelten und in vielen 
anderen, haben es deutsche Industrielle 
und die deutsche Politik verstanden, ih­
ren politischen und wirtschaftlichen 
Vorteil zu ziehen, oft auf beiden Seiten 
der Kriegskonfliktparteien. Im Krieg am 
Golf wird dies jetzt selten deutlich, und 
entsprechend angestrengt versuchen die 
verantwortlichen ehemaligen und jetzi­
gen Regierungspolitiker, zu vertuschen 
und sich aus der Verantwortung zu steh­
len ... Zur Vermeidung künftiger Krie­
ge und deren legaler und illegaler Unter­
stützung aus der Bundesrepublik ist eine 
öffentliche Diskussion zum Thema Rü­
stungsexporte spätestens jetzt dringend 
notwendig. Das deutsche Parlament hat 
vor dieser Aufgabe versagt.“ Die Ver­
anstaltung wird inzwischen von einem 
breiten Bündnis von mehr als 30 Grup­
pen und Initiativen mitgetragen. Die öf­

fentliche Untersuchung von Rüstungs­
exporten könnte — ähnlich wie das Fo­
rum der Richter und Staatsanwälte für 
den Frieden, das am 9. März in Bonn 
stattfand — eine wichtige Vorarbeit für 
ein internationales Russell-Tribunal 
zum Golf-Krieg leisten. Denn Rüstungs­
exporte und die Verletzung UN-eigener 
Statuten und internationaler Rechtsnor­
men durch die Kriegführenden müssen 
sicherlich auch international untersucht 
und öffentlich gemacht werden. Diese 
Themen wären daher auch als Schwer­
punkte eines Russell-Tribunals zu be­
handeln.

Bis es dazu kommt, sind jedoch noch 
viele Anstrengungen nötig. Zwar steht 
die Russell Foundation in Nottingham 
dem Vorhaben positiv gegenüber, bevor 
sie aber eine internationale Jury berufen 
und konkrete Schritte unternehmen 
kann, müßten noch weitere Gruppen ih­
re Unterstützung zusichern. Die anfal­
lenden Aufgaben müßten durch Bildung 
von Arbeitsgruppen und Unterstützerin­
itiativen verteilt werden. Da eine ganze 
Reihe von Aspekten dieses Krieges zu 
klären sind, muß man sich entweder auf 
einen langen Verhandlungszeitraum 
oder auf parallele Sitzungen in mehreren 
Städten mit verschiedenen thematischen 
Schwerpunkten entstellen; Für den mög­
lichen Ablauf des Tribunals gibt es zwar 
schon eine Reihe von Ideen, aber für 
eine konkrete Planung ist es noch zu 
früh.

Franz-Helmut Richter, Berlin

Gruppen, die die Durchführung eines Internatio­
nalen Russell-Tribunals zum Golf-Krieg unter­
stützen möchten, sollten an folgende Adressen 
schreiben:
— Bertrand Russell Peace Foundation, Ber­
trand Russell House, Gamble Street, Notting­
ham NG 74 ET, Großbritannien
— Russell-Tribunal, Deutsches Sekretariat, 
c/o Dr. Karl Mutter, Laubestr. 37, 6000 Frank- 
fert/M. 70
— Unterstützergruppe für ein Russell-Tribunal 
zum Golf-Krieg, Postfach 880, 1000 Berlin 41

Eine neue Weltordnung auf tönernen Füßen. 
Die Hegemonie der USA nach dem Golfkrieg

Der Krieg ist das Maß aller Dinge, und 
nichts hat wie der Golfkrieg das Kräfte­
verhältnis zwischen allen beteiligten 
Mächten, d. h. zwischen den Kriegspar­
teien, zwischen den USA und der So­
wjetunion wie zwischen den USA und 
den Westeuropäern bloßgelegt. Er ist 
ebenso das Maß, die politischen Positio­
nen der Linken auf ihre Richtigkeit zu 
überprüfen.

Ein „amerikanischer Frieden“, 
gestützt auf die militärische 

Kontrolle des Erdöls
Eine „neue Weltordnung“ nach der Nie­
derwerfung des Irak kündigte der US- 
Präsident Bush im Januar als sein 
Kriegsziel im Golf an und fügte hinzu: 
„unter Führung der USA“, um klar zu 
machen, daß er die Zeiten der „bipola­
ren“ amerikanisch-sowjetischen Welt­
ordnung der letzten Jahrzehnte für been­
det ansieht. Nach der erfolgreichen Nie­
derwerfung des Irak durch die US-ge- 
führte Koalition imperialistischer Mäch­
te und ihrer arabischen Verbündeten 
steht nunmehr fest, daß die vor sich ge­
hende Auflösung der „pax americana“, 
von der der Autor dieser Zeilen in der 
letzten Beilage schrieb, vorerst durch 
einen neuen „amerikanischen Frieden“ 
abgelöst wird. Der Angelpunkt der 
„neuen Weitordnung“ ist die Kontrolle 
über das Erdöl Arabiens, wichtigster 
Rohstoff unter den natürlichen Reich­
tümern der 3. Welt und Hauptenergie- 
•räger für die Industriestaaten des We­
stens. So hat der Golfkrieg nicht nur die 
militärische Zweitrangigkeit der West­
europäer und Japaner unter Beweis, son­
dern deren Abhängigkeit vom Wohlwol­
len der USA sichergestellt. König Hus­
sein von Jordanien nannte in einer seiner 
Reden Deutschland und Japan nicht zu 
Unrecht als heimliche Objekte und Ver­
lierer des US-Kriegs.

Nach der Zerstörung des Militärpo­
tentials des Irak, davon gehen die Ame­
rikaner aus, wird so schnell kein anderer 
Nahoststaat eine regionale Vormacht-, 
geschweige arabische Hegemonialrolle 
arisueben können. Auch wenn die end­
gültige Form der nahöstlichen Nach­
kriegsordnung noch gefunden werden 
muß, steht fest, daß in ihrem Zentrum 
ein regionales Militärbündnis der USA 
mit den Golfstaaten, Saudi-Arabien an 
der Spitze, eventuell unter Beteiligung 

Ägyptens, Syriens und der Türkei, die 
amerikanische Vormachtstellung absi­
chern wird.

Auf tönernen Füßen
In dieser Nachkriegsordnung wird für 
eine Lösung des Palästinenserproblems 
kaum Platz sein. Neben den USA ist der 
zionistische Staat, obwohl formell nicht 
beteiligt, der zweite große Sieger des 
Kriegs. Ein Staat Israel, der jedoch be­
reits vor dem Golfkrieg nicht an eine 
Nahostkonferenz zur Palästinafrage 
dachte, ist nach dem Krieg erst recht 
nicht zu Konzessionen genötigt, zumal 
die Rückgabe besetzter Gebiete dem Le­
bensgesetz dieses Siedlerstaates — der 
Landnahme widerspricht. Die Diskus­
sionen, die zur Zeit real in Israel geführt 
werden, drehen sich darum vor allem 
um die Fragen, wie die Palästinenser auf 
Jordanien zu verweisen sind, die West­
bank zu behalten ist und nach dem Irak 
Syrien als potentieller nächster Gegner 
entwaffnet werden kann. Welche Dauer 
die „neue Weltordnung“ der USA ha­
ben wird, kann niemand Vorhersagen; 
aber daß sie auf tönernen Füßen steht, ist 
unverkennbar. Sie stützt sich nicht auf 
einen ökonomischen und politischen 
Aufstieg des hegemonialen Staates, son­
dern wird allein militärisch errichtet, 
von einer wirtschaftlich zurückfallenden 
Weltmacht, die ihren Krieg von anderen 
finanzieren lassen mußte, um ihn über­
haupt führen zu können. Die „imperiale 
Überdehnung“ — so der britische Histo­
riker Paul Kennedy — wird die US-Re­
gierung voraussichtlich schon in den 
nächsten Wochen diskutieren lassen, 
welche Truppenstärke sie sich in 
Deutschland noch finanziell leisten 
kann.

Söldnerkriege der Zukunft
Zwei große Niederlagen der letzten bei­
den Jahrzehnte haben die USA mit ihrem 
Sieg am Golf wettgemacht, beidemal in 
janusgesichtiger Form: Vietnam und 
Iran. Bis zur islamischen Revolution 
1979 diente das iranische Schah-Regime 
den USA als „Hilfspolizist“ am Golf, so 
daß die amerikanische Militarpräsenz 
selber minimal bleiben konnte. Selbst 
das größte Land unter den Ölscheichtü- 
mem — Saudi-Arabien — ist jedoch von 
derartiger innenpolitischer Instabilität, 
daß es sich nicht erlauben kann, die all­
gemeine Wehrpflicht einzuführen, son­

dern lediglich eine kleine, auf das Herr­
scherhaus eingeschworene Söldnertrup­
pe besitzt, die sich mit den arabischen 
Nachbarn nicht messen kann und des­
halb keinen Ersatz für den Iran des 
Schah-Regime bildet. Also müssen die 
USA eigene militärische Kräfte in der 
Region stationieren — mit allen daraus 
folgenden Spannungen. Eine entschei­
dende Lehre aus Vietnam war, die 
Wehrpflichtarmee abzuschaffen, weil 
der Einsatz von Wehrpflichtigen dem 
innenpolitischen Widerstand gegen den 
Vietnamkrieg immer neue Nahrung ge­
geben hatte. Der jetzige Sieg der seither 
aufgebauten Berufsarmee gibt dieser 
Entscheidung im Nachhinein recht. Seit 
dem Mittelalter bis Ende des 18. Jahr­
hunderts waren Söldnerheere die Träger 
der Kriege. Mit der Großen Revolution 
in Frankreich traten an ihrer Stelle auf 
der allgemeinen Wehrpflicht beruhende 
Massenheere in die Geschichte. Nun­
mehr scheint es so, als ob in den ent­
wickelten kapitalistischen Staaten das 
Zeitalter der auf allgemeiner Wehr­
pflicht beruhenden Massenarmeen vor­
erst beendet ist, weil für die anstehenden 
militärischen Konflikte erneut Söldner­
heere das geeignetere Instrumentarium 
darstellen. Am Golf haben nur Berufs­
soldaten die Angriffsoperationen der 
imperialistischen Militärkoalition 
durchgeführt. Im Unterschied d^iLu be­
ruhen die Armeen der weniger entwü 
kelten Länder in der Regel auf der allg 
meinen Wehrpflicht, so daß es danac 
aussieht, als ob die antiimperialistischen 
Kriege der Zukunft zwischen Volkshee­
ren und Söldnerarmeen ausgefochten 
werden.

Eine Fehlkalkulation 
der Sowjetunion

Durch ihr Abstimmungsverhalten im 
UNO-Sichefheitsrat schuf die Sowjet­
union die politischen Voraussetzungen 
für den US-Einsatz am Golf. Sie wollte 
zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen: 
a) sich die amerikanische Nichteinmi­
schung in die Lösung ihrer „baltischen 
Frage“ erkaufen, und b) dem irakischen 
Verbündeten eine Straflektion erteilen, 
der durch den Überfall auf Kuweit ohne 
Rückfrage bei der sowjetischen Schutz­
macht eine eigene regionale Vormacht­
politik einschiug. Keineswegs konnte 
die sowjetische Regierung ein Interesse 
an einem Sieg der amerikanischen Trup­

pen und an einer amerikanischen Vor­
machtstellung im Nahen Osten haben. 
Der Gang der Dinge ist den Sowjets je­
doch völlig aus der Hand geglitten. 
Nachdem die Bush-Regierung erst ein­
mal das Mandat des Sicherheitsrats hat­
te, betrieb sie eine unbeirrbare Kriegs­
politik. Der sowjetisch-irakische Frie­
densplan in letzter Minute, der die USA 
politisch ausmanövrieren und die So­
wjetunion als Garantiemacht eines Frie­
dens im Nahen Osten etablieren sollte, 
wurde von Bush beiseitegewischt. Als 
die irakische Armee, von den Sowjets 
aufgerüstet und ausgebildet, sodann bin­
nen kürzester Zeit zusammenbrach und 
Gorbatschow keine weitere Gelegenheit 
zur Friedensstiftung mehr bot, hatte sich 
die sowjetische Politik endgültig als 
Fehlkalkulation erwiesen.

Als Konsequenz aus dem Golfkrieg 
wird die Sowjetunion nicht nur militä­
risch die „Schwachstellen der sowjeti­
schen Luftabwehr“ beseitigen müssen 
(so General Jasow, FAZ vom 2.3.). Die 
neue Weltordnung George Bushs ver­
weist den östlichen Konkurrenten auf 
den zweiten Rang — mit der Folge, daß 
er mit um so größerer Energie daran ar­
beiten wird, den USA bei nächster Gele­
genheit eine Niederlage beizubringen. 
Das bedeutet u. a., die Zusammenarbeit 

mit dem vereinten Deutschland zu ver­
tiefen, um es aus der amerikanischen 
Hegemonie herauszubrechen und seine 
ökonomische Stärke und entwickelten 
Produktivkräfte für die eigene Entwick­
lung zu nutzen.

0ie EG — em Trümmerhaufen
Die EG hat sich im Golfkrieg mit den 
Worten des belgischen Außenministers 
Eyskens erneut als ökonomischer Riese, 
politischer Zwerg und militärischer 
Wurm gezeigt. Sie war außen- und si­
cherheitspolitisch ein handlungsunfähi­
ger Trümmerhaufen; die Gegensätze 
zwischen den tragenden Mächten haben 
sich sogar vertieft, und speziell die 
Theorie von einer deutschen Hegemonie 
über die EG hat sich als das entlarvt, was 
sie von Anfang an war: als ökonomisti- 
sche Ideologie der Linken. Während das 
Zusammengehen Großbritanniens mit 
den USA von Anfang an klar war, hat 
nunmehr auch die Kriegspolitik Mitte­
rands in der alliierten Militarkoalition 
die tatsächliche Stellung Frankreichs of­
fenbart: an der Seite der Amerikaner.

Die zaghaften Versuche der deutschen 
Außenpolitik, mit Moskau und Teheran 
ein Gegengewicht zu schaffen, blieben 
isoliert und erfolglos.

Aus dem europäischen Trauerspiel 
während des Nahostkriegs hat die deut­
sche Bourgeoisie daher ihre eigene 
Schlußfolgerung gezogen: „Es gibt nur 
eine Wirtschafts- und Währungsunion, 
wenn es uno actu auch eine politische 
Union gibt“, zitierte die FAZ vom 1.3. 
1991 den Bundeskanzler. Mit anderen 
Worten: ein wirtschaftliches Entgegen­
kommender Deutschen ist nur zu erwar­
ten, wenn gleichzeitig eine institutionel­
le politische Vereinheitlichung zustan- 
dekommt. Eine handlungsfähige „poli- • 
tische Union“ setzt aber nicht nur eine 
gemeinsame Sicherheits- und Militärpo­
litik voraus, sondern auch eine aner­
kannte Zentralmacht. Wie aber soll die 
Unterordnung der anderen Staaten er­
zwungen werden? Die französische 
Bourgeoisie jedenfalls zieht offenbar die 
reale Hegemonie der fernen USA einer 
für die Zukunft befürchteten Vormacht 
des benachbarten vereinten Deutschland 
vor.

Von den arabischen
Staatsbourgeoisien

zur islamischen Revolution
Für die arabische Sache bedeutet die 

des Irak eine Niederlage, 
aus der ganz neue Kräfte erwachsen 
könnten. Nach der Machtübernahme 
kleinbürgerlich-nationalistischer Re­
gimes („arabischer Sozialismus“) in 
'temgrnßten arabischen Staaten während 
der 50er und 60er Jahre gab es von Sei­
ten dieser Staaten mehrere Anläufe — 
den ägyptischen Staatspräsidenten Nas­
ser vorweg —, die staatliche Zersplitte­
rung zu überwinden (Vereinigte Arabi­
sche Republik). Mittlerweile sind die 
herrschenden Schichten dieser Länder 
über den Aufbau ihrer staatlich organi­
sierten Ökonomien als Staatsbourgeoi­
sien dermaßen mit den Einzelstaaten 
verwachsen, daß ihr Interesse an der ara­
bischen Einheit verschwunden ist. So 
kam die Gegnerschaft Syriens oder 
Ägyptens gegen den Irak im Golfkon­
flikt zustande, weil Saddam Hussein mit 
dem Einmarsch nach Kuweit die gesam­
te Staatenordnung Arabiens in Frage 
stellte und nicht nur die reaktionären 
Feudalregimes der GolfecheichtümeL 
sondern letztlich auch die Militärregi-
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nies eines Mubarak von Ägypten oder 
eines Assad von Syrien bedrohte. Um 
ihre eigene Existenz zu retten, kollabo­
rierten sie alle mit den USA. Ein Reprä­
sentant dieser Kräfte ist auch Saddam 
Hussein an der Spitze der irakischen 
Baath-Partei, der sich erst durch den 
Aufmarsch der gegnerischen Militär­
koalition gezwungen sah, die Eroberung 
Kuweits zu einem Schritt zur Einheit 
Arabiens zu machen, um die arabischen 
Massen fiir seine Sache zu gewinnen.

Für diese Massen, die sich in den Vor­
städten zusammenballen und mangels 
ausreichender Entwicklung der Indu­
strie keine Perspektive haben, verknüp­
fen sich die soziale und die nationale 
Frage auf spezielle Weise miteinander. 
Die soziale Frage stellt sich ihnen als 
Zugang zum Ölreichtum Arabiens, der 
allen eine menschenwürdige Existenz 
gewähren könnte, aber großenteils von 
einigen Scheichfamilien unter dem Pa­
tronat der USA kontrolliert wird. Die 
nationale Frage stellt sich damit als 
Überwindung der bisherigen, künstli­
chen Staatsgrenzen und Herstellung 
eines großen arabischen Nationalstaats 
dar.

Nachdem der bürgerliche Nationalis­
mus an der Lösung dieser grundlegen­
den Aufgabe gescheitert ist und heute 
dort, wo er an der Macht ist, sogar ein

Die Schüsse von Sarajewo waren der 
Auslöser, aber nicht die Ursache vom I. 
Weltkrieg. Der war längst vorher ge­
plant, und die Kriegsparteien warteten 
nur auf einen günstigen Moment zum 
Losschlagen. Auch die US-Aggression 
war von langer Hand geplant. Saddam 
gab den Anlaß, den Vorwand, allerdings 
einen sehr willkommenen.

1982 schrieben wir in der Friedensbe­
wegung zum Golf: ,,Wollen nicht gera­
de die USA wieder die volle Kontrolle 
über die Golf-Region erlangen, um so 
die ökonomischen Verschiebungen zu­
gunsten ihrer Hauptkonkurrenten, Ja­
pan und die EG, zu bremsen oder gar 
rückgängig zu machen ? Welche Super­
macht rüstet denn in der Golf-Region 
auf schickt ihre Kriegsflotte dorthin, 
läßt AW4CS in Saudi-Arabien und 
Ägypten stationieren und sorgt für aben­
teuerliche Provokationen vor der libyi- 
schen Küste ? Welche Supermacht hat 
denn die größte mobile Eingreiftruppe 
aufstellen lassen ? Auch der Einmarsch 
der SU in Afghanistan kann nicht dar­
über hinwegtäuschen, daß tatsächlich 
die Supermacht USA die treibende Kraft 
eines gewaltsamen Konflikts in der Golf- 
Region ist.** (M. Massarat). Was heute 
der Bösewicht Saddam, war in den 80er 
Jahren die SU: ,,Heute hätte die SU, 
wenn sie erst den Golf beherrschte, das 
Wirtschaftsleben Europas in der Hand“, 
wie aus Foreign Affairs 1980 verlautet.

Seit jeher gilt die Golf-Region als eine 
für die USA lebenswichtige Region, die 
Beeinträchtigung der Ölinteressen als 
Kriegsgrund. Nur, weder der Irak noch 
sonstwer hat mit der Schließung des Öl­
hahns gedroht, geschweige denn ihn zu­
gedreht.

Ohne die massive Rüstungshilfe an 
Amerikas Lieblinge wie Saudi-Arabien, 
Ägypten, Israel und die Türkei, ohne 
Truppenstützpunkte, ohne Verträge zur 
Unterstützung im Kriegsfall, hätte die 
USA 10000 km von der Heimat inner­
halb von einem halben Jahr den größten 
Truppenaufmarsch seit dem II. Welt­
krieg gar nicht bewerkstelligen können. 
Das ist alles von langer Hand geplant, 
und ein Anlaß zum Losschlagen findet 
sich immer.

Wird nicht auch deutsches Öl 
am Golf verteidigt?

Der Krieg am Golf wäre ohne die Auf­
marschbasis und Drehscheibe BRD 
nicht möglich gewesen. Da ist Bündnis­
treue gefordert. Schließlich haben wir ja 
das großdeutsche Reich niemand ande­
rem als der NATO — „dem erfolgreich­
sten Militärbündnis der Historie“ — mit 
über 40jähriger Blockade und Erpres­
sungspolitik gegenüber der SU zu ver­
danken. Von den hier 250000 stationier­
ten Gl s wurden 100000 in den Golf 
verlegt. Von der Air-Base Startbahn 
West starteten und starten immer noch 
pausenlos die Galaxis-Transportflug­
zeuge in Richtung Front, von Bremer­
haven erfolgte die Verschiffung von 
Kriegsmaterial. Das ist der Beitrag der 
BRD zum „Frieden“. Man macht sich 
selber dabei die Hände nicht schmutzig.

Die „Entspannung“ 
führt zu Krieg!

Nach der Landung von US-Marines 
1958 und dann nochmals 1986 im Liba­
non haben die Amis es nicht mehr ge- 

Hindernis fiir ihre Realisierung bildet, 
findet die Formierung der arabischen 
Massen seit Jahren auf dem Boden des 
islamischen Fundamentalismus statt. 
Unter seinem Banner verspricht die ara­
bische Einheit nicht durch eine Staaten­
verbindung von oben, sondern durch so­
zialrevolutionären Umsturz von unten 
Wirklichkeit zu werden — durch das 
Schwert des Islam. Es kann darum sein, 
daß der Nahe Osten, wo die Amerikaner 
soeben den archimedischen Punkt für 
die Errichtung ihrer neuen Weltordnung 
gefunden haben, die Region wird, wo 
diese Weltordnung durch den Sturm der 
islamischen Revolution in Trümmer ge­
legt wird.

Wenig Handlungsspielraum 
für die deutsche Bourgeoisie 

Während die deutsche Bourgeoisie die 
Frage nach der „Gerechtigkeit“ des 
amerikanischen Golfkriegs intensiv de­
battierte und — wenn auch mit Magen­
grimmen — positiv beantwortete, übte 
sich die Linke in weltmännischer Neu­
tralität. Nur wenige kleine Organisatio­
nen hauptsächlich aus dem trotzkisti- 
schen Spektrum verteidigten den Kampf 
des Irak als antiimperialistisch.

Die MLPD warf die Frage nach dem 
gerechtem Krieg auf (Leitartikel der RF 
vom 26.1.) — um statt einer Antwort am 

wagt, in Nah-Ost einzumarschieren. 
Auch den Herzenswunsch der USA nach 
ständiger Truppenpräsenz konnten 
selbst die willfährigsten Herrscher nicht 
erfüllen — und jetzt sind gleich 500000 
Mann da unten — dank Saddam. Wie 
war dieses Wunder möglich? Die So­
wjetunion — das vorherige Reich des 
Bösen — ist nicht mehr. Wer ist da noch 
da, der ernsthaft einem solchen Unter­
nehmen Widerstand entgegensetzen 
könnte ? Außerdem ist die SU so mit sich 
selbst beschäftigt, als daß sie, nach dem 
gescheiterten Afghanistan-Debakel, 
ernsthaft drohen könnte. Wir sehen: das 
Aus der SU bringt uns dem Weltfrieden 
leider nicht näher! Dann hat der Probe­
lauf der Panama-Invasion im Schatten 
der Ceaucescu-Hinrichtung prächtig ge­
klappt und, last not least, muß man jetzt 
in das vielbeschworene Machtvakuum 
stoßen, denn wer weiß, wie lang der lie­
be „West-Spezi“ Gorbi noch da ist. 
Denn wenn der weg ist, dann Gute 
Nacht! Also kam Saddams brutaler Akt 
wie gerufen!

Wahrscheinlich glaubte die USA, 
durch ihre gigantische Militärmaschi­
nerie und altbekannte Erpressermetho­
den (die bei der SU so erfolgreich wa­
ren) Saddam zum Rückzug bewegen zu 
können, ohne daß ein Schuß fallt. Nur: 
Saddam hat sich als imperialistisches 
Ziehkind nicht rumkriegen lassen und ist 
nicht zu Kreuze gekrochen.

Gorbi hat als Dank fiir seine Kapitula­
tion all das von seinem Reich abwenden 
können, was nun der neue Welt-Böse­
wicht Saddam voll abkriegt. Auch wir 
von der Friedensbewegung können von 
Glück sagen, daß sich das in den 80er 
Jahren beschworene Kriegsszenario 
nicht auf deutschem Boden abspielt! 
Enthauptungsschlag, deep strike, Blitz­
krieg, elektronische Waffen, das hat al­
les der SU gegolten, und jetzt trifft’s mit 
voller Wucht den Irak! Wer hätte das 
gedacht, daß die Weltdiktatoren so 
schnell wechseln und austauschbar sind. 
Wann ist wohl der Kohl dran?

USA — die internationale 
Völkermordzentrale ?

Diesen Krieg hat die USA gewollt. Ihr 
Kriegsziel ist eine neue Weltordnung 
unter der unverzichtbaren Führung der 
USA — eine pax americana. Können wir 
mit einem Kriegsende einverstanden 
sein, das die westlich-zivilisierte Gang­
sterbande als Herren der „neuen Welt­
ordnung“ hinterläßt? Ist es nicht gerade 
jetzt nötig, die Niederlage des US-Impe- 
rialismus und seiner Bündnispartner zu 
fordern?

Räuber gegen Räuber?
Der Krieg ist nicht von beiden Seiten ein 
Krieg Räuber gegen Räuber. Er ist ein­
deutig ein Aggressionskrieg der USA 
mit aktiver Beihilfe zum Völkermord 
von den EG-Staaten und den US-hörigen 
Statthaltern in der Region. Die US- 
Aggression steht in direkter Folge zum 
Korea- und Vietnamkrieg. Er ist ein 
Kolonialkrieg neuen Typs — da er sich 
gegen eine von EG-Gnaden aufgerüstete

Schluß den heroischen und überaus kon­
kreten Aufruf zu einem „antiimperiali­
stischen Bündnis gegen die deutsche 
Großmachtpolitik“ von sich zu geben. 
Dabei war Deutschland, historisch 
Nichtkolonialmacht im Nahen Osten, 
neben Japan der einzige größere kapita­
listische Staat, der keine Truppen am 
Golf hatte. Die kritisierenswerte „deut­
sche Großmachtpolitik“ bestand in die­
sem Fall offenkundig darin, sich mit 
Händen und Füßen gegen die — wahr­
scheinlich von den USA dirigierten Ver­
suche der Türkei zu wehren, einen 
NATO-Bündnisfäll zu konstruieren und 
die Bundesrepublik in den Krieg hinein­
zuziehen, wie dies innenpolitisch (nur) 
von der CSU getragen wurde. Lediglich 
zur Wahrung des NATO-Scheins sah 
sich die Bundesregierung genötigt, eine 
Luftabwehreinheit in die Türkei zu ent­
senden — mit der Konsequenz am Ende 
des Kriegs: „Kohl übte, ohne Namen zu 
nennen, Kritik an der Türkei und deren 
Präsidenten Özal, als er sagte, er werde 
nicht hinnehmen, daß er unter Vorschüt­
zung des NATO-Vertrags für die innen­
politische Auseinandersetzung eines 
Bündnislands benutzt werde.“ (FAZ 
vom 1.3.) Allerdings mußte die deut­
sche Bourgeoisie ihre faktische Neutra­
lität teuer bezahlen — mit 15 Mrd. DM. 
Deshalb zeigte der Golfkrieg auch, wie

Der Krieg wird gemacht
Ein Krieg der USA gegen die dritte Welt?

und hochgepäppelte Regionalmacht 
richtet und nicht wie früher im Rahmen 
der Ost-West-Konfrontation gegen ein 
Land, das unter dem Schutz der Sowjet­
union steht. Die AZ vom 8.2. behauptet 
zwar: ,,Der Krieg ist schon gar kein 
Kampf der Industriestaaten gegen die 
dritte Welt“, fordert aber im selben Arti­
kel ganz selbstverständlich die koloniale 
Ausbeutung und die Rechtfertigung des 
Kriegs: „Es ist deshalb ein legitimes Ziel 
des Westens, 40 % der Welterdölvor­
kommen nicht in die Hände eines unbe­
rechenbaren Diktators fallen zu 
lassen“.

Der Krieg entwickelt fiir die arabi­
schen Volksmassen — völlig unabhän­
gig von der Person oder der Politik Sad­
dams — eine Eigendynamik, die ganze 
Scheichtümer und sonstige Herrschaften 
in den Strudel zu ziehen droht. Der 
Krieg wird zum Kristallisationspunkt fiir 
die Unzufriedenheit und Radikalisie­
rung der Massen. „Proteste von Bombay 
bis Buenos Aires zeigen, daß das Regime 
von Bagdad den Propagandakrieg vor­
erst nur in den hochindustrialisierten 
Demokratien* verloren hat“. (SZ 
Nr. 34) Dabei richtet sich die Welle des 
Protestes immer mehr gegen die eigene 
Herrschaft, so „gegen die Wirtschaftsla­
ge und das vom Westen gestützte autori­
täre Regime Hassans“. (SZ 5.2.) 
Saddam ist ein Noriega, von der USA 
zum Bösewicht auserkoren, aber fiir vie­
le Araber, und nicht nur fiir sie, gilt: Ich 
mag das Lied, aber nicht den Sänger.

Sowjetunion — immer noch 
Bedrohung Nr. 1 ?

Der alte Feind — die SU — ist noch nicht 
vergessen.

Für den US-Kriegsminister Cheney 
bleibt die SU ,,die Bedrohung Nummer 
I“, und ,die Entscheidung, wohin sich 
das Militär bewegen wird, ist noch nicht 
gefallen“ (SZ 4.2.) Die Miltärstrategie 
und der Enthauptungsschlag haben ja eh 
vor allem der SU gegolten. Die Folter­
werkzeuge werden gezeigt. Der Krieg 
— 2000 km von der sowjetischen Gren­
ze entfernt — soll auch der SU drohen: 
Nur nicht aufmucken und gegen unseren 
Wertekodex verstoßen. Wir sind die 
Oberherren. Ist das nicht Imperialismus 
pur? Ein Prüfstein fiir die neue Weltord­
nung könnte auch das Baltikum werden. 
Das Selbstbestimmungsrecht eines klei­
nen Volkes ist durch den Überfall eines 
mächtigen Nachbarn bedroht. Der Tat­
bestand des Eingriffs ist gegeben. Wann 
rettet NATO-Wömer im Namen der 
freien Welt die Freiheit im Baltikum? 
Genscher beschwört die „Unumkehr­
barkeit der Perestroika“: „die zwar mit 
gegenwärtig gutem Willen regierte Welt­
macht soll auch ihre Fähigkeit einbüßen, 
sich mit ihren immer noch vorhandenen 
interkontinentalen und anderen Mitteln 
der Freiheit in den Weg zu stellen . . . 
Moskau vergreift sich am verbrieften 
Recht der freien Welt auf seine Auflö­
sung. Der Versuch der Selbstbehaup­
tung heute ist dasselbe wie eine Verän­
derung des erreichten Kräfteverhältnis­
ses, eine Störung der Weltordnung . . .

gering der deutsche Handlungsspicl- 
raum immer noch ist, wenn die Sowjets 
mit den Amerikanern an einem Strick 
ziehen oder von ihnen überspielt wer­
den.

Die deutsche Linke zwischen 
Moral und Pazifismus

Richtig wäre gewesen, fiir den objektiv 
antiimperialistisch-revolutionären 
Kampf des Irak einzutreten, die Interes­
sen und Kriegsziele der beteiligten Kräf­
te zu enthüllen und gegen die deutsche 
NATO-Mitgliedschaft als Angelpunkt 
der Zusammenarbeit mit den USA Stel­
lung zu nehmen. Stattdessen hatte die 
Linke nichts besseres zu tun, als den 
deutschen Waffenexport ins Zentrum 
der Propaganda zu rücken, als ob es für 
das Kapital etwas ganz besonders Ver­
werfliches wäre, Profite dort zu ma­
chen, wo sie winken. Ganz ungewollt 
fungierte man so als Dienstleistungsun­
ternehmen für den amerikanischen und 
israelischen Geheimdienst, die beide 
nicht müde wurden, immer neue Infor­
mationen über tatsächliche oder ver­
meintliche deutsche Waffenhilfe an Sad­
dam Hussein zu liefern, um die deutsche 
Öffentlichkeit fiir den US-Krieg zu mo­
bilisieren, das israelische Monopol auf 
Waffenlieferungen zu zementieren und 
allen anderen Staaten der Region das

vergleichbar mit der Krise im nahen 
Osten, wo ein Krieg fällig war. Die künf­
tige Ordnung der SU bzw. ihrer Reste ist 
keinesfalls mehr ihre innere Angelegen­
heit.** (MSZ 1/91)

Und hier liegen auch fiir Genscher 
„die Prioritäten deutscher Politik, die 
nicht verrückt werden dürfen, d.h. für 
das vereinte Deutschland ist die Stabili­
tät in Europa und im Verhältnis zwi­
schen Ost und West immer noch wichti­
ger als das Geschehen am Golf. Vor­
nehmlich in diesem Bereich soll 
Deutschland sein gestiegenes Gewicht in 
die Waagschale werfen.“ (SZ 8.2.) Die 
Bundeswehr mit ihren 600000 Mann — 
bis jetzt ist kein Mann abgerüstet — steht 
bis an der Oder, und der Rüstungsetat ist 
so hoch wie ehedem — von wegen Ent­
spannung! Krieg wird wieder ein Mittel 
der Politik, wenn das kriegerische Droh­
potential das Kriegsziel nicht ohne Krieg 
erreicht.

Man schlägt den Sack 
und meint den Esel

Der US-Krieg am Golf richtet sich auch 
gegen die Hauptkonkurrenten der USA 
um die Vormacht in der Welt. Er ist der 
erste innerimperialistische Krieg seit 
dem 2. Weltkrieg und seit dem Aus­
scheiden der SU aus dem Kampf um die 
Neuaufteilung der Welt. Die Karten 
werden neu gemischt, vor allem in einer 
Region, die für die EG und Japan von 
ganz anderer Bedeutung ist als fiir die 
USA. Die Region unter der Kontrolle 
der USA, da müssen auch die wider­
spenstigen Zwölf sich der Führungs­
macht USA zähneknirschend unter­
werfen — zumindest ist das die Hoff­
nung der USA. Dazu schreibt die SZ 
vom 8.2.: „Tatsache ist, daß die Ge­
wichte in Europa und der Welt nach dem 
Golfkrieg wieder anders verteilt sein 
werden, was sich auch im Verhältnis der 
USA zu ihren europäischen Verbündeten 
ausdrücken wird.“

Tatsache ist, daß die Gewichte in der 
Golfregion nach dem Sturz des Schah 
und der gescheiterten US-Intervention 
im Iran sich mehr und mehr in die EG 
verlagerten. Saddam ist, nachdem die 
SU dort auch ausgebootet wurde, ganz 
und gar ein Kind Frankreichs und der 
BRD. Und jetzt wird dieses Ziehkind 
mit brutaler Gewalt von den USA seinen 
Zieheltern entzogen. Klar, daß die BRD 
da sauer ist. Die Gefährlichkeit des Iraks 
— angeblich viertgrößte Militärmacht 
der Welt! Und aufstrebende Hegemo­
nialmacht in der Region — ist maßlos 
übertrieben und soll wohl eher der USA 
als Rechtfertigung fiir ihren Vernich­
tungskrieg dienen. Die USA als Weit­
führungsmacht muß der Welt beweisen: 
Der Irak ist nicht Panama und schon gar 
nicht Grenada.

Der US-Krieg kam der BRD gar nicht 
zupaß, bescherte doch der gerade zu 
Ende gegangene Golfkrieg und seine 
Finanzierung sowie der niedrige Ölpreis 
der EG mit satten 500 Mrd. DM einen 
wunderschönen Boom. Die Moral paßte 
schon. Man müßte schon irr sein, um so 
einen geschätzten Geschäftspartner wie

Recht abzusprechen, sich mit Waffen zu 
versorgen. ..Gegen den Krieg“ als sol­
chen und überhaupt war die Linke vom 
Boden des Pazifismus und Moral Ismus 
aus. Sie unterschied sich in nichts m» 
der Friedensbewegung, deren politische 
Beschränktheiten sie mit marxistischem 
Vokabular wiederholte, anstatt weiter­
reichende Perspektiven hineinzutragen 
Wo dieser Boden verlassen wurde, um 
aufgrund einer Interessenabwägung Par 
tei zu ergreifen, war die Richtung be­
zeichnend: nach rechts: Wolf Biermann 
machte es vor.

Die deutsche Arbeiterklasse, mate­
riell an der ungestörten Versorgung mit 
Treibstoff interessiert, politisch in die 
bürgerliche Hegemonie eingebunden 
und ideologisch nicht im selben Maße 
wie die friedensbewegten Mittelschich­
ten vom Pazifismus umgetrieben, trat in 
ihrer großen Masse von Anfang an für 
den Krieg gegen ..den Irren aus Bag­
dad“ ein. Sie kann zur Zeit guten Gewis­
sens nicht einmal dem „linken Flügel“ 
der Bourgeoisie zugeordnet werden. Bis 
sie sich aus der bürgerlichen Hegemonie 
löst und eigene Klassenpositionen ent­
wickelt, ist es noch ein weiter Weg. Von 
der heutigen Linken sind dabei keine 
Schrittmacherdienste zu erwarten: sie 
wird eher als Hemmschuh fungieren.

Michael Vogt, Aufsätze zur Diskussion 

den ganz und gar nicht „Irren von 
Bagdad“ durch einen Krieg zu enthaup­
ten. Und hat sich Herr Saddam wirklich 
so aufgemanndelt. daß er so eine inter­
national zusammengeschusterte Kriegs­
koalition geradezu heraufbeschworen 
hat. Und ob wir das Öl über Kuweit — 
dem Liechtenstein am Golf — oder über 
den Irak mit dem eingemeindeten 
Kuweit — beziehen, ist noch lange kein 
Kriegsgrund. Und jetzt, wenn sich die 
Amis da unten festsetzen, ist die special­
relationship zwischen EG und den Ara­
bern empfindlich gestört. Wer weiß, 
was kommt? Wer weiß, was bleibt?

Dieser Krieg verdirbt „unsere ge­
wachsene Freundschaft mit den Ara­
bern**. Selbst ein Möllemann, Wirt­
schaftsminister und früherer Vorsitzen­
der der deutsch-arabischen Freund- 
schaftsgesell schäft. entdeckt sein Herz. 
fiir die Palästinenser und er findet es gar 
nicht gut, „wenn jetzt das Engagement 
von Deutschen für eine freundschaftli­
che Zusammenarbeit mit den Arabern 
nachlasse“ (AZ 8.2.) Geschäft ist Ge­
schäft — und Moral ist Moral. Die gilt 
wieder für Israel. Denn gegen Waffen­
lieferung dahin hat eine breite Einheits­
front von Hessens Grünen, über TAZ 
und Konkret, von Biermann bis zu 
Gremliza kriegslüstern nichts mehr ein­
zuwenden. Zur Verteidigung Israels ist 
allemal jede Waffe und jedes Gewaltmit­
tel bis zum Einsatz von Atomwaffen ge­
rechtfertigt, ja angebracht. Die Rü­
stungslobby hierzulande braucht sich 
über den Ausfall von Waffenlieferungen 
an Irak nicht zu beklagen und kann sich 
über den Zuspruch der neu gewendeten 
Bellizisten (zu deutsch Kriegstreiber) 
ganz besonders geschmeichelt fühlen. 
Und die arabischen US-Marionetten in 
Syrien und Ägypten lassen sich ihre 
Teilnahme am Krieg was kosten: Ent­
weder Geld und Waffen oder wir laufen 
zu Saddam über: des Volkes Druck ist 
gar so groß.

Der Krieg der BRD
Die Klagen über Deutschlands Los sind 
lang: „Die Außenpolitik steckt ohne je­
den Zweifel in einer argen Klemme. Im 
Golfkrieg wird die Rolle der Deutschen 
als die zahlender Zuschauer verstan­
den.“ (AZ 8.2.)

Die BRD — aktive 
Beihilfe zum Völkermord 

Dabei wird über die aktive Beihilfe der 
BRD zur Ernährung dieses Kriegs in den 
Medien — auch in der Fnedensbewc 
gung — wenig gesprochen. Ohne Dreh­
scheibe BRD, die fiir den reibungslosen 
Nachschub an Truppen und Matenai der 
US-Forces sorgt, hätte es den Krieg » 
nicht gegeben oder wäre mangels Muni­
tionsmangel aus. Von den hier 250000 
stationierten Gis wurden 100000 in den 
Golf verlegt. Von der Air-Base starteten 
pausenlos die Galaxy-Transportflugzeu­
ge zum Golf, vom Bremerhaven erfolgte 
die Verschiffung von Kriegsmaienal 
Das ist der Beitrag der BRD zum „Frie­
den“. Und dieser Beitrag erfolgte ziem­
lich unbemerkt, im Dunkeln und längst 
vor Kriegsbeginn. Die Friedensbewe 
gung war. als der Krieg schon begonnen 
hatte, mit Blockaden etc. zu spät dran. In 
diesem Kontext spielen die Bundeswehr­
soldaten eine sehr untergeordnete Rolfe 
Die 90000 Angriffe wurden in erster
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Linie von den USA geflogen. Aber zum 
Gedeihen des Kriegs trägt die BRD 
neben der Finanzierung besonders als 
propagandistischer und moralischer 
treuer Bündnispartner bei. Die Klemme, 
in der die BRD steckt, ist klar.

Raushalten oder mitmischen
Das ist nicht ihr Krieg, wenn sie auch 
nichts getan hat, um ihn zu verhindern. 
Wenn er aber schon da ist, müssen wir 
uns dazu verhalten. Wenn die Amis ein 
zweites Vietnam erleiden, können sich 
die BRD-Bündnisfreunde nur die Hände 
reiben. Sie fahren die Ernte ein. Gen­
scher als Unterhändler von Waffen und 
Kapital ist schon unterwegs.

Wird aber die neue Weltfriedensord­
nung eine ,pax americana4 ohne Mit­
sprache der BRD und der zwölf EG- 
Apostel, dann hat sich der Krieg nicht 
gelohnt. Also muß man schon von An­
fang an dabei sein, Flagge zeigen, die 
Franzosen weiter sich reinziehen lassen, 
moralische Bedenken von wegen II. 
Weltkrieg äußern, die Israelkarte voll 
ausspielen: ein teuflisches Meisterwerk 
imperialistischer Intrigen und Raublust. 
Man darf auf keinen Fall dem lieben 
Bündnispartner USA das Feld alleine 
lassen. Die Neuaufteilung der Welt geht 
auch im Bündnis nicht friedlich von- 
statten. So klagt man in der EG, „daß 
der Golfkrieg einige Schatten der Ver­
gangenheit wieder heraufbeschwört — 
die militärische und politische Domi­
nanz der USA und die special-relation- 
ship zwischen Washington und London 
... London fürchtet, daß die von Bonn 
und Paris betriebene Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik die Gemeinschaft 
von der USA trennen könnte. (SZ 7.2.91 
D. Schröder) Im Klartext: Die USA und 
vor allem Groß-Britannien fürchten die 
Vorherrschaft des neuen Deutschland in 
Europa, eine aktivierte WEU, „als In­
strument einer gemeinsamen europäi­
schen Verteidigungspolitik“. (a.a.O) 
Da erhofft sich das große Britannien, an 
der Seite der USA in der EG mehr raus­
schinden zu können. Da lamentiert D. 
Schröder (SZ), „daß die EG in dieser 

Krise keine Rolle gespielt hat und daß 
die Entscheidungen bei der UNO und in 
Washington fielen.“ Delors, der jetzige 
EG Präsident behauptet gar: „Der Golf­
krieg hat die 12 in die Enge gedrängt.“ 
Er hätte auch einem Embargo den Vor­
zug gegeben. Er hebt hervor, daß die 
„ganze Welt auf die EG schaut, der Rest 
der Welt die Gemeinschaft nicht einfach 
nur als Handelspartner, einen Wirt­
schaftsriesen sieht, sondern auch als 
politische Macht, die ihre Verantwor­
tung einnehmen muß“. (SZ a.a.O.) Der 
Rücktritt des französischen Verteidi­
gungsministers Chevenement steht auch 
für weniger Engagement an der Seite der 
USA: „Die Logik dieses Krieges ent­
fernt Frankreich mit jedem Tag mehr von 
den ursprünglichen Zielen der Vereinten 
Nationen. 44

Warum hat die EG den Krieg 
nicht verhindert, 

wenn es nicht der ihre ist?
Wenn der Krieg ein US-Krieg ist und die 
USA in der Golfregion auch gegen über 
der EG ihre Vormacht wieder erlangen 
wül und die EG diesen Krieg nicht ge­
wollt hat, warum hat sie ihn dann nicht 
verhindert? Denn ohne EG kein UNO- 
Mandat. Auch die SU — ehemals 
Freund der arabischen Staaten — hätte 
ohne die EG sich nicht in die Kriegs­
koalition eingebracht. Das neue 
Deutschland ist mit dem Riesenbrocken 
DDR vollbeschäftigt. Seine strategi­
schen Interessen liegen sowieso im 
Osten und dessen Neuordnung im Sinne 
einer ,pax germanica4. Ein direkter offe­
ner Konflikt mit der USA wäre kräfte­
mäßig zu Zeit nur schwer zu schaffen. 
Ein Ausscheren aus der Völkergemein­
schaft gegen die USA hätte den Arg­
wohn vor einem zu großen Deutschland 
geschürt. Gerade die Atlantiker Groß- 
Britannien, aber auch Holland, verspre­
chen sich ja gerade durch ihr Dranhän­
gen an die USA ihre schwache Rolle in 
der EG aufpolieren zu können. Der ent­
scheidende Grund ist aber: die EG ist po­
litisch, aber vor allem militärisch nicht 

so weit. Die WEU ist noch nicht hand­
lungsfähig und mit der NATO hat man 
immer noch die USA vor der Nase. Die 
Bundeswehr muß es ja geradezu als De­
mütigung empfunden haben, daß sie ihre 
ROLANDs nicht selber, sondern nur mit 
Hüfe der US-Galaxy transportieren 
konnten. Andererseits gibt es sowohl in 
Frankreich wie in Italien und in der BRD 
verfassungsmäßige Hemmnisse für ei­
nen Kriegseintritt außerhalb der NATO. 
Insofern nützt die BRD die Gunst der 
Stunde, sich für den Fall, daß Kriege 
sind wieder machbar sind, innen- und 
außenpolitisch zu rüsten.

Die SZ vom 19.2. schreibt dazu: „Die 
EG empfiehlt sich für die ,Nach-kriegs- 
zeit‘... Die zyvölf entwerf en zur Zeit ei­
nen Vertrag über den Ausbau ihrer Ge­
meinschaft zu einer politischen Union. 
Dabei sind sie auf die Gretchenfrage4 
gestoßen, wie sie es denn mit einer ge­
meinsamen Außen- und Sicherheitspoli­
tik hielten. Ihre ,Vorkriegserfahrungen4 
waren entmutigend. Doch jetzt bietet 
sich am Golf und im östlichen Mittel­
meer ein vorzüglicher Trainingskurs. 
Wenn die EG ihn nicht bewältigt, wird 
sie bis auf weiteres keine Gelegenheit 
zum Üben mehr erhalten.44 Und dann 
gibt es schließlich auch gemeinsame In­
teressen gegenüber der 3. Welt — die 
Gemeinsamkeit der Imperialisten — zur 
Ausplünderung der übrigen Welt, die 
die BRD und die EG an die Seite der 
USA zwingen.

Da kann ein big stick der USA als 
Exempel nicht nur schaden. Also die 
Devise: mitmachen mit den USA, aber 
ihr die Führung nicht überlassen.

Die Zeit danach:
,pax europea4 oder ,americana‘? 
Man bereitet sich geschäftig auf die Zeit 
danach vor: „Sind die 12 gemeinsam in 
der Lage, die Zeit nach der Krise vorzu­
bereiten ? Viele von ihnen unterhalten ja 
zu den arabischen Staaten historische 
und kulturelle Bande.44 — „Niemand ist 
besser geeignet, mit den Arabern zu re­
den, als die EG, denn sie genießt ein lan­

ge gewachsenes Vertrauen.44 (SZ 18.2.)

Der Krieg der Parteien
Der Streit, ob mehr Verantwortung für 
die gemeinsame Sache der USA, oder 
mehr raushalten und die USA allein ins 
Verderben rennen zu lassen, geht auch 
quer durch die Parteienlandschaft. Da­
bei spielt die CSU und die Dregger-Stol- 
tenberg-Crew mehr den traditionellen 
Schulterschluß mit dem US-Partner, 
aber auch Voigt (SPD) ist gegen ein 
„tiefes Zerwürfnis mit der USA44 .Der 
Kanzler ist für die eigene Führungsrolle 
schon zu haben: „Es gibt für uns Deut­
sche keine Nische in der Weltpolitik, und 
es darf für Deutschland keine Flucht aus 
der Verantwortung geben.44 Aber zu 
dicke mit den USA hat er es auch nicht. 
Lapidar meint er: „Die USA haben den 
Krieg angefangen, jetzt sollen sie 
schauen, wie sie wieder rauskommen.44 
Lafontaine, der ja immer schon eine fei­
ne Nase für kommende Verwerfungen 
gehabt hat, ist dafür, rechtzeitig das Ru­
der rumzureißen. So bricht er eine Lanze 
für die Friedensbewegung, äußert 
„Deutschland müsse sich zurückhalten, 
was die militärische Unterstützung der 
Alliierten betreffe ... Hätte man die­
selbe Kraft und dasselbe Geld, die jetzt 
der Krieg verschlingt, für die Durchset­
zung eines wirksamen Embargos einge­
setzt, dem hätte kein Land wie der Irak 
auf die Dauer widerstehen können“ 
(SZ) Moralapostel Weizsäcker begrün­
det Deutschlands „Zurückhaltung“ mit 
einem verlogenen Verweis auf die Ver­
gangenheit: „Wir wußten — und haben 
das nie verheimlicht — daß wir uns mili­
tärisch nicht beteiligen würden ... daß 
in der Nachkriegszeit alle unsere Bünd­
nispartner stets davon ausgegegangen 
sind, ... angesichts der geschichtlichen 
Belastungen dürfe kein neues deutsches 
Militärpotential entstehen. (SZ 7.1.) 
Und der Graf in der Rolle Genschers 
stößt ins gleiche Hom. Scheinheilig 
wundert er sich, daß die Amerikaner, 
„die bei der Vereinigung Deutschlands 
vor unseren Machtambitionen gewarnt 

haben, nun ebenso intensiv nach einer 
eindeutigen deutschen Militärpräsenz 
am Golf verlangen “ Außerdem unter­
streicht er nicht nur die finanzielle Last 
für den Abzug der Sowjet-Truppen: „zu 
den 8,5 Mrd. Dollar, die der UdSSR im 
Lauf der Jahre dafür entrichtet werden, 
daß die 400000 Soldaten — soviele wie 
die USA atrden Golf entsandt haben — 
aus dem Herzen Europas zurückzieht. 
(Was ja für sich allein schon den Ameri­
kanern eine sicherheitspolitische Ent­
lastung bringt, die ihre derzeitige Ope­
ration Wüstensturm4 erst ermöglicht.)44 
(SZ 7.2.) Eine Hand wäscht die andere. 
Wer hätte das gedacht, daß der Abzug 
der SU-Truppen aus der DDR als 
Kriegstribut der BRD zum Golfkrieg 
aufgerechnet wird. Hieß es doch immer 
bislang, derselbige Abzug diene dem 
Frieden und der Entspannung auf der 
Welt.

Bedingungsloser Abzug 
aller Truppen

Es ist nicht besonders radikal oder gar 
antiimperialistisch, den Abzug Iraks aus 
Kuweit und den Abzug deutscher Trup­
pen aus der Türkei oder sonstwo zu for­
dern, ohne gleichzeitig und vor allem 
den Abzug der US-Army. Das ist ein 
Trick der SPD und der Gewerkschaften, 
um die Friedensbewegung propagandi­
stisch vor die Kriegsziele der USA zu 
spannen: bedingungslose Kapitulation 
Saddams, und die US-Truppen bleiben 
in der Region. Auch in dem Bonner Auf­
ruf der Friedensbewegung — ein Neu­
aufguß des Krefelder Appels — steht zu 
dem Truppenabzug der USA kein Wort. 
Wer wirklich gegen Imperialismus und 
Müitarismus ist, für den ist klar: Die 
USA als Hauptkriegstreiber und Un­
ruhestifter müssen aus der Region ver­
jagt werden. Selbstredend auch die an­
deren Truppen — und auch die der Bun­
deswehr. Für eine wie auch immer gear­
tete „pax americana“ oder „pax euro­
pea“ kann und darf sich die Friedensbe­
wegung nicht stark machen.

wih, Radikale Linke München

Bündnispolitik zu den Kommunalwahlen in Niedersachsen
Erklärung des Roten Tisches Hannover

Der Rote Tisch Hannover versteht sich 
als kommunalpolitisches Bündnis der 
Linken in Hannover. Mitglieder ver­
schiedener Organisationen und Initiati­
ven (BWK, DKP, Linker Stammtisch 
Nordstadt, Redaktion SPEZIAL, PDS, 
Volksfront) sowie Leute aus antikapita­
listischen und antifaschistischen Zusam­
menhängen haben den Roten Tisch Han­
nover gegründet, weil im Kampf gegen 
die Politik des Kapitals Fortschritte nur 
durch eine Bündnispolitik erzielt werden 
können.
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Der Rote Tisch Hannover versteht un­
ter linker Politik eine Politik, die antika­
pitalistischen, antifaschistischen, anti­
militaristischen und antiimperialisti­
schen Positionen verpflichtet ist. Linke 
Politik heißt, sich einzusetzen für die 
Vertretung der Interessen der arbeiten­
den Menschen, für soziale Gerechtig­
keit, gegen Arbeitslosigkeit und soziale 
Ausgrenzung, gegen Profitinteressen 
und ökologischen Raubbau, für politi­
sche und demokratische Rechte, gegen 
die politische Entrechtung ausländischer 

Menschen, für die Gleichstellung der 
Geschlechter, für die Ächtung rassisti­
scher und faschistischer Politik, gegen 
militaristische und imperialistische 
Kriegstreiberei, für Völkerverständi­
gung und Frieden.

Der Rote Tisch Hannover findet die 
Grundlage seines Handelns in der kom­
munalen Politik. Die Interessen, die sich 
in der Politik von CDU, FDP, WfH und 
SPD im Stadt- und in den Bezirksräten 
durchsetzen, prägen stark die Arbeits­
und Lebensbedingungen in unserer Stadt 
— vom Flächennutzungsplan über die 
Sozial-, Verkehrs-, Wohnungs-, Ener­
gie- und Kulturpolitik bis hin zur Höhe 
der Gewerbesteuer und des städtischen 
Haushalts. Im Interesse der großen Kon­
zerne und der Geschäftswelt soll Hanno­
vers Image aufpoliert und „Standortvor­
teile“ gegen die Interessen der Bevölke­
rung erzwungen werden. Deshalb wird 
die Durchführung der Expo 2000 betrie­
ben, soll der „Schandfleck“ Sprengei­
gelände weg, wird dem „Wachstum“ 
das Wort geredet und soziale Ansprüche 
als „Milieuschutz“ abgetan. Hinzu 
kommt, daß die Einverleibung der DDR 
und die Kriegsbeteiligung der BRD am 
Golf gravierende Folgen auf die kom­
munalen Finanzen und damit das soziale 
Gefüge haben werden. Die GABL 
schränkt sich in ihrer Kritik an dieser 
Politik auf die sozialen und politischen 
Interessen ihrer Wählerbasis ein, wenn­
gleich sich in ihrer Politik auch unter­
stützenswertes findet. Der Rote Tisch 
Hannover begründet seine Existenz pro­
grammatisch links von GABL/Grünen. 
Er sieht Ansatzpunkte der Zusammenar­
beit mit GABL/Grünen und Teilen der 
SPD in einzelnen Sachfragen.

Unser Verständnis von Kommunalpo­
litik beschränkt sich aber nicht nur auf 
die Kritik an der Politik des Stadtrates 
und auf auf die Unterstützung kommu­
nalpolitischer Ansprüche, sondern um­
faßt alles, was mit dem Leben der Men­
schen in dieser Stadt zu tun hat. Daher 
befassen wir uns auch mit landes- und 
bundesweiten sowie internationalen 
Entwicklungen in ihren Auswirkungen 
auf Hannover, und daher endet unsere 
Kommunalpolitik auch nicht an der 
Stadtgrenze. Der Rote Tisch Hannover 
wird dies durch Aktionen umsetzen.

Ein Teil des Roten Tisches Hannover 
wird sich mit einer „Linken Liste Han­
nover“ an den Kommunal wählen am 6. 
Oktober 1991 beteiligen. Wir wollen 
damit dazu beitragen, daß all diejenigen, 
die sich nicht in der Kommunalpolitik 
vertreten fühlen, ihre Anliegen öffent­
lich einbringen können. Zu diesem 
Zweck wird die „Linke Liste Hanno­
ver“ in offenen Arbeitsgruppen im April 
und Mai dieses Jahres ein kommunalpo­
litisches Programm erarbeiten. Dabei 
besteht nicht der Anspruch, ein abge­
schlossenes Programm zu erstellen. Es 
wird eine Reihe von wichtigen Fragen 
geben, wozu wir keine ausformulierte 
Stellung beziehen können, weil die Zeit 
nicht gereicht hat oder weil zu diesen 
Bereichen keine Beiträge von den Teil­
nehmern der „Linken Liste Hannover“ 
erarbeitet sind. Über den Umfang der 
Kandidatur werden wir dann im Mai ent­
scheiden.

„Linker Dialog“
Das nachfolgende Diskussionspapier 
lag dem Treffen des „Linken Dialogs44 
Braunschweig am 15.12. 90 vor, über 
den Inhalt herrschte Konsens. Der 
„Linke Dialog44 Braunschweig will zu 
den Kommunalwahlen im Herbst 1991 in 
einem Bündnis kandidieren. Mit in Fra­
ge kommenden Initiativen, Organisa­
tion, (auch den Grünen) soll Kontakt 
aufgenommen werden.
1. Kommunalwahlen beziehen sich 
mehr als andere Wahlen auf konkret von 
den Wähler/innen nachvollziehbare Ge­
genstände der Politik.
2. Lokale Politik ist leichter durch 
außerparlamentarische Bewegung zu 
beeinflussen, als das bei zentralen politi­
schen Machtorganen der Fall ist. Ande­
rerseits ist die politische Macht eines Ra­
tes durch staatlichen Zentralismus sehr 
begrenzt und nähert sich dem Mitbe­
stimmungsrecht des Betriebsrates.
3. Eine sozialistische Beteiligung an den 
Kommunalwahlen kann gegenwärtig 
keine Trendwende der Kommunalpoli­
tik bewirken. Sie kann aber an einigen 
Punkten dazu beitragen, soziale Interes­
sen politisch zu formulieren, die sonst in

Der Rote Tisch Hannover und die 
„Linke Liste Hannover“ stellen keine 
neue Partei da. Es ist und bleibt ein 
Bündnis von Menschen, Initiativen und 
Organisationen, welche beanspruchen, 
auch nach den Kommunalwahlen weiter 
zusammenzuarbeiten. Es ist und bleibt 
ein offenes Bündnis, das alle aufruft, die 
sich beteiligen wollen, jetzt aktiv zu 
werden. Wir brauchen die Erfahrungen 
und Aktivitäten aller, die hierzu bereit 
sind. Über Erfolge oder Mißerfolge im 
Kampf gegen die Politik des Kapitals 
entscheidet immer, ob die davon Betrof­
fenen für ihre Interessen aktiv werden 
und ihre Ansprüche und Forderungen 
gegenüber den Herrschenden formulie­
ren. Dazu beizutragen ist das Ziel des 
Roten Tisches Hannover und der „Lin­
ken Liste Hannover“.

Von den Teilnehmern des Roten 
Tisches Hannover am 14.3. 91 ein­
stimmig beschlossen.

Braunschweig
der veröffentlichten Meinung kaum 
noch Erwähnung finden. Dies wäre ein 
wichtiger Beitrag, reaktionäre Entwick­
lungen an einigen konkreten Punkten 
zum Stoppen zu bringen.
4. Solche Schwerpunkte könnten sich 
nicht nur beziehen auf Interessen, die 
sich bereits als Bewegung äußern. Es 
gibt z.B. keine „Bewegung“ von Sozial- 
hilfeempfängem, sehr wohl aber deren 
Interessen!
5. Eine Wahlbeteiligung müßte also ein 
Bündnis von Interessen sein, die gegen­
wärtig im Rat nicht oder kaum vertreten 
sind.
6. Eine Wahlbeteiligung müßte sich im 
Schwerpunkt gegen Faschisten, CDU 
und FDP richten. SPD und Grüne müß­
ten danach beurteilt werden, inwiefern 
sie sich von den Zielen dieser reaktionä­
ren Kräfte abwenden.
7. Die Grünen werden wohl kaum für 
ein gemeinsames Bündnis zur Wahl zu 
gewinnen sein — ihre Politik stellt ge­
genwärtig die Koalitionsfahigkeit in den 
Mittelpunkt. Eine Kraft links neben ih­
nen im Rat könnte aber sehr wohl auch 
von ihnen als Unterstützung empfunden 
werden.
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In der „Beilage“ 3/90 vom 21.12.1990 
(S. 7f.) begründet Heinz Stehr, Sprecher 
der DKP, die Notwendigkeit einer Kam­
pagne für eine neue Verfassung in 
Deutschland. Er schließt mit den Wor­
ten:

„Als Sprecher der DKP meine ich, 
daß wir unbedingt jetzt in den nächsten 
Monaten diese politische Aufgabe mit 
lösen müssen. Es wäre eine wichtige 
Voraussetzung, um wenigstens in Teil­
fragen in eine Offensive der Linken zu 
gelangen.“

Gerade weil soviel daran gelegen ist, 
als Linke in die Offensive zu kommen, 
und sei es wenigstens in Teilfragen, muß 
kritisch untersucht werden, ob der Vor­
schlag der DKP eine solche Chance bie­
tet. Mir scheint, der Artikel von Heinz 
Stehr eignet sich gut dafür, aufzuzeigen, 
wo hierfür die Probleme liegen. Um es 
gleich deutlich zu sagen: Die Argumen­
tation von Heinz Stehr reproduziert ge­
nau die Probleme, die schon seit langem 
für die DKP charakteristisch sind. Das 
fängt mit dem Problem linker Glaub­
würdigkeit gerade in Sachen Demokra- • 
tie an und mündet in den zweifelhaften 
Versuch, den Mangel an Glaubwürdig­
keit durch eine Art opportunistischer 
Anbiederung an Kräfte bis hin zum kon­
servativen Lager zu kompensieren. Eine 
Sache, die natürlich nicht verfangt, aber 
dafür dazu beiträgt, die eigenen Leute 
weiterhin zu desorientieren. Warum 
dies harte Urteil, das ich versuchen wer­
de zu erhärten, gleich vorweg? Weil es 
doch endlich möglich sein muß in einer 
DKP, die nicht mehr materiell vom 
„großen Bruder“ abhängig ist, von ei­
ner Politik gestanzter Phrasen herunter­
zukommen und Neubesinnung nur im 
Banner, aber nicht im Schilde zu führen. 
Das antikapitalistische Potential, das in 
und mit dieser Partei übriggeblieben ist, 
wird sonst auch noch zerrieben und ver­
spielt. Diplomatische Höflichkeiten sind 
daher hierbei weniger angebracht als ein 
überaus deutliches Wort.

Das Problem der Glaubwürdigkeit der 
DKP, der sozialistischen und kommuni­
stischen Kräfte allgemein in Sachen 
Demokratie durchzieht den ganzen Arti­
kel von Heinz Stehr. Aber so, wie er die­
ses Problem abhandelt, wird der Mangel 
an Glaubwürdigkeit nur verstärkt. Die 
Reaktion treibt sozusagen ein teuflisches 
Spiel, „weil seit Existenz der sozialisti­
schen und kommunistischen Bewegung 
mit dem Hinweis auf deren angebliche 
Verfassungsfeindlichkeit sie immer 
auch mit staatlichen repressiven Mitteln 
bekämpft worden ist.“ Diese Manipula­
tion durch die Herrschenden ist erfolg­
reich gewesen: „Der auf dem Vorwurf 
der Verfassungsfeindlichkeit beruhende 
Antikommunismus hat eine breite Ver­
ankerung in allen Teilen unserer Bevöl­
kerung.“ Wie kommt es bloß, daß so 
viele Menschen eine geradezu contra-

„In die Offensive gelangen?“
Eine Antwort auf „Verfassungsdebatte und Sozialismus

faktische Meinung haben? Contra-fak­
tisch, denn Heinz Stehr erwähnt einen 
Professor Norman Paech, der in einem 
Buch „eindrucksvoll nachgewiesen 
(hat), wie überlegen die Demokratievor­
stellungen der Marxisten denjenigen der 
bürgerlichen Theoretiker in der Realität 
sind.“ Er zitiert Lenin, Max Reimann, 
Wolfgang Abendroth zu Fragen wie 
Grundrechte und Demokratie und zieht 
den Schluß: „Diese unterschiedlichen 
Zitate belegen, daß die Haltung der Mar­
xisten zu Grundrechten positiv und kon­
struktiv ist.“ Dann zitiert er das Partei­
programm der DKP von 1978 sowie 
Herbert Mies und Hermann Gautier, al­
les demokratisch, demokratisch, demo­
kratisch; die DKP selbst z. B., indem sie 
stets für demokratische Rechte und ihre 
Erweiterung in der BRD gekämpft hat. 
Man wundert sich fast über die Notwen­
digkeit folgender Anstrengung, die er 
fordert: „In theoretischen Aussagen und 
politischen Forderungen und in prakti­
schen Bewegungen muß der Nachweis 
in einem längeren Arbeitsprozeß er­
bracht werden, daß sozialistische Per­
spektiven mehr Demokratie bedeuten.“

Wann werden Heinz Stehr und dieje­
nigen, die so denken wie er, endlich zur 
Kenntnis nehmen, daß es sozusagen an 
vorderster Front ihr eigenes, über Jahr­
zehnte erworbenes „Verdienst“ ist, 
wenn die Linke hierzulande in Sachen 
Demokratie so wenig glaubwürdig ist? 
Wann werden sie endlich die jeder mar­
xistischen Analyse hohnsprechende 
„Diagnose“ ad acta legen, der Verdacht
— milde gesprochen — in weiten Teilen 
der Bevölkerung, daß eine kommunisti­
sche Partei an der Macht einen Rück­
schritt in Hinblick auf demokratische 
Rechte bedeuten würde, habe sich aus­
schließlich oder hauptseitig durch die 
bürgerliche Propaganda und Meinungs­
manipulation herausgebildet? Wie 
kommt man dazu, die Stirn zu haben, 
anderen Linken noch heute solche plat­
ten Thesen zuzumuten?

Es ist eine geschichtliche Tatsache, 
daß in der DDR und in Ländern mit ver­
gleichbaren Regimes erheblich weniger
— wiederum milde ausgedrückt — an 
demokratischen Rechten verwirklicht 
war, als in der BRD. Die Masse der Be­
völkerung hatte keinerlei Wahl bei den 
Wahlen. Die abweichende Meinung 
wurde viel umfassender verfolgt als in 
der BRD, es war viel schwieriger sich 
grundsätzlich kritisch zum bestehenden 
System zu äußern. Geschichtliche Wirk­
lichkeit wiegt schwerer als Propaganda. 
Sie läßt sich auch nicht durch Zitate ent­
kräften.

Der praktische Nachweis, daß eine so­
zialistische Demokratie mehr an demo­
kratischen Rechten, demokratischer po­
litischer Verfaßtheit, Verwirklichung 
der individuellen Grundrechte und Ent­
faltungsmöglichkeiten bringt als jede 
noch so demokratische bürgerliche Re­
publik, ist noch nicht erbracht. Gerade 
für eine Partei wie die DKP wäre das 
Minimum, um sich in eine solche Debat­
te wirksam einzuschalten, die Nabel­
schnur zu ihrer Vergangenheit in Hin­
blick auf die strikte Verteidigung völlig 
undemokratischer Verhältnisse wie in 
der DDR radikal zu durchschneiden. Sie 
muß deutlich sagen, daß diese Verteidi­
gung ebenso falsch war wie die Über­
nahme autoritärer Strukturen in der ei­
genen Partei und die Entwicklung mani­
pulativer Praktiken in den Massenbewe­
gungen. Sie muß für eine sozialistische 
Demokratie mit wirklicher Meinungs­
und Parteienpluralität, mit demokrati­
schen Wahlen, mit unabhängigen Ge­
werkschaften, mit möglichst weitgehen­
der Selbstverwaltung in allen Bereichen 
der Gesellschaft eintreten im Gegensatz 
zur Macht für eine Staatspartei bzw. de­
ren Führung „im Namen“ und anstelle 
des Proletariats, im Gegensatz zum Ur- 
Makel der DKP, für ein bürokratisch­
autoritäres und undemokratisches „So- 
zialismus“-Modell zu stehen. Und sie 
muß in der Praxis hier und heute bewei­
sen, daß es ihr damit ernst ist.

Die Linke insgesamt hat als gewichti­
ges Problem einzuräumen, daß der prak­
tische Nachweis der Überlegenheit so­
zialistischer Demokratie bislang fehlt. 
Über „Modelle“ ä la DDR kann dabei 
nicht einmal ernsthaft diskutiert werden. 
Es ist aber Tatsache, daß auch etwa in 
Kuba, wo die Macht des Kapitals durch 
eine Revolution gebrochen wurde und 
die herrschende Partei sich noch immer 
auf breite Sympathien unter den Massen 
stützen kann, die poder populär, die 
Volksmacht keineswegs eine wirkliche 
sozialistische Demokratie mit wirkli­
chen Wahlmöglichkeiten darstellt. Daß 
auch in Nicaragua, wo die Sandinisten 
abgewählt werden konnten — was eine 
bittere Niederlage und ein Hoffnungs­
schimmer zugleich ist — der Demokra- 
tismus nicht als alternative Volks- oder 
Rätedemokratie, sondern als Pärlamen- 
tarismus versucht wurde. Daß sogar in 
den armen kapitalistischen Ländern, wo 
das Elend schreiend ist, die Linke in Sa­
chen Demokratie nach Jahrzehnten 
schlechter Erfahrungen mit dem falsch 
„real“ genannten Pseudosozialismus in 
Sachen Demokratie um ihre Glaubwür­

materielle und zeitliche Möglichkeit h«, 
sich entsprechend politisch zu betätigen

Die Macht des Kapitals brechen zo 
wollen, heißt notwendig auch, eine an­
dere Republik zu wollen. Es bringt poli­
tisch überhaupt nichts, dies sozusagen 
„schmackhafter“, weniger „abschrek- 
kend“ machen zu wollen, wie auch 
Heinz Stehr wieder, indem man allerlei 
„Zwischenetappen“ erfindet, wie die 
„Wende zu sozialem und demokrati­
schem Fortschritt“ und die „antimono­
polistische Demokratie“. Wenn solche 
„Etappen“ nicht das sozialistische Ziel 
selbst ersetzen sollen, gilt. Die Teile der 
Bourgeoisie, die die jeweils ersten Etap­
penschritte mitmachen sollen, sind ja 
nicht blöd, und sie wissen, daß alles ei­
gentlich auf einen Zustand hinauslaufen 
soll, in dem keine kapitalistische Aus­
beutung mehr möglich ist. Diese Art 
„Bündnispolitik“ ist reiner Schein, ist 
rein papieme Selbsttäuschung.

Die Impulse, die im Rahmen des Stur­
zes des SED-Regimes zugunsten einer 
höheren Form der Demokratie entwik- 
kelt wurden, als Ausdruck von Revolte 
gegen Gängelung und von ansatzweisen 
Prozessen der Selbstorganisation von 
unten (und die einen — wenngleich 
schon sehr eingeschränkten — Ausdruck 
im Verfassungsentwurf des Runden Ti­
sches fanden), sind weitgehend verpufft. 
Reaktionäre Grundgesetzänderungen 
drohen in der Tat, wie Heinz Stehr er­
wähnt. Dagegen ist es erforderlich, eine 
breitestmögliche Abwehrfront zu bil­
den. Andererseits gibt es — so in Teilen 
des linkssozialdemokratischen Milieus 
— auch eine fortschrittliche Debatte für 
eine neue Verfassung, die insbesondere 
auf die Verstärkung von Elementen der 
direkten Demokratie und die Erweite­
rung demokratischer Rechte abzielt. 
Diese Debatte sollte tatsächlich aufge­
griffen werden, weil wir für jede Aus­
weitung demokratischer Rechte und 
Spielräume sind, und zwar nicht tak­
tisch, sondern grundsätzlich. Welche 
Chancen ein solches Thema heute hat. 
bleibt offen — eine breitere Initiative, 
die irgendeinen Einfluß auf die öffent­
liche politische Debatte nimmt, müßte 
solche sozialdemokratischen Kreise und 
radikaldemokratische Kräfte zum Aus­
gangspunkt nehmen.

Die sozialistische und kommunisti­
sche Linke ihrerseits hat ein existentiel­
les Interesse daran, endlich eine wirkli­
che gemeinsame Neubesinnung in Sa­
chen Demokratie und Sozialismus 
durchzufuhren. Nicht, um ihre Pfote mit 
Mehl zu bestäuben, damit die kapitalisti­
schen Geißlein sich keine Sorgen zu ma­
chen brauchen, sondern um sich selbst 
dazu in die Lage zu versetzen, emanzi­
patorischen Bestrebungen tatsächlich 
einen politischen Ausdruck zu schaffen 
oder wenigstens dazu einen Beitrag zu 
leisten.

Manuel Kellner (VSP]

digkeit zu kämpfen hat. Das alleine zsr 
eine schreckliche Bilanz!

In einem Land wie der BRD werden 
Linke, werden kommunistische, soziali­
stische, revolutionäre Strömungen noch 
einiges zu tun haben, um zu erreichen, 
daß „links“ wieder für bedeutend und 
qualitativ mehr Demokratie, wirkliche 
Herrschaft der Mehrheit zugunsten des 
Abbaus von Herrschaft steht.

Bis dahin — und dies ist der Tragödie 
zweiter Teil in Heinz Stehrs Artikel — 
nützt es überhaupt nichts, sich anzubie­
dern. Was tut Heinz Stehr anderes, wenn 
er schreibt: „Dieses Spektrum könnte 
von Teilen der CDU-Mitgliedschaft bis 
zu Kommunistinnen und Kommunisten 
gehen. Konsens wäre in der Frage nötig, 
daß man gemeinsam eine neue Verfas­
sung will. In der Debatte wäre dann zu 
klären, ob es gemeinsame inhaltliche 
Vorstellungen gibt, für die man eintre­
ten kann und will.“ Absurdes Theater? 
Vielleicht findet sich wirklich irgendein 
vertrottelter CDUler, der sich zu diesem 
Zweck auf das Podium einer „überpar­
teilichen“, von der DKP eingespielten 
Veranstaltung begeben würde. Und was 
wäre damit gewonnen? Für welche ge­
sellschaftlichen Kräfte würde er stehen ? 
Es ist doch klar, daß er nur der „plurali­
stischen“ Verzierung einer DKP-Kam­
pagne dienen würde, die um diesen Preis 
allerdings an bürgerlicher Wohlanstän­
digkeit nicht zu überbieten wäre.

Wann, nach Jahrzehnten entsprechen­
der Erfahrung, begreift auch der umbe­
nannte DKP-Vorstand, daß ihm nie­
mand den Versuch dankt, die Verfas­
sungskonformität der DKP zu bewei­
sen? Warum der krampfhafte Versuch, 
zu beweisen, daß man „auf dem Boden 
des Grundgesetzes“ steht? Die Frage, 
die als Grundsatzfrage interessiert, ist 
doch vorgelagert: Ist eine politische 
Strömung für oder gegen die bürgerliche 
Verfaßtheit dieser Gesellschaft? Ist sie 
dafür, dann erübrigt sich der „kommu­
nistische“, „revolutionäre“ Anspruch, 
und auch ein entsprechender Dialog mit 
mir. Ist sie dagegen, so entfallt die bür­
gerliche Wohlanständigkeit und der ent­
sprechende Dialog mit der Bourgeoisie. 
Will sie aber glaubwürdig dagegen sein, 
so kann sie den Versuchen der Bourgeoi­
sie, sie als undemokratisch und diktato­
risch hinzustellen, ihr wirkliches Pro­
gramm und ihre wirkliche Praxis entge­
genstellen, ein Programm und eine Pra­
xis für sozialistische Demokratie, eine 
Zielvorstellung, in der die große Masse 
tatsächlich das Sagen hat, die Entschei­
dungen tatsächlich trifft und auch die

Der Kampf gegen den Nationalismus ist 
einer der wichtigsten Bestandteile anti­
faschistischer Politik, zumal in Deutsch­
land. Auch bei vielen Linken ist 
Deutschtümelei durchaus verbreitet. 
Wir wissen aus historischer Erfahrung, 
welche Kraft der Nationalismus entfal­
ten kann und wie schwierig es offen­
sichtlich war/ist, wirkungsvolle Gegen­
strategien zu entwickeln. An dieser Stel­
le soll eine m. E. falsche Richtung in der 
anti-nationalistischen Gegenstrategie 
kritisiert werden.

Als Gegenreaktion auf die Virulenz 
des deutschen Nationalismus greifen 
Linke zunehmend (Jürgen, Stuttgart im 
AK 323 vom 15. Oktober 90, S.33/34 
ist dafür ein Beispiel) auf Rosa Luxem­
burg zurück, die so klar wie kaum je­
mand anderes jeglichen Nationalismus 
und jegliche positive Bezugnahme auf 
nationale Befreiungskämpfe ablehnte. 
Das damit verfolgte Anliegen ist ehren­
wert und wird von mir voll geteilt.

Der Nationalismus ist einer der gro­
ßen Themenbereiche, die der Sozialis­
mus weder theoretisch noch praktisch 
auch nur annähernd gelöst hat. In Euro­
pa und besonders in Deutschland wurde 
in „objektiv“ revolutionären Situatio­
nen die Klassenfrage vom Nationalis­
mus dominiert und sozialistische Losun­
gen, wie den imperialistischen Krieg in 
eine Revolution zu verwandeln, stellten 
sich als schöne Träume heraus, die am 4. 
August 1914 wie Seifenblasen zerplat­
zen.

Grund genug für die Linke, sich des 
Themas endlich anzunehmen und es 
nicht weiter zu verdrängen, indem durch 
diverse Ausnahmesituationen erklärt 
wird, warum Revolutionen nicht stattge­
funden haben.

Linke herrschender Nation
Falsches am Rekurs auf Luxemburg

Typisch herrschende Nation
Daß einige der wenigen, die in Deutsch­
land 1990 den Nationalismus überhaupt 
ernst nehmen, die Debatte Luxemburg/ 
Lenin zur nationalen Frage wieder auf­
greifen, ist erfreulich. Daß sie sich dabei 
vollständig auf die Seite Rosa Luxem­
burgs stellen dagegen sehr problema­
tisch. Denn Luxemburg lag m.E. in 
manchen Punkten um einiges falscher 
als Lenin, wie ich im folgenden zu er­
läutern versuchen werde. Nur noch eine 
Anmerkung zuvor: Der positive Bezug 
auf Luxemburg ist keineswegs zufällig, 
sondern typisch deutsch, bzw. typisch 
für das ignorante Herangehen von Lin­
ken herrschender Nationen an nationale 
Unterdrückung. Luxemburg läßt sich 
für solch ein ignorantes Herangehen ver­
wenden, eben weil sie „aus einem dieser 
unterdrückten Völker“ kommt, (und 
trotzdem gegen das „nationale Seibstbe 
stimmungsrecht“ auftritt). Daraus, daß 
sie einer unterdückten Nation angehör­
te, folgt nicht, daß sie recht hat, aber daß 
gerade sie hier als Autorität angeführt 
wird, legt nahe, daß nationale Zugehö­
rigkeit wohl doch nicht völlig gleichgül­
tig, nur eine fixe Idee, eine Propaganda 
der Bourgeoisie ist.

Reduktionismus
„Die einzige Verteidigung aller wirkli­
chen Freiheit von geschlechtlicher Un­
terdrückung ist heute der revolutionäre 

Klassenkampf gegen den Imperialis­
mus.“ Jegliche positive Bezugnahme 
auf den Feminismus lehnt sie ab, „weil 
er die fundamentale Theorie des neuzeit­
lichen Sozialismus — die Theorie der 
Klassengesellschaft — völlig ignoriert.“ 
Und als „Voraussetzung“ für eine wirk­
liche Selbstbestimmung der Frauen sieht 
sie „die sozialistische Revolution, d.h. 
die politische und wirtschaftliche Selbst­
bestimmung der arbeitenden Klassen.“

Dies sind ein paar von mir verfälschte 
Zitate R. Luxemburgs. Statt Feminis­
mus stand Rechte der Nationen, statt 
Selbstbestimmung der Frauen stand 
Selbstbestimmung der Nationen, (vergl. 
AK 323) Bei solchen Zitaten fallen mir 
unweigerlich die ganzen dogmatisch­
kommunistischen anti feministischen 
Begründungen gegen die Frauenbewe­
gung wieder ein. Und in punkto Frauen­
befreiung ist heute hoffentlich allen Lin­
ken klar, daß die Argumentation, dabei 
stünde nicht der Klassenkampf im Vor­
dergrund zwar durchaus zutreffend, 
aber nicht im mindesten ein Gegenargu­
ment sein kann. Ohne zwischen Selbst­
bestimmungsrecht von Frauen und Na­
tionen (oder Sexismus und Rassismus) 
einen direkten Vergleich ziehen zu wol­
len und ohne auf die Parallelitäten und 
Unterschiede hier naher eingehen zu 
können, scheint mir doch eine dringende 
Bitte angebracht

Auf die Position, daß der einzig wirk­
lich zählende Widerspruch, (der sog. 
Haupt Widerspruch) der Klassenwider­
spruch und der einzig wirklich zählende 
Kampf der für die Herrschaft der Arbei­
terklasse sei, auf diese reduktionistische 
Posistion möge die Linke bitte nie wie­
der zurückfallen!

Ich halte es für absolut wichtig, sich 
nicht auf die sozialen Fragen zu be­
schränken. sondern den Nationalismus 
zu bearbeiten und die Haltung dazu zu 
einem Gradmesser für linke Politik zu 
machen, gerade in Deutschland. Der 
deutsche Nationalismus ist — historisch 
erklärbar — besonders gefährlich und 
die Deutschen für Nationalismus beson­
ders anfällig. „Die Deutschen“ sind das 
gleiche wie „das deutsche Volk“, ein 
Begriff, der ost peinlichst vermieden 
wird, aber inhaltlich gemeint ist. und 
zwar auch zu Recht, denn es ist existent, 
mit all seinen gefährlichen (und viel­
leicht auch em paar angenehmen) Beson­
derheiten, selbstverständlich nicht bio­
logisch. sondern historisch begründet. 
Natürlich gibt es nicht das deutsche Volk 
loder irgend ein anderes Völk) als ein­
heitliches. das nicht gespalten wäre in 
divergierende Interessen (und die Klas­
senspaltung ist dabei nur eine von meh­
reren). Trotzdem gibt es, verallgcmei 
nert, d.h. von Ausnahmen abgesehen, 
verschiedene Gemeinsamkeiten. Bei den 
Deutschen z.B. ein Uberiegenheitsdün 

kel über andere Nationalitäten, den die 
Herrschenden mit den Arbeitenden, die 
Männer mit den Frauen und die Rechten 
mit den Linken gemein haben. (Bei den 
Linken äußert sich das z.B. darin, daß 
sie immer genau wissen, wie das richtige 
Revolutionskonzept — in welchem Land 
auch immer — aussieht, obwohl in 
Deutschland außer der nationalsoziaii 
stischen doch noch nie eine Revolution 
hingehauen hat.) Daß es für deutsche 
Linke ausgeschlossen ist. deutschen Na­
tionalismus positiv autzugreifen 
nationale Frage nicht den Rechten über 
lassen“) ist völlig klar und sollte unter 
Linken unumstritten sein.

Der Umversafismus druckt steh 
vor den konkreten Aufgaben

Die Gefahr bei der deutschen Wieder­
entdeckung Luxemburgischer Beto­
nen zur nationalen Frage sehe ich danr 
daß sich damit deutsche Linke wieder 
einmal um die konkrete Umentutzav 
von Interessen der national unterdräd 
ten Minderheiten in Deutschhai 
drücken können Mensch kann sich pn 
ina moralisch sauber fühlen bei eaea 
radikalen Antinationalismus und Aäj 
deutschtum. Und schließlich wt«ei dr 
Linken auch daß de^ deutsche WdK 
sich nicht auf den Haß gegen Nichtden 
sehe beschränk' sondern auch dkl 
Antideutsche (und Links widerspncb 
per se dem Teutonentum. ob sich Läb 
selbst als antideutsch definiert wie Ar 
Radikale Linke oder mehl, wie die 1b 
marer KPD) zu L ndeutschem eridta 
und ins AusrottungsprograniHi hä o» 
beziehen kann Ich glaube, aus äksr 
Amgst heraus fiel es deutschen Lab» 
letztes Jahr plötzlich auf. daß ■ dP 
BRD Rassismus herrscht. daß sie <
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meinsame Interessen mit den Einwan­
derinnen haben und die Zusammenar­
beit suchen müssen. Das ist natürlich 
sehr erfreulich, daß im Zuge des Wie­
dervereinigungsprozesses der deutsche 
Rassismus unter Linken breitere Beach­
tung fand. Diese Beachtung geht aber 
nach wie vor von einer „deutschen 
Sichtweise“ aus, hat als Ausgangspunkt 
die Probleme und Anliegen der deut­
schen Linken, anstatt einen Versuch zu 
unternehmen, sich mit den Objekten des 
deutschen Rassismus und Imperialismus 
zu identifizieren und sich zu Unterstüt­
zerinnen ihrer Anliegen zu machen. 
Unbestritten haben wir im neuen Deut­
schen Reich ein bedrohliches Anwach­
sen des Rassismus, vor allem der offe­
nen Gewalt. Aber dies Deutschland, das 
wir (deutsche Linke), vor allem in die 
Zukunft gedacht, so sehr furchten, war 
für die „Ausländer“ in der BRD schön 
vorher ein Horror, sie lebten schon 
lange in dem Zustand, vor dem uns jetzt 
graut.

Rosa Luxemburg betonte die Unver­
einbarkeit des Marxismus mit jeder 
Form von Nationalismus. Die Frage ist 
aber, wie der Einfluß des Nationalismus 
unter den Ausgebeuteten und Unter­
drückten bekämpft weiden kann. Lenins 
Betonung des Selbstbestimmungsrech­
tes unterdrückter Nationen — als dessen 
höchste Ausformung er das Recht auf 
staatliche Lostrennung sah — bleibt ein 
wichtiger Beitrag.

Ein Phänomen, das in diesem Jahr­
hundertderartige Massen derartig mobi­
lisierte und heute, z.Z. besonders in Ost­
europa wieder mobilisiert, kann man 
nicht einfach als „Vormundschaft der 
Bourgeoisie“ (Rosa L.) abtun.

Alte Ideologietheorie 
vom „falschen Bewußtsein“

Keine Ideologie setzt sich einfach durch 
Manipulation der Unteren durch die 
Herrschenden durch. (Dies spräche im 
übrigen den Unteren jeglichen Subjekt­
charakter, und damit auch die Möglich­
keit zur Selbstbefreiung, ab.) Eine Ideo­
logie kann nur massenwirksam werden, 

wenn sie an reale (Alltags-) Erfahrungen 
anknüpfen und diese „erklären“ kann, 
d.h. wenn sie einen realen Kem hat. 
Ideologien sind Bewußtsein unter Bedin­
gungen der Entfremdung, aber nicht 
schlicht und einfach „falsches Bewußt­
sein“, das mit der Realität nichts zu tun 
hätte. Offensichtlich kann der Nationa­
lismus an Alltagserfahrungen anknüpfen 
— und ich für meinen Teil finde das auch 
nicht schwierig, nachzuvollziehen. Ver­
schiedene Nationen sind verschieden, 
und es gibt nationale Gemeinsamkeiten. 
Jeder, der oder die mal länger im Aus­
land gelebt hat, weiß das, hat die Ver­
schiedenheit und wahrscheinlich das 
Sich-fremd-fühlen erfahren. Allerdings 
werden die deutschen linken „Reisen­
den“ keine nationale Unterdrückung er­
fahren haben, denn sie halten sich im 
Ausland privilegiert mit harter Währung 
völlig freiwillig mit jederzeitiger Rück­
reisemöglichkeit auf. (Ganz im Gegen­
satz zu den Flüchtlingen und Arbeitsim­
migrantinnen in der BRD.) Daß Natio­
nalitäten nationalspezifische Besonder­
heiten haben, heißt nicht, daß die natio­
nalen Gruppen einheitliche wären, daß 
es nur eine Kultur, nur eine Interessen­
lage gäbe. Wie schon Lenin betonte, gibt 
es „in jeder nationalen Kultur ... Ele­
mente einer demokratischen und soziali­
stischen Kultur, denn in jeder Nation 
gibt es eine werktätige und ausgebeutete 
Masse, deren Lebensbedingungen un­
vermeidlich eine demokratische und so­
zialistische Ideologie erzeugen. In jeder 
Nation gibt es aber auch eine bürgeliche 
(...) Kultur, und zwar nicht nur in 
Form von »Elementen4, sondern als 
herrschende Kultur.“ (LW Bd.20, Kriti­
sche Bemerkungen zur nationalen Fra­
ge) Hinzuzufügen wäre, daß es in fest 
jeder Nation eine herrschende patriar­
chale Kultur und feministische Elemente 
gibt. Es gibt die verschiedenen Kultu­
ren, die über ihre politischen und/oder 
sozialen Interessen große internationale 
Gemeinsamkeiten aufweisen und sehr 
kraß gegen politisch/sozial entgegen­
gesetzte Kulturen der gleichen Nation 
stehen können. Trotz der verschiedenen 

und auseinanderdivergierenden Kultu­
ren in einer Nation haben aber alle diese 
Kulturen doch wieder nationaltypische 
Besonderheiten, die zur „internationa­
len Kultur des Demokratismus und der 
Arbeiterbewegung der ganzen Welt“ 
(Lenin) querstehen. Die Wirklichkeit ist 
leider sehr komplex und von vielfachen 
Widersprüchen durchzogen. Es gibt 
nicht nur die Handvoll Unterdrücker 
und die Masse der Unterdrückten und 
Ausgebeuteten, sondern zweitem sind 
selber in mehrfacher Weise in verschie­
dene Lagen, Machtpositionen und Inter­
essen aufgespalten und es gibt Herr­
schaftsverhältnisse innerhalb des großen 
Lagers der Unterdrückten. Teilbereiche 
davon zu leugnen oder als „Nebenwi­
derspruch“ zurückzustellen zugunsten 
eines (angeblichen) „Hauptwider­
spruchs“ kann nur für die jeweils (rela­
tiv) Herrschenden unter der Unterdrück­
ten akzeptabel sein. Für die deutschen 
Linken in Deutschland ist es ein Leich­
tes, allgemein und umfassend Nationa­
lismus abzulehnen, denn sie leiden nicht 
unter national-kultureller Unter­
drückung, darunter, daß ihre Sprache, 
Regeln und Gepflogenheiten, „Sitten 
und Bräuche“, Organisations- und De- 
mokratieauffessungen ständig verallge­
meinernd als minderwertig deklariert 
werden und ihnen überhaupt ein Exi­
stenzrecht abgesprochen wird. Den Lin­
ken herrschender Nation ist gar nicht 
bewußt, daß ihre Kultur — und sei sie 
noch so sehr Widerstandskultur — auch 
(d.h. unter anderem) eine nationale Prä­
gung hat. Ihnen erscheint ihre Kultur 
nicht als nationale, durch historisch sich 
herausentwickelte Spezifikation be­
stimmte, sondern als internationale, uni­
verselle, als Kultur schlechthin.

Nicht üeyginien5 suchen
Die immense Kraft des Nationalismus ist 
freilich nicht durch diese sich im Laufe 
der Geschichte herausentwickelten na­
tional-kulturellen Unterschiede erklär­
bar. (Eine Erklärung hierfür kann ich 
auch nicht liefern, bleibt weiterer For­
schung überlassen. Ich vermute, daß 

u.a. eine psychologische Komponente 
dabei keine unwichtige Rolle spielt, 
nämlich, daß in den Nationalismus die 
Befriedigung von Bedürfnissen hinein­
projiziert wird, deren Befriedigung ei­
gentlich in der Familie versprochen 
wird, die aber dort durch die Macht­
strukturen niemals eingelöst werden 
kann. Bedürfnisse wie Geborgenheit, 
Gemeinschaft, Füreinander-da-sein und 
-einstehen etc. Daß auch der Nationalis­
mus dies Versprechen nicht einlöst, än­
dert nichts an seiner Heftigkeit, ganz im 
Gegenteil: je weniger reale Gemein­
schaft die Nation bietet, je weniger die 
Deutschen sich tatsächlich gegenseitig 
mögen und unterstützen — und daß sie 
sich nicht mögen, daß die Beziehungen 
zwischen ihnen von kleinlichem Neid 
und Niemandem-was-gönnen geprägt 
sind, hat.W Pohrts Studie über den 
deutschen Sozialcharakter in Konkret 
deutlich gezeigt — desto verbissener 
wird die Volksgemeinschaft einge­
klagt.)
. Wenn wir auch bislang keine umfas­
sende Erklärung für die Macht des Na­
tionalismus haben, so dürfte doch der 
Fakt an sich nicht mehr umstritten sein. 
Mit Sicherheit kann eine Leugnung der 
real existierenden Anknüpfungspunkte 
für die nationalistische Ideologie, also 
die Existenz von Nationen, von national­
kulturellen Besonderheiten etc. keine 
wirkungsvolle Strategie gegen den Na­
tionalismus sein. Und mi E. leugnet die 
Theorie Rosa Luxemburgs tendenziell 
die Existenz von Nationen, indem sie die 
Bedeutung nationaler Zugehörigkeiten 
für die Konstituierung von Subjekten 
leugnet, bzw. diese Bedeutung nur dar­
auf zurückfuhrt, daß die Leute auf die 
Propaganda der Bourgeoisie hereinfal­
len.

Die vielen richtigen Aussagen Lu­
xemburgs zum Charakter von Nationen: 
die Zurückweisung der Auffassung von 
der Nation „als ein Ganzes, als eine ge­
schlossene soziale und politische Ein­
heit“, sind nichts Luxemburg-Spezifi­
sches, sondern auch etwa Lenins durch- 
gängie Auffassung. Weder die Tatsache, 

daß Nationen nichts überhistorisch Na­
türliches sind, noch die Tatsache, daß 
sie kein homogenes Ganzes sind, ändert 
etwas daran, daß es, neben anderen, ge­
nauso historischen Unterdückungs-/ 
Herrschaftsverhältnissen, nationale Un­
terdrückung/nationale Herrschaft gibt, 
die sich genauso wie das Patriarchat und 
die Klassenherrschaft konkret festma­
chen und nachweisen läßt.

Man kann getrost davon ausgehen, 
daß es national-kulturelle Unterschiede 
und Identifikationen noch über einen 
längeren historischen Zeitraum geben 
wird. Nichts spricht dafür, daß sich die­
se in einem Zeitraum, für den wir unsere 
politischen Konzeptionen planen, in ei­
nereinheitlichen „intemationale(n) Kul­
tur des Demokratismus und der Arbei­
terbewegung der ganzen Welt“ (Lenin) 
auflöseh.

Für die sozialistische Strategiebildung 
kann nicht die Frage sein, wie wir der 
Arbeiterklasse „nachweisen“ können, 
daß sie „kein Vaterland“ habe, daß die 
Nation nur eine Erfindung der Bourgeoi­
sie sei und daß bei der Identitäsbildung 
der Individuen die nationale Zugehörig­
keit gefälligst ausgeklammert werden 
muß. Eine solche Herangehensweise 
wird zwangsläufig abstrakte Propagan­
da und völlig hilflos bleiben, weil sie der 
täglichen Erfahrung widerspricht. Viel­
mehr muß nach Wegen gesucht werden, 
zu vermeiden, daß nationale Zugehörig­
keiten und Identifikationen zu einem 
Hinderungsgrund für (notwendig inter­
nationalistischen) Klassenkampf wer­
den. Und dafür scheint mir weiterhin die 
Leninsche Grundposition Vorausset­
zung zu sein: nur wenn die Sozialdemo­
kratie (damals ...) die absolute Gleich­
berechtigung der Völker, das Recht auf 
Selbstbestimmung einer jeden Nation, 
dessen höchster politischer Ausdruck 
die Bildung eines unabhängigen Staates 
sei, in jedem Falle anerkenne, könne es 
zu einer Verbrüderung der Arbeiter­
klassen und Völker der herrschenden 
und unterdrückten Nationen kommen 
und würde die Kraft freigesetzt, gegen 
die Bourgeoisie zu kämpfen.

Angelika Prömm, VSP

Auf ins Offene!
Beitrag zur Debatte mit den Gefangenen und der RAF

Vorbemerkung
Seitdem der Hungerstreik der Gefangenen 1989 weitgehend er­
gebnislos verlaufen ist, herrscht Rat- und Sprachlosigkeit unter 
denjenigen, die den Hungerstreik unterstützt haben. Die RAF 
macht weiter wie gehabt ihre Aktionen. Die Situation einzelner 
Gefangener hat sich drastisch verschärft. Im Zeitraffer löst sich 
das sozialistische Lager auf. Die kommunistische Idee ist dis­
kreditiert wie nie. Deutschland ist unter der CDU wiederver­
einigt. Die „DDR-Aussteiger“ bieten sich z.T. der Justiz als 
Kronzeugen an und arbeiten auf ihre Weise an der Zerschlagung 
aller mit der RAF verbundenen Hoffnungen. Verfassungs­
schutzchef Lochte macht sich die Forderung der Gefangenen 
nach Zusammenlegung zu eigen, und die Bundesregierung ist 
ebenfalls für die Zusammenlegung, wenn nur die RAF endlich 
aufgibt

Versuche, eine erneute Diskussion darüber in Gang zu brin­
gen, wie wir — die sich als revolutionär verstehende Linke •— die 
Gefangenen aus der Isolation bekommen und Zusammenle­
gungen durchsetzen können; wie wir die Freilassung zumindest 
der Haftunfähigen und der zu „lebenslänglich“ Verurteilten, 
wenigstens nach 15 abgesessenen Jahren, erreichen könnten, 
ohne daß sie zu Kreuze kriechen müssen, sind bisher immer wie­
der ganz schnell in Konfusion und Lähmung erstickt. Dieser Bei­
trag ist der Versuch, ein bißchen gedankliche Klarheit in all den 
Wirrwarr zu bringen, mit dem Ziel, daß wir endlich wieder die 
politische Initiative bei der Unterstützung der Gefangenen in die 
Hand bekommen. Dazu ist es auch notwendig, die politische 
Auseinandersetzung um die Strategie der RAF zu fuhren. Diese 
Diskussion ist längst überfällig und muß — wie jede Diskussion 
um politische Strategie — so öffentlich wie möglich geführt 
werden. So schwer das auch ist, müssen endlich alle Genoss­

innen ihre Fragen und Kritiken auf den Tisch packen (können). 
Ohne das geht inzwischen nicht weiter an wirksamer Unterstüt­
zung für die Forderungen der Gefangenen. Spätestens nach der 
unveränderten Fortsetzung der Hinrichtungsaktionen nach dem 
Hungerstreik einerseits und dem Lochte-Vorschlag und dem 
„Angebot“ der Bundesregierung andererseits kann man nicht 
länger so tun, als sei die Frage der Unterstützung der Gefange­
nen ein von der Politik der RAF unabhängiges Thema.

Zur Klarstellung: Bei dieser Diskussion geht es nirgends dar­
um, die Legitimität und die Notwendigkeit des unnachgiebigen 
Kampfes gegen die imperialistische Politik der Bundesregierung 
anzuzweifeln. Es geht vielmehr darum, gemeinsam um den 
besten Weg zu streiten.

Der jetzt folgende Text ist entstanden in Diskussion mit 
Freundinnen und Genossinnen aus verschiedenen Arbeitsbe­
reichen und insofern keine Emzelarbeit.

Der Hungerstreik
Die Erfahrungen beim Hungerstreik 
1989 waren ermutigend, auch wenn die 
Anstrengungen nicht ausgereicht haben, 
die Zusammenlegung in große Gruppen 
und die Entlassung der Haftunfähigen 
durchzusetzen. Ermutigend war die — 
gemessen an früheren Hungerstreiks — 
relative Breite des unterstützenden 
Spektrums. Das hatte wesentlich mit der 
Stoßrichtung der Hungerstreikerklärung 
zu tun, infolge derer von denjenigen, die 
Unterstützungsaktionen organisierten, 
großer auf Verständlichkeit der 
Forderungen gelegt wurde und mit rela­
tiv neuer Offenheit, mit wesentlich we­
niger Arroganz als früher, an politische 
Spektren, an Menschen herangegangen 
wurde, deren politischer Alltag alles an­
dere als „militant** ist, und die, im Ge­
gensatz zu früher, als politisch Handeln­
de ernst genommen worden sind. Mög­
licherweise hat zu der relativen Breite 
auch beigetragen, daß es schon seit ge­
raumer Zeit keine Aktion der RAF ge­
geben hatte, und nicht die „Gefahr** 
bestand, sich bei Unterstützung des 
Hungerstreiks mit Aktionen der RAF 
konfrontieren lassen zu müssen und wo­
möglich mit Aktionen identifiziert zu 

werden, hinter denen man politisch nicht 
steht.

Ich hatte den Eindruck, als seien die 
Breite und der öffentliche Druck für die 
Forderungen der Gefangenen noch aus­
baufähig gewesen, wenn mehr Zeit da­
für dagewesen wäre. Und wenn wir 
mehr Phantasie entwickelt hätten für 
Aktionsformen, an denen sich Men­
schen aktiv beteiligen können, die nicht 
zur „Scene“ gehören. Das Potential der 
ansprechbaren Leute war noch längst 
nicht ausgeschöpft. Die Grenzen der 
Mobilisierung während des Hunger­
streiks waren aber da erreicht, wo die 
CDU-Länder, nach Mompers vorsich­
tigem Vorstoß zu einer begrenzten Zu­
sammenlegung, aus Wahlkampfgründen 
dicht gemacht haben. Danach ging 
nichts mehr, obwohl es vorher eine re­
lativ gute Presse gegeben hatte, und so­
gar der Verfassungsschutz (aus seinen 
taktischen Überlegungen: keine „Mär­
tyrer“, keine „neuen Rekrutierungen“ 
— aber uns sollte es recht sein) Gruppen 
bis zu 8 Leuten angeregt hatte. Die 
CDU-Wahlkampftaktik, sich gegen die 
Erfolge der Republikaner bei den vor­
angegangenen Landtagswahlen und der 
Europawahl nach rechts zu profilieren, 
setzte, nachdem Kohl nach Ostern im 
Bundestag eindeutig gegen eine Zusam­
menlegung Stellung bezogen hatte, eine 

in diesem Hungerstreik nicht mehr zu 
überwindende Grenze. In dieser Situa­
tion war es richtig, den Hungerstreik ab­
zubrechen, da nichts mehr zu erwarten 
war. Mit dem Abbruch vermittelte sich 
nicht das Gefühl absoluter Ohnmacht, 
sondern eher ein: o.k., das hat sich alles 
gar nicht schlecht angelassen. Da wär 
von uns aus, was Bereitschaft innerhalb 
der Bevölkerung angeht, sich mit den 
Haftbedingungen ausemanderzusetzen. 
Forderungen zu unterstützen, noch ei­
niges zu machen gewesen. Es hat halt 
diesmal aus Gründen, die wesentlich 
außerhalb unserer Einflußmöglichkeiten 
lagen — Wahlkampf—nicht gereicht.

Der fest erfolglose Abbruch des Hun­
gerstreiks war auch deswegen nicht so 
niederschmetternd, weil aufgrund der 
Hungerstreikerklärung die Perspektive 
eröffnet schien, in Zukunft endlich ge­
meinsam in einer Diskussion — ohne die 
alten Abgrenzungen — weiter nach er­
folgversprechenden Wegen suchen zu 
können, um die Forderungen der Gefan­
genen durchzusetzen.

Nach dem Hungerstreik hat die öffent­
liche Unterstützung der Forderungen 
der Gefangenen aufgehört. Gründe sind 
sicher auch, daß wir alle von den Aktivi­
täten während des Hungerstreiks ausge­
powert waren, viele haben ja „alltags** 
eine andere politische Praxis, und die 

Hungerstreik-Unterstützung war zusätz­
liche Anstrengung. Außerdem setzte im 
Juli die deutschdeutsche Vereinigungs- 
Dynamik ein und beherrschte die Köpfe 
und die Schlagzeilen. Ab da stand die 
gesamte Linke nur noch wie erstarrt da 
und konnte gar nicht so schnell gucken, 
wie sich mit einem Mal die Ereignisse 
überstürzten und im Zeitraffer 40 Jahre 
realer Sozialismus — und das nicht nur 
In einem Land — autgeroXktundmhapl.- 
türstrscLe Wähnen emgepxessX. wxoÄföo

Die Aktion gegen 
Herrhausen

Am 30. November 1989 wurde der Chef 
der Deutschen Bank, Alfred Herrhau­
sen, von der RAF hingerichtet. Meine 
erste Reaktion: Scheiße, was soll das? 
Und: Alle Bemühungen um Zusammen­
legung und Entlassung der Haftunfahi- 
gen haben sich erledigt. Jetzt gibt es wie­
der Rechtfertigungsgründe en mässe — 
nicht nur für die Hardliner — nicht auf 
die Forderungen der Gefangenen einge­
hen zu müssen. Und was können wir da­
gegen setzen? Wir wissen doch genau, 
mit wem wir es zu tun haben! Sollen wir 
Erstaunen oder Empörung heucheln, 
wenn die das für sie Logische tun, sich 

an den Geiseln aus der RAF, buchstäb­
lich ihren Todfeinden, rächen? Und we­
der wir, noch die RAF! sind offensicht­
lich derzeit in der Lage, die Gefangenen 
dem Zugriff des Staates zu entziehen. 
Was ist das bloß für eine Politik, die die 
RAF macht, ohne Rücksicht darauf, was 
die Situation ihrer Genossinnen und Ge­
nossen in den Knästen angeht? Auch 
wenn sich eine revolutionäre Politik an 
ihren politischen Zielen orientieren muß 
und sich nicht m erster Linie an den 
möglichen repressiven Folgen orien­
tieren kann, so muß das doch letztlich in 
einem „lohnenden“ Verhältnis zuein­
ander stehen. Letztendlich müssen die 
Vorteile für die Revolutionäre größer als 
die Verluste sein. Wo liegt aber der poli­
tische Erfolg bei einer Aktion wie der in 
Homburg?

Nichts hat sich dadurch positiv verän­
dert. Herrhausen ist sofort ersetzt wor­
den. Schön, man könnte sagen: seine ge­
rechte Strafe hat ihn ereilt. Aber ge­
schenkt. Die Aktion ist rein moralistisch 
und hat mit Politik, gar revolutionärer, 
Politik nichts zu tun. {„Moralistisch“ 
meint: sittenlehrerhaft. Das hat nichts 
mit Moral als politisch-ethischem Maß­
stab zu tun!) Revolutionäre Politik muß 
so angelegt werden, daß sie praktisch 
den einen oder anderen Schritt weiter 
führt, Ermutigung und Orientierung ist.
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Wo wäre das bei einer Aktion wie der 
Hinrichtung von Herrhausen der Fall?

Soll das etwa Perspektive und Orien­
tierung gegen imperialistische Politik 
sein: die fortgesetzte exemplarische 
Hinrichtung darin verwickelter Politiker 
und Manager? Das übersieht doch 
völlig, daß die Deutsche Bank bis dato 
keine direkte Verfügungsgewalt über die 
Bevölkerung und die Produktionsmittel 
der DDR hatte, und daß sie schranken­
lose Verfügungsgewalt erst über eine 
bestimmte zustimmende Bewegung in 
der Bevölkerung der DDR zu kapitalisti­
schen Wirtschaftskonzepten bekommen 
hat. Die falsche Orientierung einer 
Aktion wie die Hinrichtung von Herr­
hausen ist doch, daß die RAF so tut, als 
seien einzelne Funktionsträger des kapi­
talistischen Apparates das Problem und 
ursächlich verantwortlich z.B. für die 
kapitalistische Übernahme der DDR. 
Hier wird versucht, einzelne verantwor­
tlich zu machen und zu strafen, wo es um 
komplexe gesellschaftliche Entwick­
lungen geht. Das ist ein personenfixier­
tes, undialektisches und moralisierendes 
Verständnis dessen, was abläuft und 
verstellt den Blick auf so entscheidende 
Fragen wie z.B.: Weshalb haben die 
Menschen in der DDR — offensichtlich- 
— nichts gesehen, was sich gelohnt hätte 
zu verteidigen ?

Perspektive und Orientierung hat die 
Tötung von Herrhausen nicht gebracht. 
Und Ermutigung? Das Gegenteil würde 
ich sagen, angesichts dessen, was abseh­
bar (und gerade die RAF kann so etwas 
absehen!) danach auf die Gefangenen 
zukommt und was das in Bezug auf die 
durchaus hoffnungsvollen Anfänge der 
Solidaritätsbewegung im Frühjahr 1989 
heißt. Es macht doch nur einen Sinn, 
vom Staat bessere Haftbedingungen zu 
verlangen, von Freilassungen ganz zu 
schweigen, wenn er in Legitimations­
schwierigkeiten steckt, was die Haftbe­
dingungen angeht, und wir diese Legiti­
mationsschwierigkeiten durch politische 
Aufklärung verstärken können.

Durch eine Aktion wie die gegen 
Herrhausen, von der sich in dieser Si­
tuation allein „Hinrichtung“ mit all 
ihren abstoßenden barbarischen Aspek­
ten vermittelte, werden diese Legitima­
tionsschwierigkeiten beseitigt. Die Lo­
gik, nach der staatliches Handeln funk­
tioniert und politisch durchsetzbar ist, 
ist ja nicht Rechtsstaatlichkeit, sondern 
sind die gesellschaftlichen Kräftever­
hältnisse und darin Legitimationsmög­
lichkeiten staatlichen Handelns. Und 
unsere einzige Möglichkeit, die Gefan­
genen zu unterstützen — wenn wir sie 
nicht rausholen — ist es, diese Kräfte­
verhältnisse politisch so zu beeinflussen, 
daß es sich die Regierung politisch nicht 
länger leisten kann, die Gefangenen so 
zu behandeln, wie sie es tut. Sie kriegt 
aber derzeit die politische Legitimation 
dazu durch die politisch sinnlosen Atten­
tate der RAF. Ihre Aktionen sind schon 
lange nicht mehr politisch zu vermitteln. 
Was bleibt ist „Hinrichtung“.

An dieser Stelle stellt sich die Frage, 
was sind für die RAF Kriterien erfolg­
reicher Politik? Reicht es ihr, wenn 
viele Leute ihre Aktionen „gut“ finden, 
sich klammheimlich freuen? Findet sie 
sich in der Richtigkeit ihrer Politik be­
stätigt, bloß weil Parolen auf Häuser­
wänden auftauchen? Revolutionäre Po­
litik müsste doch auf mehr aus sein als 
auf Selbstbestätigung. Billige Zustim­
mung an Kneipentischen und Gefühle 
von Befriedigung, weil es auch mal ei­
nen „oben“ getroffen hat, „im positiven 
Sinn ,erschütterte' Herzen“, das alles 
kann doch nicht Orientierung für revolu­
tionäre Politik sein. Mal ganz kraß: den 
Haß gegen die Herrschenden haben auch 
Neonazis. Und Probleme mit Hinrich­
tungen haben die auch nicht. Die Menta­
lität jedes frustrierten Kleinbürgers er­
laubt die Zustimmung zu solchen Aktio­
nen. Das kanns doch nicht sein, was 
Aktionen zu politischen Erfolgen 
macht! Da wirds doch fast absolut belie­
big. Da besteht ein unkritisches Verhält­
nis den Zustimmungen gegenüber. Wer 
stimmt weshalb zu? Das ist doch die 
Frage. Und vor allem: was folgt daraus? 
Diese beiden Fragen müssen doch min­
destens überlegt werden, ehe so etwas 
wie der politische Erfolg einer Aktion 
aus der reinen Zustimmung abgeleitet 
werden kann.

Zur Erklärung der RAF 
zum Anschlag 

auf Neusel

Leider argumentiert die RAF nicht, um 
den Sinn ihrer Aktionen politisch zu er­
läutern, sondern sie stellt eine unnach-

volutionäre Prozesse über die exempla­
rische Exekution imperialistischer 
Funktionsträger befördern will. Dazu 
kommt, daß viele Politiker und Wirt­
schaftsbosse es nicht einsehen, sich bloß 
wegen ein paar Hardlinern in Staats- und 
Justizapparat, die sich gegen eine Zu­
sammenlegung sperren, weiter den An­
schlägen der RAF auszusetzen. Sie 
möchten deshalb eine „gütliche“ Lö­
sung.

Die Initiativen von Lochte und der 
Bundesregierung sind unterschiedlich 
und müssen deshalb unterschiedlich be­
wertet werden.

Zu Löchtes Vorschlag:
Die Lochte-Fraktion setzt auf Zusam­
menlegung ohne Vorbedingungen an 
RAF und Gefangene (Vgl. taz vom 
18. 8.1990 und vom 5.4.89). Dabei sol­
len die Gefangenen sich selbst aussu­
chen können, mit wem sie zusammen 
sein wollen. Außerdem sollen nach 
Löchtes Vorstellungen die Gruppen po 
litischer Gefangener auch „ganz norma 
le Kontakte zu den übrigen Gefangenen“ 
haben.

Der Vorschlag ist nicht dumm. Er 
geht davon aus, daß die RAF politisch 
konzeptionslos ist und faktisch nach wie 
vor die Empörung über die mörderi­
schen Haftbedingungen und die Solida­
rität und Identifikation mit den Gefan­
genen eine ganz große Rolle spielen, 
wenn sich Leute mit der RAF solidari­
sieren. Indem er für eine Erfüllung der 
Forderungen der Gefangenen nach Zu­
sammenlegung und freier Kommunika­
tion plädiert, will er Gründe für eine So­
lidarisierung mit den Gefangenen und 
einen Hauptanlaß, sich überhaupt mit 
der RAF zu beschäftigen, aus der Welt 
schaffen.

Außerdem geht er von der Annahme 
aus, daß eine Zusammenlegung und end­
lich offene Diskussion unter allen Ge­
fangenen aus der RAF dazu führen 
könnte, daß sich die RAF als der (mili­
tärische) Kampfzusammenhang, der sie 
bisher war, auflöst. Einmal mag er dabei 
auf die Tatsache setzen, daß es bisher, 
auch für die Gefangenen untereinander, 
extrem schwer bis unmöglich war, sich 
solidarisch mit Kritik an der Strategie 
der RAF, aber auch der Zusammenle- 
gungsforderung, auseinanderzusetzen. 
Daß ganz schnell Diffamierung und 
Ausschluß drohten. In diesem Fall setzt 
er auf Zerfleischungsprozesse bei den 
Gefangenen und dem öffentlichen Zu­
sammenbruch des Gefangenenkollektivs 
und damit einer Demoralisierung und 
Demobilisierung der RAF.

Oder, falls es zur solidarischen Dis­
kussion unterschiedlicher Positionen in­
nerhalb des Gefangenenkollektivs 
kommt, ist es ja durchaus denkbar, daß 
die Gefangenen bei der politisch desola­
ten Situation der RAF zu dem Schluß 
kommen, daß es am besten wäre, wenn 
die RAF ihre Aktionen erst einmal ein­
stellt.

Darauf setzen Lochte und seine Frak­
tion in Staats- und Verfassungsschutz. 
Das macht das Aufgreifen der Forde­
rungen der Gefangenen — so irritierend 
das auch erstmal ist — verstehbar.

Es ist aber nicht gesagt, daß sich diese 
Fraktion bei einer Eskalierung der Situa­
tion politisch durchsetzen wird! Es ist 
mindestens genauso wahrscheinlich, 
daß im Fall der Fortsetzung der Hinrich­
tungen durch die RAF, die harte Linie an 
den Gefangenen exekutiert wird!

Politiker, die sich von Gefühlen wie 
Rachsucht leiten lassen und auf archai­
sche Abschreckungsmethoden setzen, 
setzen eher auf Liquidierung der Gefan­
genen. Für eine harte Linie sprechen 
doch auch Reaktionen der Justizbehör­
den nach der Hinrichtung Herrhausens 
und dem Anschlag auf Neusel. Einzelne 
Gefangene werden für diese Anschläge 
in der Öffentlichkeit verantwortlich ge­
macht, und die Haftbedingungen ver­
schärft. So ist z.B. Brigitte Mohnhaupt 
nach Stammheim verschleppt und fast 
vollkommen nach außen abgeschottet 
worden.

Von daher wäre das Hoffen darauf, 
daß sich Löchtes Initiative vielleicht 
durchsetzen wird, womöglich durch 
weitere Aktionen der RAF noch beför­
dert wird, extrem gefährlich für die Ge­
fangenen. (Oder auch für einzelne Ge­
fangene. Es gibt ja endlose Variationen 
des „teile und herrsche“.) Mit einer sol­
chen abwartenden und der RAF in ihrer 
Attentatspolitik unkritisch zustimmen­
den Position wird es voll und ganz dem 
Staatsschutz überlassen, ob die Gefan­
genen zusammengelegt, oder — im an­
deren Extrem — (Einzelne) liquidiert 
werden. Das wäre ein Poker mit dem 
Leben und der Gesundheit der Gefange­
nen, der nicht zulässig ist!

weil ihnen der Sozialismus, den sie er­
lebt haben, unerträglich geworden ist. 
Die kommunistische Idee ist scheinbar 
endgültig widerlegt. Es \yird der Linken 
in Zukunft noch weniger als bisher ge­
lingen, nur gegen den Imperialismus 
und alle seine Schweinereien zu sein, um 
die eigene Politik zu recht fertigen, gar 
noch andere dafür zu mobilisieren. Spä­
testens jetzt müssen wir in der Lage sein, 
genau zu erklären, warum wir was tun. 
Und vor allen Dingen — konkret, vor­
stellbar — was wir wie anders machen 
wollen. Linke Phrasen werden endgültig 
niemanden mehr mobilisieren können.

Floskeln aus der Neusel-Erklärung 
wie: „selbstbestimmte Räume erkäm­
pfen“, „gegen ihren Machtapparat ei­
gene Ziele durchsetzen“, „eine von den 
Menschen bestimmte Wirklichkeit“ 
sagen nichts über den Inhalt der Selbst­
bestimmung und der eigenen Ziele. 
Nichts über das, was die neue „von den 
Menschen bestimmte Wirklichkeit“ sein 
soll im Gegensatz zur jetzigen, alten, 
allerdings auch von ,fien Menschen be­
stimmten Wirklichkeit“ (von wem denn 
sonst??).

Alles in allem erweist sich bei genaue­
rem Lesen die Erklärung zu Neusel als 
ein Dokument der Hilflosigkeit, al 
Durchhalteappell, dem jede Kraft zu 
Überzeugung fehlt.

Gefangene haben 
immer Geiselstatus

Nach allem, was zu erkennen ist, führen 
die Attentate einzig und allein zu einer 
Verschärfung des Geiselstatus der Ge­
fangenen. Ein diese Härten überwiegen­
der positiver politischer Effekt ist auch 
in Ansätzen nicht zu sehen. Im Gegen­
teil ! Es fangt an, einem sinnlos vorzu­
kommen, politisch für die Unterstützung 
der Forderungen der Gefangenen zu ar­
beiten, wenn dann seitens der RAF Ak­
tionen kommen, mit Hilfe derer die Ge­
genseite wieder jede Rechtfertigungs­
möglichkeit bekommt, die Knäste dicht­
zumachen.

Die RAF sollte daher mit diesen poli­
tisch sinnlosen und irreführenden, den 
Staat aber gleichzeitig aufs Schärfste 
herausfordernden, Hinrichtungsaktio­
nen aufhören. Wir haben derzeit nicht 
die Macht und die dafür notwendige Un­
terstützung in der Bevölkerung — und 
die RAF auch nicht! — die Gefangenen 
vor Racheaktionen des Staates zu schüt­
zen.

Eine Gruppe wie die RAF muß bei 
ihren Aktivitäten genau abwägen zwi­
schen notwendigen Aktionen, die ge­
eignet sind, wirksam etwas voranzu­
bringen, und der Repression, die — na­
türlich — auf die Gefangenen zukom­
men wird, und dem Kräftepotential, das 
vorhanden ist, um die Gefangenen zu 
unterstützen und zu schützen.

Diese Einschätzung wird in keiner 
Weise durch Löchtes Vorschlag und das 
„Verhandlungsangebot“ der Bundes­
regierung widerlegt!

Löchtes Vorschlag und die 
Verhandlungsinitiative der 

Bundesregierung
Einige neigen dazu, den Lochte-Vor­
schlag und die „Verhandlungsinitiati­
ve“ der Bundesregierung als Erfolg ge­
nau dieser Attentatspolitik zu sehen.

Sie argumentieren in etwa so:
„Die Bundesregierung ist in einer 

schwachen Position, weil sie Angst vor 
den Attentaten der RAF haben. Durch 
diese Politik hat die RAF die Regierung 
so weit gebracht, daß sie eine Zusam­
menlegung der Gefangenen anbietet. 
Das haben die ganzen öffentlichen Ak­
tionen während der vielen Hungerstreiks 
nicht gebracht! Ausgerechnet jetzt, wo 
sich ein Erfolg abzeichnet, soll die RAF 
mit ihren Anschlägen aufhören ? Lochte 
hat sogar die Zusammenlegung ohne je­
de Gegenleistung der RAF und der Ge­
fangenen befürwortet. Und das alles 
auch noch nach den Anschlägen auf 
Herrhausen und Neusel!“ 
Oberflächlich gesehen klingt das ein­
leuchtend.

Doch wie sehen die realen Kräftever­
hältnisse aus?

Beiden Initiativen gemeinsam ist das 
Motiv, daß die Attentate, gegen die es 
keinen Schutz gibt, aufhören. Politiker 
und Wirtschaftsbosse haben Angst. 
Wenn man so will, ist das ein gewisser 
Erfolg der RAF. Allerdings kein politi­
scher Erfolg, sondern beschränkt auf 
den Erfolg einer gelungenen Erpres­
sung. Der Staatsschutz weiß um die poli­
tische Erfolglosigkeit der RAF in der 
Linken und in der Bevölkerung, und um 
die Sinnlosigkeit einer Strategie, die re­

vollziehbare Behauptung neben der 
nächsten auf. Ich mach das mal deutlich 
an der umfangreichen Erklärung zum 
Anschlag gegen Neusel (vergleiche taz 
31.07.90).

Im ersten Drittel der Erklärung wer­
den die Funktionen Neusels im Dienste 
der Bundesregierung dargelegt, um zu 
erklären, warum er Ziel der Bestra­
ftingsaktion geworden ist. Hier müsste 
die RAF endlich einmal den politischen 
Sinn und Zweck ihrer Bestrafungsaktio­
nen begründen. Daß Bestrafung Politik 
sein soll, ist nämlich keine sich von 
selbst erklärende Selbstverständlichkeit. 
Nochmal: Die Macht des Imperialismus 
beruht doch auf viel mehr als auf den ihn 
exekutierenden Figuren! Was die RAF 
macht, ist politisch irreführende Perso­
nalisierung, tut Leuten wie Neusel zu­
viel Ehr an. Nicht er „organisiert und 
führt den Krieg gegen alle, die für Be­
freiung, Selbstbestimmung und men­
schenwürdiges Leben und gegen die Zer­
störung, die von diesem System ausgeht, 
kämpfen“ Er ist nur eine — zugegebe­
nermaßen wichtige — Funktion, ein 
dennoch austauschbares Rädchen im 
Getriebe der Macht. Mehr nicht.

Die RAF bleibt auch die Erklärung 
schuldig, weshalb sie mit dem Anschlag 
auf Neusel die Hoffnung verbunden hat, 
die Gefangenen in Spanien bei ihrem 
Kampf unterstützen zu können. Der An­
schlag war allenfalls eine Geste der Soli­
darität, ansonsten aber — solange die 
wesentliche entscheidende Unterstüt­
zung der spanischen Bevölkerung aus­
bleibt (woran hängt es, daß die offen­
sichtlich zu schwach ist? Da liegen die 
wesentlichen Fragen!), schlimmsten­
falls noch Zusatzlegitimation für die 
harte Linie. Erst recht, wenn die Be­
hauptung zutreffend sein sollte, daß sich 
„die sozialistische Regierung unter 
Gonzales endgültig — gerade im Hin­
blick auf, Europa 92' — als zuverlässi­
ges Mitglied der Kemstaaten des euro­
päischen Machtblocks profilieren will“ 
Dann ist doch klar, daß sie — ehe sie 
nachgeben — notfalls eigene Figuren 
opfern. Bei Schleyer war das doch ge­
nauso.

Vollends rätselhaft ist die Behaup­
tung: „Nur eine bewaffnete Aktion konn­
te diese festgefahrene Situation wieder 
offen machen. Sie kann alle Initiativen, 
die zum Streik bis jetzt gelaufen sind, zu 
neuer Schärfe bringen, und sie macht 
vor allem einen neuen Anlauf möglich, 
weil sie den politischen Raum dafür auf­
macht.“ Wieso nur eine „bewaffnete 
Aktion“ ? Und ist „bewaffnete Aktion“ 
automatisch gleich Hinrichtung, oder 
hätte es auch etwas anderes sein kön­
nen? Welche Initiativen werden wieso 
zu „neuer Schärfe“ gebracht? Wieso 
wird dadurch welcher neue Anlauf 
möglich? Wieso wird der „politische 
Raum dafür aufgemacht“ ? Was heißt 
überhaupt „politischen Raum auf­
machen“ 2

Zur Zielsetzung ihrer Aktion sagt die 
RAF in der Erklärung:

„So soll unser Angriff jetzt in zwei 
Richtungen wirken, die eine, konkret zur 
Durchsetzung der Forderungen der Ge­
fangenen und im Aufbau revolutionärer 
Gegenmacht in Westeuropa, und die an­
dere, als Einleitung einer langen Kampf­
phase gegen die neu entstandene groß­
deutsche /westeuropäische Weltmacht.' ‘ 
Dafür wird als Begründung genannt 
„die Unterwerfung von Millionen Men­
schen unter die Prinzipien von Markt, 
Profit und Warenstruktur“ Und „auf 
der Basis der neuen Macht, die das 
BRDKapital an der Spitze Westeuropas 
aus dieser Entwicklung zieht, wollen sie 
zu einer neuen Runde in der Unterwer­
fung und Ausplünderung der Völker im 
Trikont ausholen.“

Aus der Notwendigkeit, Widerstand 
gegen diese Politik zu leisten, und die 
Forderungen der Gefangenen durchzu­
setzen, erklärt sich aber auch nicht, wes­
halb ausgerechnet die Hinrichtung Ver­
antwortlicher ein wirksames Mittel sein 
soll.

Es ist doch eine folgenschwere Fehl­
einschätzung, das, was gerade in Ost­
europa abläuft, einseitig als ,dritten 
Überfall, den das deutsche Kapital in 
diesem Jahrhundert auf die Völker Euro­
pas führt“, zu begreifen. Ohne die mas­
senhafte Eigenbewegung der Bevölke­
rung Osteuropas wäre das nicht gelau­
fen. Wir sind nicht einfach mit einer li­
nearen Entwicklung konfrontiert ä lä der 
Imperialismus wird immer stärker und 
immer übler, und jetzt noch übler, son­
dern die jetzige Konstellation ist qualita­
tiv neu und bestürzend:

Völker, die materielle und machtpoli­
tische Voraussetzungen zum Aufbau ei­
nes Sozialismus/Kommunismus hatten, 
laufen den Kapitalisten in die Arme,

Zum „Verhandlungsangebor* 
der Bundesregierung

Die Bundesregierung verlangt nicht in­
niger als die Kapitulation der RAF Ar- 
gäbe des Kampfes und ein Leben uMr 
der Kontrolle des Staatsschutzes in - 
nem Drittland. Dafür bietet die 
rung die Zusammenlegung der Getane 
nen an (Vgl. taz 13. /14. /15.12.90 so­
wie 18.12.90).

Eine Gruppe, die ihre revolutionär? 
Zielsetzung nicht aufgegeben hat, kaao 
dieses „Angebot“ nicht annehmen.

Wenn die RAF sich darauf einließe, 
müsste man fragen: wofür haben sie a- 
gentlich die ganze Zeit gekämpft .’ Ub- 
für die vielen Toten? Wofür die jahre­
langen Quälereien in der Isolation, die 
Torturen von Hungerstreiks und 
Zwangsernährung ?

Zum anderen: Wer soll garantieren, 
daß die Bundesregierung ihre Zusagen 
die Gefangenen betreffend einhält? Das 
dürfte doch klar sein: Beim ersten 
Mucks, beim ersten Widerstand der Ge­
fangenen gegen das Knastregime, wer­
den sie wieder in der Isolation ver­
schwinden, solange es die Möglichkeit 
der Absonderung von Gefangenen in­
nerhalb der Gefängnisse baulich und po­
litisch gibt. (Da wird auch die ganze 
Schwäche der Zusammenlegungsfbrde- 
rung bedeutsam, die nicht in erster Lime 
auf die Abschaffung der Isolationsmög­
lichkeiten innerhalb der Knäste als Dro­
hung gegen jeden Gefangenen orien­
tiert !)

Kein Deal kann die Situation von Ge­
fangenen, die sich weigern zu Kreuze zu 
kriechen, verbessern, wenn es nicht eine 
politische Bewegung innerhalb und au­
ßerhalb der Knäste gibt, die die Herr­
schenden zwingt, das ganze Instrumen­
tarium der Absonderung von Gefange­
nen außer Kraft zu setzen.

Die Argumentation seitens der „Ver­
mittler“ und des Staatsschutzes, der 
RAF falle kein Zacken aus der Krone, 
wenn sie verhandele, schließlich seien 
bewaffnete Auseinandersetzungen im­
mer wieder auch von Verhandlungen 
begleitet gewesen, man denke nur an 
IRA und ETA, ist tückisch. Sie speku­
liert damit, die RAF bei ihrer politischen 
Selbstüberschätzung packen und aufs 
Glatteis führen zu können. Selbstver­
ständlich hat es immer Verhandlungen 
zwischen Befreiungsbewegungen und 
Bürgerkriegsparteien mit ihren jeweili­
gen Regierungen gegeben, und wird es 
sie notwendigerweise immer geben. 
Aber die RAF ist weder die IRA noch die 
ETA.

IRA und ETA sind integraler Bestand­
teil der sozialen und politischen Kämpfe 
in Irland und im Baskenland. Sie haben 
die aktive Unterstützung großer Teile 
der Bevölkerung dort und sind somit für 
die Herrschenden emstzunehmende 
Machtfaktoren. Das alles trifft auf die 
RAF nicht zu.

Was die Bundesregierung von der 
RAF will, ist alles, die totale Selbstaui- 
gabe, die Kapitulation, das Ende. Es ist 
ein Hohn, diese Situation mit Verband 
lungen von Befreiungsbewegungen zu 
vergleichen, die aus der Position einer 
politischen Stärke agieren können!

Eine Kapitulation der RAF würde 
eine Demoralisierung für alle Men­
schen bedeuten, die die Hoffnung auf 
Veränderung noch nicht aufgegeben 
haben.

Als die Genossinnen und Genossen 
der RAF 1970 ihren Kampf aufgenom 
men haben, haben sie sich als eine Frak 
tion der revolutionären Linken begrif 
fen, als Rote Armee Fraktion. Sie konn­
ten sich auf die 68er Jugend- und Studen- 
tenbewegung mit ihren großen anferr 
perialistischen Manifestationen bene 
hen. Der Krieg in Vietnam war eska­
liert. Gegen diesen Krieg gab es weh 
weit eine starke Protestbewegung, wr 
allem in den USA. In den amenkan; 
schen Ghettos standen die Schwarzes 
auf. Sie gründeten Selbstverteidigu^p 
komitees, organisierten eine selbströ- 
waltete Infrastruktur und bewaffneten 
sich. In vielen Ländern der soeenamaefi 
dritten Welt befreiten sich die Vöitor 
von Kolonialismus und Neokoionüiß 
mus. Es gab erfolgreiche SladtguenUi- 
gruppen in den lateinamerikanischen 
Metropolen. Kurz, es gab keinen Greai 
nicht zu versuchen, eine Rote Armer 
Fraktion in der BRD autzubauen 
dem Ziel der bewaffneten Intetva«* 
in der imperialistischen Metropole bk 
Unterstützung der antiimperialisöscbt« 
Befreiungsbewegungen weltweit. Dr 
RAF war eine sichtbare glaubwuniMr 
Konsequenz aus all den Anaivseo a*- 
Reden der Studentenbewegung vorir 
Daß die Politik der RAF sehr baki 
geworden ist, ändert nichts dann, dr
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sie — wie auch der 2. JUNI und die 
REVOLUTIONÄREN ZELLEN — 
wesentlich dazu beigetragen hat, vielen 
Menschen zu vermitteln, daß man — 
heute schon — auch aus einer Minder- 
heitsposition heraus wirksam politisch 
und militärisch eingreifen kann; daß der 
staatliche Machtapparat angreifbar ist 
und nicht allmächtig. Das sind ganz 
wichtige Erfahrungen, um Widerstand 
überhaupt denken zu können, um uns 
überhaupt Vorstellungen von unseren 
Möglichkeiten zu verschaffen. (Damit 
sind natürlich noch in keiner Weise die 
Fragen politischer Strategie beant­
wortet. Bewaffneter Kampf ist keine 
Strategie, sondern eine Methode/ein 
Werkzeug.) Dazu kommt, daß es — ge­
rade in der BRD — nicht kostbar genug 
einzuschätzen ist, daß es mit der RAF 
für alle sichtbar Menschen gab und gibt, 
die aus ihren politischen Einsichten eine 
radikale persönliche Konsequenz gezo­
gen haben, die sich in all den Jahren 
nicht opportunistisch verhalten haben 
und sich ihre politischen Überzeugun­
gen nicht haben abkaufen und abpressen 
lassen. Auch nicht unter den aller­
schwersten Bedingungen.

Das macht besonders heute die große 
Bedeutung der RAF für eine politische 
Moral der Linken aus. Das Stückchen 
Hoffnung, das so wichtig ist, um immer 
wieder die Energie aufzubringen, wei­
terzumachen.

Ein Deal der RAF mit der Bundesre­
gierung wäre gerade jetzt wie ein letztes 
Hohnlachen auf kommunistische Hoff­
nungen in der BRD, nach all den Zusam­
menbrüchen und politischen Feigheiten, 
die wir während des letzten Jahres so er­
lebt haben.

Festzuhalten bleibt:
Das „Verhandlungsangebot“ der 

Bundesregierung ist kein wie immer ge­
arteter Erfolg der Aktionen der RAF, 
sondern die Aufforderung zur Kapitula­
tion und insofern überhaupt nichts 
Neues. Der Lochte-Vorschlag und das 
„Angebot“ der Bundesregierung erfolg­
ten aufgrund der politischen Schwäche 
der RAF.

Die politische Initiative 
muß bei uns bleiben!

Wenn wir, die Linke und die RAF, der­
zeit die Gefangenen schon nicht rausho­
len oder schützen können, so haben wir 
doch wenigstens alles zu unterlassen, 
was sie weiteren Gefährdungen aus­
setzt/ Wir müssen lernen, die politische 
Initiative auch in einer Situation der Nie­
derlage zu behalten. Das würde hier hei­
ßen: die RAF setzt ihre Hinrichtungsak­
tionen zumindest vorläufig aus und gibt 
das öffentlich als eine politische Ent­
scheidung bekannt. Damit würden dem 
Staatsschutz Legitimationsmöglichkei­
ten für seinen Terror gegenüber (einzel­
nen) Gefangenen genommen.

Mit Kapitulation hätte das nichts zu 
tun. Wenn man eine Politik aussetzt, um 
sie zu überprüfen, weil sie firag-würdig 
geworden ist, so ist das eine Vorausset­
zung, um wirkungsvoller und besser als 
bisher Weiterarbeiten zu können.

Falls es demnächst Zusammenlegun­
gen geben sollte aus einem — für uns 
ausnahmsweise günstigen — politischen 
Kalkül des Staatsschutzes, dann ist das 
gut. Dann können die für uns notwen­
digen Diskussionen besser geführt wer­
den, dann ist das Leben im Knast ein 
kleines bißchen leichter. Aber täuschen 
wir uns nicht. Jederzeit, wenn es dem 
Staatsschutz opportun erscheint, können 
die Löcher wieder dicht gemacht wer­
den.

Ein einigermaßen verläßlicher 
Schutz für die Gefangenen vor staat­
licher Willkür, einigermaßen erträgli­
che Haftbedingungen, können nur von 
einem Großteil der „sozialen“ Gefan­
genen und von uns draußen politisch 
durchgesetzt und gehalten werden.

Die zeitweiligen taktischen Überle­
gungen und etwaigen Maßnahmen von 
Staatsschutz und Bundesregierung be­
züglich der Haftbedingungen haben des­
halb für die von uns notwendig zu füh­
rende politische Debatte keinerlei Be­
deutung !

Die verfluchte Angst 
offen zu diskutieren

Leider ist es so schwierig, über die Poli­
tik der RAF kritisch zu diskutieren, daß 
diese Schwierigkeiten selbst zum Ge­
genstand der Diskussion gemacht wer­
den müssen. Sehr deutlich wurde das bei 
der Reaktion auf Christian Geisslers
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Buch „Dissonanzen der Klärung“ von 
„einigen Menschen aus der Hafen­
straße“ (Arbeiterkampf Nr. 318).

Statt sich zu freuen, daß sich endlich 
mal einer sehr differenziert und solida­
risch mit der RAF auseinandersetzt im 
Interesse einer wirkungsvollen revolu­
tionären Strategie, machten sich die 
Schreiberinnen erst gar nicht die Mühe, 
sich mit den Fragen und Argumenten 
von Geissler auseinanderzusetzen.

Wer so wie in diesem Brief mit Dif­
famierungen um sich schlägt und anson­
sten nur selbstgefällige Allgemeinplätze 
anzubieten hat, verhindert die Klärung 
der anstehenden Fragen und erzeugt ein 
inquisitorisches Klima, das Einschüch­
terung zur Folge hat. Das Ergebnis ist, 
daß Fragen und Widersprüche nicht auf 
den Tisch kommen, daß eine offene und 
produktive Auseinandersetzung nicht 
stattfindet. Die Folge: Verunsicherung, 
Lähmung, Untätigsein bei den einen und 
Festschreibung von Fehlern in der Pra­
xis der anderen.

Fetisch revolutionäre Identität
„Ich habe in meinem Leben nur zwei 
Lieben , das eine ist meine Frau und das 
andere ist die Revolution. Sonst bin ich 
mit niemandem verheiratet, die MLN ist 
ein Werkzeug, und während sie uns 
nutz!, werden wir sie benutzen, wenn 
nicht, benutzen wir ein anderes Werk­
zeug. Man darf nicht dogmatisch sein, 
vor allem, wo der Feind sehr flexibel ist, 
müssen wir anfangen zu lernen“

Julio Marenales, Mitbegründer der 
MLN, während der Diktatur Geisel der 
Militärs, danach im Zentral- und Exe­
kutivkomitee der Tupamaros in „Die 
Guerilla zieht Bilanz“, S. 147.

Was hindert so viele Genossinnen und 
Genossen daran, die Frage nach der 
RAF so nüchtern zu betrachten?

Es spricht viel dafür, daß mit der Fra­
ge nach der Adaequatheit der RAF-Stra­
tegie oft ganz anderes verbunden wird 
als die Frage nach der zur Zeit angemes­
senen Strategie und Taktik. Da hängen 
Identitäten dran. Die RAF wird nicht als 
Werkzeug zum Kämpfen angesehen, 
sondern sie verkörpert in erster Linie ei­
ne Hoffnung und einen Traum.

Nach meinen Erfahrungen, wie ich 
das bei mir und anderen erlebt habe, 
würde ich diesen Traum so umreißen: 
—die Hoffnung, daß man auch aus einer 

absoluten Minderheitsposition heraus 
was machen kann;

—daß man persönliche Grenzen über­
schreiten kann;

— der Traum von einem Leben, aufgeho­
ben im Zusammensein mit anderen, 
ohne all den Dreck von Leistungs­
druck, Konkurrenz, Darwinismus, 
Theaterspielen;

—und immer wieder die verfluchte 
Hoffnung darauf, daß man endlich alle 
Scheiße hinter sich lassen könnte, in­
dem man sich „außerhalb des 
Systems“ stellt.
Die RAF verkörpert offensichtlich für 

viele diesen Traum, losgelöst von je­
der aktuellen politischen Analyse und 
den sich daraus ergebenden Notwen­
digkeiten. Dabei werden die Möglich­
keiten politischer Veränderung allein 
als Resultate individueller militanter 
Anstrengungen gedacht. Das produ­
ziert zwangsläufig politische Fehlein­
schätzungen. Typisch für solche Fehl­
einschätzung bei einer Diskussion, 
wieso mit dem Hungerstreik 1989 die 
Zusammenlegung nicht durchgesetzt 
werden konnte, die „Analyse“: 
„Wenn es mehr brennende Barrika­
den gegeben hätte, hätten wir es ge­
schafft“

In die gleiche Richtung geht ein Zi­
tat aus der „Dokumentation zur Be­
setzung der EG-Kommission während 
des Hungerstreiks“ (EG-Doku):

„Zum Zeitpunkt des Aussetzens von 
Christa und Karl-Heinz war die Aus­
richtung auf Bündnisse, breite gesell­
schaftliche Gruppierungen über die 
Mobilisierung an den Haftbedingun­
gen zu erreichen, ausgereizt, hatte 
ganz deutlich ihre Grenze gefunden. 
Ganz klar ist dies an der Demo in 
Bonn am 29.4.1989 sichtbar gewor­
den. Hier sind keine Perspektiven ei­
ner weiteren Mobilisierung deutlich 
geworden. Der revolutionäre Wider­
stand war in der Vorbereitung sowie 
auf der Demo zwar anwesend, poli­
tisch aber faktisch nicht vertreten. 
Diese Unfähigkeit, sich selbst poli­
tisch und praktisch in den Kampf für 
die Zusammenlegung einzubringen 
und weiterzuentwickeln, begreifen wir 
als Ausdruck der Defensive des revo­
lutionären Widerstands in der BRD. 
Die vereinzelten Versuche, diese De­
fensive zu durchbrechen, z.B. in den 
Angriffen auf die Deutsche Bank in 
Hamburg und die Wertpapierbörse in 
Frankfurt, diese offensiven Momente 
sind jedoch nicht aufgegriffen wor­
den.“ (S. 2)

Tatsächlich war die „Ausrichtung 
auf Bündnisse und breite gesellschaft­
liche Mobilisierung“ nicht aus­
gereizt. Daß es möglich gewesen ist, 
mit einigen Menschen aus den Ge­
werkschaften Bündnisse einzugehen, 
heißt noch lange nicht, daß sich die 
Gewerkschaften im Bündnis befan­
den, war aber deutlicher Hinweis dar­
auf, daß es sinnvoll ist, weiter in den 
gewerkschaftlichen Bereich hineinzu­
arbeiten. Dasselbe gilt für den kirch­
lichen Bereich usf.

An der Demonstration in Bonn ist 
lediglich die politische Unklarheit und 
deshalb Sprachlosigkeit des Wider­
stands deutlich geworden, und daß so 
etwas wie das Generve im Vorfeld der 
Demo, von wegen, wer reden darf und 
wer nicht, bei fehlender eigener politi­
scher Position/Klarheit des Wider­
stands nur abstoßend wirkt. (Ganz ne­
benbei waren einige der dann unwi­
dersprochen ! gehaltenen Beiträge 
mindestens genauso schlimm wie die, 

um die der Hickhack vorher gegangen 
war.) Anpisserei und Machtgerangel 
wirkt nach außen immer demobilisie­
rend und entpolitisierend. Wesentlich 
sinnvoller wäre gewesen, alle spre­
chen zu lassen, die die materiellen 
Forderungen der Gefangenen unter­
stützen, und wenn einem dabei eine 
politische Position nicht gefallt, dies 
in einem eigenen Beitrag präzise poli­
tisch zu kritisieren.

Es ist auch ein Irrtum zu glauben, 
politische Ratlosigkeit ließe sich 
brachial durch Aktionen gegen „rich­
tige“ Ziele aufheben. Eine Defensive, 
die etwas mit fehlender gesellschafts­
politischer Analyse und Unklarheit 
über die eigenen Ziele (über Allge­
meinplätze hinaus) zu tun hat, muß 
anders angegangen werden. Alles an­
dere ist bloße Selbstvergewisserung, 
Vorgaukeln von Offensive. An dieser 
Stelle müsste auch mal über das merk­
würdige, scheinbar ausschließlich mi­
litaristische Verständnis von Defen­
sive und Offensive bei großen Teilen 
des Widerstands gesprochen werden.

Vorrangig geht es Selbstzweckhaft 
immer wieder darum, „sich (als Wi­
derstand H.C.) politisch und praktisch 
in den Kampf für die Zusammenlegung 
einzubringen“, anstatt daß gefragt 
wird, wie die Kräfteverhältnisse ins­
gesamt sind. Was angesichts dessen 
notwendig wäre, die Forderungen der 
Hungerstreikenden weiterhin wir­
kungsvoll (!) zu unterstützen, und was 
die einzelnen Menschen und Gruppen, 
und also auch man selber, dazu beitra­
gen könnten.

Immer wieder das Phänomen, daß 
es dem Widerstand letztlich weniger 
darum geht, bestimmte materielle und 
politische Ziele durchzusetzen, als um 
ein „inneres Erlebnis“, ganz subjek­
tive Erfahrungen, orientiert nicht an 
gesellschaftlichen Zielen und Kräfte­
verhältnissen, sondern nur an der ei­
genen Befindlichkeit des Widerstands 
und der Einzelnen darin.

Das läßt sich wieder ganz gut an den 
Beiträgen in der EG-Doku verdeutli­
chen, wo es um die Bedeutung der Be­
setzungsaktion geht:

„Das Mobilisierende dieser Initiati­
ve war für uns, daß in ihr politisch und 
praktisch die Überlegungen und die 
Bestimmung und Durchsetzung der 
eigenen revolutionären Identität auf­
gegriffen wurden uhd darüber hinaus 
eine Perspektive für den weiteren 
Kampf greifbar wurde“ (S. 4)

„Die Idee der Aktion hatte alle so­
fort mobilisiert. Es war für uns alle in 
unserer Unterschiedlichkeit (...) Die 
Entscheidung zum eigenen Aufbruch, 
zum Durchbruch der eigenen Defen­
sive, der festgefahrenen Situation in 
der Stadt und Bewegungslosigkeit des 
gesamten Widerstands der vergange­
nen Monate.“ (S. 5)
„Dadurch und daß jede/r das Gefühl 

hatte, für sich ist dies auch ein Schritt in 

seiner/ihrer Entwicklung und natürlich 
das Bewußtsein der politischen Bedeu­
tung, ist ein sich ganz Reinstellen in die­
se Aktion erst möglich: Und so wie sich 
jede/r von uns reingestellt hat, haben 
wir uns gegenseitig auch die Kraft, Stär­
ke und Entschlossenheit gegeben“ (S. 10) 

usw. usw. usw.
Bedürfnisse nach Authentizität, nach 

Leben statt Gelebtwerden, Sehnsucht 
nach Kollektivität stehen im Vorder­
grund. Dazu kommt eine Identifikation 
mit den Gefangenen, die so weit geht, 
daß als Motiv, für die Unterstützung des 
Hungerstreiks in Diskussionen immer 
wieder genannt wurde: die werden iso­
liert und wir draußen sind auch isoliert. 
Die Identifikation geht so weit, daß die 
Situation der Gefangenen unterschieds­
los auf draußen übertragen wird, was 

-sich darin äußert, wenn Leute draußen (!) 
davon reden, daß „im Kampf um die 
eigene Identität nicht loslassen“ wollen 
und um „Durchsetzung der eigenen 
revolutionären Identität“ kämpfen.

Das ist gespenstisch angesichts der 
Haftbedingungen, der materiellen Ge­
walt eines Knastes und dem Vorhanden­
sein aller Möglichkeiten für uns hier 
draußen — wenn wir sie nur nutzten!

Die Situation der Gefangenen ist so, 
daß. sie uhi die Wahrung ihrer Identität 
als Menschen kämpfen • müssen, weil 
Vollzugsziel ist, die (politischen, wider­
ständigen) Persönlichkeiten zu zerstö­
ren. Aber hier draußen Aktionen mit 
dem Ziel „Durchsetzung der eigenen re­
volutionären Identität“ zu machen, be­
wegt sich auf der Ebene Selbsterfah­
rungsgruppe und hat mit politischem 
Eingreifen, gar „Offensive“ nichts zu 
tun.

Die Ausgangsfrage war, warum es so 
schwer ist, über die Adaequatheit der 
Aktionen der RAF zu diskutieren. Eine 
Antwort scheint zu sein: Es ist deshalb 
so schwer, weil es bei vielen Menschen, 
die die RAF „gut“ finden, nicht um die 
Angemessenem einer bestimmten Stra­
tegie zu einer bestimmten Zeit geht, son­
dern um das, was die RAF/die Gefange­
nen symbolisieren.

Auch dazu ein Zitat aus der EG-Doku: 
„Die politischen Gefangenen sind also 
ganz klar Teil unserer Geschichte — sie 
stehen für Kontinuität revolutionärer 
Politik in der Metropole — sie sind Teil 
unserer Identität. Der Angriff gegen sie 
ist also auch ein ganz direkter Angriff 
gegen unsere Geschichte, unsere Identi­
tät.“ (S. 90)

Nein. Die politischen Gefangenen 
sind unsere Genossinnen und Genossen. 
Sie stehen dafür, daß Menschen auch un­
ter unerträglichen Bedingungen ihre 
Überzeugung und das, wofür sie ge­
kämpft haben, nicht aufgeben. Sie wir­
ken dadurch ermutigend und deshalb lie­
ben wir sie. Teil unserer Identität sind 
sie allerdings nicht. Sie sind lebendige 
Menschen mit Träumen und Hoffnun­
gen, nicht Denkmäler für diese Träume 
und Hoffnungen!
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Was ist das nur für ein vertrackter 
Identitätsbegriff, der durch die Scene 
geistert und alles Lebendige zum Er­
starren bringt?

Politisch identisch zu sein, bedeutet 
doch, daß die eigenen politischen Vor­
stellungen und Wertmaßstäbe sich im 
Handeln niederschlagen. Daß man sich 
selbst treu ist, was einschließt, daß man 
sich selbst, die eigenen Ansichten und 
Absichten nicht verrät.

Das Verwirrende ist nur, daß die Be­
griffe politische Identität, revolutionäre 
Identität von Leuten aus dem Wi­
derstand so gebraucht werden, als han­
dele es sich um konstante, auf jeden Fall 
revolutionäre Inhalte, genau festgelegte 
Vorgehensweisen und Haltungen. Die 
man dann besitzt, die auch nicht je nach 
Lage neu diskutiert und festgelegt wer­
den müssen, sondern es geht nur noch 
darum, diese Identität auszudrücken 
und zu bewahren.

Der Begriff der revolutionären Iden­
tität ist zu einem Fetisch geworden, der 
die Verdenkmälerung der Gefangenen 
fördert, und der den Widerstand auf sich 
selbst, auf reine Selbstkonstruktion zu­
rückwirft. Es geht nicht (mehr) um die 
Frage einer erfolgversprechenden revo­
lutionären Strategie, es geht nur noch 
um die Frage der Selbsterhaltung, die 
Frage der Identität.

Begriffe wie Identität, Kollektivität 
bekommen ein Eigenleben. „Sich ent­
scheiden“ wird zum magischen Schlüs­
selbegriff. „Sich entscheiden“ ist wich­
tig, weniger wozu. „Identisch sein“ ist 
wichtig, nicht so wichtig mit was. „Kol­
lektivität!“ Aber mit wem und wozu? In 
diesen Begriffen verschwindet alles an 
Inhalten wie in einem Bermudadreieck.

Über die Verselbständigung von Be­
griffen und Inhalten wäre noch viel 
nachzudenken und zu fragen. Vorerst 
finde ich wichtig, das als eine Erschei­
nungsform von etwas anderem zu neh­
men und zu versuchen rauszukriegen, 
was dahinter steckt. Aufgefallen ist mir 
bisher: so unsinnig und kontraproduktiv 
diese Fetischisierungen sind in Bezug 
auf ein wirksames politisches Eingrei­
fen, so sind sie doch erstarrter Ausdruck 
eines Traums und einer Hoffnung, um 
die in der Tat zu kämpfen ist.
—Es gibt etwas anderes als Warenlogik 

und Tauschgesetze. Es gibt Men­
schen, die nicht käuflich sind.

—Eine solidarische Gesellschaftsord­
nung ist vorstellbar, die nicht auf Aus­
beutung und Unterdrückung und der 
ständigen Nötigung zur Selbstver­
leugnung beruht.

Die Gefangenen stehen in ihrer Unge- 
brochenhcit für diesen Traum und diese 
Hoffnung.
Das, „der Traum von einer Sache“, die 
Hoffnung, soll zerstört werden, indem 
die Gefangenen zum Schweigen ge­
bracht, und/oder zu Widerruf und Ka­
pitulation gezwungen werden sollen 
durch jahre- und jahrzehntelange zer­
mürbende und zerstörerische Haftbedin­
gungen. Es ist die Idee des aufrechten 
Ganges, die Vorstellbarkeit von erfolg­
reichem Widerstand, die Idee der Legi­
timität und Möglichkeit revolutionärer 
Gewaltanwendung, die mit den Gefan­
genen zerstört werden soll. Auch das ist 
neben dem unmittelbaren Interesse der 
Herrschenden, daß keine weiteren At­
tentate stattfinden, ein zentraler Ge­
sichtspunkt bei allen Kapitulationsange­
boten an die RAF. Ziel ist die spurenlose 
Auslöschung des antagonistischen An­
deren, — wenn man so will: 1990/1991 
als das Jahr des ideologischen Endsiegs 
über alle kommunistischen Bestrebun­
gen und Hoffnungen.

Bei dem Vemichtungsinteresse gegen 
die Gefangenen ist nicht eine ganz be­
stimmte revolutionäre Strategie ge­
meint, für die und für deren Wirksam­
keit die Gefangenen stünden, sondern es 
geht um die praktische unversöhnliche 
Haltung dem herrschenden Gesell­
schaftssystem und seinen Vertretern ge­
genüber. Es geht hier nicht um die Kon­
tinuität und Wirksamkeit einer ganz be­
stimmten Strategie und Taktik, sondern 
es geht um eine Kontinuität im Bemü­
hen um die Entwicklung von wirk­
licher Gegenmacht.

Das ist es auch, was Marenales meint, 
wenn er von der MLN als Werkzeug 
spricht. Ein anderes Werkzeug; das­
selbe oder ein neues Werkzeug anders 
eingesetzt, das sind Fragen der Strategie 
und Taktik, die ständig neu auf ihre 
Brauchbarkeit überprüft und gegebenen­
falls verändert werden müssen. Das, 
was politische Identität meint, den auf­
rechten Gang, das Sich-Treu-Bleiben, 
bleibt davon unberührt. Marenales 
spricht politische Identität so: Wer die 
Revolution liebt, muß sich ständig nach 
den geeigneten Werkzeugen umsehen,

um an ihr zu arbeiten. — So kommt das 
mit der Identität vom Kopf auf die Füße.

Dieses ängstliche Festhalten an einer 
Identität, die mit ner bestimmten 
Kampf-Form verwechselt wird, scheint 
mir wesentliche Ursache zu sein für die 
Schwierigkeiten, über die RAF kritisch 
zu diskutieren. Es ist doch kein Wunder, 
daß so Gefesselte (jede Frage, jede ei­
genständige Überlegung gefährdet doch 
tendenziell die eigene revolutionäre 
„Identität“) politische im Grunde ab­
solut ratlos sind und immer entweder auf 
Angriffe des Staates/Imperialismus, 
oder auf Analyse und Schritte der Gefan­
genen oder der RAF warten, um dann zu 
reagieren.

Der Klassenfeind schläft nie
Neben der Angst, daß über Diskussion 
die eigene Identität in Frage gestellt wer­
den könnte, spielt auch — und gerade bei 
Gefangenen — die Angst eine Rolle, die 
eigenen Unsicherheiten und kritischen 
Überlegungen könnte die Gegenseite für 
irgendwelche Schweinereien auszunut­
zen versuchen, indem sie durch das Be­
nutzen solcher Äußerungen Irritationen 
provoziert, mit dem Ziel, Genossinnen 
gegeneinander aufzubringen, politische 
Verwirrung zu schaffen, eine Politik 
kaputt zu machen, usw. Diese Angst ist 
nur zu begründet. Es gibt ja einen gan­
zen Zweig der psychologischen Kriegs­
führung mit einer langen Tradition, der 
sich mit Intrigen und Zersetzung be­
schäftigt. Die Frage ist, wie wir und die 
Gefangenen damit umgehen. Wenn es 
dazu führt, daß immer wieder die Angst 
vor dem, was die Gegenseite alles ma­
chen könnte, den Ausschlag gibt vor der 
Notwendigkeit der Klärung politisch­
strategischer Fragen, dann ist das fatal. 
Das ist ne Art des Umgehens mit Un­
klarheiten, die im Großen wie im Klei­
nen bisher langfristig immer nur Unheil 
angerichtet hat.

Was wäre wohl aus der DDR und den 
anderen sozialistischen Staaten gewor­
den, wenn diese ständige elende Defen­
sive nicht gewesen wäre, bloß nicht öf­
fentlich über Fehler, Schwächen und 
Zweifel zu diskutieren mit dem Argu­
ment, dem Klassenfeind nicht Gelegen­
heit geben zu wollen, seine antikom­
munistische Hetze damit zu unterfüt­
tern? Wie es sich immer wieder zeigt, 
lassen sich Fehler und Verbrechen im 
Namen des Sozialismus, Widersprüche 
und Fragen auf Dauer nicht unter­
drücken. Wenn dann aber irgendwann 
dieses ganze Verdrängte hochkommt, ist 
es meistens zu spät produktiv damit zu 
arbeiten, dann bricht sich alles in unkon­
trollierbarer Eigendynamik seine Bahn. 
Ob das nun die Verdammung und in der 
Folge kampflose Übergabe von allem 
ist, was in 40 Jahren Realsozialismus 
hervorgebracht worden ist, oder ob das 
die Zusammenbrüche und/oder der 
Verrat bei einzelnen Menschen ist.

Dieses defensive Verhaltensmuster 
hat sicher auch mit einer politischen Tra­
dition zu tun, die Widersprüche haupt­
sächlich als bedrohlich begreift und 
nicht sieht, daß Widersprüche Ausdruck 
von Realität sind, mit denen wir uns pro­
duktiv auseinanderzusetzen lernen müs­
sen, wenn wir nicht hoffnungslos an der 
Wirklichkeit vorbei Politik machen wol­
len.

Wieso gibt es bei uns und bei den Ge­
fangenen nicht mehr Selbstbewußtsein? 
So einfach kann doch keine Gruppe ge­
spalten ‘werden, die sich nicht spalten 
lassen will! Die einerseits auf dem Streit 
um den aussichtsreichsten Weg beharrt 
und andererseits auf ihrer grundsätz­
lichen Solidarität zueinander. Es muß 
doch etwas geben, was tiefer verbindet 
als strategische und taktische Differen­
zen trennen können. Oder?

Perspektiven
Man kann wie oben dargelegt, den 
Kampf um Zusammenlegung/bessere 
Haftbedingungen/Freilassung von Ge­
fangenen aus der RAF und Widerstand 
nicht von der Diskussion der Politik der 
RAF trennen. Die Aktionen der RAF 
bestimmen die Rahmenbedingungen und 
damit die Erfolgsaussichten dieses 
Kampfes wesentlich mit. Insofern ist es 
auch politisch falsch und unglaubwürdig 
dazu, wenn kritische Fragen nach der 
Politik der RAF im Zusammenhang mit 
den Haftbedingungen immer wieder mit 
„das tut hier nichts zur Sache, die Ge­
fangenen sind nicht die RAF' abgewürgt 
werden. Ganz so, als wären alle, die da­
nach fragen, Provokateure. Selbstver­
ständlich müssen die Rahmenbedingun­
gen einer politischen Kampagne, erst 
recht, wenn sie von einem Teil der Lin­
ken gesetzt werden, diskutierbar und

kritisierbar sein. (Wer das bestreitet, 
muß sich den Vorwurf gefallen lassen, 
daß er/sie von Menschen verlangt, daß 
sie eine politische Kampagne unterstüt­
zen, ohne nach rechts und links zu 
gucken. Solch eine Instrumentalisierung 
von Menschen muß im Interesse einer 
emanzipativen Politik unbedingt verhin­
dert werden.)

Gleichzeitig ist es jedoch notwendig, 
den Kampf um Freilassung und bessere 
Haftbedingungen thematisch von einer 
Neu-Bestimmmung der Politik der RAF 
zu trennen. Nur so ist die ganze Konfu­
sion zu vermeiden, die regelmäßig im 
Kampf um bessere Haftbedingungen 
immer dann entsteht, wenn die Politik 
der RAF argumentativ mit diesem 
Kampf vermischt wird. Sei es, daß das 
Verhältnis zur Politik der RAF letztlich 
ausschlaggebend für das Eingehen von 
Bündnissen ist; sei es, daß die Politik der 
RAF in irgendeiner Form zur Rechtfer­
tigung von Haftbedingungen herange­
zogen wird. In beiden Fällen wird der 
Kampf der Gefangenen gegen mörderi­
sche Haftbedingungen zum Mittel der 
Auseinandersetzung mit der Guerilla in­
strumentalisiert. Sei es von den Leuten, 
die die Politik der Guerilla propagieren 
möchten, sei es staatlicherseits und von 
staatstragenden Gruppierungen, die die 
Frage der Haftbedingungen zur politi­
schen Erpressung der Guerilla und der 
Gefangenen einsetzen.

Die Frage der Haftbedingungen muß 
endlich von uns einen eigenständigen 
politischen Stellenwert — unabhängig 
von der jeweiligen Politik der Guerilla — 
zugestanden bekommen, 
—weil die Frage der Menschenrechte 

immer als eigenständige politische 
Frage zu behandeln ist;

—weil zerstörerische Haftbedingungen 
gegen alle Gefangenen eingesetzt 
werden, die Widerstand leisten. In der 
Tat werden Haftbedingungen einge­
setzt, um revolutionäre und wider­
ständige Identitäten zu zerstören. Die 
Identitätsfrage ist immer eine Frage 
der Haltung, des aufrechten Ganges 
und keine Frage einer speziellen Stra­
tegie. Insofern sind Haftbedingungen 
immer politische Maßnahmen, die auf 
die Identität und Menschenwürde 
aller Gefangenen zielen.

Die Behauptung, daß Haftbedingungen 
immer eine politische Frage sind, 
verlangt von uns Begriffsklärungen, die 
programmatischer Natur sind.

Es ist gang und gäbe, immer mal 
wieder den bloßen Kampf um erträg­
lichere Haftbedingungen, die Argu­
mentation mit Menschenzerstörung und 
Menschenwürde als „reformistisch“, 
„bürgerlich-demokratisch! ‘ und
,, humanistisch'' abzuqual i fizieren.

Es wird Zeit, das Recht auf körper­
liche Unversehrtheit und den Respekt 
der Würde eines jeden Menschen als Be­
standteil unseres politischen Selbstver­
ständnisses und unserer gesellschafts­
politischen Vorstellungen zu diskutie­
ren. Als einen der Werte, um die wir 
kämpfen.

An dieser Frage hängt, außer unserer 
unmittelbaren Handlungsfähigkeit in 
Bezug auf die Situation der Gefangenen 
heute, sehr viel mehr.

Es kommt ja nicht von ungefähr, daß 
die Forderung nach der Einhaltung von 
Menschenrechten unter Revolutionären 
einen faden Beigeschmack hat. Es war 
die Frage der Menschenrechte, die seit 
der Oktoberrevolution immer wieder als 
scheinheiliges Argument ins Feld ge­
führt wurde, um imperialistische Sank­
tionen und Interventionen gegen revolu­
tionäre Bestrebungen propagandistisch 
zu rechtfertigen. Die Frage der Men­
schenrechte war von den Anti-Kommu­
nisten besetzt und von Teilen der 
Kirchen.

Die Linke hat da, wo sie Menschen­
rechte überhaupt thematisiert hat, sie in 
der Regel immer runtergespielt und re­
lativiert. Das ist ein Fakt, den ich jetzt an 
dieser Stelle gar nicht werten möchte, es 
auch gar nicht kann. Daran hängen so 
grundsätzliche Diskussionen wie: was 
„darf' eine Diktatur des Proletariats?, 
bis dahin, ob und unter welchen Vor­
aussetzungen eine solche Diktatur über­
haupt zulässig ist. Fragen wie: wer ist 
heute eigentlich das Proletariat/ der 
„Maßstab“/das revolutionäre Subjekt?

Immer wieder hat sich die Linke in der 
Situation gefunden, die Sowjetunion und 
revolutionäre Bewegungen zu verteidi­
gen gegen die Anschuldigung, die Men­
schenrechte zu verletzen — oft genug 
gegen besseres Wissen. Es konnte nicht 
sein, was nicht sein durfte, oder der 
Zweck rechtfertigte ganz einfach die 
Mittel.

Der ganzen Dimension und Tragweite 
dieses Themas ist hier noch nicht einmal

in Ansätzen gerecht zu werden. Da 
steckt die ganze “-Debatte
drin; die Fragen, was wir — die revolu­
tionäre Linke — für ein Menschenbild 
haben; Fragen der Ethik und der Moral. 
Ich möchte mich deshalb auf einige An­
merkungen zur Situation beschränken 
und mich wieder auf den Anfang dieses 
Diskussionsbeitrages beziehen: der 
reale Sozialismus in der DDR ist auch 
deshalb wie ein Kartenhaus zusammen­
gebrochen, weil er von innen ausge­
höhlt, unglaubwürdig war, die morali­
sche Substanz fehlte. Es wurde zu viel 
gelogen. Und es wurde zu viel mit 
zweierlei Maß gemessen. Die Kom­
munisten waren unglaubwürdig ge­
worden. Das aber ist die schwerste Be­
hinderung für jede revolutionäre Ent­
wicklung, wenn die Protagonisten dieser 
Entwicklung unglaubwürdig sind. In 
dieser Situation sind die Kommunisten 
weltweit heute. Zu großen Teilen durch­
aus berechtigt. Was bleibt, ist Enttäu­
schung, Fatalismus, Apathie, Hoff­
nungslosigkeit.

(Ach, und es ist doch kein Zufall, daß 
im Fernseh-Interview vom 21.11.90 
Werner Lotze ganz am Ende von den 
Interviewern durch wiederholtes Fragen 
die Antwort in den Mund gelegt worden 
ist: „Ja, die RAF ist eine Gruppe ohne 
Moral.“ Am nächsten Tag hat die Presse 
genau diesen Satz getitelt. Das war der 
Zweck des ganzen Manövers: Der RAF 
durch ehemalige Mitkämpferinnen ab­
sprechen zu lassen, was ihr selbst ihre 
politischen Gegner bisher nicht abspre­
chen konnten: Ihre Aufrichtigkeit und 
ihre Moral.)

Das Emstnehmen von Menschenrech­
ten, von individuellen Freiheitsrechten 
wird in Zukunft ein Prüfstein für den Er­
folg jeder revolutionären Politik sein. 
Das haben 70 Jahre realsozialistischer 
Erfahrungen bitter klar gemacht. Zur 
Zeit bietet der Imperialismus die ideolo­
gischen Verheißungen von Freiheit und 
Selbstbestimmung, die der Sozialismus 
als Rechte der Einzelnen nie auf seine 
Fahne geschrieben hatte. Daß der Im­
perialismus sie nicht einlösen können 
wird, darf uns nicht beruhigen. Die Ent­
täuschungen darüber führen erfahrungs­
gemäß nicht automatisch zu emanzi­
patorischen Bewegungen, sondern der 
Reflex ist: Flucht. Flucht in Drogen, in 
Religionen, in reaktionäre Ideologien 
mit neuen Verheißungen.

Was zu diskutieren wäre:
Müssen wir als revolutionäre Linke 

nicht endlich über ethische Fragen dis­
kutieren? Müssen wir nicht bestimmte 
ethische/politische /moralische Werte 
offensiv behaupten, die schon lange bei 
vielen Menschen — quer zu den ver­
schiedenen Weltanschauungen — da 
sind? Die auch in Bewegungen der 
letzten Zeit in den realsozialistischen 
Ländern, wie auch in den Kirchen, wie 
auch bei vielen Linken hier, sowie 
Menschen aus den ,,sozialen Bewegun­
gen“ der letzten 15 Jahre, die progressi­
ven, emanzipativen Momente ausge­
macht haben.

Eine Verständigung über Ethik er­
scheint auch deshalb so notwendig, weil 
es mit der Diskreditierung des Marxis­
mus zur Zeit an emanzipativen Weltan­
schauungen fehlt. (Dabei gehe ich davon 
aus, daß die Diskreditierung des Marxis­
mus zu Unrecht erfolgt. Nach wie vor ist 
dort wichtigstes Instrumentarium für 
Befreiung zu finden.) Es fehlen 
,Werte“, die wir als zu erkämpfende 
benennen können, und die anknüpfen an 
Mangel und Sehnsüchten bei vielen 
Menschen hier. Eine ,,Ethik“ auch des­
halb, weil das auf konservativ-reaktio­
närer Seite selbstverständlich ein ganz 
wichtiges Kampffeld um die Herzen und 
Köpfe der Menschen ist. Sichtbarster 
und beunruhigender Ausdruck dafür ist 
der Zulauf, den die Kirchen überall im 
ehemals realsozialistischen Lager zu 
verzeichnen haben, mit all ihren natio­
nalistischen, rassistischen und sexisti­
schen Ideologien. Aber auch das Auf­
kommen „ethischer“ Debatten von 
Rechts, z.B. im ganzen Bereich 
Eugenik, Sterbehilfe u.a. macht deut­
lich, wie wichtig die Diskussion und 
Setzung ethischer Normen von unserer 
Seite aus ist.

Ein Schlüsselbegriff für solche Nor­
mensetzung könnte die Behauptung des 
uneingeschränkten Rechts auf Existenz 
für jeden Menschen sein. Darin lassen 
sich fast alle aktuellen Themen auf­
schlüsseln.

Das ginge gleichermaßen gegen Hun­
ger und Todesstrafe: für körperliche 
Unversehrtheit und Selbstbestimmung: 
gegen Folter und den Zwang, in den 
Krieg zu ziehen: für die sexuelle Selbst­
bestimmung der Menschen; für das 
Recht auf Wohnung und Gesundheit,

eine intakte Umwelt . . Die Liste liefe 
sich endlos fortsetzen.

Desweiteren wären Werte zu diskutie­
ren, wie z.B. der ganze Katalog der bür- 
gerlichen Freiheitsrechte, wie Mei­
nungsfreiheit usw.. in Hinblick auf Be­
wahrenswertes für eine revolutionär 
Bewegung. Dabei müsste es dam- 
gehen, eine Demokratieauffassung a 
entwickeln, die nichts mit dem vorfind- 
baren, strukturell undemokratischen 
Parlamentarismus zu tun hat . Und. 
Und. Und.

Bei dieser Arbeit würden sich viele 
und ganz neue Bündnisfeider erschlie­
ßen.

So, und in dieser ganzen Präzisierung 
dessen, was unsere konkreten Utopien 
sind, hätte die Frage der Menschenrech­
te in der Gefangenschaft einen eigen­
ständigen politischen Stellenwert, der 
als unverzichtbarer Bestandteil in einem 
revolutionären Prozeß behauptet werden 
müßte.

Damit wäre eine eigenständige politi­
sche Mobilisierung zur Unterstützung 
der Gelungenen vorstellbar, die gleich­
zeitig den Raum eröffnet für die notwen­
dige perspektivische Diskussion dar­
über, was die von uns anzustrebenden 
Werte/Ziele in einer anderen Gesell­
schaftsordnung sind.

Hanna Cash 
Februar 1991
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Verlag, 1987

Beavillard, Michelle Der Tod Ulrike Meinhofs 
Commune/Rhizom. 1986

Tolmein, Oliver und Winkel. Detlev zum Nichts 
geRAFt konkret Literatur Verlag. 1987

*
Zu den Haftbedingungen der Gefangenen aus 
der RAF' und aus dem Widerstand Bezug von 
dieser und anderen Broschüren über Rechts­
anwalt Klusmeyer. Am Klagemarkt 10/ U, 
3000 Hannover 1
Die Liste ist natürlich unvollständig!
Fragt in eurem örtlichen linken Buchladen!
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An dieser Ausgabe wirkten mit:
Bund Westdeutscher Kommunisten 
(BWK). Zülpicher Str. 7, 5000 Köln 
1, Tel. 0221/216442
DKP. Sprecher/innenrat. Hoffnung­
straße. 4300 Essen
AzD-Redaktion, 
c/o VTK-Verlag. Postfach 160725, 
6000 Frankfurt 16
Vereinigte Sozialistische Partei 
(VSP). Aquinostr. 7-11. 5000 Köln 
1, Tel. 0221 /730365

Geschäftsführung und Redakncnsadresst I 
Jörg Detien, Redaktion ..Beilage* cb I 
GNN. Zülpicher Str. 7 5000 Köln 1. Td ; 
02121 211658. tferanrwonlicher Mdk , 
teur dieser Ausgabe Christiane Schnader 
Die Beilage erscheint vierteljährlich W 
Preis ist im Verkaufspreis der PuNüaüoaer. 
denen sie beiliegt. enthalten Preis bei ge­
sondertem Bezug. 0.50 DM.
Krieger: GNN-Verlag GmbH. Zäpcher 
Str. 7, 5000 Köln 1; SoZ-Wriag GabH. 
Aquinostr. 7-11. 5000 Köln 1. Druck 'er­
lag Neuer Weg. Essen. Auflage: 4000




